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1.	 Einleitung

Was ist ›guter‹ Journalismus und was soll Journalismus in einer demokrati-
schen Gesellschaft leisten? So abstrakt und groß die Frage auch klingt  –  es 
ist die Kernfrage, der sich die kommunikationswissenschaftliche Medien- 
und Nachrichtenqualitätsforschung stellt (vgl. Reineck 2022: 1). Oder ge-
nauer gesagt: Der sie sich stellen muss. Denn während Journalismus als nach 
wie vor zentrale Instanz, die Öffentlichkeit für Themen und Akteur:innen 
herstellen kann, »gesellschaftliche Selbstbeobachtung« (Jarren 2015: 120) 
ermöglicht, liegt es an der Qualitätsforschung, diese Leistungen als »Re-
flexionsinstanz« (Serong 2015: 39) einzuordnen. Auch wenn die Antwor-
ten auf derart normative Fragen  –  wie üblich in den Sozialwissenschaf-
ten  –  entscheidend von der eingenommenen theoretischen Sichtweise ab-
hängen, kann es nicht die Lösung sein, sich diesen Fragen nicht zu stellen. 
Vielmehr gilt es die eingenommene Theorieperspektive zu reflektieren, 
transparent offenzulegen (vgl. Geise et al. 2022: 529) und so dem »immer 
tieferen Graben zwischen normativen und empirischen Ansätzen« (Ha-
bermas 2008: 9) in der Analyse öffentlicher Kommunikation zu begegnen.

Damit ist eine zweite, ähnlich alte und ähnlich große Frage der Quali-
tätsforschung angesprochen: Kann Qualität überhaupt gemessen werden 
(vgl. Russ-Mohl 1992: 85)? Die Antwort auch hier: Sie muss gemessen wer-
den, denn für viele gesellschaftliche Entscheidungen sind valide Daten zur 
Qualität journalistischer Berichterstattung ein wichtiger Gradmesser. Auf 
politischer Seite braucht die Medienregulierung transparente, nachvoll-
ziehbare und überprüfbare Kriterien für ihre Entscheidungen (vgl. z. B. 
Serong 2015: 40) und ähnlich muss die Medienförderung (vgl. z. B. Kal-
tenbrunner et al. 2020: 49) ihre Vergabe begründen. Auf journalistischer 
Seite sind es Fragen nach der Medienselbstkontrolle (vgl. z. B. Fengler 
et al. 2014), der Journalist:innenausbildung (vgl. z. B. Meier 2019: 5) oder 
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der konkreten Ausgestaltung des öffentlich-rechtlichen Auftrags (vgl. z. B. 
Troxler/Gonser 2011), die eine wissenschaftlich fundierte Auseinander-
setzung mit Medien- und Nachrichtenqualität unverzichtbar machen. Die 
wissenschaftliche Qualitätsforschung soll durch kontinuierliche Theorie-
arbeit die Grundlage für valide Operationalisierungen bieten und empiri-
sche Daten als Leitlinie für diese Felder bereitstellen.

Eine dritte Frage, die im Kontext der Debatte um journalistische Qua-
lität vielfach fällt, stellt Haarkötter (2018: 40)  –  und beantwortet sie gleich 
selbst: »Ist zum Thema Qualität im Journalismus eigentlich schon alles 
gesagt? Mitnichten.« Eine »declining quality of news« sowie eine »dec-
lining diversity of news« bezeichnen van Aelst et al. ( 2017: 3) in einem 
vielbeachteten Aufsatz als eine der zentralen Herausforderungen in einer 
aktuellen »high-choice media environment« und problematisieren, dass 
es (zu) wenig empirische Forschung zur Entwicklung von Qualität in ver-
änderten gegenwärtigen Medienumgebungen gibt. Journalismus schafft in 
einer demokratischen Gesellschaft die »Grundlagen für die freie Auseinan-
dersetzung von Meinungen und Positionen und ist auf diese Weise für die 
Demokratie konstituierend« (Weiss et al. 2016: 27). Nachdem Demokratie 
aber gegenwärtig  –  mittlerweile global  –  einem massiven Wandel unter-
worfen ist, müssen sich auch die Bewertungsmaßstäbe für Journalismus 
der gesellschaftlichen, politischen und medialen Realität anpassen. Dass 
sich die Qualität der Berichterstattung in diesem dynamischen Umfeld 
mitverändert, belegen kontinuierliche Erhebungen aus anderen Ländern 
wie der Schweiz (vgl. fög 2022). Inwieweit wegweisende Operationalisie-
rungsvorschläge für Medien- und Nachrichtenqualität (vgl. Arnold 2009; 
McQuail 1992; Schatz/Schulz 1992) vor diesem Hintergrund noch trag-
fähig sind, bedarf der Debatte.

Und eine letzte Frage drängt sich auf  –  die in der Forschung aber er-
staunlich selten gestellt und noch seltener beantwortet wird (vgl. Reineck 
2022: 1): Wie entsteht guter Journalismus? Oder anders formuliert: Welche 
Faktoren beeinflussen Medienqualität und wie tun sie das? Auch wenn die 
Erklärung von Medieninhalten ein Herzstück der sozialwissenschaftlichen 
Journalismus- und Kommunikationsforschung ist (vgl. Donsbach 2004; 
Müller/Donsbach 2006), beschränkt sich die Qualitätsforschung im 
Gros auf deskriptive Inhaltsanalysen (vgl. fög 2022; Maurer et al. 2021; 
Seethaler 2015; Stark et al. 2021). Damit mögen sie zwar ihrem Ziel als 
Reflexionsinstanzen des Status quo gerecht werden  –  das erklärende Po-
tenzial der Qualitätsforschung bleibt jedoch weitgehend unausgeschöpft. 
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Im Gegenzug existiert etablierte und elaborierte Forschung zu Journalis-
mus als Institution, die systematische und tiefgehende Einblicke in die 
Arbeitsbedingungen, Rollenverständnisse und Einflüsse auf Journalismus 
generiert und damit die Entstehungsbedingungen von journalistischen 
Inhalten beleuchtet (vgl. Hanitzsch/Hanusch et al. 2019; Hanitzsch/
Seethaler et al. 2019a). Dennoch sind, von wenigen Ausnahmen abgese-
hen (vgl. z. B. Albæk et al. 2014: 72ff.), beide Forschungsstränge in ihren 
theoretischen Bezügen, empirischen Instrumentarien und Analyselogiken 
weitgehend unverbunden.

Wandel von Demokratie

Dass die soziale Realität stets einem Wandel unterworfen ist, ist ein Allge-
meinplatz. Auch, dass Diskussionen über Medien- und Nachrichtenqualität 
»meist als Reaktion auf folgenreiche strukturelle Veränderungen […] oder 
Rezessionen« (Beck et al. 2010: 15) stattfinden, ist bekannt. Der drastische 
gesellschaftliche Wandel, den die Mehrheit westlicher Gesellschaften  –  und 
so auch Österreich als Untersuchungsgegenstand dieser Studie  –  derzeit 
erfährt, stellt aber dennoch Kernkonzepte der kommunikationswissen-
schaftlichen Forschung infrage. Zum einen ist ein Wandel von Demokratie 
diagnostizierbar. So lässt sich ein massiv schwindender Rückhalt für De-
mokratie als Herrschaftssystem feststellen, der sowohl in den USA als auch 
in Europa stattfindet (vgl. Foa/Mounk 2016). Die zudem sinkende Wahl-
beteiligung in vielen etablierten Demokratien (vgl. Hooghe/Kern 2017) 
als Herzstück repräsentativ verfasster Systeme bedroht deren Funktions-
fähigkeit. Gleichzeitig verändert sich die Kommunikation von politischen 
Eliten, wobei von »staatlichen oder anderen Akteuren gesteuerte Desin-
formationskampagnen« (Zerback 2021: 11) das Potenzial haben, Wahlen 
zu beeinflussen und damit repräsentativ-demokratische Prinzipien aus-
zuhöhlen. Zudem normalisieren Politiker:innen Verletzungen von bis vor 
wenigen Jahren als konsensual empfundenen Diskursregeln (vgl. Wodak 
et al. 2021) und gezielt eingesetzte Versuche der Delegitimierung unlieb-
samer Positionen (vgl. Egelhofer/Lecheler 2019) bedrohen deliberative 
Ideale einer konstruktiven politischen Diskurssphäre. Im Gegenzug bilden 
sich aber auch neue und stärker partizipatorische Formen des demokrati-
schen Einbezugs vor allem in jüngeren Generationen  –  Stichwort »Fridays 
for Future« (Marquardt 2020)  –  heraus (vgl. Zukin 2006). Begleitet wer-
den diese Phänomene von multiplen Krisen wie der Covid-19-Pandemie 
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oder der fortschreitenden menschgemachten Klimakatastrophe, die als 
Katalysator für die skizzierten Entwicklungen fundamentale Fragen des 
Zusammenlebens und politischer Ordnungen aufwerfen.

In Österreich lassen sich analoge Entwicklungen feststellen. Seite Ende 
der Wahlpflicht Anfang der 1990er-Jahre (vgl. BMI 2014) zeichnet sich eine 
fast stetige Abwärtstendenz der Wahlbeteiligung ab (vgl. BMI 2019). Die 
repräsentative Demokratie ist in Österreich seit Jahren zudem mehre-
ren Skandalen ausgesetzt, wie jenem um das »›Ibizagate‹« (Eberl et al. 
2020: 1352). 2019 wurde durch ein Video aus dem Jahr 2017 öffentlich, das 
den damaligen Vizekanzler Heinz-Christian Strache (FPÖ) beim Versuch 
zeigt, eine vorgeblich finanzstarke potenzielle Geschäftspartnerin da-
von zu überzeugen, mit der Kronen Zeitung die auflagenstärkste Zeitung 
Österreichs zu kaufen. Als Gegenleistung für wohlwollende Berichter-
stattung bietet er ihr lukrative öffentliche Aufträge an, sobald die FPÖ an 
der Regierung beteiligt ist (vgl. Eder 2023). Dies führte zum Zerbrechen 
der Koalition aus der konservativen ÖVP und der rechtspopulistischen 
(vgl. Heinisch 2004) FPÖ. Darüber hinaus dokumentiert die anhaltende 
»Chataffäre« (Vahrner 2022: 293) mutmaßlich korrupte Verstrickungen 
und das Untergraben demokratischer Strukturen durch mehrere ehema-
lige Spitzenpolitiker:innen und -beamt:innen und beinhaltet mutmaßlich 
gezielte Absprachen zwischen Politik und Medien. Diese globalen und na-
tionalen Krisen bleiben nicht ohne Folgen. Das Regierungsvertrauen ist 
im Verlauf der Covid-19-Pandemie rasant gefallen (vgl. Kritzinger et al. 
2021: 1215). Zudem glaubt 2022 nur noch ein Drittel der Österreicher:innen, 
dass das politische System in Österreich (zumindest »ziemlich gut«) funk-
tioniert  –  der niedrigste Wert seit Beginn der Abfrage 2018, wo rund zwei 
Drittel der Österreicher:innen dieser Meinung waren. Gleichzeitig stim-
men aber immerhin noch knapp 90 Prozent (zumindest »ziemlich«) zu, 
dass Demokratie die beste Staatsform ist (vgl. Zandonella 2022: 5ff.). 
Wenngleich also in Österreich (noch) Rückhalt für die Demokratie per se 
herrscht, gibt es starke Unzufriedenheit mit deren Umsetzung. Auch der 
Democracy Report des Varieties of Democracy-Instituts der Universität Göte-
borg stuft die österreichische Demokratie von einer vollwertigen ›liberalen 
Demokratie‹ im Jahr 2011 zu einer reinen ›Wahldemokratie‹ im Jahr 2021 
herab, wo Bürger:innen zwar ihre Stimme abgeben können, intransparente 
Gesetzgebung und deren Durchsetzung Demokratie aber maßgeblich 
beschneiden (vgl. V-Dem Institute 2022: 14). Im Gegensatz dazu finden 
sich aber auch Hinweise auf verstärkt partizipatorische Entwicklungen in 
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Österreich. Rosenberger und Stadlmair (2014: 481) stellen eine Zunahme 
direkter Beteiligung von Bürger:innen sowie eine Erweiterung des Betei-
ligungsrepertoires fest. Zumindest auf »der lokalen Ebene findet zuneh-
mend eine Einbindung von Bürgerinnen, Bürgern und Bürgerinitiativen 
in politisch-administrative Prozesse statt«, so ihre Diagnose. Auch wenn 
eine »niedrige elitenherausfordernde Partizipationsfreudigkeit« (Rosen-
berger/Seeber 2011: 175) festzustellen ist und sich am »grundsätzlichen 
repräsentativen Charakter« (Rosenberger/Stadlmair 2014: 482) nichts 
geändert hat, so geht der demokratische Wandel in Österreich auch in 
Richtung eines verstärkten Willens zu direkter Partizipation.

Wandel von Journalismus

Auch Journalismus ist starkem Wandel unterworfen. Während sich analoger 
Journalismus klassischerweise durch Werbung refinanziert  –  eine Bezie-
hung, die tiefgehende historische Wurzeln hat (vgl. Lauerer 2021: 9ff.) –, 
hat digitaler Journalismus auch nach geraumer Zeit seit Beginn der Ver-
lagerung von Medien- und Nachrichtennutzung hin zu digitalen Kanälen 
nach wie vor kein funktionales Refinanzierungsmodell gefunden. Im Zuge 
eines »digitalen Strukturwandels der Öffentlichkeit« (Eisenegger 2021: 6) 
konkurriert Journalismus im Netz mit globalen Konzernen wie Meta oder 
Google, die eine »massive Konkurrenz im Kampf um Publikumsaufmerk-
samkeit und Werbegelder« (Stark et al. 2021: 430) darstellen. Gleichzeitig 
begeben sich journalistische Outlets in starke Abhängigkeitsverhältnisse 
von Plattformen, deren Vermögen, Öffentlichkeit herzustellen, volatil und 
kommerziellen Imperativen unterworfen ist. Die im Zuge des Social Webs 
entstandene »neue Aufmerksamkeitsökonomie« (Stark et al. 2021: 430) 
hat zudem das Potenzial, journalistische Logiken nachhaltig zu verändern 
und Qualität zu gefährden. Auf eigenen journalistischen Plattformen ist 
die Zahlungsbereitschaft für digitalen Journalismus jedoch kaum vorhan-
den (vgl. Wellbrock/Buschow 2020). Es muss befürchtet werden, dass 
diese Entwicklungen die Ressourcen für hochqualitativen Journalismus 
beschneiden und sich Inhalte zulasten substanzieller Berichterstattung 
verändern (vgl. van Aelst et al. 2017: 9).

Gleichzeitig kämpft Journalismus publikumsseitig mit Vertrauensver-
lusten, zumindest in bestimmten politischen Milieus (vgl. van Eimeren 
et al. 2017), von denen sich viele Mediensysteme  –  so auch jenes in Öster-
reich (vgl. Gadringer et al. 2022)  –  nur temporär durch die destabilisie-
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rend und krisenhaft erlebte Covid-19-Pandemie ›erholt‹ haben, jüngst 
das Vertrauen aber wieder nachlässt (vgl. Newman et al. 2022). Für hoch-
qualitativen Journalismus ist dies insofern ein Alarmsignal, als dass die 
Qualitätswahrnehmung von Rezipient:innen mit Vertrauen in Medien 
zusammenhängt (vgl. Obermaier 2020: 228) und vor allem ein Konnex 
zwischen Verletzungen journalistischer Unparteilichkeit und der Erosion 
von Vertrauen (vgl. Ojala 2021) existiert. Vor diesem Hintergrund zeigt sich 
die Sicherstellung von und Investment in Medienqualität als eine der zen-
tralen Strategien zur Vertrauensbildung durch Journalist:innen (vgl. Uth 
2021). Ein Grund für das mitunter schwierige Verhältnis zwischen Jour-
nalismus und seinem Publikum liegt in einer Diskrepanz zwischen dem, 
was Rezipient:innen von Journalismus erwarten, und was Journalismus 
›liefert‹. Hier zeichnen Studien ein »mismatch« (Karlsson/Clerwall 2019: 
1184) nach, das sich auch in Österreich  –  zumindest zu Teilen  –  empirisch 
bestätigen lässt (vgl. Riedl/Eberl 2022).

Erkenntnisinteresse und Studienanlage

Einerseits wachsen hinsichtlich des Wandels von Demokratie also global 
wie national in Österreich die Anforderungen an die Rolle von Journalismus 
in einer demokratischen Gesellschaft  –  gleichzeitig steht Journalismus 
selbst aber unter existenziellem Druck. Es stellt sich die Frage, inwiefern 
Journalismus in seiner gegenwärtigen Verfasstheit das leisten kann, was 
er demokratietheoretisch leisten soll  –  welche Faktoren und Prozesse im 
Journalismus demokratietheoretisch fundierte Nachrichtenqualität dem-
nach unterstützen und ermöglichen, oder aber gefährden und verhindern. 
Dieser Frage nimmt sich die vorliegende Studie in mehreren theoretischen 
und empirischen Schritten an. Zunächst wird der Status quo der kommuni-
kationswissenschaftlichen Qualitätsforschung beleuchtet und Lücken der 
Forschung identifiziert, die hinsichtlich der demokratischen Performanz 
von Journalismus virulent werden. Darauf basierend wird in Bezug auf öf-
fentlichkeitstheoretische Arbeiten (vgl. Ferree et al. 2002a) argumentiert, 
welche Standards für journalistische Nachrichtenqualität sich von drei 
verschiedenen, mitunter konkurrierenden Demokratiemodellen  –  dem 
repräsentativen, dem deliberativen und dem partizipatorischen Modell  –  ablei-
ten lassen. In diesem Sinne wird eine mehrdimensionale, demokratiethe-
oretisch fundierte Systematisierung von Nachrichtenqualität im Kontext 
politischer Berichterstattung erarbeitet (vgl. Kap. 2).
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Um die Entstehungsbedingungen von Nachrichtenqualität zu ver-
stehen, wird Journalismus im Folgenden (vgl. Kap. 3) basierend auf den 
soziologischen Arbeiten Schimanks (2007a, 2016) als Akteur:innen-Struk-
tur-Dynamik begriffen. Dabei wird argumentiert, welche Deutungs-, Er-
wartungs- und Konstellationsstrukturen  –  das Wollen, Sollen und Können, 
von dem der Titel dieser Studie spricht  –  einerseits konstitutiv für Jour-
nalismus sind und andererseits Einflüsse auf Nachrichtenqualität als das 
Ergebnis des journalistischen Arbeitsprozesses darstellen. Damit werden 
zentrale Forschungsstränge der bisher weitgehend voneinander isolierten 
Nachrichtenqualitätsforschung und der Journalismusforschung theore-
tisch  –  und in späterer Folge auch empirisch  –  verbunden. Dies mün-
det in einen Vorschlag eines soziologisch fundierten Theorierahmens für 
das Verständnis von journalistischen Einflüssen auf die Entstehung von 
Nachrichtenqualität. Das darauffolgende Kapitel (vgl. Kap. 4) fasst zu-
sammen, welche empirischen Erkenntnisse zu den zuvor identifizierten 
Einflussgrößen im Kontext des österreichischen Journalismus vorliegen 
und leistet eine Einschätzung zu Potenzialen für Nachrichtenqualität in 
Österreich. Als Ausgangspunkt für die empirische Analyse fasst eine Serie 
an Forschungsfragen (vgl. Kap. 5) die beiden theoretischen Stränge sowie 
bestehende empirische Erkenntnisse zusammen und fragt, welche der 
theoretisch identifizierten Einflussgrößen sich in der empirischen Realität 
systematisch auf die vorgeschlagenen Qualitätsdimensionen auswirken 
und wie diese Einflüsse zum Tragen kommen.

Die methodische Anlage der Studie (vgl. Kap. 6) besteht aus einem 
dreistufigen, konsekutiven Mehrmethodendesign. Eine quantitative In-
haltsanalyse von österreichischen Nachrichtenbeiträgen dient dazu, Nach-
richtenqualität zu messen. Eine quantitative Befragung der die Beiträge 
verantwortenden Journalist:innen und eine Kombination der Inhalts-
analyse- und Befragungsdaten auf Ebene der einzelnen Nachrichtenbei-
träge bzw. Journalist:innen dient dazu, Nachrichtenqualität zu erklären. 
Sogenannte ›qualitative retrospektive Rekonstruktionen‹ in Form von 
persönlichen teilstandardisierten Leitfadeninterviews mit ausgewählten 
Journalist:innen des Befragungssamples sollen helfen, die Entstehung 
von Nachrichtenqualität noch tiefgehender zu verstehen. Basierend auf 
diesen Daten legt Kapitel 7 unter gemeinsamer Berücksichtigung der 
drei Datenquellen zunächst dar, welche journalistischen Faktoren sich 
auf die professionellen Standards der Berichterstattung  –  eine von zwei 
Dimensionen von Nachrichtenqualität  –  auswirken und wie diese im 
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Prozess der journalistischen Nachrichtenproduktion ausgehandelt wer-
den. Kapitel 8 widmet sich in dieser Logik der Aushandlung der Vielfalt 
der medialen Repräsentation von Akteur:innen als zweite Dimension von 
Nachrichtenqualität. Beides beantwortet die Kernfrage der Studie, näm-
lich welche Faktoren und Prozesse innerhalb der Akteur:innen-Struktur-
Dynamik Journalismus konstitutiv für das Zustandekommen spezifischer 
Ausprägungen von Nachrichtenqualität sind. Abschließend (vgl. Kap. 9) 
diskutiert eine Conclusio die gewonnenen Ergebnisse, legt Limitationen 
des Vorgehens offen und skizziert einen Ausblick für weitere Forschung 
und die journalistische Praxis.
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2.	 Demokratietheoretische 
Neubewertung journalistischer 
Nachrichtenqualität

Vom Lateinischen qualitas kommend, das wertneutral »Beschaffenheit, Ei-
genschaft, Zustand oder Güte« bedeutet (vgl. Voigt 2016: 21), ist der Begriff 
der Qualität rein semantisch nicht zwingend positiv oder negativ konno-
tiert. Im Kontext der kommunikationswissenschaftlichen Medien- oder 
Nachrichtenqualitätsforschung impliziert Qualität jedoch einen »wün-
schenswerten Zustand (z. B. eines medialen Inhalts), der sich an bestimmten 
Zielvorstellungen bemisst« (Zerback 2021: 3). Auch in der vorliegenden 
Arbeit meint ›Nachrichtenqualität‹ in diesem normativen Sinne einen zu 
erreichenden Idealzustand, nicht im wertneutralen Sinne die sachlichen 
Eigenschaften von Medieninhalten. Die Frage, wie konkret ein solcher 
›wünschenswerter Zustand‹ journalistischer Berichterstattung aussehen 
sollte, beschäftigt die Kommunikationswissenschaft und ihre Vorläufer 
seit langem  –  die »Debatte über journalistische Qualität ist fast so alt wie 
die periodische Presse selbst«, so Wilke (vgl. 2003: 35). An die Diskussion 
im angloamerikanischen Raum anschließend (vgl. z. B. McQuail 1992) 
erreichte die Erforschung von Medien- und Nachrichtenqualität in den 
1990er- und frühen 2000er-Jahren einen Peak (vgl. Arnold 2009; Russ-
Mohl 1992; Schatz/Schulz 1992; Weischenberg/Loosen et al. 2006) 
und hat das Fach seitdem begleitet (vgl. Blum et al. 2011; Lacy/Rosenstiel 
2015; Lawrence/Napoli 2023; Serong 2015; Stark et al. 2021; Voigt 2016; 
Wladarsch 2020).

Trotz dieser Forschungstradition hat die Medien- und Nachrichtenqua-
litätsforschung relativ wenige vergleichbare theoretische und vor allem 
empirische Erkenntnisse hervorgebracht  –  Synthesen und Überblicke, 
wie sie den Rahmen der vorliegenden Arbeit sprengen würden, leisten 
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beispielsweise Arnold (2008), Voigt (2016) und Geuß (2018). Das hat ver-
schiedene Gründe: Zum einen gestaltet sich die Erforschung von Nachrich-
tenqualität theoretisch wie empirisch als äußert komplex, wie Russ-Mohls 
(vgl. 1992: 85) vielzitierte Metapher von Medienqualität als einen Pudding, 
den es an die Wand zu nageln gilt (vgl. und von der er sich selbst später 
[Held/Russ-Mohl 2005: 65] distanzierte), illustrieren soll. So schwie-
rig es ist, Medien- und Nachrichtenqualität zu definieren, so notwendig 
ist es aber. Beispielsweise brauchen die Medienregulierung und -förde-
rung, die Journalist:innenausbildung oder auch die Programmplanung 
und -gestaltung öffentlich-rechtlicher wie privater Medien valide und 
aktuelle Erkenntnisse, auf denen ihre Entscheidungen basieren können. 
Die Komplexität der Definition und Messung von Medien- und Nachrich-
tenqualität hat zu einem wissenschaftlichen Diskurs geführt, der »um-
fangreich, aber schwer zu systematisieren und einzugrenzen« (Prinzing 
2016: 108) ist. Er hat eine »schwer überschaubare Vielzahl heterogener 
Qualitätskriterien« (Pöttker 2000: 376) hervorgebracht.

Diese Heterogenität des Qualitätsdiskurses kommt zum anderen  –  und 
das wiederum eint die bestehenden Studien gewissermaßen  –  daher, dass 
Medien- bzw. Nachrichtenqualität notgedrungen ein »Beobachterkon
strukt« (Weischenberg 2006: 12) ist. Qualität ist stets »relational« (Stark 
et al. 2021: 431, Kursivsetzung hinzugefügt) zur jeweils eingenommenen 
Perspektive und differiert demnach je nach »betrachtetem Objekt, Stand-
punkt des Betrachters und Kontext der Qualitätseinschätzung« (Stark 
2019: 76). Für die Qualitätsforschung bedeutet das vor allem eines: Es be-
darf der transparenten Offenlegung der theoretischen Fundamente von 
vorgeschlagenen Qualitätskriterien bzw. -dimensionen und deren kon-
sistenter und systematischer Herleitung. An der bestehenden Forschung 
wurde kritisiert, dass dies oftmals nicht der Fall ist und Kriterienkataloge 
diesem Anspruch nicht gerecht werden. So problematisiert Serong (vgl. 
2015: 132), dass viele Kriteriensysteme lediglich »›Theoriesurrogate‹« dar-
stellen. Diese Relationalität schlägt sich auch auf einer zeitlichen Dimen-
sion nieder: Medien- bzw. Nachrichtenqualität ist ein sich wandelndes Kon-
strukt. Journalismus ist diversen Wandlungsprozessen unterworfen, wie 
etwa einem technologischen, ökonomischen und kulturellen Wandel (vgl. 
Hanusch et al. 2019)  –  und, wie in der Einleitung angesprochen, einem 
demokratischen Wandel. Weil Journalismus in seinem Agieren immer auf 
benachbarte gesellschaftliche Teilsysteme bzw. andere gesellschaftliche 
Institutionen angewiesen ist, bedarf es auch immer wieder einer »Neube-
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wertung« (Friedrich/Jandura 2012: 403), was Journalismus in diesem 
Zusammenspiel leisten soll und kann, was sich in sich wandelnden Qua-
litätskriterien widerspiegelt (vgl. Weiss et al. 2016).

Vor dem Hintergrund des skizzierten heterogenen Qualitätsdiskurses, 
der versucht, Medien- und Nachrichtenqualität als komplexes, relationales 
und sich wandelndes Konstrukt definitorisch und operational zu greifen, 
schlägt die vorliegende Arbeit deshalb eine solche Neubewertung von Nach-
richtenqualität aus demokratietheoretischer Perspektive vor. Demokratie 
wird dabei nicht als einheitliches Prinzip verstanden, sondern es werden 
vielmehr die Erfordernisse verschiedener, partiell konkurrierender de-
mokratischer Modelle dargelegt. Eine solche Neubewertung greift dabei 
zwar auf bestehende und auch in der empirischen Forschung erprobte 
Qualitätskriterien zurück. Zum einen präzisiert sie diese Erfordernisse 
aber in Relation zu einer gemeinsamen theoretischen Basis, nämlich der 
unterschiedlicher Anforderungen zum Gelingen von Demokratie. Zum 
anderen differenziert sie Qualitätsmaßstäbe dahingehend, dass sie eine 
systematische Verbindung zu ihren Entstehungskontexten im Prozess jour-
nalistischer Nachrichtenqualität gesetzt werden können. Zudem verfolgt 
diese Neubewertung  –  in Abgrenzung zu bestehender, rein theoretischer 
Forschung (vgl. Eisenegger/Udris 2021; Jandura/Friedrich 2014)  –  den 
Anspruch, in weiterer Folge auch vergleichend operationalisiert werden zu 
können. Für die theoretische Herleitung einer solchen Konzeptualisierung 
von Nachrichtenqualität sind mehrere grundlegende Entscheidungen zu 
treffen (vgl. Reineck 2022).

Entwicklung einer Systematik von Nachrichtenqualität

Eine zentrale Unterscheidung bei der wissenschaftlichen Untersuchung 
von Medien- und Nachrichtenqualität ist nach Lacy und Rosenstiel (2015) 
die zwischen einer nachfragezentrierten (»demand approach« 2015: 11) und 
einer produktzentrierten (»product approach« 2015: 15) Konzeptualisierung 
von Qualität. Nachfragezentrierte Ansätze nehmen das Publikum des 
Journalismus in den Blick und bewerten Journalismus danach, wie sehr 
seine Leistungen den Bedürfnissen der Gruppen entsprechen, die ihn 
konsumieren (vgl. Lacy/Rosenstiel 2015: 11). Im Gegensatz dazu gehen 
produktzentrierte Ansätze davon aus, dass es in journalistischen Nach-
richtentexten und -beiträgen identifizierbare Merkmale gibt, die deren 
Qualität ausdrücken. Durch die Fokussierung auf die Qualität des journa-
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listischen Produkts per se  –  und das ist elementar im Sinne des Anspruchs 
der vorliegenden Studie, in späterer Folge Einflüsse auf Nachrichtenqua-
lität zu identifizieren  –  werden Produzierende in die Lage versetzt, diese 
Qualitätsmerkmale zu beeinflussen und Qualität somit zu verbessern (vgl. 
Lacy/Rosenstiel 2015: 15).

Aus demokratietheoretischer Perspektive sind rein nachfragezentrierte 
Konzeptualisierungen (vgl. z. B. Schmidt et al. 2017; Urban/Schweiger 
2014; Voigt 2016) von Medien- und Nachrichtenqualität kritisch zu bewer-
ten: Zwar hat die Forschung gezeigt, dass Mediennutzer:innen durchaus 
eine Vorstellung davon haben, was niedrig- und hochqualitative Medienan-
gebote ausmacht. Ihre Einschätzungen decken sich aber nur teilweise mit 
normativen, in der gesellschaftlichen Verantwortung von Journalismus be-
gründeten Vorstellungen von Qualität (vgl. Jungnickel 2011: 375; van der 
Wurff 2005: 294). Diese Diskrepanz wurde lange innerhalb der Diskussion 
über den »vermeintlichen Gegensatz von Quote und Qualität« im Fernse-
hen (vgl. Daschmann 2009: 259; vgl. Serong 2015: 11) problematisiert und 
findet sich aktuell in der Diskussion über auf Nutzer:innenpräferenzen 
aufbauende algorithmische Selektion von Nachrichten im Social Web (vgl. 
Stark/Magin 2019: 377) wieder. Journalismus kann und soll jedoch An-
gebote im Interesse seiner Konsument:innen bereitstellen, auch wenn sie 
nicht zwingend positiv bewertet werden. Journalistische Nachrichtenange-
bote können als meritorische Güter gelten (vgl. Ali 2016; Kiefer/Steininger 
2014: 141). Solche zeichnet aus, dass sie weniger stark nachgefragt werden, 
als dies gesellschaftlich wünschenswert ist (vgl. ein klassisches Beispiel ist 
z. B. Bildung), während demeritorische Güter stärker nachgefragt werden als 
gesellschaftlich wünschenswert (z. B. ›harte‹ Drogen). Geht man vom meri-
torischen Charakter von hochqualitativem Journalismus aus, so können und 
sollten also Maßstäbe angelegt werden, welche Medienkonsument:innen 
letztlich zugutekommen, auch wenn sie von ihnen nicht oder zumindest 
nicht unmittelbar geschätzt werden. Ähnlich argumentiert Prinzing (vgl. 
2016: 108): »Medieninhalte werden nicht primär angeboten, weil das Pu-
blikum sie nachfragt, sondern weil das Publikum sie in seiner Rolle als 
Bürgergesellschaft braucht«.

Trotz der Kritik an nachfragezentrierten Ansätzen greift eine generelle 
Absage an Publikumsurteile aber zu kurz, denn ein »qualitativ noch so 
hochwertiges publizistisches Angebot kann jedoch nicht zum Gelingen von 
Demokratie beitragen, solange es nicht genutzt wird« (Weiss et al. 2016: 
34; ähnlich: Arnold 2016: 556). Auch wenn sich demokratietheoretische 
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Konzeptionen von Qualität nicht auf Publikumspräferenzen und -urteile 
stützen, so ist doch ein Mindestmaß an Wertschätzung durch das Publi-
kum erforderlich, damit entsprechende Inhalte zumindest konsumiert 
werden. Die hier vertretene demokratietheoretische Konzeptualisierung 
von Nachrichtenqualität verfolgt also eine produktzentrierte Perspektive 
und geht von in Nachrichtenbeiträgen identifizierbaren, über die Qualität 
entscheidenden  –  und somit messbaren  –  Charakteristika der Bericht-
erstattung aus. Sie bezieht das Publikum dahingehend ein, als dass sie 
von Effekten von Journalismus auf seine Nutzer:innen in deren Rolle als 
Bürger:innen ausgeht.

Eine weitere grundlegende Entscheidung bei der Entwicklung einer 
Systematik von Nachrichtenqualität ist, aus welcher bzw. aus wessen Pers-
pektive Qualitätsurteile getroffen werden. Troxler und Gonser (vgl. 2011: 214) 
nennen in diesem Kontext die Perspektiven von Zuschauer:innen, Medienschaf-
fenden und dem Wohl der Gesellschaft als häufig eingenommene Perspektiven 
der Qualitätsforschung. Während die Perspektive von Zuschauer:innen 
den angesprochenen nachfragezentrierten Perspektiven zuzuordnen ist, 
haben Studien auch untersucht, welche Vorstellungen von Medienquali-
tät Journalist:innen als Produzent:innen von Medieninhalten haben (vgl. 
Lacy/Rosenstiel 2015: 47). Auch wenn sich die Urteile von Journalist:innen 
weitgehend mit normativen Vorstellungen decken (vgl. Wellbrock/Klein 
2014), sind aus demokratietheoretischer Perspektive zwei Einwände zu 
nennen: Zum einen ist ein explizites Qualitätsverständnis von Medien- 
und Nachrichtenqualität von Journalist:innen bzw. ein explizites Streben 
danach keine zwingende Voraussetzung für die Produktion von hochqua-
litativem Journalismus. Aus demokratietheoretischer Warte wird viel-
mehr das Resultat und dessen erwartbare gesellschaftliche Effekte als 
entscheidend erachtet (vgl. Albæk et al. 2017: 21). Zum anderen herrscht 
bei Medienschaffenden mitunter eine kritische Haltung gegenüber der 
»Messbarkeit journalistischer Qualitätskriterien« (Wyss 2002: 397). Das 
konterkariert den Versuch, Medienschaffende als Ausgangspunkt von 
Qualitätskriterien zu nehmen.

Eine demokratietheoretische Sicht konzeptualisiert Medien- und Nach-
richtenqualität deshalb in Hinblick auf das Wohl der Gesellschaft. Als zentra-
ler Begründer der Qualitätsforschung im angloamerikanischen Raum leitet 
McQuail Qualitätsmaßstäbe vom Beitrag der Massenmedien zu einem ab
strakten »Public Interest« (McQuail 1992: 1) ab. In liberalen Gesellschaften 
ist ein solches öffentliches Interesse untrennbar mit Demokratie verbunden: 
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»The underlying view of society […] presumes a certain kind of normally 
functioning ›good society‹, which would be democratic«, so McQuail und 
Deuze (vgl. 2020: 84). Während betont wurde, dass Journalismus zwar auch 
ohne Demokratie existieren kann (vgl. Josephi 2013; Zelizer 2013), so ist 
eine demokratische Gesellschaft ohne Journalismus schwer denkbar (vgl. 
McNair 2009). Journalismus soll »Öffentlichkeit herstellen, die Selbstbeob-
achtung der Gesellschaft ermöglichen, ein Zusammengehörigkeitsgefühl 
fördern und somit einen zentralen Beitrag zur Konstitution von Gesellschaft 
leisten«, so Friedrich und Jandura (vgl. 2012: 404). Wie diese Qualitätsmaß-
stäbe konkret aussehen sollen, hängt  –  wie im Folgenden noch zu erörtern 
ist  –  dabei jedoch von der konkreten Vorstellung von Demokratie ab.

Eine abschließende konzeptionelle Entscheidung bei der Entwicklung 
einer Konzeptualisierung von Medien- und Nachrichtenqualität ist die 
Frage, wie und auf welcher Ebene Qualität gemessen werden soll und kann 
(vgl. Lacy/Rosenstiel 2015: 28f.). Die von Lacy und Rosenstiel diskutier-
ten Methoden der Publikumsbefragungen und Expert:innenurteile dienen nicht 
der Messung produktzentrierter Konzeptualisierungen von Qualität. Das 
Heranziehen von indirekten Indikatoren, wie z. B. Budgets für journalistische 
Produkte oder die Zahl von Journalist:innen in Medienunternehmen, geht 
von einem Zusammenhang zwischen diesen Indikatoren und Qualität aus 
und argumentiert, dass diese demnach als Proxy für Qualität fungieren 
können. Daran ist jedoch zu kritisieren, dass ein solcher Zusammenhang 
weitgehend evidenzlos und unterkomplex angenommen wird (vgl. Lacy/
Rosenstiel 2015: 52). Für das vorliegende Vorhaben der demokratietheore-
tischen Systematisierung von Nachrichtenqualität und der Identifikation 
journalistischer Einflüsse auf sie wird deshalb eine inhaltsanalytisch operatio
nalisierbare Konzeptualisierung von Qualität verfolgt, wie es der zentrale 
Zugang der Qualitätsforschung ist (vgl. Meier 2019: 5). Zusammenfassend 
erarbeitet die vorliegende Studie demnach eine produktzentrierte, auf dem 
Beitrag von Journalismus für eine demokratische Gesellschaft fußende Kon-
zeptualisierung von Nachrichtenqualität, welche inhaltsanalytisch opera-
tionalisiert werden soll.

Normativ-demokratieorientierte Perspektiven auf 
Nachrichtenqualität

Im Zentrum demokratietheoretischer Perspektiven auf Nachrichtenqua-
lität steht die Frage, welche »Standards für publizistische Leistungen […] 
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sich aus den Wesensmerkmalen der Demokratie« (Weiss et al. 2016: 28) 
ableiten lassen. In der Qualitätsforschung wurden vielfach Medien- und 
Nachrichtenqualität aus der Rolle von Journalismus in einer Demokratie 
abgeleitet. Dementsprechend stellen normativ-demokratieorientierte Ansätze 
(vgl. neben funktional-systemorientierten und publikumsbezogenen-
handlungsorientierten Ansätzen) eine von drei zentralen Gruppen dar, in 
die Arnold (2008, 2009, 2023) die Qualitätsforschung unterteilt. Qualitäts-
kriterien werden hier »nicht mit einer Funktion begründet, die aufgrund 
eines gesellschaftlichen Problems entstanden ist, sondern mit bestimmten 
fundamentalen Werten einer demokratisch-pluralistischen Gesellschaft« 
(Arnold 2008: 496). Einerseits sind darunter Qualitätskriterien zu ver-
stehen, die sich auf konkrete demokratische Werte gründen, wie etwa 
Wahrheit, Relevanz oder Unparteilichkeit journalistischer Berichterstattung 
(vgl. McQuail 1992; McQuail/Deuze 2020). Andererseits fallen Kriterien 
darunter, die sich von regulatorischen und gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen ableiten lassen, wie etwa von Presse- und Rundfunkrecht und Medien-
gesetzen. Den deutschsprachigen Diskurs hat dabei der Kriterienkatalog 
von Schatz und Schulz (1992) geprägt, die von den Rechtsgrundlagen des 
Rundfunks in Deutschland Kriterien wie Vielfalt, Relevanz, Professionalität 
und Rechtmäßigkeit ableiten.

An normativ-demokratieorientierten Ansätzen wurde kritisiert, dass 
sie nicht trennscharf zu funktional-systemorientierten Ansätzen sind. 
Aus letzterer Perspektive soll Journalismus »funktional, durch […] Be-
richterstattung eine möglichst anschlussfähige Selbstbeobachtung der 
Gesellschaft« (Arnold 2009: 200) ermöglichen und Qualitätskriterien 
werden vom »Wesen des Journalismus« (ebd.: 84) selbst abgeleitet. Die-
sen Funktionen des Journalismus in einer demokratischen Gesellschaft 
liegen aber in sich bereits demokratietheoretische Annahmen zugrunde 
(vgl. Serong 2015: 157; Voigt 2016: 36). Ansätze, die sich wiederum auf 
rechtliche Rahmenbedingungen stützen, liefern zwar einen »einheitli-
chen Bezugsrahmen für die Medienqualitätsforschung« (Beaufort 2020: 
224). Recht stellt jedoch (vgl. von einigen unverhandelbaren Grund- und 
Verfassungsrechten abgesehen) nur die Kodifizierung eines temporären 
demokratischen Willens dar und unterliegen damit »einem permanenten 
Wandel« (Wehmeier 2001: 311). Zudem  –  und das ist die gewichtigste Kri-
tik aus demokratietheoretischer Perspektive  –  differenzieren und reflek-
tieren die bestehenden Ansätze nur unzureichend, auf welcher Vorstellung 
von Demokratie sie ihre Kriterien gründen (vgl. Strömbäck 2005: 331). 
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Oftmals ist von ›der Demokratie‹ die Rede, wenngleich Demokratie kein 
uniformes Konstrukt, sondern ein Überbegriff für sehr unterschiedliche 
und teilweise sogar konkurrierende Ideen des Zusammenlebens (vgl. Held 
2006) ist. Sie beinhalten demnach auch unterschiedliche demokratische 
Rollen von Journalismus (vgl. Christians et al. 2009).

Demokratietheoretische Neubewertung von Nachrichtenqualität

Um Nachrichtenqualität differenziert demokratietheoretisch zu systema-
tisieren, müssen ihr passende Vorstellungen von Demokratie zugrunde 
gelegt werden. Davon gibt es viele. Strömbäck (vgl. 2005: 333) spricht dem-
nach von einer manchmal verwirrenden Fülle von Demokratiemodellen. 
Eine grundlegende Achse innerhalb der Vorstellungen von Demokratie 
beschreiben Christians et al. (2009: 91; ähnlich: Held 2006: 4) jedoch, wie 
an anderer Stelle herangezogen (vgl. Riedl 2019: 1378), wie folgt:

»For some, democracy succeeds only when citizens rule themselves by participating 

directly in the community’s day-to-day affairs. For others, democracy works best 

when citizens defer to elected officials whose experience and expertise qualify them 

to deal with the difficult and time-consuming demands of self-governance« (Chris-

tians et al. 2009: 91).

Damit sind zwei grundlegende Vorstellungen von Demokratie an-
gesprochen: Einerseits das repräsentative Demokratiemodell, demgemäß 
Bürger:innen in demokratischen Wahlen  –  dem Herzstück repräsentati-
ver Demokratien  –  ihre Repräsentant:innen wählen, die stellvertretend 
für die Wähler:innen deren Belange vertreten und durchsetzen sollen. 
Auf ihm basiert die Mehrheit der Kriterienkataloge von Medien- und 
Nachrichtenqualität zumindest implizit (vgl. Jandura/Friedrich 2014). 
Dem stellen Christians et al. (2009) das partizipatorische Demokratiemodell 
gegenüber, demgemäß sich Bürger:innen selbstständig und aktiv in das 
gemeinsame ›Projekt‹ Demokratie einbringen, Entscheidungen treffen 
und Rahmenbedingungen des Zusammenlebens selbst gestalten. Als dritte, 
wenngleich älteste Form unter den wichtigsten Vorstellungen von Demo-
kratie (vgl. Strömbäck 2005: 333) ist jene zu nennen, die das deliberative 
Demokratiemodell ausdrückt: Kollektiven Entscheidungen soll hier ein öf-
fentlicher, möglichst rationaler Diskurs vorausgehen, in dem sich wichtige 
gesellschaftliche Akteur:innen und Kollektive möglichst gleichberechtigt 
einbringen und nach einem möglichst tragfähigen Konsens streben. Die 
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Idee einer deliberativen öffentlichen Diskurssphäre wurde grundlegend 
von den Arbeiten Habermas (1962, 1981a, 1981b, 1992) geprägt.

Welche Rolle weisen diese Vorstellungen von Demokratie nun dem 
Journalismus zu, welche Maßstäbe sind demnach an ihn anzulegen und 
wie lassen sich diese Maßstäbe sinnvoll systematisieren? Um diese Fragen 
zu beantworten, greift die folgende Argumentation auf Arbeiten aus der 
Öffentlichkeitssoziologie, Politikwissenschaft und Kommunikationswis-
senschaft zurück, welche die Anforderungen an Massenmedien demokratie-
theoretisch differenzieren: Öffentlichkeit wird trotz des durch Plattformen 
getriebenen Strukturwandels und des damit unbestreitbar einhergehenden 
»Relevanzverlust[s] des Journalismus« (Jarren/Fischer 2021: 365) nach 
wie vor wesentlich durch Journalismus hergestellt (vgl. Jarren/Fischer 
2021: 367). Deshalb stützt sich die Argumentation auf die Arbeiten von 
Ferree, Gamson, Gerhards und Rucht (2002a, 2002b) sowie auf die Arbeit 
von Martinsen (2009), welche verschiedene Vorstellungen von Öffentlich-
keit demokratietheoretisch differenzieren. Darauf basierend argumentiert 
Strömbäck (2005), welche Aufgabe dabei Journalismus zuteilwird. Jandura 
und Friedrich (2014), Seethaler (2015) und Eisenegger und Udris (2021) über-
führen diese Überlegungen in konkrete Medienqualitätsstandards, wenn-
gleich sie noch keinen Vorschlag für eine konkrete Operationalisierung 
vorlegen (vgl. Eisenegger/Udris 2021; Jandura/Friedrich 2014) bzw. 
verschiedenen Vorstellungen von Demokratie in der Operationalisierung 
nicht gleichermaßen gerecht werden (vgl. Seethaler 2015).

Obgleich bisher von journalistischer Medienqualität im weiteren Sinne 
die Rede war, konzentriert sich die demokratietheoretische Systematisie-
rung auf politische Nachrichtenqualität im engeren Sinne. Auch wenn verschie-
dene Vorstellungen von Demokratie auch differierende Anforderungen 
für die Qualität politischer Kommunikation im Allgemeinen stellen (vgl. 
Zerback 2021) bzw. innerhalb des Journalismus auch unterhaltungsori-
entiertere Genres und Formate einen demokratischen Wert haben (vgl. 
Friedrich/Jandura 2012), ist davon auszugehen, dass Nachrichtenjour-
nalismus in besonderem Maße Öffentlichkeit für Themen schafft, die 
der demokratischen Aushandlung bzw. Lösungsfindung bedürfen. Nach-
richten werden in einem breiten Sinne als »novel information about rela-
tively recent affairs« (Schudson 2018: 1) verstanden. ›Novel information‹ 
meint dabei, dass bei Nachrichtenereignissen nicht der Neuigkeitswert 
in einer rein zeitlichen Perspektive zählt, sondern dass sich Nachrichten 
primär »vom Alltäglichen unterscheiden« (Hooffacker/Meier 2017: 55) 
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bzw. dass Nachrichtenereignisse durch neue Informationen auch wie-
der neuen Nachrichtenwert erfahren können. ›Relatively recent‹ betont, 
dass auch ältere Nachrichtenereignisse Nachrichtenwert haben, sofern 
»[g]egenwärtige Aufgeschlossenheit« (Hooffacker/Meier 2017: 62) für 
sie herrscht, es also eine Öffentlichkeit gibt, für die sie in der Gegenwart 
Relevanz besitzen. ›Affairs‹ wiederum betont, dass Sachverhalte verschie-
denster Art  –  und nicht nur politische Sachverhalte in engem Bezug auf 
politische Institutionen und politisches Personal  –  als politisch gelten 
können; der politische Bezug ist auch deshalb sehr breit zu sehen, weil un-
terschiedliche Demokratiemodelle auch unterschiedliche Schwerpunkte 
setzen, wie institutionalisiert Politik begriffen wird bzw. wie klar sie sich 
vom Privaten abgrenzen lässt.1

Tabelle  1 
Mehrdimensionale demokratietheoretisch fundierte Konzeption 
von Nachrichtenqualität

Demokratiemodell Repräsentativ Deliberativ Partizipatorisch
▼ ▼ ▼

Nachrichtenqualität Deskriptive
Nachrichten­

qualität

Diskursive
Nachrichtenqualität

Aktivierende
Nachrichten­

qualität
▼ ▼ ▼

Professionelle
Standards der
Berichterstattung: 
»Wie?«

Unparteilichkeit Diskursivität: 1) Kontext, 
2) unterschiedliche

Bewertungen, 3) Gründe, 
4) Folgen und Lösungen, 5) 

aktiv beteiligte und  
6) betroffene Akteur:innen

Konstruktive
Emotionalität
(Emotionalität 
ohne inzivile 

Elemente)

Vielfalt der medialen 
Repräsentation von 
Akteur:innen: »Wer?«

Parteipolitische 
Akteur:innen

Akteur:innen der
Zivilgesellschaft wie NGOs 

und NPOs

Bürger:innen und 
Marginalisierte

Quelle: Eigene Zusammenstellung basierend auf Jandura und Friedrich (2014), Eisenegger und 
Udris (2021) sowie Seethaler (2015), basierend originär auf Ferree, Gamson, Gerhards und 
Rucht (2002a), Martinsen (2009) und Strömbäck (2005)

1	 In diesem Sinne zielt die weitere Auseinandersetzung auf die normative Herleitung und in 
weiterer Folge auf die theoretische wie empirische Erklärung von Nachrichtenqualität im en-
geren Sinne ab. Sofern sie jedoch auf Argumente oder Befunde rekurriert, die ihrerseits für 
Medienqualität im weiteren Sinne dargelegt wurden, bezeichnet sie diese auch so.
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Dimensionen demokratietheoretisch fundierter 
Nachrichtenqualität

Wie können Kriterien für demokratietheoretisch fundierte Nachrichten-
qualität nun systematisiert werden und was sind die zentralen Dimen-
sionen demokratietheoretisch fundierter Nachrichtenqualität? Eine der 
zentralen Fragen, nach denen Ferree et al. verschiedene Vorstellungen von 
Öffentlichkeit abgrenzen ist die Frage »How ideas should be presented« 
(2002a: 316, Kursivsetzung im Original), also wie Ideen in der demokrati-
schen Öffentlichkeit dargestellt werden sollten. Demnach ist das »Wie?« 
der Nachrichtenqualität eine der zentralen Dimensionen, nach denen auch 
Journalismus beurteilt werden soll. Innerhalb des Journalismus lassen sich 
diese normativen »Stil-Standards« (Martinsen 2009: 60) der »Professio-
nalität« (Seethaler 2015: 32) zuordnen. Das »Wie?« bezieht sich hier auf 
einen bestimmten normativ wünschenswerten »Kommunikationsstil« 
(Eisenegger/Udris 2021: 94, Kursivsetzung weggelassen). Es lässt sich 
damit als professioneller Standard journalistischer Berichterstattung bezeich-
nen (vgl. Serong 2015: 54; Weiss et al. 2016: 33) (vgl. Tab. 1). Als eine von 
zwei Dimensionen, um demokratietheoretisch fundierte Nachrichtenqua-
lität zu systematisieren, beziehen sich professionelle Standards auf »die 
Art der Selektion, Aufbereitung und Präsentation« von Medieninhalten 
(vgl. Fahr 2001: 19). Für solche professionellen Standards ist es aus de-
mokratietheoretischer Perspektive wünschenswert, dass sie als Standard 
aufrechterhalten bzw. etabliert werden.

2.1	 Professionelle Standards der Berichterstattung

2.1.1	 Unparteilichkeit als Maßstab im repräsentativen 
Demokratiemodell

Das repräsentative Demokratiemodell

Auf die beiden griechischen Begriffe demos (›Volk‹) und kratein (›herrschen‹ 
bzw. ›Macht ausüben‹) zurückgehend bedeutet Demokratie zunächst 
schlicht die Herrschaft des Volkes und grenzt sich damit von der Herr-
schaft Einzelner (Monarchie) und der Herrschaft Mehrerer (Aristokratie) 
ab (vgl. Ishiyama et al. 2011: 267; Schmidt 2019: 1). Das ist das verbindende 
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Element verschiedenster historischer und gegenwärtiger Vorstellungen 
davon, was Demokratie bedeutet und wie sie praktiziert werden soll. Als 
zentraler »umkämpfter Begriff« (Buchstein 2016: 3) wird der Geltungs-
anspruch verschiedener konkreter Auffassungen von Demokratie lebhaft 
verhandelt. Um diesen »demokratietheoretischen Pluralismus« (ebd.: 7) 
zu systematisieren, wurden verschiedene Ideen zu Modellen verdichtet. Die 
zentrale Vorstellung von Demokratie, nach der westliche Demokratien 
mehrheitlich verfasst sind, entspricht einem repräsentativen Demokratiemo-
dell (Martinsen 2009: 46; vgl. Schmidt 2019: 2). Es liegt  –  implizit oder 
explizit  –  dem Großteil der Medien- und Nachrichtenqualitätsforschung 
zugrunde (vgl. Jandura/Friedrich 2014: 351).

»This tradition shares the assumption that ultimate authority in society rests with 

the citizenry. Citizens need policy makers who are ultimately accountable to them 

but they do not need to participate in public discourse on policy issues. Not only 

do they not need to, but public life is actually better off if they don’t« (Ferree et al. 

2002a: 390).

Im Zentrum des repräsentativen Demokratiemodells steht da-
mit die namensgebende Idee eines demokratischen Repräsentationsprin-
zip. Bürger:innen delegieren ihre Macht an demokratisch gewählte 
Vertreter:innen, die sie und ihre Interessen bestmöglich repräsentie-
ren sollen. Zwischen den Wahlen liegen politische Entscheidungs- und 
Willensbildungsprozesse primär in der Verantwortung der gewählten 
Repräsentant:innen (vgl. Friedrich/Jandura 2012: 406). Nachdem die 
Souveränität damit von den Bürger:innen hin zu politischen Funktions-
eliten transferiert wurde, sind diese ihren Wähler:innen gegenüber ver-
antwortlich und rechenschaftspflichtig (vgl. Ferree et al. 2002a: 290). Der 
demokratische Wahlakt steht demnach im Zentrum. Wahlen stellen die pri-
märe Möglichkeit für Bürger:innen dar, ihre Präferenzen darzulegen und 
dienen der Regierungsbildung. Aufgrund des Wettbewerbscharakters von 
freien Wahlen darf gehofft werden, dass sich durch den Wahlprozess die 
qualifiziertesten Politiker:innen durchsetzen (vgl. Strömbäck 2005: 334).

Damit sich verschiedene konkurrierende Ideen und Werte durchsetzen 
können, baut das repräsentative Modell auf eine Vorstellung von Öffent-
lichkeit als »Marktplatz der Ideen« (Ritzi 2021: 22). Politische Alternativen, 
primär organisiert durch Parteien, bieten hier ihre Vorstellungen und Ideen 
den Wähler:innen an, die sich qua ihrer Stimme für das Deutungsange-
bot entscheiden können, das am ehesten ihrer Präferenz entspricht. Ohne 
klare politische Alternativen würde dieser Prozess unterminiert werden 
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(vgl. Strömbäck 2005: 334). Dass die Öffentlichkeit hier als Marktplatz 
fungiert, bedeutet aber nicht, dass die Allgemeinheit in Aushandlungspro-
zesse inkludiert werden sollte: Sie finden zwar öffentlich statt und werden 
dem Elektorat gegenüber damit transparent gemacht (vgl. Ferree et al. 
2002a: 317)  –  geführt und ausgehandelt werden Entscheidungsprozesse 
aber von politischen Funktionseliten. Öffentlichkeit ist hier kein egalitärer 
Aushandlungsort, sondern ein »elitendominierter Resonanzboden, der po-
litische Entscheidungen für Bürger transparent macht« (Friedrich/Jan-
dura 2012: 410). In diesem Sinne verfolgt das repräsentative Modell eine 
starke Elitenzentrierung, wie es im Zuge der Frage nach adäquater Vielfalt 
medialer Repräsentation (vgl. Kap. 2.2.1) noch ausführlicher dargelegt wird.

Vermittlungsfunktion von Journalismus im repräsentativen 
Modell

Welche Rolle weist das repräsentative Modell nun dem Journalismus zu? 
Journalismus fungiert hier als »Teil des Vermittlungssystems zwischen 
Bürgern und politischem System« (Voltmer 1998: 13). Er schlägt in Massen-
gesellschaften, wo die direkte Kommunikation zwischen Bürger:innen und 
Politiker:innen auf wenige Ausnahmen beschränkt ist, ›die Brücke‹ zwischen 
ihnen. Diese Vermittlungsfunktion hat demnach zwei Richtungen: Top down 
von den Funktionseliten zu Bürger:innen und bottom up von der Bevölke-
rung zu ihren Repräsentant:innen (vgl. Jandura/Friedrich 2014: 353). In 
ersterem Sinne steht die Informiertheit von Bürger:innen im Zentrum: Um 
eine rationale, fundierte und wohlüberlegte Wahlentscheidung treffen zu 
können, sollte Journalismus hinreichende Informationen über Parteien und 
Kandidat:innen und ihre jeweiligen Standpunkte zur Verfügung stellen (vgl. 
Ferree et al. 2002a: 291). Journalismus sollte von Berichterstattung absehen, 
die den Prozess der inhaltlichen Meinungsbildung unterminiert, z. B. ab-
lenkt (vgl. Jacobi et al. 2016: 725). Im umgekehrten Sinne, also im Sinne der 
Vermittlungsleistung von den Bürger:innen zu Funktionseliten, sollte Jour-
nalismus aber auch Öffentlichkeit schaffen, die politischen Funktionseliten 
verantwortungsvolle Sachentscheidungen ermöglicht, die den Bedürfnissen 
der Bevölkerung entsprechen (vgl. Ferree et al. 2002a: 295). Es geht hier 
wohlgemerkt aber um die öffentliche Abbildung von bevölkerungsseitigen 
Anliegen in einem proportionalen Verhältnis zu deren gesamtgesellschaft-
licher Relevanz, nicht jedoch darum, einzelnen Bürger:innen und ihren 
spezifischen Lebenssituationen eine Stimme zu geben.
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Rolle von Unparteilichkeit für das demokratische 
Repräsentationsprinzip

Wie sollte diese journalistische Vermittlungsleistung nun konkret ausse-
hen? Ferree et al. (vgl. 2002a: 294) subsummieren den adäquaten Kommu-
nikationsmodus gemäß dem repräsentativen Modell unter dem Begriff 
»detachment«, also einer professionellen Distanz zwischen journalistischer 
Berichterstattung und den Berichterstattungsanlässen bzw. darin invol-
vierten Akteur:innen. Konkreter leiten Jandura und Friedrich (vgl. 2014: 
355) den Anspruch an Journalismus ab, die Bevölkerung ›objektiv‹ und un-
verzerrt zu informieren. Auch Strömbäck (vgl. 2004: 98) fordert, Medien 
sollten ein wahrheitsgetreues und ›objektives‹ Bild der Wirklichkeit vermit-
teln, sofern das möglich ist. Die Forderung nach Objektivität, die auch eine 
epistemologische Dimension beinhaltet (vgl. Ekström/Westlund 2019), 
bzw. ihre Erreichbarkeit ist jedoch als Qualitätsmaßstab umstritten (vgl. 
Meyers 2020). Allein die Nachrichtenauswahl beinhaltet ein subjektives 
Element und im Journalismus wirken stets interne und externe Einfluss-
größen, die eine vollständige Entkoppelung zwischen Berichterstattung 
und Journalist:innen verunmöglicht (vgl. McQuail 1992: 187).

Weil damit der »Objektivitätsbegriff zu umstritten ist, als dass er als au-
tonomes Qualitätskriterium betrachtet werden kann« (Voigt 2016: 51), fun-
giert die Unparteilichkeit der Berichterstattung als zentraler Qualitätsmaßstab 
im repräsentativen Modell (vgl. Tab. 1 in Kap. 2). Unparteilichkeit wurde als 
Teilaspekt journalistischer Objektivität konzeptualisiert (vgl. McQuail 1992: 
223; McQuail/Deuze 2020: 217; Schönhagen 2012; Ward 2005: 19). Sie 
stellt aber eine intersubjektiv nachvollziehbare und empirisch zugängliche 
Dimension dar. In diesem Sinne argumentiert Seethaler (2015: 61), dass es 
»für eine liberal-repräsentative demokratische Ordnung von entscheiden-
der Bedeutung [ist], dass die Bürger sachlich und unparteiisch informiert 
werden«. Auch Arnold (2008: 192) betont die Wichtigkeit einer »neutrale[n] 
Informationsgrundlage«, denn nur damit haben »die verschiedenen kon-
kurrierenden Standpunkte in einer repräsentativen Demokratie nicht nur 
insgesamt, sondern auch gegenüber dem Einzelnen eine Chance möglichst 
›unverzerrt‹ dargestellt zu werden und um Zustimmung zu werben«.2

2	 Von der Objektivitätsnorm ließen sich noch weitere Qualitätsdimensionen ableiten wie die 
Faktizität und von ihr wiederum Richtigkeit, Aktualität und Vollständigkeit. Wie Jandura und 
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Als professioneller Standard von Nachrichtenqualität drückt sich Un-
parteilichkeit dahingehend aus, dass journalistische Berichterstattung im 
Sinne einer »Unvoreingenommenheit und Distanz zum Berichterstattungs-
gegenstand« (Meier 2018: 243) möglichst frei von wertenden Tendenzen 
ist und dass Nachrichtenereignisse möglichst neutral präsentiert werden 
sollten (vgl. Jandura/Friedrich 2014: 356; Strömbäck 2005: 339). Auch 
die Forderung nach einer solchen unparteilichen Darstellung ist natürlich 
nicht vollkommen eindeutig (vgl. Boudana 2016; Mitchell/Stewart 2017). 
Unparteilichkeit sollte sich jedoch in einem klaren »Verzicht auf explizite 
Wertungen« (Arnold 2008: 198) und einem vorsichtigen Umgang mit po-
tenziell wertendem Vokabular niederschlagen (vgl. Goodman/Boudana 
2019: 410). Diese Werturteilsfreiheit bezieht sich rein auf journalistische 
Standpunkte, also die Vermeidung einer originären »journalistic voice« 
(Mellado 2015: 600). Dass Journalismus die Perspektiven von im reprä-
sentativen Modell wichtigen Akteur:innen wiedergibt, gehört vielmehr 
zu seinen Aufgaben, sie müssen diesen aber auch klar zuzuschreiben sein 
(vgl. Fahr 2001: 24). Eigene Wertungen sind gemäß dem klassischen ›Tren-
nungsgrundsatz‹ zwischen Information und Meinung nur in dezidiert 
ausgewiesenen Kommentaren akzeptabel (vgl. Schwer 2006: 361).3

Friedrichs (2014: 355) argumentieren, sind diese jedoch schwer empirisch zu überprüfen.
3	 Obwohl einige Autor:innen (vgl. Jandura/Friedrich 2014; McQuail 1992; Schatz/Schulz 

1992), vorschlagen, Unparteilichkeit konzeptionell als Überbegriff für die beiden Sub-Dimensi-
onen Neutralität und Ausgewogenheit bzw. Fairness zu betrachten, nutzt die vorliegende Studie 
(wie auch Seethaler 2015; Beaufort 2020) den Begriff ›Unparteilichkeit‹. Dies hat mehrere 
Gründe: Erstens konnte die vorgeschlagene zweiteilige Konzeption von Unparteilichkeit in 
keine empirisch valide und trennscharfe inhaltsanalytische Operationalisierung überführt 
werden, denn die Grenze zwischen Ausgewogenheit und Neutralität der Darstellung ist vage 
(vgl. McQuail 1992: 201). Zweitens ist der Begriff der Unparteilichkeit  –  als die Abwesenheit 
von Parteilichkeit  –  näher an der die Debatte prägenden englischsprachigen Forschung, wo 
journalistische Tonalität und Werturteile unter dem Begriff »partisanship« (z. B. Niven 2001) 
bzw. »partisan bias« (z. B. Shultziner/Stukalin 2021) erforscht und verhandelt werden.
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2.1.2	 Diskursivität als Maßstab im deliberativen 
Demokratiemodell

Das deliberative Demokratiemodell

Im Gegensatz zum repräsentativen Modell, wo der demokratische Wahl-
akt im Zentrum steht, ist der zentrale Modus der Entscheidungsfindung 
und Handlungsabstimmung im deliberativen Modell der Prozess demo-
kratischer Deliberation:

»Der Zentralbegriff dieser Demokratietheorie ist Deliberation, das Miteinander-

Reden, die argumentativ abwägende, verständigungsorientierte Beratschlagung. 

Mit diesem Zentralbegriff ist ein Politikverständnis verknüpft, das von dem anderer 

Demokratietheorien abweicht. Während die meisten Demokratietheorien die poli-

tischen Vorgänge und die Ergebnisse der Entscheidungsprozesse als Produkte einer 

von Herrschaft und Macht charakterisierten Bündelung von Präferenzen begreifen, 

ist für die Deliberationstheorie Politik das Ergebnis einer fairen, verständigungsori-

entierten Beratschlagung« (Schmidt 2019: 229).

Deliberative Entscheidungsfindungsprozesse können demnach auf den 
verschiedensten Ebenen und in den verschiedensten gesellschaftlichen 
Sphären stattfinden: Zwischen Bürger:innen im Alltag, zwischen politi-
schen Funktionseliten oder zwischen Bürger:innen und Politiker:innen 
(vgl. Strömbäck 2005: 336). In modernen Massengesellschaften, wo Deli-
berationsprozesse zu gesamtgesellschaftlich relevanten Fragen nie unmit-
telbar geführt werden können, sind Medien und Journalismus wichtige 
Träger:innen deliberativer Prozesse (vgl. Marcinkowski/Donk 2012: 95). 
Medienvermittelte Deliberation unterscheidet sich aber natürlich von di-
rekter Deliberation, weshalb spezifische Maßstäbe an sie anzulegen sind 
(vgl. Weinmann/Vorderer 2018: 469). Für ihr Gelingen ist Öffentlich-
keit zentral: »Öffentliche Diskurse fungieren im deliberativen Demokra-
tiekonzept als Medium und Forum einer (vgl. begründeten) Willensbil-
dung« (Martinsen 2009: 50). Entscheidend geprägt wurde ein solches 
Verständnis von öffentlichen Diskursen durch die ›Diskurstheorie‹ von 
Habermas (1992). Im Gegensatz zu anderen Demokratiemodellen, die das 
Ergebnis von demokratischen Prozessen betonen, steht im deliberativen 
Modell demnach der Prozess selbst im Fokus. Eine zentrale Idee des de-
liberativen Modells ist, dass gesellschaftliche Entscheidungen nicht im 
elitären politischen Zentrum getroffen werden, sondern dass dieser Kreis 
erweitert wird. Im Habermas’schen Verständnis (1981a) ist es zwar akzep-
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tabel, dass Routineentscheidungen realpolitisch nur von Funktionseliten 
getroffen werden  –  bei wichtigen und weitreichenden gesellschaftlichen 
Entscheidungen bedarf es jedoch eines öffentlichen Diskurses, der auch 
Akteur:innen der gesellschaftlichen Peripherie miteinbezieht (vgl. Ferree 
et al. 2002a: 300). Damit diese an deliberativen Entscheidungsfindungspro-
zessen partizipieren können, müssen Diskurse auch prinzipiell für einen 
weiteren Kreis offenstehen, wie es bei der Frage nach adäquater Vielfalt 
medialer Repräsentation im deliberativen Modell (vgl. Kap. 2.2.2) noch 
ausführlicher dargelegt wird.

Das Ziel deliberativer Prozesse ist das Finden eines möglichst tragfähigen 
Konsens (vgl. Martinsen 2009: 52). Ein solcher ist natürlich nicht immer ad 
hoc möglich, soll aber als ›gradueller Konsens‹ über die Zeit erreicht wer-
den (vgl. Ferree et al. 2002a: 305). Kritiker:innen führen an, dass Konsens 
in durch viele Konfliktlinien geprägten Massengesellschaften unrealistisch 
ist. Ferree et al. (2002a: 306) argumentieren, dass aber als Mindestmaß ein 
»working consensus« für die jeweilige Problemlage erreicht werden soll; 
Wessler spricht (2008a: 5, Kursivsetzung weggelassen) in ähnlicher Weise 
von einem »reasoned dissent«, in dem zumindest Argumente abgewogen 
und kritisch diskutiert werden. Dem letztlichen Konsens sollte »ein inklu-
siver und möglichst machtfreier deliberativer Prozess« (Ritzi/Schaal 2013) 
vorausgehen, der idealerweise von einem herrschaftsfreien Diskursklima 
geprägt ist. In Anlehnung an Habermas (1983) »ideale Sprechsituation« ist 
es das erklärte Ziel deliberativer Theorien, dass sich im öffentlichen Dis-
kurs die bessere Idee gegenüber schwächeren durchsetzen sollte, unabhän-
gig von der Machtprädisposition der Akteur:innen, die sie vorbringen (vgl. 
Ferree et al. 2002a: 301). Es sollte das »Prinzip des zwanglosen Zwangs des 
besseren Arguments« (Eisenegger/Udris 2021: 96) gelten. Dazu sollte der 
öffentliche Diskurs von wechselseitigem Respekt als »agreeing to disagree« 
(Ferree et al. 2002a: 302) aller Diskursteilnehmer:innen geprägt sein. Un-
ter ihnen sollte eine Bereitschaft zum Dialog herrschen, in dem Positionen 
und Aussagen durch begründete und nachvollziehbare Argumente gestützt 
werden (vgl. ebd.: 303).

Beitrag von Journalismus zum Prinzip demokratischer 
Deliberation

Weil die ganze Gesellschaft betreffende Deliberation nur durch medi-
envermittelte Öffentlichkeit denkbar ist, ist Journalismus in der Pflicht, 
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deliberative Diskurse zu initiieren, aufrechtzuerhalten und im Sinne der 
normativen Anforderungen an ihn zu moderieren (vgl. Haas 1999: 356; 
Riedl 2019: 1382). Aufgrund dieser engen Verschränkung zwischen dem 
Gelingen öffentlicher Deliberationsprozesse und dem Agieren von Jour-
nalismus wurden normativen Konzeptualisierungen von Medienquali-
tät vielfach deliberative Überlegungen zugrunde gelegt (vgl. Bachmann 
et al. 2022; fög 2022; Rinke et al. 2013; Stark et al. 2021; Wessler/Rinke 
2014). Ein deliberativer massenmedialer Diskurs ermöglicht dabei nicht 
nur die Aushandlung von gesamtgesellschaftlich relevanten Fragen und 
Problemlagen. Er sollte auch in den verschiedensten Gesellschaftssphären 
interpersonelle Diskussionen anstoßen (vgl. Seethaler 2015: 31). Delibe-
rativen Maßstäben genügender Journalismus kann Bürger:innen dabei 
Hintergrundwissen und Argumente an die Hand geben, um an delibe-
rativen Diskursen teilnehmen zu können, und dabei deliberative Ideale 
fördern (vgl. Wessler 2008b). Als Basis dafür können deliberative Medien-
inhalte durch abwägende und multiperspektivische Berichterstattung 
dazu beitragen, dass Bürger:innen überhaupt zu eigenen Standpunkten 
bezüglich komplexer Fragen kommen (vgl. Marcinkowski/Donk 2012: 
94). Darüber hinaus halten deliberative journalistische Diskurse politi-
sche Funktionseliten dazu an, argumentativ begründete Standpunkte 
zu vertreten, die dem öffentlichen diskursiven Abwägen standhalten, 
das die Qualität politischer Entscheidungen insgesamt verbessern kann 
(vgl. Wessler 2008a: 6).

Beitrag von Diskursivität zu demokratischer Deliberation

Damit Journalismus erfolgreich Diskurse initiieren und moderieren kann, 
wie im deliberativen Paradigma gefordert, sollten journalistische Inhalte 
eine kontextualisierende Einordnungsleistung erbringen. Jandura und 
Friedrich (vgl. 2014: 361) sowie Seethaler (vgl. 2015: 30) argumentieren, dass 
sich eine solche analytische Qualität darin äußert, dass journalistische Be-
richterstattung in Bezug auf das jeweilige Nachrichtenereignis eine Kon-
textualisierung erfahren, unterschiedliche Bewertungen des Themas vorliegen, 
Begründungen genannt werden und Folgen oder Lösungen sowie in Folgen oder 
Lösungen involvierte und davon betroffene Akteur:innen thematisiert werden. 
Sie lehnen sich damit an Entmans (1993) einflussreiche Definition von Fra-
ming an, der eine Problemdefinition, kausale Interpretation, moralische 
Evaluation und Empfehlungen zum Umgang mit einem journalistischen 
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Thema als Komponenten eines Frames ausmacht.4 Die rezente Framing-
forschung untersucht üblicherweise wie ein Thema im Sinne eines Frames 
eingeordnet wird (vgl. Matthes 2009). Im Zentrum der Ableitung eines 
deliberativen Qualitätsmaßstab vom Framing-Konzept steht im Gegensatz 
dazu die Idee, dass ein Thema möglichst umfassend eingeordnet wird  –  dass 
also möglichst viele bzw. möglichst alle der genannten Komponenten zu 
einem Thema angeführt werden. In Anlehnung an Brosda (2008: 14), der 
die Idealform von Journalismus gemäß deliberativen Vorstellungen von 
Demokratie als »diskursiven Journalismus« bezeichnet, wird die skizzierte 
kontextualisierende Einordnungsleistung hier als der professionelle Stan-
dard der Diskursivität (vgl. Tab. 1 in Kap. 2) bezeichnet.

Damit ähnelt die Konzeptualisierung von Diskursivität dem Konzept 
von thematischen Frames (vgl. Iyengar 1991: 14). Während Themen beim epi-
sodischen Framing lediglich »anhand von Fallbeispielen illustriert« werden, 
werden Themen beim thematischen Framing »in einen breiteren, abstrak-
ten Zusammenhang gestellt« (Scheufele/Engelmann 2016: 449), worauf 
auch die Diskursivität als Qualitätsmaßstab abzielt. Dementsprechend wird 
episodisches Framing »üblicherweise eher als Beleg für eine analytisch we-
niger anspruchsvolle Berichterstattung« angesehen, während angenommen 
wird, dass thematisches Framing und damit verbundene »summarische 
Informationen oftmals validere Aussagen über gesellschaftliche Problemla-
gen zulassen« (Maurer et al. 2021: 34). Analog wird episodisches Framing 
als Indikator für eine Soft-News-Orientierung der Berichterstattung ge-
sehen, während thematisches Framing für eine Hard-News-Orientierung 
steht (vgl. Reinemann et al. 2012: 226; Magin et al. 2021: 62), die auch als 
Qualitätsmaßstab begriffen wird (vgl. van Aelst et al. 2017; Bachmann 
et al. 2022). Kongruent mit den demokratiefördernden Erwartungen dis-
kursiver Nachrichtenqualität zeigen empirische Studien, dass die Aus-
einandersetzung mit thematischem Framing in den Nachrichten dazu 
führt, dass Rezipient:innen die gesamtgesellschaftliche Tragweite von 
Problemlagen besser einordnen können (vgl. Boukes 2022: 376). Zudem 
konnte gezeigt werden, dass die Nutzung von Nachrichtenangeboten, die 
deliberativen Ansprüchen gerecht werden, das argumentative Repertoire 

4	 »Framing essentially involves selection and salience. To frame is to select some aspects of a per-
ceived reality and make them more salient in a communicating text, in such a way as to promote a particu-
lar problem definition, causal interpretation, moral evaluation, and/or treatment recommendation for the 
item described« (Entman 1993: 52, Kursivsetzung im Original).
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von Bürger:innen vergrößern und sie damit zur Teilhabe an gesellschaftli-
chen Diskursen befähigen kann (vgl. van der Wurff et al. 2016).

Kontextualisierung

Die Kontextualisierung von Nachrichtenereignissen und -themen stellt die 
erste von sechs additiven Komponenten der Diskursivität als professioneller 
Standard im deliberativen Modell dar (vgl. Tab. 1 in Kap. 2). Kontextuali-
sierung meint in diesem Zusammenhang die »Einordnung [von Themen] 
in längerfristige Prozesse oder übergeordnete Zusammenhänge« (Seetha-
ler 2015: 30). Sie zielt darauf ab, das Publikum mit hinreichenden Hin-
tergrundinformationen zu versorgen, damit Rezipient:innen an themen-
bezogenen Diskursen teilhaben können und die Tragweite und Relevanz 
von Nachrichtenereignissen nachvollziehen können (vgl. Bachmann et al. 
2022: 8). Ähnlich begründet auch Brosda (2008: 17, Kursivsetzung wegge-
lassen) eine »Kontextualisierung« im Sinne eines »Zusammenhangs- und 
Kontextwissen[s]« als Dimension eines diskursiven Journalismus. Kontex-
tualisierung wird in der journalistischen Berichterstattung häufig durch 
Formen des Vergleichs (vgl. Seethaler 2015: 99) geleistet, die ermöglichen 
sollen, Nachrichtenereignisse und -themen umfassend einzuordnen. So 
begreifen etwa Maurer, Reinemann und Kruschinski (2021: 22) in einer 
Analyse der Qualität von Covid-19-Berichterstattung einen Vergleich von 
Covid-19, »z. B. historisch, im Ländervergleich oder im Vergleich mit ande-
ren Krankheiten« als Indikator für die Qualitätsdimension »Einordnung/
Kontextualisierung«.

Unterschiedliche Bewertungen

Die journalistische Darstellung unterschiedlicher Bewertungen von Nach-
richtenereignissen und -themen stellt die zweite Komponente der Dis-
kursivität (vgl. Tab. 1 in Kap. 2) dar. Das demokratietheoretische Argu-
ment ist hier, dass das Aufzeigen und Erkennen divergierender Stand-
punkte die notwendigen ersten Schritte für das Zustandekommen von 
Dialog  –  und damit auch das Zustandekommen eines Konsenses  –  sind, 
worauf deliberative Prozesse letztlich abzielen. Ähnlich operationali-
siert Wessler (vgl. 2008a: 13) eine ›dialogische Struktur‹, begriffen als das 
Vorhandensein von Sprecher:innen mit gegensätzlichen Standpunkten 
in einem Medienbeitrag, als Dimension der Messung von Deliberation. 
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Auch wenn Akteur:innen nicht direkt dialogisch Bezug aufeinander 
nehmen, können Journalist:innen im Rahmen ihrer Beiträge den dia-
logischen Bezug zwischen ihnen herstellen, wie Rinke, Wessler, Löb 
und Weinmann (vgl. 2013: 478) darlegen. An anderer Stelle geht Wessler 
(vgl. 2008a: 4, Kursivsetzung im Original) noch einen Schritt weiter und 
argumentiert, dass es für eine sinnstiftende Wirkung auf das Publikum 
ausreicht, wenn Begründungen und Gegenbegründungen öffentlich 
vorgebracht werden und vor dem Publikum geführte Debatten ebenso 
normativ wertvoll sind wie dialogische Bezugnahmen zwischen kon-
kreten Sprechenden. Unterschiedliche Standpunkte in der Berichterstat-
tung können in diesem Sinne zu einer Erweiterung des argumentativen 
Repertoires, einer reflektierenden Überprüfung und möglicherweise 
Veränderung der eigenen Überzeugungen und Präferenzen beitragen 
(vgl. Peters 2005: 104f.), auch wenn sie nicht unmittelbar dialogisch auf-
einander bezogen sind.

In der jüngeren Vergangenheit wurde der abwägende journalistische 
Diskurs bei Themen kritisiert, bei denen es nicht um divergierende Stand-
punkte, sondern um Fakten geht. Unter dem Begriff der »False Balance« 
(Fahy 2017) wurde problematisiert, dass in solchen Fällen ein Gegenüber-
stellen von unterschiedlichen Bewertungen konstruktive Diskurse mehr 
gefährdet denn begünstigt, weil faktisch unterschiedlich ›wahre‹ Stand-
punkte journalistisch als gleichwertige Perspektiven aufbereitet werden 
(vgl. Murcott/Williams 2013), wie es beispielsweise beim Thema der 
menschgemachten Klimakatastrophe geschieht (vgl. Brüggemann/En-
gesser 2017). Deshalb ist es wichtig, die Dimension unterschiedlicher Be-
wertungen mit anderen perspektivischen Dimensionen zu ergänzen, wie 
dies mit dem Konzept der Diskursivität geschieht: Sofern ein Sachverhalt 
tatsächlich aus verschiedenen Blickwinkeln als zweifelhaft dargestellt wird, 
obwohl es nur eine evidenzbasierte Perspektive gibt, können die anderen 
Indikatoren der Diskursivität solche nicht-substanziellen Perspektiven 
entlarven. Die Inkonsistenz solcher Perspektiven tritt beispielsweise zu 
Tage, wenn es um einen kohärenten Kontext oder um überzeugende kau-
sale Erklärungen geht.

Gründe

Die dritte Komponente der Diskursivität ist das Darlegen von Gründen 
für den jeweiligen Berichterstattungsanlass bzw. das Nachrichtener-
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eignis (vgl. Tab. 1 in Kap. 2). Gründe und Ursachen dienen dazu, das 
Berichtete in einen Kausalzusammenhang zu stellen und somit auch 
die Legitimität von Standpunkten und Handlungsableitungen offenzu-
legen (vgl. Martinsen 2009: 50). Neben einem vertieften inhaltlichen 
Verständnis für Rezipient:innen tragen Begründungen bzw. vor allem 
die Begründetheit von Standpunkten zum deliberativen Prinzip eines 
gleichberechtigten Dialogs bei: Für Deliberation ist es essenziell, die 
Argumente anderer anzuerkennen, einzubeziehen und möglicherwei-
se zu widerlegen  –  dafür bedarf es aber auch, die eigenen Argumente 
begründet zu rechtfertigen (vgl. Ferree et al. 2002a: 306). In ähnlicher 
Weise konzeptualisiert Wessler (vgl. 2008a: 10) das Vorhandensein einer 
Begründung von medial berichteten Standpunkten als deliberative 
Qualitätsdimension (auch Marcinkowski/Donk 2012). Rinke et al. (vgl. 
2013: 478) betonen, dass eine solche Begründetheit einerseits die Stand-
punkte der in der Berichterstattung zu Wort kommenden Akteur:innen 
betrifft; andererseits adressiert sie jedoch auch die Darlegungen der 
Journalist:innen selbst, die Ursachen und Gründe für Nachrichtenereig-
nisse recherchieren und ihrem Publikum vermitteln sollten.

Folgen und Lösungen und darin involvierte Akteur:innen

Das argumentative Pendant zur Angabe von Gründen im Sinne eines ge-
schlossenen Kausalzusammenhangs bilden Folgen und Lösungen und die darin 
involvierten Akteur:innen als die abschließenden Komponenten der Diskur-
sivität als professioneller Standard im deliberativen Modell (vgl. Tab. 1 in 
Kap. 2). Das Finden von Lösungen ist eng an den theoretischen Kern delibe-
rativer Demokratietheorien geknüpft. In diesem Sinne argumentiert Peters 
(vgl. 2005: 105), dass die Identifikation von Problemen und die gemeinsame 
Suche nach neuen Lösungen der originäre Wesenszweck öffentlicher De-
liberationsprozesse ist. Demnach muss Journalismus im Sinne seiner dis-
kursiven Verantwortung auch daran gemessen werden, ob und wie stark er 
verschiedene Lösungsangebote zu deren kollektiver Verhandlung in den 
Diskurs bringt. Diese kollektive Verhandlung von Folgen und Suche nach 
Lösungen hat auch ein gemeinschaftsförderndes Moment und stärkt damit 
deliberative Grundprinzipien, wie Meehan (vgl. 2013: 17) in ihrem Entwurf 
einer deliberativen Diskurssphäre als eine ›Gemeinschaft‹, die gemeinsam 
an Lösungen für konkrete Probleme arbeitet, betont. Wie dargelegt sollte 
Journalismus im deliberativen Paradigma Bürger:innen zur Teilnahme 
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an öffentlichen Diskursen befähigen. In diesem Sinne erweitert Seethaler 
(vgl. 2015: 30) die vier auf Entmans (1993) Definition von Framing basie-
rende Konzeptualisierung von Diskursivität um an Lösungen und Folgen 
aktiv beteiligte Akteur:innen sowie von ihnen betroffene Akteur:innen als zwei 
abschließende Komponenten von Diskursivität (vgl. Tab. 1 in Kap. 2). Diese 
beiden Dimensionen binden im Sinne eines »Brückenschlags zwischen 
gesellschaftlichem Geschehen und persönlicher Lebenswelt« (Beaufort 
2020: 147) die gesamtgesellschaftliche Diskurssphäre an ihre Mitglieder 
rück. In ähnlicher Weise begreift Hagen (vgl. 1995: 102) die Relevanz für 
»unmittelbar am Ereignis beteiligte Hauptpersonen oder -gruppen« als 
Kriterium für den Qualitätsindikator »Folgen«.

2.1.3	 Konstruktive Emotionalität als Maßstab im 
partizipatorischen Demokratiemodell

Das partizipatorische Demokratiemodell

Eine der trennenden Achsen der verschiedenen Demokratiemodelle ist der 
Grad, zu dem Bürger:innen in demokratische Prozesse eingebunden sind. 
Während das repräsentative Modell eine vergleichsweise passive Rolle von 
Bürger:innen vorsieht, die lediglich beim Urnengang ›zum Zug‹ kommen, 
setzt das deliberative Modell auf einen gleichberechtigten Austausch zwi-
schen politischem Zentrum und Peripherie. Es berücksichtigt die Belange 
von Bürger:innen jedoch primär in Form von kollektivierten Interessen. 
Eine zentrale, aktive und eigenständige Rolle nehmen Bürger:innen als 
unmittelbar Beteiligte im partizipatorischen Modell ein:

»The common thread in participatory liberal theories is the desirability of maximi-

zing the participation of citizens in the public decisions that affect their lives. To do 

this, they should, to the extent feasible, be active participants in the public sphere 

as part of an ongoing process. Participation enhances the public sphere, allowing 

for the emergence of something approximating a general will, and improves the in-

dividual, by drawing on and developing the person’s highest capacities for action« 

(Ferree et al. 2002a: 295).

Während sich im repräsentativen und deliberativen Modell die Frage 
nach dem »Wer?« (zentrale Akteur:innen) stärker vom »Was?« (Prozess), 
dem »Wie?« (Diskursstil) und dem Ergebnis demokratischer Prozesse (vgl. 
Ferree et al. 2002a: 316) abgrenzen lässt, zieht sich im partizipatorischen 
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Modell der zentrale Fokus auf die aktive Partizipation von ›einfachen‹ 
Bürger:innen durch alle Dimensionen. Das partizipatorische ›Modell‹ ist 
dabei relativ zu sehen, denn es vereint vergleichsweise divergente Demo-
kratievorstellungen unter dem gemeinsamen Dach direkter Partizipation 
(vgl. Eisenegger/Udris 2021: 98). Partizipatorische Theorien haben ihre 
Wurzeln in den Cultural Studies, kritischer Theorie, feministischen Ansät-
zen und der Konfliktforschung und nehmen eine Gegenposition zur domi-
nanten Vorstellung einer elitenzentrierten demokratischen Öffentlichkeit 
ein (vgl. Jandura/Friedrich 2014: 362). In diesen Ansätzen wird der kon-
zeptionelle Fokus auf den Wert der »individuellen Selbstbestimmung« von 
Bürger:innen gelegt (vgl. Martinsen 2009: 55) und hierarchischen Top-
down-Strukturen eine Bottom-up-Perspektive entgegengesetzt. Gemäß 
partizipatorischen Vorstellungen von Demokratie sollen die Menschen 
ermutigt werden, selbst eine aktive Rolle im öffentlichen und gesellschaft-
lichen Leben zu übernehmen. So fordert beispielsweise Barber (1984/2003) 
eine »›Starke Demokratie‹, die in verstärkter Partizipation auf allen poli-
tischen Entscheidungsebenen und auf der Reaktivierung von Bürgersinn 
besteht«, um eine »wirkliche Selbstregierung des Volks« (Reese-Schäfer 
2007: 32) zu ermöglichen. Die direkte Mitbestimmung geht auch mit der 
Übernahme von Verantwortung und der aktiven Einbeziehung in demo-
kratische Prozesse einher; damit grenzt sich das partizipatorische Modell 
von direkter Demokratie ab, die durch formale Abstimmungen realisiert 
wird (vgl. Seethaler 2015: 21).

Kritiker:innen wenden ein, dass das partizipatorische Modell in »mo-
dernen Flächenstaaten« unrealistisch ist und diese auf »die Ausdifferen-
zierung von repräsentativen Herrschaftsorganen angewiesen« (Martin-
sen 2009: 55) sind. Barber (vgl. 1984/2003: 184) hält dem entgegen, dass 
das Problem der Größe von Massengesellschaften primär ein kommuni-
katives ist, das demnach lösbar ist (vgl. Reese-Schäfer 2007: 32); Journa-
lismus als Selbstbeobachtungsinstanz demokratischer Gesellschaften ist 
hier besonders in der Pflicht. Realpolitisch existieren partizipatorische 
Ideen von Demokratie zudem »üblicherweise nicht als Gegenmodell zur 
Repräsentation […], sondern als Ergänzung […] auf lokaler Ebene und in 
spezifischen gesellschaftlichen Bereichen« (Beaufort 2020: 222). In die-
sem Sinne fordern zeitgenössische partizipatorische Theorien nicht den 
völligen Verzicht auf ein Repräsentationsprinzip. Sie betonen aber, dass 
eine aktive Partizipation von Bürger:innen wo immer möglich forciert 
werden soll. Zudem soll zwischen den ›Mediator:innen‹ und Bürger:innen 
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ein enges Verhältnis bestehen, das über eine repräsentativ gedachte Stimm-
abgabe hinausgeht (vgl. Ferree et al. 2002a: 295).

Beitrag von Journalismus zu Bottom-up-Partizipation

Welche Rolle spielt Journalismus in einer partizipatorischen Vorstellung 
von Demokratie? Ferree et al. (vgl. 2002a: 316) argumentieren, dass Jour-
nalismus zu einer Popular Inclusion, also dem demokratischen Einbezug 
möglichst aller Gesellschaftsmitglieder beitragen kann und soll. Die Auf-
gabe von Journalismus ist es demnach, die Inklusion einer breiten Vielfalt 
an Sprecher:innen zu forcieren und dabei dafür zu sorgen, besonders die 
eigenständigen Stimmen von Bürger:innen miteinzubeziehen (vgl. Kap. 
2.2.3 zu normativen Vorstellungen der Vielfalt medialer Repräsentation 
im partizipatorischen Modell). Das partizipatorische Modell geht dabei 
jedoch nicht davon aus, dass politisches Interesse a priori gegeben ist, son-
dern in öffentlichen Aushandlungsprozessen stets geweckt und erneuert 
werden muss. Es bedarf also eines kontinuierlichen Empowerments von 
Bürger:innen und vor allem von gesellschaftlich Marginalisierten, am öf-
fentlichen Leben und an Partizipationsprozessen teilzunehmen und ihre 
Bedürfnisse und Ansichten zu artikulieren (vgl. Ferree et al. 2002a: 296; 
Jandura/Friedrich 2014: 363). Journalismus kommt im partizipatori-
schen Modell also die Aufgabe zu, die Menschen »politisch zu motivieren 
und zu aktivieren« (Seethaler 2015: 21) bzw. zu mobilisieren (vgl. Ström-
bäck 2005: 339). Eisenegger und Udris (vgl. 2021: 93) argumentieren, dass 
diese Verantwortung gegenwärtig an Relevanz gewinnt, weil damit eine 
wachsende Gruppe von (vor allem jungen) Rezipient:innen, die sich zu-
nehmend von Nachrichtenjournalismus und damit von einer politischen 
Öffentlichkeit entkoppeln, wieder integriert werden soll.

Für eine solche Aktivierung der Partizipationsbereitschaft von 
Bürger:innen wurden mit Aufkommen digitaler Medienangebote große 
Erwartungen an partizipative Online-Medien gestellt. Social Media wurde 
als eine »Participatory Revolution« (Hanitzsch/Wahl-Jorgensen 2019: 2) 
begriffen, weil sie Artikulations- und Vernetzungschancen für alle und 
zwischen allen bieten. Die Entwicklung von Social Media zeigt aber, dass 
»soziostrukturelle Partizipationsklüfte« (Martinsen 2009: 59) auch hier 
existieren. Social Media hat zudem beispielsweise mit Polarisierung, Desin-
formation und Online Harassment eigene Dynamiken hervorgebracht, die 
partizipatorischen Zielen zuwiderlaufen und die »Grenzen des ›Partizipa-
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tionsoptimismus‹« (Lorenz et al. 2020: 2) aufzeigen. Während partizipati-
onsfördernde Potenziale von Social Media nach wie vor in der Aushandlung 
begriffen sind, muss betont werden, dass auch klassischer Journalismus in 
und außerhalb des Internets (vgl. Engesser 2013: 54ff.) eine partizipati-
onsfördernde Rolle haben kann und soll. Partizipation ausschließlich an 
rückkanalfähige Medien zu delegieren, greift zu kurz. Das partizipatori-
sche Modell sieht auch eine konstruktive Rolle des traditionellen analo-
gen wie digitalen Journalismus vor, der nach wie vor konstitutiv für eine 
integrative Öffentlichkeit ist.

Beitrag der Emotionalität zur demokratischen Bottom-up-
Partizipation

Vorstellungen davon, wie Journalismus ein partizipationsförderndes Mo-
ment erreichen kann, sind eng mit der Kritik an bestehenden liberale-reprä
sentativen und insbesondere deliberativen Vorstellungen von Öffentlich-
keit verbunden. Aus der Perspektive partizipatorischer Demokratietheo-
rien wird kritisch hinterfragt, inwieweit bestehende Diskursregeln wie 
ein höflicher Umgangston oder ein sachlicher Diskursstil nicht vielmehr 
Ausdruck einer spezifischen soziokulturellen Sozialisation sind und damit 
hegemoniale Asymmetrien perpetuieren. In dieser Sichtweise sind solche 
Normen nicht neutral, sondern »kulturspezifisch bedingt und sie privile-
gieren bestimmte gesellschaftliche Gruppen« (Martinsen 2009: 57), welche 
sich diese Normen aneignen konnten. Um den Ansprüchen einer wirkli-
chen Popular Inclusion gerecht zu werden, plädiert das partizipatorische 
Paradigma deshalb für eine Erweiterung der Bandbreite kommunikativer 
Diskursstile. Ein normativ wünschenswerter Diskursstil ist, wie dargelegt, 
zudem eng an das Ziel des Empowerments von Bürger:innen geknüpft 
und soll diese aktivieren und mobilisieren (vgl. Ferree et al. 2002a: 298).

Um Boom-up-Partizipation zu fördern, sollen im partizipatorischen 
Modell auch »die irreduzibel affektiven Komponenten des ›democratic 
talk‹ als Motivationsbasis bürgerschaftlichen Engagements aufgewer-
tet« (Martinsen 2009: 57) werden. Journalismus soll sich also auch einer 
Emotionalität in der Berichterstattung bedienen, um damit die Partizipa-
tionsbereitschaft von Rezipient:innen anzustoßen bzw. zu erhöhen. Ähn-
lich argumentiert Seethaler (vgl. 2015: 21), dass zur Wahl partizipations-
fördernder Mittel für Journalismus auch eine »Politik der Emotionen« 
(Schaal/Heidenreich 2013: 4) gehört. Auch Jandura und Friedrich (vgl. 
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2014: 363) führen tentativ  –  sie betonen dabei nämlich gleichzeitig, dass 
die theoretische Positionen im partizipatorischen Modell am weitesten 
auseinandergehen  –  Emotionalisierung als Medienqualitätskriterium 
im Sinne eines Empowerments an. Wahl-Jorgensen (2019a: 166f.) bringt 
den angenommenen Zusammenhang zwischen medienvermittelter Emo-
tion und Partizipation plastisch auf den Punkt: »[C]itizens are motivated 
to participate in political life because of their affective engagement with 
politics  –  because they care. Political participation is predicated upon 
emotion and could not exist without it.« Im Gros der bestehenden Qua-
litätsforschung wurde Emotionalität dagegen kritisch betrachtet und als 
Indikator für Soft News und damit als Ausdruck für die mangelnde Quali-
tät der Berichterstattung gesehen (vgl. Reinemann et al. 2012: 234). Der 
Mehrheit der Forschungen liegen jedoch auch liberal-repräsentative oder 
deliberative Vorstellungen von Demokratie zugrunde. Im repräsentati-
ven Modell ist Emotionalität als direkte Antithese zur wünschenswerten 
Sachlichkeit eine klare Verletzung von Qualitätsstandards (vgl. Jandura/
Friedrich 2014: 354). Im deliberativen Modell argumentieren erst jüngere 
Auslegungen von Habermas, dass Emotionalität mit Deliberation verein-
bar sein kann (vgl. Wessler 2018: 144).

Einerseits sollte Journalismus also im Sinne von Bottom-up-Partizipa-
tion Emotionalität umsetzen, wie es dem übergeordneten Ziel des Empo-
werments von Bürger:innen entspricht. Andererseits sollte er Emotionen 
aber auch zulassen, um nicht einer Popular Inclusion zuwiderzuhandeln. 
So argumentiert Young (vgl. 1997: 64) in ihrer feministisch begründeten 
Kritik am Kommunikationsmodus deliberativer Öffentlichkeit, dass deren 
»norms of ›articulateness‹« kulturspezifisch erlernt werden müssen und 
deren Beherrschen ein Ausdruck sozialer Privilegien ist. Diese Normen 
geben »speech that is dispassionate and disembodied« den Vorzug. Stand-
punkte, die dagegen als Ausdruck von Wut, Schmerz oder Sorge affektiv 
und emotional artikuliert werden, werden von vornherein disqualifiziert, 
ohne den substanziellen Wert dieser Perspektiven anzuerkennen. Young 
argumentiert, dass ein als adäquat empfundener Diskursstil dabei »über-
wiegend von einer bestimmten ›Klasse‹ von Bürgern beherrscht« (Ritzi 
2012: 83) wird und damit einen Gutteil der Bürger:innen ausschließt. Gibt 
Journalismus in dieser Argumentation also nur sachlich artikulierten 
Standpunkten Zutritt zur medialen Agenda, verletzt er das partizipato-
rische Kernideal der Popular Inclusion. Ein ähnliches Argument gilt für 
die Betroffenheit von Menschen von bestimmten Nachrichtenereignissen 
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und -themen. Sich zu Themen nüchtern und emotionslos äußern zu kön-
nen, bedarf einer Distanz, die Betroffene zwangsläufig nicht immer haben 
können, sondern für die Themen notwendigerweise emotional konnotiert 
sind. Solche Perspektiven müssen demnach also auch »expressiv und emo-
tional vorgetragen werden« (Donges 2020: 293) können, um Diskurse 
nicht illegitim zu verkürzen.

Konstruktivität als Anspruch an partizipationsfördernde 
Emotionalität

Wie dargelegt plädiert das partizipatorische Modell für eine Erweiterung 
der als adäquat empfundenen Diskursstile. Einige Theoretiker:innen argu-
mentieren, sogar »inzivile Diskursformen, Polemik oder verbale Angriffe 
sind zulässig« (Eisenegger/Udris 2021: 100; vgl. Ferree et al. 2002b: 298), 
solange sie der Mobilisierung dienen. Dem wird hier widersprochen, denn 
das mobilisierende Potenzial von Emotionalität kann sowohl konstruktive, 
inkludierende, aber auch destruktive, exkludierende Formen annehmen. So 
argumentiert Wahl-Jorgensen (2019b: 2), Emotionen haben zwar einerseits 
»the capacity to cultivate compassion and enlarge our world views«; ande-
rerseits können sie jedoch auch als »tool for fueling hatred and exclusion« 
fungieren. Journalistische Diskursstile dürfen im partizipatorischen Modell 
zwar »bewusst Grenzen überschreiten, die von den anderen Modellen ge-
setzt werden« (Seethaler 2015: 21)  –  sie sollten jedoch nie eine exkludie-
rende Wirkung haben und Diskursteilnehmer:innen ausschließen. Inzivile 
Ausdrucksformen haben jedoch ein stark exkludierendes Potenzial. So kann 
beispielsweise Inzivilität in Online-Diskussionen Teilnehmer:innen hem-
men, ihre Meinung kundzutun bzw. für diesen Zweck eingesetzt werden (vgl. 
Prochazka et al. 2018: 66). Sogar Journalist:innen als Gruppe professioneller 
Kommunikator:innen reagiert auf inzivile Anfeindungen mit dem Abbruch 
von Kommunikation (vgl. Cheruiyot 2018: 1013). Zwar mag eine modera-
tere Definition von Inzivilität, z. B. als emotional aufgeladene Sprache, die 
aber keine massiven persönlichen Beleidigungen enthält (vgl. Weinmann/
Vorderer 2018: 468), mit der Idee des Empowerments in Einklang stehen; 
Formen von Inzivilität, die den Ausschluss anderer Diskursteilnehmer:innen 
bewirken, laufen jedoch der Popular Inclusion zuwider.

Ein Grund, warum dies in partizipationstheoretischen Auseinander-
setzungen von Öffentlichkeit erst nach und nach berücksichtigt wird (vgl. 
Eisenegger/Udris 2021: 100), mag in Umfang und Intensität von Inzivi-
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lität in öffentlichen Diskursen liegen, die gegenwärtig zunehmen. So ge-
winnen vor allem von politischen Akteur:innen instrumentalisierte Stra-
tegien der gezielten »Delegitimierung« von Diskursteilnehmer:innen an 
Relevanz (vgl. Farkas/Schou 2018: 303) bzw. sind gegenwärtig im Begriff 
einer ›Normalisierung‹ (vgl. Wodak et al. 2021: 369). Destruktive und ex-
kludierende Formen von Kommunikation gehen dabei vielfach gezielt mit 
Emotionalisierung einher. So diagnostiziert Wahl-Jorgensen (2019a: 13) 
ein »discursive climate dominated by negative emotion, articulated with 
deliberate exclusionary intent«. Auch für exkludierende Phänomene wie 
Hate Speech ist Emotionalität konstitutiv (vgl. Post 2009). Journalismus 
kann in einem solchen Klima, in dem sich der Emotionalität primär auf 
destruktive Art und Weise bedient wird, konstruktive Formen von Emo-
tionalität entgegensetzen. Während Inzivilität auch im repräsentativen 
und deliberativen Modell problematisch ist, ist sie es im partizipatori-
schen Modell auf besondere Weise: Einerseits, weil anzunehmen ist, dass 
das mobilisierende Moment von Emotionalität die destruktiven Effekte 
von Inzivilität zusätzlich verstärkt; andererseits, weil innerhalb exkludie-
render, diskursfeindlicher Phänomene Inzivilität oftmals an Emotionali-
tät geknüpft ist, was eine Abgrenzung besonders wichtig macht. An eine 
emotionale Qualität von Journalismus im partizipatorischen Modell ist 
deshalb der Anspruch der Konstruktivität im Sinne einer Absage an Inzivi-
lität zu stellen. Eine konstruktive Emotionalität wird somit als professiona-
ler Standard von Nachrichtenqualität im partizipatorischen Modell (vgl. 
Tab. 1 in Kap. 2) betrachtet.

2.2	 Vielfalt medialer Repräsentation als normativer 
Maßstab

Vielfalt als ›Metanorm‹ der Nachrichtenqualitätsforschung

Ein Pluralismus von Perspektiven, Positionen und Ansichten in öffentli-
chen Diskursen ist die Grundlage jeder liberalen demokratischen Gesell-
schaftsordnung. Vielfalt drückt die Möglichkeit aus, von der jeweiligen 
Mehrheitsnorm abzuweichen, und ist damit untrennbar mit der Freiheit 
von Individuen verbunden. So argumentiert Donsbach (2007: 193) »Frei-
heit ja nichts anderes als die Zulassung von Vielfalt […], wenn man […] 
unterstellen kann, dass Individuen verschiedene Interessen haben und 
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sich dementsprechend unterschiedlich in die öffentliche Kommunikation 
einbringen«. Damit ist Vielfalt ein demokratischer Wert in sich. Die Idee 
von Vielfalt hat demnach auch die Medien- und Nachrichtenqualitätsfor-
schung stark beschäftigt, wo sie als »Metanorm« (Stark et al. 2021: 431), 
als eine der »fundamentalen Qualitätskriterien« (Arnold 2009: 129) über 
verschiedene Bezugssysteme hinweg eine der am stärksten beforschten 
Dimensionen von Qualität darstellt (vgl. Loecherbach et al. 2020). Me-
diale Vielfalt als »heterogeneity of media content in terms of one or more 
specified characteristics« (van Cuilenburg 1999: 188) drückt zunächst nur 
die Unterschiedlichkeit von bestimmten Merkmalen in medialen Inhal-
ten aus. Bzgl. der Frage, welche Merkmale das sein sollen, divergieren die 
theoretischen wie empirischen Auffassungen jedoch stark.

Dass Medien vielfältig sein bzw. dass Journalismus vielfältig berichten 
sollte, ist unbenommen. Ein ›Mehr‹ an Vielfalt ist aber nicht zwingend im-
mer wünschenswert. Vielfalt steht im grundsätzlichen Spannungsverhält-
nis zur Relevanz der Berichterstattung. Bei gegebenen Kapazitätsgrenzen 
journalistischer Berichterstattung ist es eine der zentralen Aufgaben von 
Journalismus, Prioritäten zu setzen und relevante Themen und Perspekti-
ven medial abzubilden (vgl. Arnold 2008: 168). Auch wenn die Definitionen, 
was in welcher Vorstellung von Gesellschaft relevant ist, divergieren, sollte 
dies nicht dazu führen, »Vielfalt auf Kosten von Relevanz anzustreben« 
(Köster/Wolling 2006: 79). Fehlende Relevanzsetzung kann vielmehr 
auch ein Verfehlen demokratischer Verantwortung bedeuteten, wenn die 
Gesellschaft z. B. bei brisanten Nachrichtenlagen nicht prioritär ›alar-
miert‹ wird (vgl. Zaller 2003). Eine zu starke Verengung auf bestimmte 
Perspektiven kann zensierend für alternative Deutungsangebote sein, 
während ›zu vielfältige‹ Berichterstattung Gefahr läuft, zu einer Publi-
kumsfragmentierung beizutragen (vgl. Rössler 2007: 464). Ein ›zu viel‹ 
an Vielfalt und die damit einhergehende Komplexität konfligiert zudem 
mit den Aufmerksamkeits- und Verarbeitungskapazitäten des Publikums 
(vgl. Zerback 2013: 320). Für Journalismus gilt es deshalb »die ›richtige‹ 
Menge inhaltlicher Vielfalt zu bieten« (Fahr 2001: 19; vgl. Donsbach 
2007: 197). Wo eine solche liegt und welche Dimension vielfältig medial 
repräsentiert werden sollten, hängt dabei stark von der theoretischen 
Konzeption von Vielfalt ab.

Basierend auf einer systematischen Literaturanalyse unterscheidet Loe-
cherbach (vgl. 2020: 607; ähnlich: Joris et al. 2020: 1895) zwischen Vielfalt 
in Bezug auf Strukturen (z. B. Medienanbieter und deren Besitzverhältnisse), 
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in Bezug auf Inhalte (z. B. Nachrichteninhalte), und in Bezug auf Rezeption 
bzw. Mediennutzung durch Rezipient:innen (vgl. z. B. individuelle Medienre-
pertoires). Obwohl diese Ebenen üblicherweise isoliert untersucht werden, 
hängen sie empirisch natürlich stark miteinander zusammen. So konzeptu-
alisiert Napoli (vgl. 1999: 23) diese drei Ebene als zusammenhängende »di-
versity chain«. Er argumentiert, dass im Journalismus strukturelle Vielfalt 
mitbestimmt, wie vielfältig die produzierten Inhalte sind, und die Inhalte 
und deren Zusammensetzung wiederum mitentscheiden, mit welcher Viel-
falt Rezipientinnen letztendlich konfrontiert sind. Für das Ziel der vorlie-
genden Studie, eine produktzentrierte, demokratietheoretisch fundierte 
Konzeptualisierung von Nachrichtenqualität zu entwerfen (vgl. Kap. 2), ist 
jedoch die Ebene inhaltlicher Vielfalt die relevanteste, weil von ihr die unmit-
telbarsten demokratiefördernden oder -gefährdenden Wirkungen ausgehen.

Akteur:innenvielfalt

Innerhalb inhaltlicher Vielfalt konzentriert sich die Vielfaltsforschung 
auf Themenvielfalt, Akteur:innenvielfalt und Meinungsvielfalt (vgl. Magin et al. 
2023). Zwar ergeben sich aus der Perspektive verschiedener Demokratie-
theorien auch Implikationen für Themenvielfalt.5 Dennoch ist es für de-
mokratische Aushandlungsprozesse von zentraler Relevanz, wer in öffent-
lichen Diskursen mit welchen Perspektiven zu Wort kommt (vgl. Ferree 
et al. 2002a; Martinsen 2009; Strömbäck 2005). Diese Frage schlägt sich 
in Akteur:innen- und Meinungsvielfalt nieder. Meinungsvielfalt bildet ab, 
welche Positionen in Bezug auf bestimmte Themen medial verhandelt 
werden (vgl. z. B. in Bezug auf Migration Kösters 2020). Sie ist demnach 
kaum abstrakt und unabhängig von konkreten Themen zu erheben (vgl. 
Fahr 2001; Magin et al. 2023; Udris et al. 2023). Mit dem Anspruch, eine 
allgemeine Einschätzung von Nachrichtenqualität zu liefern, konzentriert 
sich die vorliegende Studie deshalb auf Akteur:innenvielfalt, also auf die 
Frage, welche Akteur:innen  –  Personen, Gruppen und Institutionen  –  und 

5	 So ist z. B. aus repräsentativer Perspektive ein Makro-Fokus und eine Korrespondenz zu den 
Agenden der Parteien wünschenswert, aus deliberativer Perspektive ein hoher Anteil an kon-
kreten politischen Sachfragen und eine Korrespondenz zu den Agenden zivilgesellschaftlicher 
Organisationen (Magin et al. 2023: 7) sowie aus partizipatorischer Perspektive das Aufweichen 
einer strikten Trennung zwischen dem Privaten und dem Politischen (Seethaler 2015: 22) 
und eine Korrespondenz zu den Relevanzsetzungen der Bevölkerung.
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ihre dazugehörigen Positionen journalistisch abgebildet werden (vgl. Be-
ckers/van Aelst 2019).6

Einerseits ist Akteur:innenvielfalt ein relationales Konstrukt, das das 
Nebeneinander verschiedener Diskursteilnehmer:innen erfasst, z. B. wes-
sen Perspektive einen Diskurs zu einem Thema im Vergleich zu anderen 
Stimmen dominiert (vgl. Baden/Springer 2017; Masini et al. 2018). Aus 
demokratietheoretischer Perspektive ist Akteur:innenvielfalt aber auch un-
trennbar mit der Frage nach medialer Repräsentation verbunden. Wem in jour-
nalistischer Berichterstattung welche »kommunikativen Teilhabechancen« 
(Wallner et al. 2012: 37) eingeräumt werden, ist untrennbar mit Fragen 
nach Macht und Zugang zu Öffentlichkeit verbunden: »Who gets to speak 
in the news here is a question of empowerment, as actors with regular ac-
cess to the news media not only can shape the interpretation of events, but 
also ongoing meanings in a society« (Beckers/van Aelst 2019: 872). Um 
diese hegemoniale Dimension des Zugangs von Akteur:innen zur massen-
medialen Agenda und deren Vielfalt gleichermaßen zu berücksichtigen, 
wird die Dimension medialer Repräsentation deshalb besonders betont. 
Somit stellt in der vorliegenden Studie die zweite Dimension von Nach-
richtenqualität, die demokratietheoretisch differenziert werden soll, die 
Vielfalt der medialen Repräsentation von Akteur:innen (vgl. Tab. 1 in Kap. 2) dar.

Die grundlegende Frage der Vielfaltsforschung, nämlich was das Rele-
vante ist, wenn es bei Vielfalt doch stets um die »Vielfalt des Relevanten« 
(Köster/Wolling 2006: 92, Kursivsetzung weggelassen) gehen soll, beant-
worten das repräsentative, deliberative und partizipatorische Demokratie-
modell hinsichtlich der Akteur:innenvielfalt je unterschiedlich. Dies wird 
in der bestehenden Vielfaltsforschung nur unzureichend berücksichtigt. 
Zwar betonen Studien vielfach den Stellenwert von Vielfalt für Demokra-
tie, die meisten Auseinandersetzungen belassen es jedoch bei generischen 

6	 Eine Nähe zur Meinungsvielfalt besteht in der vorliegenden Studie aber nach wie vor: Zum 
einen ist theoretisch davon auszugehen, dass Akteur:innenvielfalt auch »als Indikator für 
Meinungsvielfalt dienen [kann], da sie in mediale Kontroversen ein Korrelat der verschie-
denen Ansichten« (Zerback 2013: 301) bildet. Zum anderen bedingen sich auch empirisch 
Akteur:innenvielfalt und Meinungsvielfalt gegenseitig (Masini/van Aelst 2017). Außerdem 
legt die hier verfolgte Konzeptualisierung von Akteur:innen einen aktiven Akteur:innenbegriff 
zugrunde und erachtet empirisch nur Personen oder Gruppen als relevant, die mit einer 
Position oder Meinung vorkommen (vgl. Kap. 6.1.2). Gemäß gängigen journalistischen Dar-
stellungslogiken ist es dabei unwahrscheinlich, dass mehrere Akteur:innen mit uniformen 
Meinungen prominent platziert werden (Seethaler 2015: 26).
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Zusicherungen ohne normative Grundannahmen transparent offenzule-
gen, wie Loecherbach (vgl. 2020: 616) problematisiert; wenn, so beziehen 
sie sich primär auf liberal-repräsentative Vorstellungen von Demokratie 
oder ziehen in Einzelfällen deliberative heran, während das partizipato-
rische Modell meist ausgespart bleibt.

2.2.1	 Mediale Repräsentation von parteipolitischen 
Akteur:innen

Wenn es um die Frage nach dem ›Wer?‹ geht, also danach, welche 
Akteur:innen im öffentlichen Diskurs medial repräsentiert sein sollten, 
sprechen Ferree et al. (vgl. 2002a: 291) im repräsentativen Demokratiemo-
dell von einer Elitendominanz. Damit Journalismus seiner Vermittlungs-
funktion zwischen Bürger:innen und Funktionseliten nachkommt, soll-
ten die gewählten oder zur Wahl stehenden Repräsentant:innen auch den 
öffentlichen Diskurs prägen. Für den im repräsentativen Modell im Zen-
trum stehenden Wahlakt ist dies zentral, denn wenn »die Bürger die zur 
Wahl stehenden Alternativen nicht oder nur unzureichend kennen und 
die Leistungen der bisherigen Regierung nicht beurteilen können, muß 
die resultierende Entscheidung als zufällig, beliebig und irrational ange-
sehen werden« (Voltmer 1998: 19). Wird die Vielfalt der parteipolitischen 
Positionen also nicht angemessen medial abgebildet, ist die Legitimität von 
Wahlen als Herzstück repräsentativer Demokratien in Gefahr. Positionen, 
Programme und Ideen von Parteien und ihren Vertreter:innen müssen alle 
erreichen, damit auch alle valide Wahlentscheidungen treffen können. Ein 
Fokus auf Funktionseliten begrenzt die Akteur:innenvielfalt im medialen 
Diskurs. Aus repräsentativer Warte wird dies in Kauf genommen, weil der 
Umkehrschluss  –  die mögliche Fragmentierung von Öffentlichkeit durch 
ein zu hohes Maß an Vielfalt  –  eine Gefahr für das Prinzip demokratischer 
Repräsentation darstellt (vgl. Zerback 2013: 81).

In gegenwärtigen Demokratien werden die divergierenden Standpunkte 
und Interessen in der Gesellschaft mehrheitlich durch politische Parteien 
organisiert. Sie sind die »maßgeblichen Träger und Adressaten« (Decker 
2016: 59) von durch die Bevölkerung zugewiesener Regierungsmacht. Par-
teien stellen einen »festgefügten (organisierten) Personenverband« dar, der 
seine Mitglieder rund um »gemeinsame politische Ansichten und Interes-
sen« gruppiert und sie somit ihr Ziel einer »Beteiligung an der staatlichen 
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Herrschaft« (Decker 2016: 61f.) verfolgen lässt. Aus Vielfalts-Perspektive 
ist die mediale Repräsentation der Bandbreite an parteipolitischen Po-
sitionen wichtig, weil Parteien durch diese Organisationslogik auch die 
Breite der gesellschaftlichen Positionen abdecken bzw. abdecken sollten. 
Deshalb soll aus repräsentativer Sicht das Spektrum der parteipolitischen 
Positionen  –  insbesondere zu Wahlkampfzeiten (vgl. Strömbäck 2005: 
334)  –  auch entsprechend medial abgedeckt werden. Eine Vielfalt par-
teipolitischer Positionen im öffentlichen Diskurs soll sicherstellen, dass 
gesellschaftliche Probleme frühzeitig artikuliert werden, die Rationalität 
politischer Entscheidungen durch die Auseinandersetzung mit substanziel-
len Gegenpositionen steigern und bewirken, dass die sich durchsetzende 
Meinung hohe Stabilität aufweist (vgl. Zerback 2013: 36).

Eine enge Auslegung des Repräsentationsprinzips impliziert, dass 
parteipolitische Akteur:innen gemäß ihres letzten Wahlergebnisses pro-
portional medial repräsentiert werden sollten (vgl. Ferree et al. 2002a: 
292). Ein solches Proporzkriterium (vgl. Jandura et al. 2019: 174) bzw. »Spie-
gelungsprinzip« (Zerback 2013: 116) soll sicherstellen, dass die massen-
mediale Agenda dem demokratischen Willen der Bevölkerung entspricht. 
Kritiker:innen argumentieren jedoch, dass eine zu starke Orientierung 
an den bestehenden Kräfteverhältnissen alternative Deutungsangebote 
vernachlässigt (vgl. Jacobi et al. 2016: 728). Dies ist insbesondere der Fall, 
weil mediale Repräsentation für Politiker:innen eine zentrale Ressource 
dafür ist, Aufmerksamkeit für ihre Agenden zu generieren (vgl. Riedl 
et al. 2018) bzw. eine zentrale Quelle symbolischen Kapitals darstellt (vgl. 
Maurer/Riedl 2020). Damit besteht für medial stärker repräsentierte 
Akteur:innen eine höhere Wahrscheinlichkeit, gewählt zu werden (vgl. 
Geiss/Schäfer 2017). Proportionale mediale Repräsentation birgt also 
die Gefahr, den politischen Status quo zu ›zementieren‹.

Das liberalere Prinzip der Chancengleichheit (vgl. Jandura et al. 2019: 
175) bzw. das »Gleichheitsprinzip« (Zerback 2013: 116) setzt dem die Idee 
gegenüber, dass alle Parteien im Sinne einer Gleichverteilung medial re-
präsentiert sein sollten. Damit sollen ihnen auch die gleichen Chancen 
eingeräumt werden, ihre Perspektiven und Argumente in den öffentlichen 
Diskurs einzubringen. Auch ihre Chancen, (wieder-)gewählt zu werden, 
nähern sich damit an. Bürger:innen können so auch leichter gewählte 
Repräsentant:innen nach einer Legislaturperiode abwählen, wie es eine 
der Kernfunktionen von Wahlen ist (vgl. Strömbäck 2005: 334). Das Prin-
zip der Chancengleichheit gewichtet damit insbesondere die Perspektiven 
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demokratischer Herausforder:innen und parteipolitische Minderheiten-
positionen stärker (vgl. Eisenegger/Udris 2021: 95).7 Aus Perspektive 
repräsentativer Demokratietheorie adressiert die Qualitätsdimension der 
Vielfalt medialer Repräsentation zusammenfassend also einen Pluralismus 
parteipolitischer Akteur:innen (vgl. Tab. 1 in Kap. 2) entsprechend  –  je nach 
theoretischer Position  –  ihren Kräfteverhältnissen bzw. in einem gemäß 
der Chancengleichheit gleichberechtigten Verhältnis (vgl. Eisenegger/
Udris 2021: 98; Seethaler 2015: 32).

2.2.2	 Mediale Repräsentation von Akteur:innen der 
Zivilgesellschaft

Dem elitenzentrierten Diskurs im repräsentativen Modell stellt das delibe-
rative Modell ein Öffentlichkeitsverständnis gegenüber, das den Kreis der 
Sprecher:innen bewusst erweitert. Wiederum zentral auf die Ideen von Ha-
bermas (vgl. v. a. 1992) zurückgehend zielt es darauf ab, neben Akteur:innen 
des politischen Zentrums auch solche der Peripherie in öffentliche Diskurse 
einzubeziehen. Während sich das politische Zentrum aus »der politischen 
Verwaltung, der Regierung, dem Gerichtswesen, dem parlamentarischen 
Komplex und den Parteien« (Gerhards 1997: 3) zusammensetzt, besteht 
die Peripherie aus zivilgesellschaftlichen Akteur:innen, also beispielsweise 
Interessenverbänden und -gruppen, Nichtregierungsorganisationen (NGOs), 
Nonprofitorganisationen (vgl. NPOs), organisierten Kollektiven z. B. aus 
dem Bereich der Kultur oder politischen Bewegungen. Sie stellen die »or-
ganisierte Zivilgesellschaft« (Stark/Stegmann 2021: 50) dar, welche die 
Interessen von Bürger:innen bündeln und Themen aufgreifen kann, die das 
politische Zentrum nicht bearbeitet (vgl. Beaufort 2020: 53). Aus delibe-
rativer Sicht sollten diese Organisationen und Gruppen in ein dialogisches 
Verhältnis zu den Zentrums-Akteur:innen gebracht werden und  –  zumin-
dest bei gesellschaftlich normativ wichtigen Entscheidungen  –  möglichst 

7	 Einen Kompromiss zwischen Proporzgedanke und Chancengleichheit stellt das Prinzip der 
abgestuften Chancengleichheit (Zerback 2013: 116) dar, das als rechnerischer Mittelweg »weder 
alle Parteien einheitlich behandelt noch einzig den Stimmenproporz als Maßstab heranzieht«, 
wodurch »einerseits durch eine Ungleichbehandlung der Parteien der Parteienwettbewerb 
gefördert und andererseits durch eine Privilegierung der kleinen Parteien Minderheitenpo-
sitionen ein größeres Gehör verschafft« (Jandura et al. 2019: 176) wird.
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auf Augenhöhe an einem deliberativen Aushandlungsprozess teilnehmen 
(vgl. Ferree et al. 2002a: 306; Jandura/Friedrich 2014: 359).

Journalismus kommt hier ein zentraler Stellenwert zu, weil er Öffent-
lichkeit als einen »kommunikative[n] Raum zwischen der zivilgesell-
schaftlichen Infrastruktur und dem Zentrum der Politik« (Gerhards 
1997: 4) schafft und damit die normativ wichtige »enge und fortlaufende 
Rückkopplung« (Martinsen 2009: 50, Kursivsetzung weggelassen) zwi-
schen politischem Zentrum und Zivilgesellschaft ermöglicht. Der Grund, 
warum zivilgesellschaftliche Akteur:innen stärker zu deliberativer Kom-
munikation in der Lage sein sollen, liegt in deren Organisationslogik. 
Während Akteur:innen des Zentrums als vermachtete Akteur:innen (vgl. 
Habermas 1992) in einer starren hierarchischen Organisationslogik gemäß 
ihrem Machterhalt handeln und verhandeln, sind zivilgesellschaftliche 
Akteur:innen als autochthone Akteur:innen mit ihrem niedrigen Organi-
sationsgrad von solchen Zwängen eher losgelöst. Es wird erwartet, dass 
dies Konsequenzen für ihre Diskursfähigkeit hat, sie leichter Gegenposi-
tionen annehmen und bessere Argumente respektieren können (vgl. Fer-
ree et al. 2002a: 301).

Einerseits sollte Journalismus also die ›Impulse‹ aus der organisier-
ten Zivilgesellschaft in den Diskurs einbringen. Andererseits sollten 
Journalist:innen reagieren, wenn zivilgesellschaftliche Positionen dezi-
diert von Debatten ausgeschlossen werden, weil etwa entsprechenden Or-
ganisationen das Stimmgewicht, die kritische Masse oder die politischen 
Allianzen fehlen, um sich Gehör zu verschaffen (vgl. Häussler 2018: 94). 
Bei Letzterem muss auch bedacht werden, dass sich die eigenen Kommu-
nikationsaktivitäten etwa von NGOs intensiviert und professionalisiert ha-
ben (vgl. van Leuven/Joye 2014; Powers 2016; Waisbord 2011), wodurch 
auch innerhalb der Gruppe zivilgesellschaftlicher Organisationen starke 
Gefälle in Abhängigkeit von Größe, Organisationsgrad und monetären 
Möglichkeiten entstehen. Diese gilt es im Sinne eines substanziellen Bei-
trags zu Debatten journalistisch zu reflektieren und gegebenenfalls aus-
zugleichen. Indem Journalismus zu relevanten Themen vielfältige und 
nach ihrem substanziellen Beitrag und nicht ihrem gesellschaftlichen 
Status entsprechend ausgewählte Akteur:innen der Zivilgesellschaft zu 
Wort kommen lässt, soll eine »bessere Nachvollziehbarkeit der letztlich 
gefassten Meinung« sowie »Verständnis, Toleranz und Wissen hinsichtlich 
der Meinungen und Argumente anderer Beteiligter« (Zerback 2013: 36) 
erreicht werden. Deshalb zielt aus der Perspektive deliberativer Demokra-
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tietheorie die Qualitätsdimension der Vielfalt medialer Repräsentation auf 
Akteur:innen der Zivilgesellschaft ab (vgl. Tab. 1 in Kap. 2; vgl. Marcinkowski/
Donk 2012; Seethaler 2015; Wessler/Rinke 2014). Im Sinne eines ega-
litären Zugangs zu einer möglichst hierarchiefreien Diskurssphäre sollte 
Journalismus auch innerhalb der zivilgesellschaftlichen Akteur:innen für 
Breite und Ausgewogenheit der zivilgesellschaftlichen Gruppen und Kol-
lektive sorgen (vgl. Magin et al. 2023; Udris et al. 2023).

2.2.3	 Mediale Repräsentation von Bürger:innen und 
Marginalisierten

Im partizipatorischen Demokratiemodell ist die Frage nach dem ›Wer?‹, 
also der Vielfalt medialer Repräsentation von Akteur:innen, eng an das 
Prinzip der Popular Inclusion geknüpft. Demgemäß soll der Kreis der po-
litisch Involvierten noch deutlich stärker erweitert werden als im delibera-
tiven Modell. Er soll möglichst alle Bürger:innen (vgl. Ferree et al. 2002a: 
297) inkludieren und auch der »viel zitierten ›schweigenden Mehrheit‹« 
(Seethaler 2015: 21) Raum in der Öffentlichkeit eingeräumt werden. Vor 
dem Hintergrund der Entstehung von partizipatorischen Ideen aus einer 
Kritik an der Exklusivität des öffentlichen Diskurses im liberal-repräsen-
tativen und deliberativen Modell heraus sollen besonders marginalisierte 
Menschen und Gruppen zu Wort kommen, deren Sichtweisen hegemoni-
alerweise oft ausgegrenzt werden (vgl. Jandura/Friedrich 2014: 363). 
Damit bildet das partizipatorische Denken die Antithese zur limitierten 
Rolle von Bürger:innen im repräsentativen Modell. Damit sie sich aktiv 
demokratisch einbringen können, sollen sie auch in der journalistischen 
Berichterstattung eine aktive Rolle spielen. Eine klassische »Artikulations-
funktion der Medien«, die darauf abzielt, »die Interessen der Bürger:innen 
zu artikulieren und somit als deren Sprachrohr zu fungieren« (Fawzi 
2020: 191, Kursivsetzung weggelassen) wird damit erweitert. Bürger:innen 
und Marginalisierte sollen vielmehr für sich selbst sprechen können (vgl. 
Strömbäck 2005: 340). Partizipation am öffentlichen Diskurs wird hier 
»als expressiver Wert verstanden« (Martinsen 2009: 56) und betont, dass 
Bürger:innen sich nicht nur punktuell äußern, sondern kontinuierlich 
Mitsprache im öffentlichen Diskurs haben sollten.

Im partizipatorischen Denken wird sozialen Bewegungen eine positive 
Rolle für die Mobilisierung von Bürger:innen zugeschrieben. Sie unter-
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scheiden sich jedoch davon, was das deliberative Modell als zivilgesell-
schaftliche Organisationen bezeichnet. So sollen organisierte Kollektive 
aus partizipatorischer Sicht eine aktive Form der Mitgliedschaft aufweisen, 
in deren Rahmen sich ihre Mitglieder an einer gemeinsam erarbeiteten 
Zielsetzung beteiligen. Zudem ist eine unmittelbar ihren Mitgliedern ge-
genüber verantwortliche Führungsstruktur einer formalen Führung vor-
zuziehen (vgl. Ferree et al. 2002a: 296f.). In diesem Sinne agieren also in 
geringem Maß organisierte Kollektive wie Bürgerinitiativen oder für einen 
gemeinsamen Zweck Demonstrierende im Sinne einer partizipatorischen 
Selbstermächtigung. Formale Interessenvertretungen hingegen, wie sie 
Interessen kollektivieren und in einer deliberativen Öffentlichkeit eine 
tragende Rolle spielen (vgl. Jandura/Friedrich 2014: 364), sind schon 
als zu stark entkoppelt von der Lebenswelt von Bürger:innen zu sehen.

Die mediale Repräsentation von Bürger:innen soll dabei deren Empo-
werment dienen und basiert auf der Idee, dass Individuen durch demokra-
tische Partizipation zu engagierten Bürger:innen ›transformiert‹ werden 
(vgl. Ferree et al. 2002a: 297). In diesem Sinne ist es entscheidend, dass 
Bürger:innen in der medialen Berichterstattung nicht als passiv den poli-
tischen Kräften ausgesetzt dargestellt werden, sondern als aktive Subjekte 
mit Möglichkeiten, die soziale Realität mitzugestalten (vgl. Strömbäck 
2005: 339). Die Kernidee ist also, dass Bürger:innen Political Efficacy als »fee-
ling that political and social change is possible and that the individual ci-
tizen can play a part in bringing about this change« (Campbell et al. 1954: 
187) erfahren. Sie sollen durch das medial abgebildete Engagement anderer 
Bürger:innen Anreize und Wissen bekommen, sich selbst zu engagieren. 
Empirische Studien zeigen, dass zwischen Political Efficacy und politischer 
Partizipation in diesem Sinne ein positiver Zusammenhang besteht (vgl. 
Coleman et al. 2008: 772). Im Umkehrschluss, wenn sich Bürger:innen 
nicht medial repräsentiert fühlen, besteht die Gefahr einer »Abkopplung 
von der politisch-kommunikativen Sphäre« (Jandura/Kösters 2018: 113). 
Deshalb zielt aus Perspektive partizipatorischer Demokratietheorien die 
Qualitätsdimension der Vielfalt medialer Repräsentation auf Bürger:innen 
und Marginalisierte ab (vgl. Tab. 1 in Kap. 2). Sie sollen öffentliche Sichtbar-
keit bekommen, wie sie ihnen in anderen Demokratietheorien verwehrt 
wird, im medialen Diskurs aktiv selbst zu Wort kommen und damit Bot-
tom-up-Partizipation forcieren.

Die Ansichten von Bürger:innen nehmen natürlich in jedem Demo-
kratiemodell eine wichtige Rolle ein, weil es dem Grundgedanken von 



67

﻿Vielfalt medialer Repräsentation als normativer Maßstab

Demokratie per se entspricht, dass von ihnen der politische Wille ausgeht. 
Seethaler und Beaufort (vgl. 2017: 190) widmen der Frage, welche medial-
politische Rolle Bürger:innen spielen sollten, etwa eine eigenständige 
Dimension, um unterschiedliche Demokratiemodelle zu charakterisieren 
(vgl. Porto 2007). Die Qualität der medialen Repräsentation im partizi-
patorischen Modell grenzt sich mit ihrem Fokus auf die aktive, eigen-
ständige und selbstbestimmte Artikulation von Individuen dennoch klar 
beispielsweise von einem repräsentativen Gedanken ab, wo Journalismus 
lediglich die kollektiven Interessen von Bürger:innen öffentlich und damit 
politischen Funktionseliten zugänglich machen sollte. Dieser Impetus eint 
auch die mediale Repräsentation von Bürger:innen und anderweitig Mar-
ginalisierten. Er soll zudem verhindern, dass von Eliten die vorgeblichen 
Interessen dieser Gruppen im Sinne einer »elite capture« (Schubert 2022: 
293, Kursivsetzung im Original) vereinnahmt und politische Entscheidun-
gen an ihrer Lebensrealität vorbei getroffen werden.

So hehr diese Ansprüche an Journalismus im partizipatorischen Modell 
sind, so ernüchternd sind empirische Befunde zur Rolle von Bürger:innen 
im medialen Diskurs. Die Qualitätsforschung hat die aktive Einbindung 
von Bürger:innen in journalistische Diskurse als normativ erstrebenswerte 
Vielfaltsdimension bisher weitgehend ignoriert und Bürger:innen mehr-
heitlich als passive »Leistungsempfänger« (Arnold 2008: 499) gesehen. Als 
»›low resource‹ group« (McQuail 1992: 101; vgl. de Swert/Kuypers 2020: 
1039) sind sie ressourcenschwach und unorganisiert und haben demnach 
nur geringe öffentliche Artikulationschancen. Wie empirische Daten zei-
gen, kommen Bürger:innen in journalistischer Berichterstattung wenig 
vor (vgl. de Swert/Kuypers 2020: 1039). Auch wenn die mediale Repräsen-
tation in einigen Ländern zunimmt, stehen Bürger:innen grundsätzlich 
im Konkurrenzverhältnis zu ›Elite‹-Akteur:innen (vgl. Kleemans et al. 
2017: 464). Was die Art der Darstellung von Bürger:innen angeht, kommen 
diese mehrheitlich durch ›Vox Populi‹, also kurze, austauschbare ›O-Töne‹ 
zur beispielhaften Veranschaulichung von Themen, als Fallbeispiele oder 
als Augenzeug:innen vor (vgl. Peter/Zerback 2020: 1006 2021: 7). Aktiv 
und substanziell zu Wort kommen Bürger:innen im klassischen Journa-
lismus oftmals nur in Form von Leser:innenbriefen (vgl. z. B. Hayek et al. 
2020) oder online durch die Einbindung von Social-Media-Posts (vgl. z. B. 
Oschatz et al. 2022). Damit sind sie aber auch von der eigentlichen Be-
richterstattung entkoppelt.
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2.3	 Zwischenfazit: Nachrichtenqualität als Ausdruck 
differenzierter demokratiefördernder Potenziale

Der wissenschaftliche Diskurs rund um Medien- und Nachrichtenqualität 
als normativ erwünschter Zustand von Medieninhalten ist zwar umfang-
reich, aber fragmentiert und wenig kohärent. Nachrichtenqualität erscheint 
als komplexes, relationales und sich wandelndes Konstrukt. Es bedarf des-
halb einer transparenten Offenlegung von ihr zugrunde liegenden theore-
tischen Annahmen und eines stetigen Auslotens der Notwendigkeit einer 
konzeptionellen Adjustierung. Vor diesem Hintergrund zielt die vorlie-
gende Studie auf eine produktzentrierte, auf dem Beitrag von Journalis-
mus für eine demokratische Gesellschaft fußende Konzeptualisierung von 
Nachrichtenqualität ab. Diese hat den Anspruch, inhaltsanalytisch opera-
tionalisiert werden zu können, und soll in späterer Folge theoretisch und 
empirisch in Beziehung zu Faktoren und Prozessen gesetzt werden, die 
für die Nachrichtenproduktion konstitutiv sind.

Bestehende normativ-demokratieorientierte Perspektiven auf Nach-
richtenqualität betonen in ähnlicher Weise, dass Journalismus eng mit dem 
Funktionieren von Demokratie verbunden ist, weil er nach wie vor die zen-
trale Instanz der Herstellung von Öffentlichkeit ist. Sie differenzieren un-
terschiedliche Auffassungen von Demokratie aber nur unzureichend. Der 
gegenwärtige krisenhafte Wandel von Demokratie stellt vor allem liberal-
repräsentative Prozesse und deliberative Werte infrage, legt aber auch Ten-
denzen hin zu partizipatorischen Bestrebungen offen. Ein gegenwärtiger 
krisenhafter Wandel von Journalismus wird durch die Beschneidung von 
Ressourcen für die redaktionelle Arbeit, eine veränderte Nachrichtenlogik 
gemäß einer neuen Aufmerksamkeitsökonomie und eine partielle Ent-
kopplung vom Publikum deutlich. Beides macht eine Überprüfung des 
Verhältnisses zwischen Demokratie und Journalismus erforderlich  –  und 
damit eine demokratietheoretische Neubewertung von Nachrichtenqualität.

Diese leistet die vorliegende Argumentation, indem sie zunächst zwei 
relevante Achsen von Qualität vorschlägt (vgl. Tab. 1 in Kap. 2). Die erste 
Achse stellen professionelle Standards dar, die das »Wie?« der Berichterstattung 
ausdrücken. Deren Einhaltung reflektiert die Rolle von Journalismus im 
jeweiligen Demokratiemodell und es wird erwartet, dass von ihnen  –  je 
nach Modell unterschiedliche  –  demokratiefördernde Effekte ausgehen. 
Die zweite Achse stellt die Vielfalt der medialen Repräsentation von Akteur:innen 
dar. Vielfalt wird als die Grundlage der Freiheit von Individuen und damit 
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als demokratische Notwendigkeit begriffen. Bei Akteur:innenvielfalt ist 
nicht nur die Abbildung von Verschiedenartigkeit relevant, sondern diese 
ist grundlegend mit hegemonialen Fragen von Macht und dem Zugang 
zur Öffentlichkeit verbunden. Deshalb wird in der vorliegenden Studie die 
mediale Repräsentationsleistung im erarbeiteten Vielfaltsbegriff betont. 
Diese beiden Achsen von Nachrichtenqualität werden bezüglich dreier 
Vorstellungen von Demokratie, die realpolitisch und ideengeschichtlich 
als die wichtigsten in zentraleuropäischen Demokratien anerkannt wur-
den,  –  des repräsentativen, des deliberativen und des partizipatorischen Mo-
dells  –  differenziert. Es wird argumentiert, welche Anforderungen die drei 
Demokratiemodelle an Journalismus stellen, die in der Berichterstattung 
auch inhaltsanalytisch nachvollziehbar sind. In diesem Sinne erscheint 
Nachrichtenqualität zusammenfassend als Ausdruck differenzierter demokra-
tiefördernder Potenziale von journalistischen Inhalten.

Deskriptive Nachrichtenqualität

Das repräsentative Demokratiemodell stellt das namensgebende Repräsen-
tationsprinzip in ihr Zentrum. Folglich nimmt der Wahlakt eine zentrale 
Rolle als die Delegation von Herrschaftssouveränität von den Bürger:innen 
hin zu gewählten Funktionseliten ein. Es verfolgt ein Öffentlichkeitsver-
ständnis als Marktplatz der Ideen, das primären Zugang für Funktions-
eliten bei gleichzeitig entsprechend passiver Rolle von Bürger:innen be-
inhaltet. Journalismus kommt dabei die Rolle einer Vermittlungsinstanz 
zwischen den Bürger:innen als Repräsentierte und den Funktionseliten 
als Repräsentierende zu. Die entsprechende Nachrichtenqualität im re-
präsentativen Modell lässt sich deshalb als deskriptive Nachrichtenqualität 
bezeichnen (vgl. Tab. 1 in Kap. 2; vgl. »deskriptive« Programmqualität bei 
Schatz/Schulz 1992: 702). Einerseits ist sie als ›deskriptiv‹ zu bezeichnen, 
weil der professionelle Standard der Unparteilichkeit eigene journalistische 
Wertungen ausschließt und journalistische Berichterstattung eng an einen 
neutralen Informationstransfer koppelt. Andererseits ist sie deskriptiv, 
weil im Fokus der Vielfalt der medialen Repräsentation von Akteur:innen 
parteipolitische Akteur:innen stehen, deren Positionen Journalismus  –  je nach 
engerer repräsentativer oder weiterer liberaler Auslegung  –  proportional 
gemäß dem Proporzkriterium oder dem Prinzip der Chancengleichheit 
möglichst unverzerrt wiedergeben sollte. Dies soll eine begründete und 
rationale Wahlentscheidung von Bürger:innen ermöglichen.
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Diskursive Nachrichtenqualität

Das diskursive Demokratiemodell basiert stark auf den Arbeiten von Ha-
bermas (1981b, 1981a, 1992, 2021). Es fokussiert auf einen gleichberechtigten 
öffentlichen Diskurs, der das Spektrum der Sprecher:innen vom politischen 
Zentrum ausgehend hin zur gesellschaftlichen Peripherie erweitert und 
dabei nach einem kollektiven Konsens sucht. Journalismus kommt hier die 
Rolle zu, öffentliche Diskurse zu initiieren, zu moderieren und aufrecht-
zuerhalten und dabei deliberative Werte zu vertreten. Die entsprechende 
Nachrichtenqualität im deliberativen Modell lässt sich deshalb als diskur-
sive Nachrichtenqualität bezeichnen (vgl. Tab. 1 in Kap. 2; vgl. »diskursiver 
Journalismus« bei Brosda 2008: 17). Als professioneller Standard wird hier 
die Diskursivität der Berichterstattung begriffen. Sie setzt sich additiv aus 
der journalistischen Thematisierung eines Kontexts mit dem Ziel der An-
eignung von Reflexionswissen, von unterschiedlichen Bewertungen als Basis 
für Dialogorientierung und Konsenssuche, von Gründen als Nachweis der 
Legitimität von Standpunkten und Handlungsableitungen, von Folgen als 
Widerspiegelung von Deliberation als Lösungssuche sowie darin aktiv be-
teiligten und davon betroffenen Akteur:innen zusammen. Damit sollen Gesell-
schaftsmitglieder zur Teilnahme an auch komplexen Diskursen befähigt 
werden. Diskursiv wird aber auch die Vielfalt der medialen Repräsentation 
von Akteur:innen begriffen. Sie nimmt Akteur:innen der Zivilgesellschaft und 
damit vor allem zivilgesellschaftliche Organisationen in den Blick, welche 
Bevölkerungsinteressen und -anliegen kollektivieren. Sie sind durch ihre 
relative Freiheit von Organisationszwängen besser in der Lage, an lösungs-
orientierten deliberativen Diskursen teilzunehmen. Damit sollen sie einen 
sachbezogenen Beitrag zu deliberativer Aushandlung leisten.

Aktivierende Nachrichtenqualität

Das partizipatorische Modell betont aus einer Bottom-up-Perspektive die 
aktive Rolle und Verantwortungsübernahme von Bürger:innen in einer 
als kollektives Projekt begriffenen Demokratie. Dazu bedarf es im Sinne 
einer Popular Inclusion des Einbezugs möglichst aller Bürger:innen und 
im Sinne eines Empowerments deren Motivation und das kontinuierli-
che Herstellen von politischem Interesse. Journalismus ist diesen beiden 
Prinzipien verpflichtet. Die entsprechende Nachrichtenqualität im parti-
zipatorischen Modell lässt sich deshalb als aktivierende Nachrichtenqualität 
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bezeichnen (vgl. Tab. 1 in Kap. 2; vgl. »aktivierende« Qualitätsansprüche 
bei Eisenegger/Udris 2021: 95). Aktivierend soll sie dabei auf zweifache 
Weise wirken. Der professionelle Standard einer konstruktiven Emotionalität 
soll durch die aktive Verwendung emotionaler Elemente in journalistischen 
Beiträgen partizipationsfördernd wirken. Durch ein Zulassen von Emotio-
nen soll er einem sonst drohenden Exklusionsmechanismus nach sozialer 
Klasse und individueller Betroffenheit zuvorkommen. An Emotionalität 
im Journalismus ist aber der Anspruch der Konstruktivität im Sinne der 
Abwesenheit inziviler Elemente zu stellen, die verstanden als exkludie-
rendes Moment dem Einbezug aller zuwiderlaufen würden. Aktivierend 
ist aber auch die Vielfalt der medialen Repräsentation von Akteur:innen 
angelegt. Vor allem Bürger:innen und Marginalisierte sollen aktiv für sich 
selbst sprechen. Dadurch sollen sie und andere Bürger:innen ihre politi-
sche Selbstwirksamkeit erkennen und den Anstoß für Partizipation geben.

Multiple Nachrichtenqualitäten

Diese mehrdimensionale Konzeptualisierung von Nachrichtenqualität er-
kennt an, dass es eine »Multiperspektivität des Qualitätsdiskurses« auch 
innerhalb eines demokratietheoretischen Zugangs braucht und plädiert 
für einen »pluralisierten Qualitätsbegriff« (Serong 2015: 14). Nachdem 
Demokratie kein uniformes Konstrukt ist, kann es keinen singulären Be-
griff demokratietheoretisch fundierter Nachrichtenqualität geben. Zum 
einen weisen diese unterschiedlichen Qualitäten auch unterschiedlichen 
Medientypen bestimmte Funktionen zu: »[T]he media are not a single 
institution with a common democratic purpose. Rather, different media 
should be viewed as having different functions within the democratic 
system, calling for different kinds of structure and styles of journalism«, 
wie Curran (2002: 239) betont. Eine solche Sichtweise akzentuiert, dass 
»Qualität im Journalismus nicht zwingend von einem Medienstil und 
dem Medientypus abhängt« (Prinzing 2016: 107; vgl. auch Friedrich/
Jandura 2012; Kösters/Friedrich 2017; Örnebring/Jönsson 2004). Von 
einer öffentlich-rechtlichen Nachrichtensendung muss eine andere Leis-
tung erwartet werden als von gedrucktem Longform-Journalismus; beides 
wiederum bedient andere Qualitätsansprüche als beispielsweise Boule-
vardberichterstattung. Alle Angebote könn(t)en aber auf ihre spezifische 
Weise einen demokratisch wertvollen Beitrag leisten. Zum anderen fördern 
unterschiedliche Qualitätskriterien auch unterschiedliche Ergebnisse zu 



72

Demokratietheoretische Neubewertung journalistischer 
Nachrichtenqualität

Tage, eben weil die »unterschiedlichen Leistungsanforderungen an medi-
ale Politikangebote […] zu entsprechend unterschiedlichen Bewertungs-
maßstäben führen« (Friedrich/Jandura 2012: 406). Einzelne Kriterien 
werden mitunter sogar gemäß der einen Vorstellung von Demokratie als 
positiv bewertet, während sie in der anderen Vorstellung negativ bewertet 
werden (vgl. Nitsch et al. 2021: 76). Die vorliegende Studie berücksichtigt 
beides, indem sie mit einer mehrdimensionalen Konzeptualisierung von 
Nachrichtenqualität arbeitet.

Die Auswahl der einzelnen Qualitätsdimensionen ist natürlich disku-
tabel. So ließe sich einwenden, dass im repräsentativen Demokratiemodell 
beispielsweise zusätzlich der Anspruch der Wahrhaftigkeit (vgl. Pött-
ker 2000: 384) zu stellen wäre, im deliberativen etwa Werte wie Respekt 
in der öffentlichen Kommunikation (vgl. Ferree et al. 2002b: 303) oder 
im partizipatorischen Modell eine Konnektivität im Sinne einer Interak-
tions- und Feedbackorientierung (vgl. Beaufort 2020: 146). Die Auswahl 
der vorliegenden Dimensionen erfolgte jedoch danach, dass sie, erstens, 
möglichst vergleichbar empirisch operationalisiert werden können und 
zwar, zweitens, auf der Ebene einzelner Nachrichtenbeiträge, wie es die Basis 
dafür darstellt, Qualität in späterer Folge empirisch in Relation zu ihren 
Entstehungsbedingungen setzen können. Davon unbenommen ist jedoch, 
dass andere Untersuchungskontexte eine erweiterte und/oder adaptierte 
Ableitung von Qualitätsstandards gemäß der drei Demokratiemodelle 
erfordern bzw. zulassen kann.
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3.	 Nachrichtenqualität als 
journalistischer Prozess

Verstehen der Entstehungsbedingungen von Nachrichtenqualität

Die Erklärung von Medieninhalten ist ein Herzstück der sozialwissen-
schaftlichen Journalismus- und Kommunikationsforschung (vgl. Dons-
bach 2004; Müller/Donsbach 2006). Dennoch handelt es sich innerhalb 
der empirischen Nachrichtenqualitätsforschung nahezu ausschließlich um 
deskriptive Studien (vgl. fög 2022; Maurer et al. 2021; Seethaler 2015; 
Stark et al. 2021). Engessers (2013: 25) Befund, die »meisten kommunika-
tionswissenschaftlichen Untersuchungen zu Qualität beschränken sich 
auf univariate Analysen von inhaltlichen Qualitätskriterien […], doch die 
dahinterstehenden unabhängigen Variablen werden selten systematisch 
konzeptualisiert und operationalisiert«, muss also nach wie vor zuge-
stimmt werden. Dies steht im starken Gegensatz dazu, dass die Erklärung 
der Qualität journalistischer Berichterstattung und die Identifikation von 
Einflussfaktoren schon früh als eines der Kernanliegen der Qualitätsfor-
schung proklamiert wurde (vgl. McQuail 2008: 1). Ähnliches trifft auf die 
Erforschung von Vielfalt als Teildimension von Medienqualität zu, wo 
Zerbacks (2013: 325) Forderung, dass die »Aufgabe zukünftiger Forschung 
[…] in der expliziten Einbeziehung inhaltlicher Vielfalt als abhängige Va-
riable« liegt, ebenfalls kaum eingelöst wurde. Im Gegenteil wurden mit 
dem Argument, dass der Prozess journalistischer Nachrichtenproduktion 
als Proxy für journalistische Qualität stehen kann, einzelne Faktoren aus 
der journalistischen Arbeitsrealität als »surrogate measures of journalistic 
quality« (Picard 2000: 100) herangezogen, wenngleich deren komplexe 
Beziehung theoretisch wie empirisch unterbeleuchtet ist.
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Vor diesem Hintergrund argumentiert der zweite Theoriestrang der 
vorliegenden Studie, inwiefern Nachrichtenqualität als das Ergebnis des 
journalistischen Produktionsprozesses zu verstehen ist. Damit vollzieht 
sich ein theoretischer Perspektivwechsel: Während Nachrichtenqualität 
bisher als die Ausgangsbedingung für das Funktionieren von Demokra-
tie betrachtet wurde, baut die nun eingenommene Perspektive auf der 
Annahme auf, dass »journalistische Qualität als Gesamtheit von abhängi-
gen Variablen verstanden werden kann, auf die verschiedene unabhängige 
Variablen einwirken« (Engesser 2013: 201). Deshalb zielt die vorliegende 
Studie darauf ab zu beantworten, welche Faktoren sich systematisch auf 
die verschiedenen, bereits argumentierten Parameter demokratietheore-
tisch fundierter Nachrichtenqualität auswirken und wie sie dabei Einfluss 
nehmen. Der logische erste Schritt ist es demnach, unter Rückgriff auf die 
bestehende Forschung potenziell relevante Faktoren zu identifizieren und 
ihren möglichen Einfluss auf Nachrichtenqualität darzulegen.

Normativität in der Erforschung von Einflüssen auf 
Nachrichtenqualität

Damit konkretisiert sich, wie die Studie mit Normativität umgeht, die 
untrennbar mit der Frage nach Qualität verbunden ist, denn eine der 
Herausforderungen der Qualitätsforschung besteht in der »angemesse-
nen Verbindung von Werturteilsfreiheit und Wertbezogenheit innerhalb 
der Theoriebildung« (Serong 2015: 196). Normativität bezeichnet den 
»Wunsch, dass bestimmte Wertorientierungen und Soll-Vorstellungen ihre 
Entsprechung in den Organisationen und Institutionen der Gesellschaft« 
(Rothenberger/Auer 2013: 21) finden. Die vorgestellten Demokratiethe-
orien  –  und damit auch die davon abgeleiteten Qualitätsstandards  –  (vgl. 
Kap. 2) sind in diesem Sinne in hohem Maße normativ. Die theoretische 
Konzeptualisierung von journalistischen Einflussfaktoren auf normativ 
fundierte Qualität erfolgt dagegen möglichst werturteilsfrei. Die Relevanz 
von Einflussfaktoren aus der journalistischen Arbeitsrealität bemisst sich 
vielmehr danach, wie stark sie dazu in der Lage sind, positiven Einfluss 
auf die in sich normativ fundierten Qualitätsdimensionen zu nehmen. 
Das Vorgehen grenzt sich damit von Studien ab, die Konzepte aus der 
journalistischen Arbeitsrealität selbst normativ aufladen, wie beispiels-
weise journalistische Rollenverständnisse anhand von Demokratietheorien 
(vgl. Håkansson/Mayerhöffer 2014; Riedl 2019; Wolfgang et al. 2019). 
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Es stimmt mit Prinzings (2016: 109) Position überein, die argumentiert, 
Qualitätsforschung »muss in der Empirie werturteilsfrei, aber im Theorie-
zugriff wertbezogen sein«. Die folgende Theoretisierung von Nachrichten-
qualität als journalistischem Prozess ist demnach nicht normenbezogen, 
sondern zielt darauf ab, einen theoretischen Rahmen für die Entstehung 
normativer Qualitäten zu erarbeiten. Damit wird eine analytische und eine 
normative Tradition verbunden, die, wie Hanitzsch und Vos (vgl. 2018: 149) 
problematisieren, bisher zu wenig miteinander zu tun haben.

3.1	 Analytische Ebenen zur Erklärung 
journalistischer Medieninhalte

Mehrebenenmodelle der Einflüsse auf journalistische Performanz

Als theoretisches  –  oder jedenfalls heuristisches  –  Instrument, um die 
Entstehung von journalistischer Performanz zu verstehen, haben sich in 
der Journalismusforschung Mehrebenenmodelle etabliert. Am stärksten 
hat dabei das Hierarchy of Influences-Modell von Shoemaker und Reese die 
Forschung geprägt (vgl. 1996 2014; Reese/Shoemaker 2016; ähnlich: Es-
ser 1998; Weischenberg 1998). Es unterscheidet zwischen Einflüssen 
auf der Ebene sozialer Systeme, sozialer Institutionen, Medienorganisationen, 
journalistischer Routinen und von Individuen, die den Prozess der journalis-
tischen Nachrichtenproduktion prägen (vgl. Hanusch/Maares 2021). Im 
Deutschen wäre der Begriff ›Schale‹ semantisch treffender, sind doch die 
weiter außen gelagerten Dimensionen gleichzeitig Gefäße für die weiter 
innen liegenden (vgl. Heimprecht 2017: 37). Das Modell systematisiert 
Faktoren auf mehreren Analyseebenen, die Medieninhalte beeinflussen, 
und erlaubt es so, die wichtigsten Faktoren zu identifizieren, die eine 
durch Journalismus konstruierte Realität prägen (vgl. Reese 2016: 1). Das 
Modell betont, dass journalistische Inhalte das Ergebnis eines komplexen, 
vielfach beeinflussten Prozesses der journalistischen Produktion sind. Es 
liefert damit auf systematische Art und Weise auch Anknüpfungspunkte 
für die Identifikation von Einflüssen auf Nachrichtenqualität.

Am Hierarchy of Influences-Modell wurde jedoch kritisiert (vgl. für eine 
ausführliche Diskussion vgl. Heimprecht 2017: 47ff.), dass es zu wenig an 
bestehende  –  auch normative  –  theoretische Konzepte anknüpft. Zudem 
lässt das Modell keine Aussagen zu, welche Einflüsse bzw. welche Ebenen 



76

﻿Nachrichtenqualität als journalistischer Prozess

wie stark wirkmächtig werden (vgl. Hanitzsch/Hoxha 2018: 171), obwohl 
dies im Kontext der Qualitätsforschung von zentralem Interesse ist. Außer-
dem stehen sich die Ebenen weitgehend unverbunden gegenüber, obwohl 
von zahlreichen Verbindungen zwischen ihnen auszugehen ist (vgl. Esser 
1998: 27). Aus Perspektive der Qualitätsforschung ist zudem zu problemati-
sieren, dass bestehende Auseinandersetzungen inspiriert durch das Hierarchy 
of Influences-Modell und in Verbindung mit der Gatekeeping- (vgl. Shoema-
ker/Vos 2009) und Nachrichtenwertforschung (vgl. Galtung/Ruge 1965; 
Eilders 2006) zwar die Frage in den Blick nehmen, was Journalist:innen 
zur Auswahl von Themen bewegt (vgl. z. B. Brüggemann 2013). Was spe-
zifische Arten der journalistischen Darstellung im Sinne spezifischer Nach-
richtenqualitäten beeinflusst, wurde jedoch kaum systematisch beleuchtet.

Strukturzentrierte Ansätze in der Erforschung von journalistischer 
Performanz

Die Multidimensionalität der potenziellen Einflussfaktoren auf verschiede-
nen Ebenen, wie sie theoretische Mehrebenenmodelle aufzeigen, wurden in 
der Qualitätsforschung bzw. der Erforschung journalistischer Performanz 
mit Bezug zu einem demokratischen Gemeinwesen nur unzureichend be-
rücksichtigt. Einerseits hat die Forschung vielmehr die inhaltsprägende 
Kraft von (Makro-)Strukturen konzeptionell berücksichtigt und empirisch 
ausgelotet. Diese Strukturen beziehen sich sowohl auf Strukturen inner-
halb des Journalismus als auch auf dessen »Systemumwelt« (Serong 2015: 
143) in Form von politischen und ökonomischen Makrostrukturen, wie sie 
beiderseits konstitutiv für Mediensysteme sind (vgl. Esser et al. 2017: 29f.; 
Hallin/Mancini 2004).

So zeigen beispielsweise F. Esser und Umbricht (vgl. 2014: 232), dass 
Faktizität und Ausgewogenheit der Berichterstattung sowie die Tren-
nung von Information und Meinung signifikant vom historisch-institu-
tionellen Kontext von Mediensystemen abhängen. Auch der Anteil von 
analytischer und meinungsbetonter Berichterstattung lässt sich durch 
strukturelle Rahmenbedingungen erklären (vgl. Esser/Umbricht 2014: 
237ff.). Ähnlich zeigen Albæk et al. (vgl. 2014: 83ff.), dass die Tonalität in 
journalistischen Beiträgen über parteipolitische Eliten mediensystemisch 
bedingt ist. Auch interpretativer Journalismus wird in unterschiedlichen 
Mediensystemen unterschiedlich realisiert und kommt über die nationa-
len Kontexte hinweg in öffentlich-rechtlichen Medien signifikant seltener 
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vor (vgl. Salgado et al. 2017: 59ff.). Ähnlich zeigen empirische Befunde, 
dass eine Soft-News-Orientierung zwischen Mediensystemen maßgeblich 
divergiert. Auch hier weisen öffentlich-rechtliche Medienangebote eine 
stärkere Hard-News-Orientierung auf; der größte Einfluss auf eine Hard-
News-Orientierung über die Systeme hinweg ist jedoch die ökonomische 
Lage in einem Land (vgl. Reinemann/Stanyer et al. 2017: 138ff.). Auch auf 
die Vielfalt der Berichterstattung wirken sich Mediensysteme aus. So liegt 
beispielsweise in Ländern mit starkem öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
eine gleichmäßigere Elitenvielfalt vor (vgl. Humprecht/Esser 2018: 1840).

Strukturzentrierte Ansätze ziehen demnach die systemischen Rah-
menbedingungen journalistischer Nachrichtenproduktion auf einer Ma-
kro-Ebene  –  und sich darauf ergebende Konsequenzen auf einer Meso-
Ebene  –  als theoretische Erklärung für Varianz in der Medienperformanz 
heran. Sie konnten deren Einfluss auf Untersuchungsdimensionen, wie 
sie eine große Nähe zu bestehenden Konzeptualisierungen von Nach-
richtenqualität aufweisen, auch empirisch zahlreich belegen. Was solche 
strukturzentrierten Perspektiven dabei aber weitgehend ausblenden, sind 
Journalist:innen als Individuen und ihre Routinen und deren Einfluss auf 
journalistische Performanz, wie sie im Hierarchy of Influences-Modell die in-
nersten Ebenen darstellen.

Akteur:innenzentrierte Ansätze in der Erforschung von 
journalistischer Performanz

Im Gegenzug dazu nehmen andere Studien den Einfluss der Handlungs-
macht von Journalist:innen auf journalistische Performanz in den Blick. 
Insbesondere in der früheren Forschung kreiste die Debatte dabei stark 
um die individuelle »journalistische Persönlichkeit« (Saxer 2009: 22) und 
ihr vermeintliches Vermögen, durch die »Etablierung und Legitimation 
vorbildhafter journalistischer Praxis, verkörpert durch gesinnungsethisch 
handelnde publizistische Persönlichkeiten« (ebd.: 24), Qualitätsstandards 
zu unterstützen. Ein solcher vereinfachter Blick auf Journalist:innen als 
Medienschaffende hält modernen sozialwissenschaftlichen Annahmen 
über die Komplexität journalistischer Nachrichtenproduktion zwar nicht 
stand. Dennoch ist die Frage nach dem Beitrag von Journalist:innen als 
Handelnde im Prozess der Nachrichtenproduktion nach wie vor einer der 
»wichtigsten Dreh- und Angelpunkte« (Serong 2015: 134) im wissenschaft-
lichen Qualitätsdiskurs.
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Die gegenwärtige Auseinandersetzung mit akteur:innenzentrierten 
Ansätzen in der Erforschung journalistischer Performanz entwickelt sich 
ambivalent. Einerseits gibt es Bestrebungen um eine konzeptionelle Ausdif-
ferenzierung der Bedeutung von Akteur:innen. So schlagen beispielsweise 
Albæk, Skovsgaard und de Vreese (2017) eine Differenzierung des Stellen-
werts von einzelnen Journalist:innen in ihren jeweiligen Kontexten vor. 
In der Vorstellung eines »Individual Journalist« werden Journalist:innen 
zwar auch nicht in einem naiven Individualismus als »free-floating indi-
viduals who can cover whatever they want in whatever way they please« 
(Albæk et al. 2017: 6f.) begriffen. Gleichsam wird aber betont, dass auch 
professionelle Journalist:innen in ihrem Handeln nicht frei von individu-
ellen Sozialisationserfahrungen sind und Dimensionen wie Gender, Bil-
dung oder Klasse ihr Agieren mitbestimmen. Insbesondere für tiefgehend 
internalisierte Dimensionen wie Gender wurde dies mehrfach empirisch 
bestätigt (vgl. z. B. Riedl et al. 2022). Auf dieser Ebene kommen auch (so-
zial-)psychologische Faktoren wie das Bedürfnis der sozialen Validierung 
eigener Urteile bzw. nach Aufrechterhaltung individueller Annahmen 
und der daraus resultierenden Selektivität eigener Wahrnehmung zum 
Tragen (vgl. Donsbach 2004). In Abgrenzung dazu betont die Idee eines 
»Professional Journalist«, dass journalistische Selektions- und Darstel-
lungsentscheidungen auf Berufsnormen zurückgehen, die sich im Zuge 
der Professionalisierung von Journalismus herausgebildet haben, und sub-
jektive Annahmen und Überzeugen als handlungsleitende Dimensionen 
in den Hintergrund treten (vgl. Albæk et al. 2017: 8). Schließlich betont 
die Idee des »Organized Journalist«, dass journalistische Nachrichtenpro-
duktion fast ausschließlich in organisationalen Kontexten stattfindet und 
individuelles journalistisches Handeln demnach maßgeblich von organi-
sationsbezogenen Erwartungen, Strukturen und Zielen überformt wird 
(vgl. ebd.: 9). Wenngleich die Frage danach, wie diese drei  –  wenngleich 
komplementären und nicht zwingend konkurrierenden  –  Perspektiven 
theoretisch integriert werden können, noch offen ist, differenzieren sie 
akteur:innentheoretische Annahmen aus, ohne die Akteur:innen selbst 
aus dem Blick zu verlieren.

Andererseits versuchen Studien einen direkten Zusammenhang zwischen 
den Einstellungen von Journalist:innen und der Berichterstattung nachzu-
weisen. Die Theorie des symbolischen Interaktionismus (vgl. Blumer 1969; 
Mead 1934) und die Gatekeeping-Theorie (vgl. Shoemaker/Vos 2009; White 
1950) fungieren dabei als theoretische Grundlage für die Erklärung des un-
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mittelbaren Niederschlags journalistischer Rollenverständnisse in der Be-
richterstattung (vgl. Hellmueller/Mellado 2015: 6f.). Zwar betonen diese 
Ansätze die Wichtigkeit kontextsensitiver struktureller Faktoren, berücksich-
tigen sie in ihrer Theorieentwicklung jedoch zu wenig und versuchen einen 
linearen Zusammenhang zwischen journalistischen Rollenverständnissen 
und Medienperformanz im Sinne von »professional roles in news content« 
(Mellado 2015: 598) nachzuweisen. Studien weisen im direkten Vergleich 
zwar eine ›Gap‹ zwischen professionellen Rollen von Journalist:innen und 
der von ihnen realisierten Berichterstattung nach (vgl. Mellado/van Dalen 
2014). Andere Studien zeigen aber auch, dass die empfundenen Rollen von 
Journalist:innen die realisierte Performanz  –  wenngleich in stark variieren-
den Ausmaß  –  erklären können (vgl. Tandoc et al. 2013). Obwohl jüngere 
Studien zumindest empirisch auch die strukturellen Rahmenbedingungen 
von Nachrichtenproduktion berücksichtigen (vgl. Mellado et al. 2020), 
leisten auch sie keine theoretische Erklärung, in welchem Verhältnis die 
Einstellungsdimensionen von Journalist:innen, die Rahmenbedingungen 
ihres Arbeitens und dessen Ergebnis stehen.

Dualismus von Struktur und Handeln

Während sich also die überwiegend deskriptive Medien- und Nachrich-
tenqualitätsforschung im engeren Sinne kaum mit der Erklärung des 
Zustandekommens von verschiedenen Formen von Nachrichtenqualität 
beschäftigt, weist die Erforschung von Einflussfaktoren auf journalistische 
Performanz mit Bezug zu einem demokratischen Gemeinwesen im weiteren 
Sinne eine Dichotomie zwischen struktur- und akteur:innenzentrierten 
Perspektiven auf. Einerseits ziehen strukturzentrierte Ansätze primär 
Makro-Strukturen der Gesellschaft und in geringerem Umfang daraus 
abgeleitete Meso-Strukturen von Medienorganisationen zur Erklärung 
von Medienperformanz heran. Sie blenden dabei die individuelle Hand-
lungsmacht von Journalist:innen als unmittelbare Produzent:innen jour-
nalistischer Berichterstattung jedoch weitgehend aus. Andererseits rücken 
akteur:innenzentrierte Ansätze wiederum Journalist:innen als Handelnde 
und ihre durch private wie berufliche Sozialisation erfahrenen Einstellun-
gen und Werte in ihr Zentrum. Sie stellen jedoch ihrerseits keinen belastba-
ren theoretischen Rahmen dafür bereit, Journalist:innen als Akteur:innen 
in ihren strukturellen Kontexten kohärent zu verorten. Nachdem beide 
Perspektiven überzeugende Argumente für das Einflusspotenzial ihrer 
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jeweiligen Perspektive darlegen  –  und entsprechende empirische Nach-
weise erbringen  –, scheint eine Integration der beiden Zugänge für ein 
holistisches Verständnis der Entstehung von Nachrichtenqualität unum-
gänglich. Der »vieldiskutierte Widerspruch ›Akteur vs. System‹« (Serong 
2015: 134) erscheint damit als Schlüsselfrage für das umfassende Verständ-
nis von Einflüssen auf Nachrichtenqualität.

Das Spannungsfeld zwischen Strukturen und Handeln prägt nicht nur 
die Erforschung von journalistischer Performanz, sondern ist eine klassische 
Kernfrage sozialwissenschaftlicher Theoriebildung. Ein systemtheoretischer 
Zugang (vgl. Luhmann 1984, 1996) hat auch die Journalismusforschung ent-
scheidend geprägt (vgl. Blöbaum 1994; Weischenberg 1994) und prägt sie 
noch (vgl. Kohring/Zimmermann 2022). Er blendet aber, so der Vorwurf, 
»die je beteiligten Menschen als Handelnde völlig aus  –  was aber nur die 
stillschweigende Unterstellung zum Ausdruck bringt, dass die Menschen 
normalerweise im wahrsten Sinne des Wortes ordnungsgemäß funktionie-
ren« (Schimank 2007a: 189). Akteur:innen- und Handlungstheorien, die 
im Gegensatz dazu annehmen, dass »nur über die Erklärung individuellen 
Handelns echte Erklärungen gesellschaftlicher Phänomene möglich sind« 
(Reinemann/Baugut 2016: 309), wird im Umkehrschluss ein fehlender »Be-
zug zu den allgemeinen Strukturen einer Gesellschaft« (Gerhards 1994: 
79) vorgeworfen. Aus dieser Diskrepanz  –  dem »Dualismus zwischen Ak-
teur- und Systemtheorien« (Neuberger 2016: 295)  –  heraus, die sich in ver-
schiedenen Facetten in verschiedenen sozialwissenschaftlichen Disziplinen 
aufrechterhalten hat, erarbeitet Schimank (2007a, 2016) seine soziologische 
Theorie der Akteur:innen-Struktur-Dynamik. Sie betont, dass »Handeln und 
Strukturen rekursiv verbunden sind«: Einerseits liefern »Strukturen […] 
[den] Akteuren Handlungsorientierungen«, andererseits wählen die »Ak-
teure […] in diesem vorstrukturierten Rahmen Handlungsoptionen, und 
zwar in Abhängigkeit von ihrem Handlungsantrieb (Neuberger 2016: 295).8

Ein vermeintlicher Widerspruch zwischen Strukturen und Handeln liegt 
im Bereich der Erforschung von Einflüssen auf journalistische Performanz 
aus zweierlei Gründen vor. Zum einen wurde nicht nur die Akteur:innen-
Struktur-Dynamik Schimanks schon vor geraumer Zeit theoretisch (vgl. Alt-

8	 Ähnlich beschreibt Gerhards schon früher (1994: 81) das »Verbindungstheorem von System- 
und Akteurstheorie« wie folgt: »Akteure wählen innerhalb der durch Systeme aufgespann-
ten ›constraints‹ […] diejenigen Handlungen, die ihre spezifischen Ziele mit dem geringsten 
Aufwand erreichbar machen.«
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meppen 2006; Neuberger 2004, 2007, 2016, 2022a) wie empirisch (vgl. Kel-
denich 2019; Lauerer 2021; Lorenz 2017; Pfaff-Rüdiger et al. 2010; Ries-
meyer 2014, 2015) auf den Journalismus übertragen. Dies ist auch für andere 
integrative Theorieansätze (vgl. Scholl 2023: 380) der Fall, wie beispielsweise 
Bourdieus (1987, 2005) Feldtheorie und ihre Implikationen für den Journalis-
mus (vgl. Benson/Neveu 2005; Hanitzsch 2022; Maares/Hanusch 2022a; 
Meyen/Riesmeyer 2012), oder Giddens (1984/2009) Strukturationstheorie 
(vgl. Hofstetter/Schönhagen 2015; Wyss 2016a). Ein theoretischer Transfer 
integrativer Sozialtheorien in die Journalismusforschung hat also stattgefun-
den. Sie wurden jedoch nicht systematisch für die Erklärung journalistischer 
Performanz herangezogen. Zum anderen impliziert der Dualismus zwischen 
Strukturen und Handeln ein Gegenüberstehen zweier Pole, was das multi-
dimensionale Zusammenspiel vieler verschiedener Faktoren für die Genese 
von Nachrichtenqualität als ein »komplexe[s] Beziehungsgeflecht« (Serong 
2015: 134) verschleiert. Ähnlich betont Saxer (2009: 25) eine Fülle an mögli-
chen Einflussfaktoren, wenn er argumentiert, dass ohne »Berücksichtigung 
der dynamischen Normenkonstellation gesetzlicher Kontrollinstanzen, von 
Medienmanagement, Interessenorganisationen, Experten, Publikum und 
journalistischen Kollegengruppen […], unter der Journalismus realisiert und 
qualifiziert wird, […] der Qualitätsdiskurs nur defizitär, da unterkomplex« 
beleuchtet werden kann. Vor diesem Hintergrund soll in der vorliegenden 
Studie Schimanks Akteur:innen-Struktur-Dynamik auf den journalistischen 
Prozess hinter der Entstehung von demokratietheoretisch fundierter Nach-
richtenqualität übertragen werden. Dessen Potenzial zur Lösung eines der 
»grundlegenden soziologischen Erklärungsprobleme  –  wie und warum Ak-
teure in bestimmten Situationen so und nicht anders handeln« (Schimank 
2016: 350) wird damit zur Beantwortung der Frage eingesetzt, wie, warum 
und unter welchen Bedingungen Journalist:innen Nachrichtenqualität ver-
schiedenen Ausmaßes realisieren.

3.2	 Nachrichtenqualität zwischen Strukturen und 
Handlungsmacht

Journalismus als systembezogene Akteur:innenkonstellation

Die Wahl eines passenden theoretischen Journalismuskonzepts ist grundle-
gend für die Erforschung von Nachrichtenqualität (vgl. Haller 2003: 182). 
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Dies trifft auf die Erforschung der Genese von Nachrichtenqualität noch 
stärker zu, wo »Theorien des Journalismus und Theorien der Qualität« 
(Bucher 2003: 15) besonders eng verknüpft werden müssen, um erklä-
rende Faktoren und Dynamiken seitens des Journalismus zu identifizie-
ren. Betrachtet man Journalismus aus der Perspektive von Schimanks 
Akteur:innen-Struktur-Dynamik, so erscheint Journalismus als »system-
bezogene Akteurkonstellation« (Neuberger 2004, 2016, 2022a).

Diese integrative Konzeption von Journalismus lässt verschiedene theo
retische Anbindungen zu. Zum einen ist sie klarerweise anknüpfungsfä-
hig an systemtheoretische Perspektiven auf Journalismus. Journalismus 
erscheint hier als Leistungssystem, das »die Kommunikation von öffent-
lichen Umweltbeobachtungen auf Dauer stellt und damit unabhängig 
macht von individuellen Motiven und dem situativen Kontext« und so-
mit als »das institutionalisierte Zentrum des Funktionssystems Öffent-
lichkeit« fungiert (vgl. Kohring/Zimmermann 2022: 6, Kursivsetzung 
weggelassen). Zum anderen ist sie anknüpfungsfähig für akteur:innen- 
und handlungstheoretische Perspektiven auf Journalismus, gemäß denen 
Journalist:innen, aber auch Eigentümer:innen oder Führungskräfte, als 
»(begrenzt) strategisch handelnde Akteure« (Fengler 2022: 2) versuchen 
durch ihr Handeln spezifische Ziele zu erreichen. Journalistische Inhalte 
erscheinen in weiterer Folge damit als das Aggregat der Ergebnisse des 
Handelns und dessen komplexen Interdependenzen (vgl. Baugut/Reine-
mann 2022: 9ff.). Wird Journalismus für die Frage nach der Entstehung 
von Nachrichtenqualität als systembezogene Akteur:innenkonstellation 
begriffen, kommen also sowohl sinnstiftende Strukturbedingungen als 
auch nach strukturell geprägten Intentionen interdependent handelnde 
(nicht-)journalistische Akteur:innen als erklärende Faktoren für Nach-
richtenqualität infrage.

Durch die Verschränkung von Strukturen und Handeln ist diese Pers-
pektive auch anknüpfungsfähig für institutionentheoretische Konzeptua
lisierungen von Journalismus. Journalismus erscheint hier als ein durch 
»Verhaltensregeln gesteuertes Handlungssystem […], das Problembereiche 
menschlicher Interaktion […] gemäß einer Leitidee (wie ›Objektivität‹ und 
›Vielfalt‹) ordnen soll, […] [und] dessen Verhalten steuernde Regeln auf un-
terschiedliche Art und Weise durchgesetzt werden« (Kiefer 2011: 8). Jour-
nalismus übernimmt also dauerhaft eine gesellschaftliche Problemlösung, 
nämlich die Herstellung von Öffentlichkeit für gesellschaftlich relevante 
Anliegen, und etabliert diese auf erwartbare Art und Weise. Diskursiv-insti-
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tutionelle Perspektiven (vgl. Schmidt 2008) betonen darüber hinaus, dass 
die Genese und Veränderung dessen, was Journalismus als Institution aus-
macht, auch durch den Diskurs über Journalismus und sich dabei vollzie-
hende diskursive Aushandlungs- und Abgrenzungsprozesse geprägt wird 
(vgl. Hanitzsch/Seethaler et al. 2019b; Hanitzsch/Vos 2017). Schimank 
selbst integriert Institutionen nicht explizit in seinen Theorierahmen. Er 
bezeichnet (2007a: 222) Institutionen als »etwas analytisch Sperriges in 
der Mitte« zwischen Akteur:innen und Strukturen. Er bewahrt aber auf 
zwei Weisen konzeptionelle Offenheit für sie: Einerseits, indem er das, was 
aus institutionentheoretischer Warte als Institution gilt, je nach Gegen-
standsbereich bei den Akteur:innen oder Strukturen verortet. Andererseits, 
indem er Institutionalisierungsprozesse dann berücksichtigt, wenn sie in 
Form von gesteigerter Erwartungssicherheit für die strukturell geformte 
Handlungswahl von Akteur:innen relevant werden (vgl. Donges 2008: 
336). Auch Kernannahmen über Journalismus aus (diskursiv-)instituti-
onentheoretischer Perspektive können demnach für die Theoretisierung 
der Realisierung von Nachrichtenqualität herangezogen werden.

Grundbegriffe der Akteur:innen-Struktur-Dynamik nach 
Schimank

Akteur:innen lassen sich im Sinne der Akteur:innen-Struktur-Dynamik nur 
über ihr Handeln begreifen. Während Verhalten alle Formen des mensch-
lichen Agierens inkludiert, also auch rein physiologische und reflexhafte 
Prozesse, bezeichnet Handeln »sinnhaft motiviertes Verhalten« (Schimank 
2016: 48). Die Mehrheit des sozialwissenschaftlich relevanten Handelns ist 
soziales Handeln, also jenes Handeln, das »in seinem Sinn auf andere gerich-
tet oder bezogen ist« (Schimank 2016: 48). Dieses kann entweder einseitig 
sein, wenn Akteur:innen ihr Handeln an Anderen ausrichten, Letztere je-
doch nicht reagieren, oder wechselseitig, wenn eine reziproke Handlungs-
abstimmung vorliegt. In komplexen sozialen Beziehungen ist es eher die 
Regel als die Ausnahme, dass Akteur:innen ihr Handeln  –  auch gleichzeitig 
mit mehreren Akteur:innen  –  ein- und wechselseitig aneinander ausrich-
ten. Aus dieser Konzeptualisierung von sozialem Handeln speist sich auch 
die Konzeptualisierung, was Akteur:innen ausmacht. Schimank (2016: 44f.) 
begreift darunter »Einheiten, die sinnhaft und intentional handeln, und 
denen wiederum von anderen Akteuren Handeln zugeschrieben werden 
kann«  –  sie sind damit gleichzeitig »Ursprung und Träger des Handelns« 
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(Schimank 2005: 29). Akteur:innen können damit sowohl Individuen als 
auch Kollektive sein (vgl. Donges 2008: 337).

Deutungs-, Erwartungs- und Konstellationsstrukturen

Wie Akteur:innen handeln, hängt von »auf bestimmte Weise strukturierten 
sozialen Situationen [ab], die ihre Motive prägen« (Schimank 2016: 48). 
Strukturen prägen damit die Handlungsorientierungen von Akteur:innen. 
Diese müssen dabei aber nicht zwingend im Sinne von Strukturen han-
deln  –  auch wenn Akteur:innen sie dezidiert missachten, ist ihr Handeln 
relational zu diesen Strukturen. Die Akteur:innen-Struktur-Dynamik sieht 
dabei drei zentrale handlungsprägende Strukturen vor (vgl. Abb. 1), die je 
einer gesellschaftlichen Strukturdimension entstammen und je eine spe-
zifische Handlungsprägung implizieren. Deutungsstrukturen werden von 
den Orientierungshorizonten des jeweiligen gesellschaftlichen Teilsys-
tems geprägt und drücken das ›Wollen‹ von Akteur:innen aus, also deren 
Ziele und »Handlungslogiken« (Schimank 2016: 205) zur Erreichung der 
Ziele. Erwartungsstrukturen speisen sich aus institutionellen Ordnungen 
und drücken im Sinne von »institutionalisierten normativen Erwartun-
gen« (Schimank 2016: 204), also institutionell verfestigten Regeln und 
Leitlinien, das ›Sollen‹ aus. Konstellationsstrukturen stellen (relativ) stabile 
Konstellationen von in ihrem sozialen Handeln aufeinander bezogenen 
Akteur:innen und ihren jeweiligen Einflusspotenzialen dar und drücken 
damit das ›Können‹ von Akteur:innen vor dem Hintergrund ihrer jewei-
ligen Intentionen aus. Eine Akteur:innenkonstellation entsteht, sobald 
»die Intentionen von mindestens zwei Akteuren interferieren und diese 
Interferenz von den Beteiligten wahrgenommen wird« (Schimank 2016: 
202). Interferieren bedeutet dabei nicht, dass sich die Intentionen zwin-
gend widersprechen müssen  –  sobald Akteur:innen ihr Handeln an ande-
ren ausrichten, und sei es nur weil sie deren Intentionen antizipieren, ist 
eine Intentionsinterferenz gegeben.9

9	 Die enge Rückbindung der drei Strukturen an die drei expliziten »gesellschaftlichen Struk-
turdimensionen« denen sie entstammen, vertritt Schimank in früheren Darlegungen (2007a: 
223), die darauf abzielen, den Prozess gesellschaftlicher Differenzierung zu erklären. Später 
(2016: 204 ff.) schwächt er sie jedoch im Bemühen um eine generellere theoretische Verschrän-
kung von Handeln und Strukturen teilweise ab. Im Kontext des Journalismus scheinen die 
drei Strukturdimensionen jedoch stärker an bestehende Theorien des Journalismus anknüp-
fungsfähig, weshalb sie für die vorliegende Argumentation beibehalten werden.
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Von ›oben nach unten‹ nimmt das Generalisierungsniveau  –  und damit 
auch die Stabilität der Strukturen  –  ab: Es gibt weniger gesellschaftliche 
Teilsysteme als institutionelle Ordnungen und letztere sind auch einem 
dynamischeren Wandel unterworfen; Konstellationsstrukturen sind am 
volatilsten und schnellsten wandelbar (vgl. Wehmeier 2001: 311). Vor dem 
Hintergrund dieser drei Strukturen ist das Handeln einzelner Akteur:innen 
»lediglich eine Vorfrage«  –  zentral ist das Verständnis des strukturell über-
formten Prozesses, in dem das Handeln verschiedener Akteur:innen »in 
handelndes Zusammenwirken eingeht« (Schimank 2007b: 122, Kursivsetzung 
im Original). Es geht dabei also nicht nur um die Handlungswahlen von 
Einzelnen, sondern um »ein bestimmtes Handeln in Interdependenz mit 
anderem Handeln« (Schimank 2016: 187). Welche Deutungs-, Erwartungs- 
und Konstellationsstrukturen im Journalismus zum Tragen kommen, das 
handelnde Zusammenwirken von Journalist:innen und ihren Bezugsgrup-
pen prägen und damit auch Nachrichtenqualität als Ergebnis handelnden 
Zusammenwirkens im Journalismus mitprägen können, steht im Zentrum 
der folgenden Kapitel (vgl. Kap. 3.2.1, 3.2.2 und 3.2.3).

Rekursive Verbindung von Handeln und Strukturen

Handeln und Strukturen stehen gemäß der Akteur:innen-Struktur-Dyna-
mik in einem rekursiven Verhältnis. Die gegenseitige Prägung von Han-
deln und Strukturen stellt einen »zirkulären Prozess« (Keldenich 2019: 
71) dar. Einerseits werden Strukturen durch das Handeln von Akteur:innen 
geschaffen, aufrechterhalten oder verändert. Andererseits prägen Struk-
turen das Handeln von Akteur:innen. Letzteres steht dabei im Zentrum 
der Frage, wie Dynamiken innerhalb des Journalismus die tatsächliche 
journalistische Performanz beeinflussen. Strukturen haben dabei einen 
limitierenden und ermöglichenden Charakter (vgl. Altmeppen 2006: 40). 
Zwar schränken soziale Strukturen den »Möglichkeitsraum der Effekte 
handelnden Zusammenwirkens ein« (Schimank 2007b: 123). Vor dem 
Hintergrund moderner, globalisierter, multioptionaler Massengesellschaf-
ten sorgen Strukturen aber auch entscheidend dafür, dass ansonsten »von 
der Weltkomplexität überfordert[e]« (Arnold 2008: 148) Akteur:innen 
handlungsfähig bleiben. Auch wenn für die folgende Argumentation der 
Fokus auf das handlungsprägende Potenzial von Strukturen liegt, muss 
auch auf das strukturbildende Potenzial handelnden Zusammenwirkens 
verwiesen werden. Solche Prozesse bezeichnet Schimank (2016: 207) als 
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soziale Strukturdynamiken und meint damit die »kausalen Mechanismen, 
die bewirken, dass die Effekte der Handlungen von Akteuren sich zu be-
stimmten sozialen Strukturen aggregieren«. Gemäß verschiedenen Logi-
ken der Aggregation trägt Handeln dabei zum Aufbau, zum Erhalt und 
zur Veränderung von sozialen Strukturen bei  –  und leistet damit auf der 
Makro-Ebene gesellschaftliche Strukturierung (vgl. Abb. 1; vgl. Schimank 
2016: 187). Diese Strukturdynamiken wurden auch auf gesellschaftliche 
Differenzierungsprozesse im Bereich von Medien und Journalismus an-
gewendet (vgl. Altmeppen 2006; Arnold 2009; Donges 2002; Lauerer 
2021; Scheu et al. 2014; Wehmeier 1998 2001). Durch die Relationalität 
von Handeln gegenüber (potenziell) veränderten Strukturen entsteht so 
ein dynamischer Kreislauf, der letztlich nur in einer zeitlichen Dimension 
verstanden werden kann.

Abbildung  1 
Akteur:innen-Struktur-Dynamik nach Schimank

Gesellschaftliche
Strukturdimension Handlungsprägung

Teilsystemische
Orientierungshorizonte /

Deutungsstrukturen
▶ ›Wollen‹

▶ ›Sollen‹

▶ ›Können‹

Institutionelle Ordnungen /
Erwartungsstrukturen

Akteur:innenkonstellationen /
Konstellationsstrukturen

Handelndes Zusammenwirken

Gesellschaftliche Strukturierung

Quelle: Eigene Darstellung basierend auf Schimank (2007a, 2007b, 2016)

Handlungsantriebe innerhalb der Akteur:innen-Struktur-
Dynamik

Die drei Strukturdimensionen spannen den Rahmen für handelndes Zu-
sammenwirken auf. Sie »bestimmen vereint die Handlungssituation« 
(Schimank 2007a: 222), die damit von einer spezifischen Logik der Situation 
(vgl. Esser 1996) geprägt wird. In dieser Situation können Akteur:innen 
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gemäß einer Logik der Selektion wählen, welchen Handlungsoptionen sie 
nachgehen. Die ihnen zugrunde liegenden Handlungsantriebe lassen 
sich durch vier verschiedene Akteur:innenmodelle zusammenfassen. Dem 
durch normenkonformes Handeln nach Erwartungssicherheit strebenden 
Homo Oeconomicus, dem rational kalkulierenden, den eigenen Nutzen ma-
ximierenden Homo Sociologicus, dem sich von Emotionen leiten lassenden 
Emotional Man bzw. der Emotional Person und dem:der nach möglichst 
großer Konsistenz der eigenen Identität strebenden Identitätsbehaupter:in 
(vgl. Schimank 2016: 184). Der Handlungsantrieb des Homo Sociologi-
cus liegt in der Erfüllung von Sollensvorgaben, die durch normative Er-
wartungsstrukturen ausgedrückt werden. Er handelt primär gemäß der 
Handlungsprägung des ›Sollens‹ (vgl. Abb. 1). Indem er diesen Erwartungen 
folgt, erlangt er Erwartungssicherheit, weil sie ihm einerseits in sozialen 
Situationen konkrete Handlungsoptionen liefern. Andererseits, weil er 
bei normenkonformem Handeln auch davon ausgehen kann, dass andere 
Akteur:innen sein Handeln antizipieren können (vgl. Schimank 2016: 49).

Der Homo Oeconomicus dagegen wählt Handlungsoptionen, die seinen 
eigenen Zielen entsprechen und seinen individuellen Nutzen maximie-
ren. Dafür versucht er, rational kalkulierend vorzugehen (vgl. Schimank 
2016: 83). Er entspricht damit der »Rational Choice«-Theorie (vgl. Feng-
ler/Russ-Mohl 2003). Im Sinne der Nutzenmaximierung hat der Homo 
Oeconomicus innerhalb der Logik der jeweiligen Situation »vor allem 
Konstellationsstrukturen im Blick« (Neuberger 2016: 298). Er lotet aus, 
welche Möglichkeitsräume ihm das ›Können‹ (Abb. 1) eröffnet. Nutzen
orientiert zu kalkulieren ist jedoch nur möglich, wenn eine Vorstellung von 
erstrebenswerten Zielen in sozialen Situationen besteht (vgl. Schimank 
2016: 85). Wirklich rationale Entscheidungen bedürften einer ausführlichen 
Problemdiagnose, des Abwägens von alternativen Handlungsoptionen 
und schließlich der Evaluation einer präferierten Option. Dies ist in einer 
modernen, hochkomplexen Gesellschaft  –  und im Journalismus, wo unter 
begrenztem Zeit- und Ressourcenumfang vielfach ein ›Bauchgefühl‹ (vgl. 
Schultz 2007) entscheidet, besonders  –  unrealistisch. Der Homo Oeco-
nomicus fällt viele Handlungsentscheidungen deshalb vor dem Hinter-
grund begrenzter Rationalität. Viele Entscheidungen basieren demnach auf 
»Rationalitätsfiktionen« (Schimank 2016: 117, Kursivsetzung im Original). 
Akteur:innen deklarieren ihr Handeln sich und anderen gegenüber als 
rational, obwohl ein ergebnisoffenes Abwägen kaum stattgefunden hat 
oder stattfinden konnte. Auf längere Sicht habitualisiert sich ein solcher 
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Reflexionsverzicht zu Routinen. Sie stellen eine »extreme Reduktion von 
Beobachtungs- und Reflexionsaufwand, weil man von je situativen Beson-
derheiten, die immer wieder ein andersartiges Handeln nahelegen würden, 
absieht«, bzw. eine »Situationsdesensibilisierung« (Schimank 2016: 112) 
dar. Damit können sie in sich wieder rational sein.

Obwohl der Homo Oeconomicus ein analytisches Primat besitzt, weil 
sich damit viele Fragen gesellschaftlicher Dynamiken erklären lassen, 
und der Homo Oeconomicus ein theoretisches Primat besitzt, weil er ei-
nem in modernen Gesellschaften steigenden Druck zur Rationalität ent-
spricht, schlägt Schimank noch zwei weitere Akteur:innenmodelle vor. Als 
Identitätsbehaupter:innen streben Akteur:innen Handlungsoptionen an, die 
von einem Streben nach der Bestätigung des eigenen Selbstbildes bestimmt 
sind. Dieses Selbstbild speist sich stark aus beruflichen, aber auch priva-
ten (z. B. aktivistischen) Kontexten (vgl. Schimank 2016: 143). Es ist davon 
auszugehen, dass eine kohärente Beschreibung der eigenen Identität kon-
textsensitiv ist und nur durch massive Relevanzentscheidungen möglich 
ist. Dadurch entspricht das Selbstbild einer »Selbstsimplifikation«  –  was 
aber nichts daran ändert, dass diese Simplifikation eine reale Steuerungs-
wirkung erlangen kann (vgl. Schimank 2016: 147). Durch den Bezug auf 
für die eigene Identität konstitutive (Wert-)Vorstellungen orientieren sich 
Identitätsbehaupter:innen »primär an evaluativen Deutungsstrukturen« 
(Neuberger 2016: 298). Der Handlungsantrieb der Identitätsbehauptung 
korrespondiert also am stärksten mit dem ›Wollen‹ (Abb. 1). Identitätsbe-
hauptung ist eng an das Handeln in bestimmten Rollen geknüpft; liegt eine 
Identifikation mit einer vorgegebenen Rolle vor, ist dies für die Aufrecht-
erhaltung der Identität eine »besonders günstige Bedingung« (Schimank 
2016: 160). Identitätsbehauptendes Handeln wird vor allem dann relevant, 
wenn Identitätsbedrohungen als »massive und dauerhafte […] Infragestel-
lungen der evaluativen und normativen Selbstansprüche« (Schimank 2016: 
152) vorliegen. Dies kann durch Entindividualisierungserfahrungen, im 
beruflichen Kontext etwa durch Rollenzwänge, der Fall sein.

Das letzte der vier Akteur:innenmodelle ist das des Emotional Man 
bzw. der Emotional Person, wie sie die sozialwissenschaftliche Forschung 
bisher am wenigsten berücksichtigt hat. Auch wenn sich das Gros des 
Handelns durch die vorangegangenen Modelle erklären lässt, so stellt 
gemäß der Emotional Person auch das Ausleben von Affekten als (noch) 
nicht artikulierbare, körperliche Wahrnehmungen und das Ausleben von 
Emotionen als das sozio-kulturell überformte und damit mehrheitlich be-
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nennbare Erleben von Affekten (vgl. von Scheve/Slaby 2019: 44ff.) einen 
Handlungsantrieb dar. Dieser kann zumindest temporär und partiell die 
vorhergehenden Antriebe überwiegen. Ein emotionengeleitetes Handeln 
ist dabei jedoch nicht rein den jeweiligen Individuen zuzurechnen, viel-
mehr wird es durch die »strukturellen Determinanten der Situation be-
stimmt […], die Emotionen auslösen« (Schimank 2016: 128). Emotionen 
bringen Handeln zwar in die Nähe von Verhalten als triebgesteuertes, un-
durchdachtes Affektgeschehen. Auch emotional motiviertes Handeln ist 
aber sozial überformt und in gesellschaftliche Normen eingebettet, die 
dessen (relative) »Sozialverträglichkeit« sicherstellen; wäre das nicht der 
Fall und würden sich Akteur:innen regelmäßig unvermittelt nach ihrem 
emotionalen Erleben verhalten, würde emotional motiviertes Handeln 
»für die soziale Ordnung ein permanentes Störrisiko« (Schimank 2016: 
137) darstellen. Das Akteur:innenmodell der Emotional Person entspricht 
durch seine Begrenztheit durch soziale Strukturen und im Wechselspiel 
mit anderen Akteur:innenmodellen dementsprechend weniger einer »pure 
emotional [person]«, die ihren Emotionen ›freien Lauf‹ lässt. Vielmehr han-
delt es sich um eine »constrained emotional [person]« (Flam 1990: 42ff.), 
die beim emotionengetriebenen Handeln weder Normenbefolgung noch 
Nutzenkalkulation komplett ausblendet und deshalb ihren Emotionen 
nur bedingt folgt (vgl. Schimank 2016: 138ff.).

Für die Übertragung der Akteur:innen-Struktur-Dynamik auf den 
Journalismus und sein Vermögen, hochqualitative Inhalte zu produzieren, 
sind die vier Handlungsantriebe aufgrund ihrer »Affinität« (Neuberger 
2016: 297) zu den drei Strukturdimensionen relevant. Dies erlaubt besser 
zu verstehen, wie die durch Strukturen geprägte Logik der Situation im 
Sinne der Logik der Selektion in eine konkrete Handlungswahl umgesetzt 
wird. Einerseits erscheint für die Erforschung von normativ fundierter 
Nachrichtenqualität der Homo Sociologicus aufgrund seiner Orientierung 
an Normen aufschlussreich. Andererseits wurde innerhalb der Journalis-
musforschung  –  vor allem aus einer medienökonomischen Warte  –  auch 
argumentiert, inwiefern Journalist:innen Homines Oeconomici entspre-
chen (vgl. Fengler 2022; Fengler/Russ-Mohl 2005). Vor allem die durch 
rationalen Reflexionsverzicht entstehenden Routinen scheinen für hoch 
routinisierte Prozesse wie jenen der journalistischen Nachrichtenproduk-
tion relevant. Auch wenn Handeln in den seltensten Fällen klar einem 
der vier Handlungsantriebe zugeordnet werden kann  –  und auch nicht 
muss, da Akteur:innen bei einer veränderten Logik der Situation ihre Se-
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lektion des Handlungsantriebes auch verändern können –, so scheinen 
Journalist:innen größtenteils einem ›Hybrid‹ zwischen diesen beiden 
Modellen zu folgen (vgl. Reich/Barnoy 2020: 977). Offenbar wägen sie 
mehrheitlich situativ ab, »welche Kosten oder welcher Nutzen jeweils bei 
Normbefolgung oder -devianz zu erwarten wären« (Lauerer 2021: 43), wie 
es Schimank (2016: 179, Kursivsetzung im Original) als »[i]nteressenkalkulie-
rende Normkonformität« bezeichnet. Dass Journalist:innen aber auch als 
Identitätsbehaupter:innen handeln, sieht Neuberger (2016: 301) aufgrund 
derer in ihrem Selbstbild begründeten intrinsischen Motivationen gege-
ben und sieht in ihnen eine Erklärung, »weshalb (trotz Marktversagens) 
journalistische Qualitätsangebote existieren«. Der Handlungsantrieb 
der Emotional Person wurde in der Journalismusforschung bisher kaum 
systematisch angewendet. Es wird aber zunehmend der Stellenwert von 
»Emotionsarbeit im journalistischen Alltag« (Lünenborg/Medeiros 2023: 
315) anerkannt. Hier erscheint eine mögliche Verbindung zwischen dem 
emotionengeleiteten Handeln von Journalist:innen und dem Emotiona-
lisierungsgrad ihrer Berichterstattung aufschlussreich. Auch wenn sich 
das erklärende Potenzial der Handlungsantriebe nur in Verbindung mit 
Strukturen entfaltet, so scheint es aus diesen Gründen wichtig, sie auch 
für die Erklärung des Zustandekommens journalistischer Nachrichten-
qualität im Blick zu behalten.

Transintentionalität

Eine gewichtige Folge des Umstands, dass Handeln nur als handelndes 
Zusammenwirken innerhalb spezifischer, strukturell geprägter Logiken 
der Situation zu verstehen ist und dass verschiedene Handlungsantriebe 
sich auch konsekutiv abwechseln können, ist, dass das realisierte Han-
deln mehrheitlich nicht der (ursprünglichen) Intention von Handelnden 
entspricht. Schimank nennt dies Transintentionalität. Sie bezeichnet den 
Umstand, dass »das Handeln von Akteuren Effekte zeitigt, die jenseits 
der Intentionen der Beteiligten liegen« (Schimank 2016: 191). Auch wenn 
Akteur:innen zunächst konkrete Intentionen verfolgen, ergibt sich vor 
diesem Hintergrund unweigerlich, »dass die tatsächlichen Effekte ihnen 
aber in der Regel  –  früher oder später, längerfristig auf jeden Fall, und 
mal mehr, mal weniger  –  ins Transintentionale entgleiten« (Schimank 
2016: 197). Transintentionalität zeichnet damit die Mehrheit des Handelns 
aus. Ein zentraler Grund für Transintentionalität liegt in Intentionsinterfe-
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renzen, also dem Aufeinandertreffen sich überlagernder Intentionen von 
mehreren Akteur:innen (vgl. Schimank 2016: 189f.). Für ein Verständnis 
komplexer Akteur:innen-Struktur-Dynamiken ist demnach nicht nur re-
levant, welches Handeln letztlich realisiert werden konnte, sondern auch 
solches, bei welchem dies nicht der Fall ist.

Die Akteur:innen-Struktur-Dynamik hinter der Entstehung von 
Nachrichtenqualität

Nach dieser Darlegung der Grundbegriffe der Akteur:innen-Struktur-
Dynamiken sollen sie nun mit dem Ziel, das Zustandekommen von Nach-
richtenqualität zu erklären, auf Journalismus übertragen werden. Für 
diesen Zweck stellen die folgenden Kapitel mit den Deutungs-, Erwar-
tungs- und Konstellationsstrukturen die zentralen, handelndes Zusam-
menwirken überformenden und mit Handlungsantrieben assoziierbaren 
Strukturen vor (vgl. Kap. 3.2.1, 3.2.2 und 3.2.3). Sie argumentieren, welche 
Faktoren und Dynamiken diesen Strukturen zuzuordnen sind, von denen 
unter Bezug auf einschlägige Forschung anzunehmen ist, dass sie einer-
seits konstitutiv für Journalismus und andererseits konstitutiv für das 
Zustandekommen von Nachrichtenqualität sind. Abbildung 2 fasst die im 
Folgenden behandelten Einflussgrößen und ihren gemeinsamen Einfluss 
auf Nachrichtenqualität zusammen. Dabei wird in Anlehnung an Wendelin 
und Löblich (2013: 62, Kursivsetzung hinzugefügt) zwischen »internen und 
externen Strukturkontexten« differenziert (vgl. Abb. 2). Interne Strukturen 
adressieren dabei Akteur:innen und Faktoren innerhalb des Journalismus. 
Externe Strukturen adressieren jene aus benachbarten Bezugssystemen 
und -logiken (z. B. dem politischen oder wirtschaftlichen System). Dies 
folgt Altmeppens (2003: 114) Argument, dass die Frage, ob Journalismus 
»strukturell qualitätsfähig ist«, von journalismusinternen wie -externen 
Strukturen abhängt.

Für die Übertragung der Akteur:innen-Struktur-Dynamik auf Jour-
nalismus erscheinen unterschiedliche Formen von Nachrichtenqualität 
damit als die »aggregierten Ergebnisse des Handelns journalistischer 
Akteur:innen in manifester Form« (Baugut/Reinemann 2022: 8). Indem 
die gleichen oder vergleichbare erklärende Dimensionen innerhalb des 
Journalismus als Einflussfaktoren auf eine deskriptive, diskursive und 
aktivierende Nachrichtenqualität herangezogen werden, ist es möglich, 
die Potenziale komparativer Forschung (vgl. Melischek et al. 2008) auch 
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Abbildung  2 
Akteur:innen-Struktur-Dynamik hinter der Entstehung 
von Nachrichtenqualität als Ergebnis handelnden 
Zusammenwirkens

Teilsystemisch Orientierungshorizonte /
Deutungsstrukturen ▶ ›Wollen‹

Akteur:innenkonstellationen /
Konstellationsstrukturen ▶ ›Können‹

Institutionelle Ordnungen /
Erwartungsstrukturen ▶ ›Sollen‹

Intern Extern
Journalistische

Rollenverständnisse
Demokratie-
verständnis

Politische
Orientierung

Intern Extern

Redaktionelle
Linie

Presse-/
Medienkodex

Rechtlicher
Rahmen

Publikums-
erwartungen

Intern Extern

Eigentümer:innen, Vorgesetzte
und Kolleg:innen

Politiker:innen, Beamt:innen
und Interessengruppen

Ökonomische
Maxime

Ressourcen
und Zeit

Autonomie

Handelndes Zusammenwirken
Nachrichtenqualität als Ergebnis

journalistischen Handelns
▶ deskriptiv

▶ diskursiv
▶ aktivierend

Quelle: Eigene Darstellung basierend auf Schimank (2007a, 2007b, 2016) (vgl. auch Neuberger, 
2004, 2016, 2022a)

für die Genese von Nachrichtenqualität heranzuziehen. So lässt sich spe-
zifisch reflektieren, inwiefern bestimmte Einflussfaktoren zwar für eine 
Auffassung von Nachrichtenqualität relevant werden können, für eine 
andere jedoch möglicherweise nicht. Im Folgenden soll dabei zunächst 
theoretisch argumentiert werden, welche Aspekte für das Realisieren von 
Nachrichtenqualität durch Journalist:innen handlungsrelevant werden 
sollten. Baugut und Reinemann (2022: 5) bezeichnen diese Verbindungen 
zwischen strukturellen Bedingungen und Handeln als Brückenannahmen und 
nennen als Beispiel die »Modellierung der Einflussfaktoren auf journalis-
tisches Handeln beziehungsweise Medieninhalte«, wie das hier getan wird. 
An den theoretischen Rahmen wird aber der Anspruch gestellt, in weiterer 
Folge empirisch umsetzbar zu sein. Dadurch können die theoretischen 
Brückenannahmen vor dem Hintergrund empirischer Daten eingeordnet 
und wo nötig durch die »empirische Konstruktion« (Baugut/Reinemann 
2022: 5, Kursivsetzung weggelassen) weiterer Annahmen ergänzt werden.

Der vorgestellte theoretische Rahmen soll dabei nicht den simplifizie-
renden Eindruck erwecken, dass jegliches strukturell induzierte journalis-
tische Handeln unmittelbar relevant für konkrete journalistische Inhalte ist. 
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Insbesondere ethnografische Beobachtungsstudien haben überzeugend 
handlungstheoretisch fundierte Konzepte herausgearbeitet, die mit der 
strukturellen Verfasstheit des Journalismus verschränkt sind, wie etwa 
Formen journalistischer Arbeitsteilung, Technologieadaption oder Inno-
vationsprozesse (vgl. z. B. Cottle 2007; Robinson 2011; Steensen 2009), 
aber eher mittelbar Inhalte beeinflussen. In diesem Sinne ist auch aus Pers-
pektive der Akteur:innen-Struktur-Dynamik zu erwarten, dass sich Han-
deln und Strukturen gegenseitig beeinflussen, ohne dass es  –  jedenfalls 
vorerst  –  unmittelbaren Einfluss auf die journalistische Performanz hat. 
Aus Perspektive demokratietheoretisch fundierter Qualität ist jedoch primär 
solches Handeln relevant, das sich in der manifesten Performanz abbildet, 
wie sie von Bürger:innen rezipiert werden kann und damit den Ausgangs-
punkt für demokratiefördernde Effekte darstellen kann. Die folgenden 
Theoriekapitel versuchen demnach Handeln so weit in den Blick zu nehmen, 
wie es für die Entstehung von Nachrichtenqualität wichtig ist  –  Handeln 
aber nicht als ›Endpunkt‹ von Dynamiken innerhalb des Journalismus zu 
betrachten, sondern als Ausgangspunkt demokratietheoretisch relevanter 
Effekte auf die Gesellschaft.

3.2.1	 Teilsystemische Orientierungshorizonte:  
das ›Wollen‹ hinter Nachrichtenqualität

Deutungsstrukturen stellen wie dargelegt die Orientierungshorizonte ei-
nes Teilsystems dar und drücken das ›Wollen‹ von Akteur:innen aus. Sie 
bezeichnen soziale Strukturen, die »evaluative und diesen zugeordnete 
kognitive Orientierungen fixieren« (Schimank 2016: 205). Evaluativen 
Charakter haben sie, weil sie »Maßstäbe des jeweils Erstrebenswerten for-
mulieren  –  wobei erstrebenswert eben nicht bedeutet, dass ein Akteur et-
was […] tun soll, sondern dass ihm eine Richtung seines Wollens gewiesen 
wird«, womit sie sich klar von normativen Erwartungsstrukturen abgren-
zen. Als kognitive Deutungsstrukturen beinhalten sie das »berufsspezifische 
oder alltägliche Rezeptwissen darüber, wie bestimmte Dinge beschaffen 
sind und miteinander zusammenhängen« (Schimank 2016: 205). Ein Ver-
ständnis handlungsrelevanter Deutungsstrukturen im Journalismus setzt 
ein Verständnis des Teilsystems Journalismus voraus. Gesellschaftliche 
Teilsysteme stellen »abgegrenzte Zusammenhänge hochgradig genera-
lisierter sinnhafter Orientierungen, die den Akteuren als allgemein ver-
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breitete situationsdefinierende Fiktionen gegenwärtig sind« (Schimank 
2007a: 220), dar. Sie haben insofern fiktiven Charakter, als dass sie stark 
simplifiziert sind und damit als selbst erfüllende Prophezeiungen fun-
gieren: Akteur:innen orientieren sich an ihnen, weil andere dies tun und 
sie wiederum selbst annehmen, gemäß dieser Logik wahrgenommen und 
behandelt zu werden. Diese Signalisierung des ›Wollens‹ findet innerhalb 
des Teilsystems wie auch gegenüber systemexternen Akteur:innen statt 
(vgl. Lauerer 2021: 37).

Zentrale Deutungsstrukturen eines Teilsystems sind »Orientierungs-
horizonte, die durch die binären Codes der verschiedenen gesellschaftli-
chen Teilsysteme abgesteckt werden« (vgl. Schimank 2007b: 126). Als bi-
närer Code für den Journalismus wurde informativ  –  nicht-informativ (vgl. 
Schimank 2007a: 133, basierend auf Blöbaum 1994: 272ff.), aktuell  –  nicht-
aktuell (vgl. Neuberger 2022a: 10, basierend auf Scholl/Weischenberg 
1998: 63ff.) und öffentlich  –  nicht-öffentlich (vgl. Altmeppen et al. 2016: 614; 
Greck 2017: 89) bzw. veröffentlichen  –  nicht veröffentlichen (vgl. Wehmeier 
2001: 311) vorgeschlagen. Ein einziger »schlüssiger binärer Code« (ebd.) für 
das Teilsystem Journalismus hat sich demzufolge nach wie vor nicht durch-
gesetzt. Ein solcher scheint zudem zu unpräzise für die Bestimmung von 
Deutungsstrukturen, wie sie konkrete Handlungsrelevanz besitzen sollen.

Journalistische Rollenverständnisse als Deutungsstrukturen

 Als Deutungsstrukturen, die »um kulturelle Leitideen« (Schimank 2016: 
205) des Journalismus gruppiert sind  –  und damit gleichsam als Quelle 
der Realisierung von journalistischer Nachrichtenqualität infrage kom-
men –, werden hier deshalb zunächst journalistische Rollenverständnisse vor-
geschlagen (vgl. Abb. 2 in Kap. 3.2; vgl. Riesmeyer 2014: 295, 2015: 94; 
Pfaff-Rüdiger et al. 2010: 125), wie sie eine der zentralen Dimensionen 
der Journalismusforschung darstellen (vgl. Hanitzsch et al. 2019; Ha-
nitzsch/Lauerer 2019; Kaltenbrunner et al. 2020: 160ff.; Weaver et al. 
2019; Weaver/Willnat 2012; Weischenberg/Malik et al. 2006: 97ff.). 
Dies deckt sich mit Schimanks (2007b: 133) Argument, dass ein abstrak-
ter binärer Code in weiterer Folge »operationalisiert« wird, und zwar in 
Bezug auf Journalist:innen durch »das professionelle Ethos des Journa-
lismus«. Ähnlich argumentiert Altmeppen (2006: 32), dass der Orientie-
rungshorizont des Journalismus »im Selbstverständnis der Journalisten 
eingelagert ist und als ein Deutungsmuster für den Sinn ihrer Handlungen 



95

﻿Nachrichtenqualität zwischen Strukturen und Handlungsmacht

dient«. Orientierung ist dabei so zu verstehen, dass Deutungsstrukturen 
für Akteur:innen Komplexität reduzieren. Journalistische Rollenverständ-
nisse tun dies im Journalismus, indem sie Orientierung für journalistische 
Entscheidungen bieten.10

Innerhalb der Journalismusforschung wurden journalistische Rollen-
verständnisse als integraler Teil journalistischer Kultur begriffen (vgl. Ha-
nitzsch 2007a, 2007b). Sie gelten als »constructions of the institutional 
values, attitudes, and beliefs with regards to the position of journalism 
in society and, consequently, to the communicative ideals journalists are 
embracing in their work« (Hanitzsch/Vos 2017: 123). Damit sind sie glei-
chermaßen Ausdruck der Logik des Journalismus in Relation zu seinen 
Bezugssystemen und Ausdruck professioneller Ziele, die Journalist:innen 
in ihrer Arbeit realisieren wollen (vgl. Hanitzsch/Lauerer 2019: 135). 
Auch wenn sich Rollen auf individueller Ebene einzelner Journalist:innen 
niederschlagen (und dort empirisch zugänglich werden), drücken sie die 
Logik von Journalismus auf einer systemischen Ebene aus. Insofern geht 
ihr Lokus weit über das Individuum hinaus. Dabei sind journalistische 
Rollenverständnisse relativ stark generalisiert  –  wie dies auf Deutungs-
strukturen im Allgemeinen zutrifft (vgl. Wehmeier 2001: 310) –, was sich 
an nur langsam wandelnden Rollen im Verlauf von Jahrzehnten zeigt (vgl. 
Weaver et al. 2019: 117). Berufsrollen zeichnet zudem ein hoher Grad der 
Internalisierung aus (vgl. Schimank 2016: 173), wovon auch im Journalis-
mus auszugehen ist. Während Rollenverständnisse innerhalb der Journa-
lismusforschung mehrheitlich als zu erklärendes Konstrukt konzipiert 
wurden, beispielsweise in Abhängigkeit von Faktoren eines Mediensystems 

10	 Es läge intuitiv nahe, journalistische Rollenverständnisse innerhalb der Erwartungsstruktu-
ren zu verorten, weil sie zweifellos normative Aspekte beinhalten. So argumentiert Schimank 
(2016: 205) »[v]iele normative Erwartungen werden in Form von Rollen gebündelt«. In der Tat 
verortet beispielsweise Neuberger (2016: 299) »Berufsrollen« dort. In der vorliegenden Studie 
werden Rollenorientierungen (im Sinne von »cognitive role orientations«, vgl. Hanitzsch/
Vos 2017: 123) aber  –  in Abgrenzung zu normativen Rollen (im Sinne von »normative role 
orientations«, vgl. Hanitzsch/Vos 2017: 123)  –  als kollektiver Ausdruck der selbstzugeschrie-
benen professionellen Identität von Journalist:innen verstanden. Sie beinhalten damit auch 
Aspekte, die sich klar von normativen Erwartungen abgrenzen lassen, wie beispielsweise 
eigenständig die politische Tagesordnung zu bestimmen oder zu unterhalten (Hanitzsch/
Lauerer 2019)  –  aber gleichwohl konstitutiv für Journalismus in bestimmten Kontexten sind. 
Deshalb werden journalistische Rollenorientierungen hier innerhalb der Deutungsstruktu-
ren verortet. Die verschiedenen Rollen eint demnach, dass sie als kollektive Deutungen von 
Journalismus zu sehen sind  –  im Grad ihrer Normativität variieren sie aber erheblich.
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(vgl. Hanitzsch et al. 2016), wurde ihr erklärendes Potenzial weniger stark 
ausgeschöpft (vgl. Skovsgaard et al. 2013: 23).

Rollenverständnisse als Handlungsabsichten

Journalistische Rollenverständnisse haben erklärendes Potenzial für jour-
nalistische Inhalte, weil sie die »Kommunikationsabsichten« (Scholl/Wei-
schenberg 1998: 156, Kursivsetzung im Original) von Journalist:innen 
bzw. deren berufliche Ziele ausdrücken, »die das journalistische Handeln 
anleiten können« (Hanitzsch/Lauerer 2019: 135; vgl. Donsbach 2008: 
147). Sie drücken die Intention aus, bestimmte Handlungen umzusetzen, 
müssen jedoch nicht zwangsläufig direkt dem realisierten Handeln ent-
sprechen (vgl. Weischenberg et al. 1994: 160). Dass journalistische Rol-
lenverständnisse auch die tatsächliche Performanz beeinflussen können, 
wurde als Ausdruck einer »handlungstheoretische[n] Perspektive« (Plas-
ser/Lengauer 2010: 60) bezeichnet. Rollenhandeln folgt aber nicht rein 
handlungstheoretischen Annahmen, weil die Handlungsabsichten wie 
argumentiert teilsystemisch bedingt sind. Handeln, welches Deutungs-
strukturen folgt, wird deshalb »als Handlungsmuster und nicht als rea-
lisierte Handlungen eines spezifischen Individuums« (Bucher 2003: 21) 
verstanden.

Bei der ›Übersetzung‹ von Rollen in tatsächliches Handeln  –  und da-
mit letztlich in journalistische Performanz  –  ist von Einflüssen und Dy-
namiken auszugehen, die spezifische Diskrepanzen zwischen Rollen und 
Inhalten verursachen (vgl. Mellado/van Dalen 2014). Zudem stellt sich die 
erkenntnistheoretische Frage, inwiefern beim Verhältnis zwischen Rollen 
als ein kognitives Einstellungskonstrukt und der Berichterstattung als ma-
nifester medialer Inhalt überhaupt von einem »direkten Zusammenhang« 
(Weischenberg 2003: 167, Kursivsetzung im Original) gesprochen wer-
den kann bzw. ob sich ein solcher für unterschiedliche Rollen vergleichbar 
gestaltet. Empirische Studien weisen auf der Suche nach einem solchen 
direkten, also methodisch möglichst vergleichbar gemessenen Zusammen-
hang einen solchen zwar in eingeschränktem Maße nach. Sie zeigen aber 
auch, dass routineförmige und organisationsbezogene Einflüsse stärker 
wiegen können (vgl. Tandoc et al. 2013) bzw. dass Rollen im Social Web 
unter Wegfall des organisationalen Rahmens stärker Inhalte beeinflussen 
(vgl. Tandoc et al. 2019). Andere Studien können einen Zusammenhang 
kaum replizieren (vgl. Raemy et al. 2019).
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Dass Journalist:innen nicht immer realisieren können, was sie inner-
halb ihres professionellen Agierens wollen, ist evident. Vielmehr hängt 
ein Zusammengang zwischen Rollenverständnissen und tatsächlicher Per-
formanz »von den jeweiligen Bedingungen und Kontexten ab« (Scholl/
Weischenberg 1998: 156), unter denen Journalismus realisiert wird. Aus 
Perspektive der Akteur:innen-Struktur-Dynamik ist zwar generell da-
von auszugehen, dass rollenkonformes Handeln von den Akteur:innen 
präferiert wird, weil es Komplexität reduziert und Erwartungssicherheit 
schafft. Dies ist vor allem der Fall, wenn Rollen stark internalisiert wer-
den  –  der Handlungsantrieb der Identitätsbehauptung kommt hier zum 
Tragen. Ein gewichtiges Argument für die kontextsensitive Umsetzung 
von journalistischen Rollenverständnissen ist aber der Umstand, dass 
journalistische Rollen als Deutungsstrukturen nur eine von mehreren, für 
die Logik der Situation konstitutiven Strukturen sind. So können Rollen 
zwar ein direktes Handlungspotenzial und eine direkte Richtung poten-
ziellen Handelns für z. B. eine journalistische Entscheidung implizieren. 
Die Entscheidungssituation wird aber auch von anderen Strukturen, z. B. 
normativen Erwartungsstrukturen oder von limitierenden Konstellations-
strukturen, bestimmt, die gegenüber journalistischen Rollenverständnis-
sen überwiegen können. Auch empirische Befunde zeigen in dieser Logik, 
dass organisationale Einflüsse und Strukturen wie Eigentumsverhältnisse 
signifikanten Einfluss auf die Diskrepanz zwischen Rollenverständnissen 
und tatsächlicher Performanz haben (vgl. Mellado et al. 2020).

Eine gewichtige Folge aus dem Umstand, dass Journalist:innen ihre 
professionellen Rollenverständnisse nicht immer realisieren können, sind 
unterschiedliche Modi der Rollenübernahme. Schimank (2016: 82) unter-
scheidet hierbei zwischen einem Role Taking als »komplikationslos[e] […] 
Befolgung klarer Bezugsgruppenerwartungen« und einem Role Making als 
»kreative situative Bewältigung verschiedener Arten von Komplikationen 
des Rollenhandelns«. Nachdem davon auszugehen ist, dass es zwischen 
journalistischen Rollenverständnissen und Inhalten zu Diskrepanzen 
kommt  –  Rollen aber dennoch eine inhaltsprägende Kraft haben –, kann 
von einer Tendenz zum Role Making ausgegangen werden. Die Journa-
lismusforschung fängt dies konzeptionell durch den Prozess eines »role 
enactment« (Hanitzsch/Vos 2017: 126; Mellado et al. 2017: 7) auf, der 
ausdrückt, wie Rollen in die Praxis umgesetzt werden.
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Journalistische Rollenverständnisse und normative 
Nachrichtenqualität

Journalistische Rollenverständnisse werden vielfach als eine der zentra-
len Faktoren genannt, von denen die Qualität journalistischer Inhalte ab-
hängt (vgl. Meier 2019: 1; Russ-Mohl 1992: 85; Wyss 2002: 97). Nachdem 
journalistische Rollenverständnisse als potenziell handlungsprägende 
Deutungsstrukturen im Journalismus argumentiert wurden, stellt sich 
die Frage, in welche Richtung die Handlungsabsichten verlaufen, die sie 
implizieren  –  und damit, wie stark journalistische Rollen mit dem darge-
legten normativen Verständnis von Nachrichtenqualität korrespondieren. 
Als konstitutiv für journalistische Rollenverständnisse, bzw. für gegen-
wärtigen westlichen Journalismus generell, wird das Objektivitätsprinzip 
gesehen (vgl. McNair 2005: 31). Ausgehend von dessen zentraler Rolle im 
US-amerikanischen Journalismus wurde es auch zu einem Wesenselement 
des europäischen Journalismus (vgl. Schudson 2001: 149). Als Ausdruck 
eines niedrigen Interventionismus von Journalist:innen, also der Absage 
an einen aktiv am politischen Geschehen beteiligten Journalismus, ist das 
Objektivitätsprinzip integraler Bestandteil journalistischer Kultur (vgl. 
Hanitzsch 2007b: 377). Journalistische Objektivität erscheint damit auch 
als »konstituierendes Merkmal des Orientierungshorizonts Journalismus« 
(Scholl 2023: 402) gemäß der Akteur:innen-Struktur-Dynamik. Vor dem 
Hintergrund, dass Unparteilichkeit wie dargelegt einen Teilaspekt journa-
listischer Objektivität darstellt (vgl. McQuail 1992: 223; McQuail/Deuze 
2020: 217; Schönhagen 2012; Ward 2005: 19), ist davon auszugehen, dass 
Handlungsantriebe durch journalistische Rollenverständnisse als Deu-
tungsstrukturen in hohem Maße die Unparteilichkeit von Berichterstat-
tung als professioneller Standard im repräsentativen Demokratiemodell 
unterstützen. Zwar gibt es auch Rollenaspekte, welche die Unparteilichkeit 
aktiv konterkarieren und ideologisch motiviert sind, wie beispielsweise 
eine missionarische Rolle (vgl. Hanitzsch/Vos 2018; Köcher 1986). Sie 
genießen im Vergleich aber nachrangigen Stellenwert. Eine Orientierung 
an unparteilichen Rollen ist nicht nur im Sinne von Erwartungssicherheit 
schaffender Rollenkonformität zu erwarten. Für Journalist:innen kann es 
auch nutzenkalkulierend im Sinne des Homo Oeconomicus sinnvoll sein, 
durch Wertfreiheit größere Publika und potenzielle Quellen anzusprechen.

Auch kontextualisierende und einordnende Aspekte, wie sie mit dem 
Qualitätsstandard der Diskursivität als Ausdruck einer deliberativ begrün-
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deten Nachrichtenqualität korrespondieren, sind integraler Bestandteil 
journalistischer Rollenverständnisse. So weisen Hanitzsch und Vos (vgl. 
2018: 153) in einer Synopse aus der umfangreichen Literatur zu Rollenver-
ständnissen eine Klasse analytisch-deliberativer Rollen aus. Sie argumen-
tieren, dass Journalist:innen dabei darauf abzielen, die Öffentlichkeit in 
eine »public conversation« (Hanitzsch/Vos 2018: 153) einzubinden. Auch 
konkretere Ansprüche wie die Analyse komplexer Probleme oder das Auf-
zeigen von Lösungen sind seit Jahrzehnten Bestandteil einer professio-
nellen Identität im westlichen Journalismus (vgl. Weaver et al. 2019: 117). 
Zudem findet sich ein Bildungsanspruch innerhalb journalistischer Rollen, 
demgemäß Journalist:innen ihr Publikum bilden und ihr Wissen vergrö-
ßern wollen (vgl. Hanitzsch/Vos 2018: 156; Meyen/Riesmeyer 2012: 395). 
Ein solcher Bildungsgedanke weist einen Zusammenhang zu diskursiver 
Nachrichtenqualität auf, weil der Teilnahme an deliberativen Diskursen 
vergleichsweise hohe ›Bildungsbarrieren‹ (vgl. Seethaler/Beaufort 
2017: 180) vorausgestellt sind, zu deren Abbau Journalist:innen beitragen 
können (vgl. Riedl 2019: 1383).

Einen weniger klaren Bezug zwischen journalistischen Rollenverständ-
nissen und Nachrichtenqualität gibt es hinsichtlich der konstruktiven Emo-
tionalität als professioneller Standard im partizipatorischen Modell. Zwar 
weist die Journalismusforschung auch auf einen nicht zu vernachlässigenden 
Stellenwert eines »aktiven journalistischen Rollenverständnisses« (Baugut/
Scherr 2013: 450) hin, das darauf abzielt, Partizipations- und Artikulations-
chancen von Bürger:innen zu erhöhen (vgl. Riedl 2019: 1383). Fraglich ist aber, 
ob Journalist:innen den aktivierenden Impetus konstruktiv-emotionaler 
Berichterstattung anerkennen und damit, ob partizipatorische Selbstver-
ständnisse einen Handlungsimpuls für eine derartige Qualität darstellen. Es 
wurde zwar argumentiert, dass Emotionen auf implizite und explizite Weise 
schon immer Teil journalistischer Identität waren (vgl. Wahl-Jorgensen 
2020: 179). Dennoch wird Emotionalität innerhalb journalistischer Rollen 
oftmals in die Nähe von stimmungsbezogenen Aspekten von Medienkon-
sum gerückt, die eher mit unterhaltenden und entspannenden Dimensio
nen von Journalismus assoziiert werden, und innerhalb der Alltagswelt 
von Rezipient:innen verortet werden (vgl. Hanitzsch/Vos 2018: 158). Auch 
wenn im partizipatorischen Paradigma die Grenze zwischen Privatem und 
Politischem aufgeweicht wird, scheint es plausibel, dass Journalist:innen 
Emotionalität nicht mit einem partizipationsfördernden Gedanken in Ver-
bindung bringen. Damit ist eine emotionale Berichterstattung innerhalb des 
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Rollenrepertoires nicht nur schwach begründet  –  andere Rollen stehen ihr 
auch diametral gegenüber. So zeigt sich in der Genese einer journalistischen 
Emotionalitätsorientierung, dass Emotionen als direkter Gegenbegriff zum 
Objektivitätsstreben verhandelt werden (vgl. Schmidt 2021: 1186). Auch 
wenn dem entgegengesetzt wurde, dass der Einbezug von Emotionen sogar 
objektivitätsbejahend sein kann, weil sie einen integralen Teil sozialer Reali-
tät darstellen (vgl. Steensen 2017: 41), weisen die Identitätskonstruktionen 
von Journalist:innen einen Konflikt zwischen Emotionalität und Objektivität 
auf (vgl. Pantti 2010: 178). Dies dürfte die Realisierung von Emotionen in 
der Berichterstattung hemmen. Journalistische Rollenverständnisse wei-
sen zusammenfassend eine hohe Affinität zu unparteilicher und in weiten 
Teilen auch zu diskursiver Berichterstattung auf, während sie emotionaler 
Berichterstattung eher entgegenstehen.

Obwohl journalistische Rollen damit einen klaren Handlungsimpetus 
für oder entgegen professioneller Standards aufweisen, ist ihr Bezug zur 
Vielfalt der medialen Repräsentation von Akteur:innen weniger explizit 
(vgl. Vos/Wolfgang 2018: 765). Dass sich journalistische Rollenverständ-
nisse entlang der Dimension einer Machtdistanz als »Nähe von Journalisten 
zu den gesellschaftlichen Machtzentren« (Hanitzsch 2007b: 378) erstre-
cken, zeigt jedoch auf, wie relational sie zu politischen Funktionseliten als 
zentrale Inhaber:innen von Macht in gegenwärtigen mehrheitlich reprä-
sentativ geprägten Demokratien sind. Es ist davon auszugehen, dass sich 
diese Relationalität von Rollen auch in erhöhten medialen Artikulations-
chancen für diese Gruppe gemäß einem repräsentativen Verständnis von 
Demokratie niederschlägt. Vor dem Hintergrund, dass komplexe gesell-
schaftliche Dynamiken nur durch die Perspektiven von zivilgesellschaft-
lichen Akteur:innen mit spezifischer sachbezogener Expertise verstanden 
werden können, wurde argumentiert, dass eine tief in journalistischen 
Rollenverständnissen verankerte Informationsfunktion einen Antrieb für 
die mediale Repräsentation von zivilgesellschaftlichen Organisationen 
darstellen kann (vgl. Lück et al. 2016: 35). Der partizipatorische Impetus, 
Bürger:innen und Marginalisierten ›eine Stimme zu geben‹, ist wiederum 
explizit in journalistischen Rollenverständnissen angelegt, beispielsweise 
im Anspruch, die direkte Artikulation von Bürger:innen zuzulassen (vgl. 
Weaver et al. 2019: 117; Riedl et al. 2022: 5). Er steht aber im direkten Wi-
derspruch zu Bürger:innen als statusschwache Gruppe. Eine engere Verbin-
dung zwischen dem handlungsrelevanten Potenzial von journalistischen 
Rollenverständnissen als Deutungsstrukturen und Nachrichtenqualität 
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erfordert einen Rückbezug auf Journalismus in seinem konkreten Kon-
text, wie er für die Rollenverständnisse österreichischer Journalist:innen 
in Kapitel 4.1 geleistet wird.

Politische Einstellungen als Deutungsstrukturen

Neben den vom jeweiligen Teilsystem abgeleiteten Deutungsstrukturen 
besitzen Akteur:innen auch »Eigeninteressen und individuelle Motive 
und Gründe für ihr Handeln« (Altmeppen 2006: 41), die in Akteur:innen-
Struktur-Dynamiken relevant werden und ihr ›Wollen‹ prägen können. Im 
Journalismus ist davon auszugehen, dass neben professionellen Werten 
auch »Werte einzelner sozialer Milieus oder Lebensstilmerkmale« (Lorenz 
2017: 35) von Journalist:innen ihr Handeln prägen. Deshalb wurde argu-
mentiert, dass Deutungsstrukturen »auch eine individuelle politische Linie 
umfassen« (Keldenich 2019: 72), also die eigenen gesellschaftlichen und 
politischen Einstellungen von Journalist:innen inkludieren. Sie sind  –  im 
Folgenden wird dabei zwischen dem Demokratieverständnis und der po-
litischen Orientierung von Journalist:innen unterschieden  –  als mögli-
che Einflussfaktoren auf Nachrichtenqualität als externe Dimension zu 
verorten (vgl. Abb. 2 in Kap. 3.2), weil sie nicht der Logik des Teilsystems 
Journalismus entstammen. Empirisch zeigt sich, dass sich Journalist:innen 
bei Befragungen zu ihren gesellschaftlichen und politischen Ansichten 
signifikant von jenen der Bevölkerung unterscheiden (vgl. Lünenborg/
Berghofer 2010: 13). Gleichzeitig weisen sie eine ungleich höhere Ten-
denz auf, in Umfragen zu ihren professionellen (Selbst-)Wahrnehmun-
gen derartige Fragen nicht zu beantworten, wie es für die Wahrnehmung 
als nachrangige Kategorie spricht. Der Unterschied in politischen Ein-
stellungen kann berufsbiografisch einerseits darin begründet sein, dass 
gesellschaftspolitische Ansichten für Journalismusstudierende eine der 
Motivationen ist, in den Journalismus zu gehen (vgl. Hanusch et al. 2015; 
Hopmann et al. 2010). Andererseits kann angenommen werden, dass die 
tägliche Arbeit von (Politik-)Journalist:innen mit Akteur:innen aus gesell-
schaftlichen Machtzentren deren politische Ansichten mitprägen. Obwohl 
die politischen Einstellungen von Journalist:innen damit zwar keine pro-
fessionellen Strukturen darstellen, so sind sie dennoch klar relational zu 
Journalismus als System.

Auch wenn sich die politischen Einstellungen von Journalist:innen 
von jenen der Bevölkerung unterscheiden, steht die Frage im Zentrum, 
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inwiefern diese die tatsächliche Berichterstattung beeinflussen können 
(vgl. Reinemann/Baugut 2014a: 483; 2014b: 331ff.). Mit Schimank gespro-
chen geht es also einerseits um die Frage, inwiefern politische Ansichten 
von Journalist:innen als Deutungsstrukturen evaluative Orientierungen 
beinhalten, die Maßstäbe des Erstrebenswerten auch in Bezug auf konkre-
tes professionelles Handeln implizieren. Andererseits ist offen, ob diese 
Einstellungen in weiterer Folge die Logik der Situation von Nachrichten-
entscheidungen prägen, und ob bzw. unter welchen Umständen sich diese 
in der Logik der Selektion als realistische Handlungsoption gegenüber 
anderen behaupten können. Innerhalb der Journalismusforschung wurde 
argumentiert, dass sich individuelle Faktoren gegenüber professionellen 
wenig durchsetzen dürften (vgl. Hanitzsch/Mellado 2011). Dennoch 
zeigen Quasi-Experimente, dass sich gesellschaftspolitische Positionen 
von Journalist:innen moderat aber signifikant auf Nachrichtenentschei-
dungen auswirken (vgl. Donsbach/Patterson 2004; Engelmann 2010; 
Kepplinger et al. 1991). An ihnen muss jedoch mangelnde externe Validi-
tät und das Ausblenden kontextualer Bedingungen kritisiert werden (vgl. 
Reinemann/Baugut 2014a: 499). Zudem ist ein empirischer Nachweis im 
Vergleich von Selbstangaben und realer Berichterstattung über einzelne 
Case Studies hinweg (vgl. Watson 2014) ausständig.

Aus Perspektive der Akteur:innen-Struktur-Dynamik lassen sich auch ge-
wichtige Argumente anführen, wieso sich die politischen Einstellungen von 
Journalist:innen nicht auf die tatsächliche Berichterstattung niederschlagen 
sollten. So argumentiert Schimank (2016: 51, Kursivsetzung im Original), dass 
rollenkonformes Handeln zu einer »Austauschbarkeit des sozialen Personals« 
führt; damit ist gemeint, dass »bei vielen sozialen Handlungsvollzügen 
diejenigen, die sie ausführen, austauschbar sind, ohne dass sich in relevan-
ten Hinsichten etwas Substantielles an dem jeweiligen sozialen Phänomen 
ändert« (Schimank 2016: 51). Hochkomplexe gesellschaftliche Teilsysteme 
sind darauf angewiesen, dass innersystemisches Handeln mehrheitlich aus 
austauschbarem Handeln besteht, weil individuell geprägtes und damit 
schwer vorhersehbares Handeln ein »permanentes Störrisiko« (in anderem 
Kontext: Schimank 2016: 137) darstellt. Auf den Journalismus übertragen 
ist journalistisches Handeln demnach größtenteils als rollenkonformes und 
routineförmiges Handeln zu sehen, das gegenüber individuell motiviertem 
Handeln überwiegen sollte, auch wenn individuelle Einstellungen als Deu-
tungsstrukturen existieren. Letztlich bleibt dies jedoch eine nur empirisch 
beantwortbare Frage (vgl. Kepplinger 2011a: 130).
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Demokratieverständnis

Konkret hat sich die Journalismusforschung im Kontext politischer Einstel-
lungen von Journalist:innen mit deren Demokratieverständnis, also deren 
Vorstellung von erstrebenswerten Formen demokratischer Mitbestimmung 
und des demokratischen Zusammenlebens beschäftigt. Das Demokratiever-
ständnis muss als eine relevante Deutungsstruktur gesehen werden (vgl. 
Abb. 2 in Kap. 3.2), weil es einen tiefgehenden Bezug zum Wertempfinden 
von Journalist:innen aufweist (vgl. Wolfgang et al. 2021: 1340). Gemäß der 
Democracy-as-value-Hypothese ist Demokratie als »belief system that provi-
des value to democratic individuals, groups, and institutions, therefore 
granting legitimacy to their actions« (Falomir-Pichastor et al. 2012: 324, 
vgl. 2005) zu sehen. Das individuelle Demokratieverständnis erscheint als 
Summe von evaluativen Orientierungen, die zwischen Individuen variieren 
(vgl. Landwehr/Steiner 2017). Zu den Deutungsstrukturen wiederum 
»gehören alle Arten von Werten«, die für »verschiedene soziale Milieus« 
(Schimank 2016: 205) konstitutiv sind, weil auch sie die Richtung des 
›Wollens‹ von Akteur:innen ausdrücken. Es ist damit anzunehmen, dass 
auch die Vorstellungen von demokratischem Zusammenleben potenziell 
handlungsrelevant mitprägen, was Journalist:innen als erstrebenswert 
erachten  –  und damit auch journalistische Nachrichtenproduktion be-
einflussen können (vgl. Wolfgang et al. 2019: 1981; 2021: 1348).

Empirische Befunde zeigen zwar einerseits signifikante Unterschiede in 
den Demokratieverständnissen von Journalist:innen entlang von theoreti-
schen Demokratiemodellen (vgl. Wolfgang et al. 2019: 1985). Dies spricht 
für die Existenz distinkter Vorstellungen von Demokratie als Prinzip unter 
Journalist:innen. Auch wenn sich die Ergebnisse entlang von Demokra-
tiemodellen aus dem US-amerikanischen Kontext (vgl. Christians et al. 
2009) schwer auf die hier vorgestellten Demokratiemodelle übertragen 
lassen, so befürworten die befragten Journalist:innen eher bürgerschaft-
lich und zivilgesellschaftlich ausgerichtete Formen von Demokratie (vgl. 
Wolfgang et al. 2019: 1984), wie sie sich vom realpolitischen Status quo der 
USA durchaus unterscheiden. Diese quantitativen Befunde stehen jedoch 
andererseits im Gegensatz zu qualitativen Befunden aus einem zeitlich 
und räumlich vergleichbarem Kontext, die zu abweichenden Einschät-
zungen zum Demokratieverständnis von Journalist:innen kommen (vgl. 
Vos/Wolfgang 2018). Im Rahmen einer Studie innerhalb der EU wird eine 
starke positive Korrelation zwischen der Befürwortung verschiedener de-
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mokratischer Rollen von Journalismus als Beleg dafür interpretiert, dass 
die befragten Journalist:innen eben keine abgrenzbaren Vorstellungen von 
Demokratie haben, sondern sich vielmehr im zugesprochenen hohen oder 
niedrigen allgemeinen Stellenwert von Journalismus für Demokratie un-
terscheiden (vgl. Håkansson/Mayerhöffer 2014: 138f.). Mehrere Studien 
zeigen Zusammenhänge zwischen Demokratieverständnissen und jour-
nalistischen Rollenverständnissen, wie es eine Affinität zwischen professi-
onellen, journalismusinternen und individuellen, journalismusexternen 
Deutungsstrukturen ausdrückt (vgl. Håkansson/Mayerhöffer 2014: 141; 
Wolfgang et al. 2019: 1988).

Politische Orientierung

Die politische Orientierung (vgl. Abb. 2 in Kap. 3.2) von Journalist:innen im 
Sinne einer links-rechts-Verortung wird vor allem in der öffentlichen De-
batte diskutiert. Journalist:innen werden dafür kritisiert, dass sie über-
wiegend links ausgerichtet sind und angenommen, dass dies zu einem 
Bias in ihrer Berichterstattung führt (vgl. Albæk et al. 2014: 37). Die These 
einer handlungsrelevanten und damit inhaltsprägenden »Linksverschie-
bung« (Hoffmann 2021) von Journalist:innen ist jedoch empirisch kaum 
untermauert. Eines der angesprochenen Quasi-Experimente zeigt zwar, 
dass die politische Orientierung auf moderatem Niveau Nachrichtenent-
scheidungen beeinflusst (vgl. z. B. Donsbach/Patterson 2004). Deren 
Übertragbarkeit auf reale journalistische Produktionsbedingungen ist 
aber stark eingeschränkt. Wie auch für das Demokratieverständnis von 
Journalist:innen zeigt sich, dass die politische Orientierung zumindest 
teilweise mit journalistischen Rollenorientierungen zusammenhängt 
und linkere Journalist:innen auch ein ›aktiveres‹ Rollenverständnis haben, 
wie es beispielweise eine Anwaltschaftlichkeit gegenüber Benachteiligten 
beinhaltet (vgl. Baugut/Scherr 2013; Scherr/Baugut 2016). Auch wenn 
die politische Orientierung von links nach rechts vor dem Hintergrund 
eines komplexen gesellschaftlichen Wertewandels (vgl. z. B. Inglehart 
2018) als idiologisch gegenstandlos, unterkomplex und implikationslos 
(vgl. Kepplinger 2011a: 129f.) kritisiert wurde, gibt es bisher im Bereich 
der Journalismusforschung kaum forschungsökonomisch sinnvoll an-
wendbare valide Alternativen.
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Politische Einstellungen und normative Nachrichtenqualität

Zusammenfassend existieren neben journalistischen Rollenverständ-
nissen als professionelle, journalismusinterne Deutungsstrukturen mit 
politischen Einstellungen auch individuelle, journalismusexterne Deu-
tungsstrukturen, welche die Richtung des ›Wollens‹ vorgeben und damit 
Handeln mitbestimmen können. Ein solches Handeln würde jedoch von 
dem für das Teilsystem Journalismus konstitutiven rollenkonformen und 
damit mehrheitlich erwarteten Handeln abweichen. Als zwei Dimensionen 
handlungsrelevanter politischer Einstellungen erscheinen das Demokra-
tieverständnis und die politische Orientierung von Journalist:innen, de-
ren Relevanz für Journalist:innen empirisch belegt wurde  –  ihr Einfluss 
auf journalistische Inhalte jedoch nur bedingt. Konkret für das Zustan-
dekommen journalistischer Nachrichtenqualität wurden die politischen 
Ansichten von Journalist:innen tendenziell als Bedrohung empfunden, 
denn in ihrer »Funktion als Multiplikatoren und Vermittler kommt ih-
rer politischen Orientierung jedoch potentiell größeres Gewicht zu, da sie 
mit ihren Berichten große Teile der übrigen Bevölkerung erreichen und 
informieren« (Zerback 2013: 156). So argumentiert auch Arnold (2009: 
228), bezüglich der »Einhaltung der normativ-demokratietheoretisch 
begründbaren Qualitätskriterien Ausgewogenheit und Neutralität […] 
können hier jedoch persönliche politische Einstellungen der Journalisten 
[…] von Bedeutung sein«. Eine ausgeprägte politische Orientierung von 
Journalist:innen, sei sie links oder rechts, könnte damit vor allem die Un-
parteilichkeit der Berichterstattung verletzen. Eine links-liberale Haltung, 
wie sie mit einer Orientierung an den Anliegen von Bürger:innen korres-
pondiert (vgl. Baugut/Scherr 2013; Scherr/Baugut 2016), könnte sich 
jedoch auch positiv auf die aktivierende Qualität der Berichterstattung in 
einem partizipatorischen Sinne auswirken.

Bezüglich der Vielfalt medialer Repräsentation von Akteur:innen kann 
die politische Orientierung von Journalist:innen mit einer Affinität für be-
stimmte Parteien einhergehen und damit die im repräsentativen Modell 
gewünschte Parteienvielfalt in der Berichterstattung einschränken bzw. 
verzerren. Bei der Akteur:innenvielfalt scheint in hohem Maße auch das 
Demokratieverständnis von Journalist:innen relevant zu werden (vgl. Vos/
Wolfgang 2018: 774). So können alternative Auffassungen von Demokratie 
mit einem verstärkten medialen Einbezug von Akteur:innen jenseits des 
politischen Zentrums, also von zivilgesellschaftlichen Akteur:innen oder 
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›einfachen‹ Bürger:innen, einhergehen. Wenngleich dieser Handlungs-
impetus im klaren Konflikt mit der Abhängigkeit von Funktionseliten 
und offiziellen Stellen als Quellen steht (vgl. Wolfgang et al. 2019: 1977), 
so könnte jedenfalls graduell die Häufigkeit und Prominenz von elitären 
Quellen abgeschwächt werden (vgl. Wolfgang et al. 2021: 1348). Es hat 
sich zudem gezeigt, dass das Demokratieverständnis von Journalist:innen 
mit Vertrauen in Gewerkschaften und politische Parteien als potenzielle 
Quellen korrespondiert (vgl. Wolfgang et al. 2021: 1350), wie es ebenfalls 
relevant für die mediale Repräsentation von Akteur:innen gemäß einer 
deliberativen Auffassung von Demokratie werden kann.

3.2.2	 Institutionelle Ordnungen:  
das ›Sollen‹ hinter Nachrichtenqualität

Während durch teilsystemische Orientierungshorizonte geprägte Deu-
tungsstrukturen das ›Wollen‹ von Akteur:innen ausdrücken, orientieren 
sich Erwartungsstrukturen an institutionellen Ordnungen und drücken 
das ›Sollen‹ aus. Institutionelle Ordnungen stellen »operationale Vorga-
ben dazu, wie Akteure bestimmte Situationen wahrnehmen und beurtei-
len und wie sie demzufolge dann handeln sollten« (Schimank 1992: 170), 
dar. Sie »modulieren die normativen Orientierungen der Akteure, indem 
sie bestimmte Handlungsformen ge- oder verbieten« (Donges 2002: 54), 
und besitzen damit einen klaren Handlungsimpetus.

Journalistische Organisationen als Träger:innen von 
Erwartungsstrukturen

Für die Frage, welche journalismusinternen institutionellen Ordnungen 
auf Journalist:innen wirken, kommen Medienunternehmen als Organi-
sationen ins Spiel, weil sich auf organisationaler Ebene institutionelle 
Ordnungen manifestieren (vgl. Altmeppen 2006: 35; Wehmeier 2001: 
310). Organisationen sind deshalb hochrelevant, weil sie »die teilsystemi-
sche Handlungslogik durch normative Regelungen operationalisieren und 
zuverlässig durchsetzen können« (Schimank 2007b: 236, Kursivsetzung 
hinzugefügt). Die teilsystemischen Orientierungshorizonte des Journa-
lismus können also nur aufrechterhalten werden, weil Medienorganisa-
tionen journalistische Logiken intern etablieren, wo sie Journalist:innen 
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als Sollensvorgaben erscheinen. Organisationen existieren von vornherein 
»mit Blick auf eine Aufgabenstellung, die in eine bestimmte teilsystemische 
Logik eingebettet ist« (Schimank 2005: 227). Im Journalismus verfolgen 
demgemäß Medienunternehmen die Aufgabe, einzeln und zusammen Öf-
fentlichkeit für gesellschaftlich relevante Anliegen herzustellen.

Der Umstand, dass Handlungen in Organisationen »systematisch so 
aufeinander aufbauen, dass eine übergreifende Zielsetzung verfolgt wird« 
(Schimank 2016: 329, Kursivsetzung im Original), macht Organisationen 
zu überindividuellen Akteur:innen, die eigene Intentionen verfolgen kön-
nen. Eine Organisation stellt eine dauerhafte Konstellation individueller 
Akteur:innen dar und ihr Handeln »ist demzufolge nichts anderes als 
das handelnde Zusammenwirken dieser Konstellation« (Schimank 2016: 
327). Journalistische Medienunternehmen sind als formale Organisationen 
einflussreicher, weil sie durch ihren Organisationsgrad andauernder und 
größer sind als weniger formalisierte Gruppen (wie z. B. journalistische 
Recherchekollektive). In gegenwärtigen Gesellschaften, in denen sich 
Organisationen »zu den maßgeblichen Leistungsproduzenten und Ent-
scheidungsträgern aufgeschwungen haben« (Schimank 2016: 331), erlaubt 
der formale Organisationsgrad von Medienunternehmen ihnen, in genau 
diesen gesellschaftlichen Entscheidungsprozessen eine Rolle zu spielen 
(wie dies z. B. für freie Journalist:innen ohne organisationale Rückbindung 
ungleich schwieriger ist). Als Arbeitsorganisationen sind Medienunterneh-
men nicht nur durch die Interessen ihrer Mitglieder bestimmt, sondern 
»darauf angelegt, bestimmte Leistungen für andere zu produzieren«; 
diese »Außenorientierung der Leistungsproduktion« (Schimank 2016: 
337), im konkreten Fall des Journalismus die Orientierung an bestimmten 
Publika, bestimmt auch, welche normativen Erwartungsstrukturen sich 
in Medienorganisationen etablieren.

Redaktionelle Linien und Nachrichtenqualität

Erwartungsstrukturen sind also normative Vorgaben, welche »die Deu-
tungsstrukturen bestimmter Teilsysteme nicht nur widerspiegeln, sondern 
handlungsinstruktiv operationalisieren, also sozusagen erst ausarbeiten« 
(Schimank 2005: 227). Eine konkrete Form, wie Medienunternehmen dies 
implizit und explizit tun, ist in Form von redaktionellen Linien (vgl. Abb. 2 in 
Kap. 3.2), die damit auch die Realisierung der konkreten Berichterstattung 
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mitbestimmen (vgl. Hassell et al. 2022).11 Sie können explizit kodifiziert 
sein, beispielweise in schriftlichen Blattlinien, oder implizit von den Mit-
gliedern eines Medienunternehmens angenommen werden  –  für deren 
Handlungsrelevanz ist dies nicht als entscheidend zu sehen (vgl. Schimank 
2007b: 129). Handlungsrelevanz haben redaktionelle Linien, weil sie als 
»eines der verhaltenssteuernden Regelsets der Institution Journalismus« 
(Oehmer 2016: 260) konkrete Leit- und Orientierungslinien dazu bereit-
stellen, welche Art der Berichterstattung den publizistischen Zielen ei-
nes Medienunternehmens entspricht. Diese sind auf Dauer gestellt, weil 
sie »von der aktuellen Ereignislage unabhängige, grundsätzliche politi-
sche Tendenz eines Mediums« (Maurer/Reinemann 2006: 129) ausdrü-
cken  –  die sich auch im Verzicht auf eine politische Tendenz ausdrücken 
kann. Im Aggregat und über die Zeit stellen redaktionelle Linien »lang-
fristige Strukturmerkmale« (Zerback 2013: 193) eines Mediensystems dar.

Redaktionelle Linien werden für gewöhnlich durch die Eigen
tümer:innen von Medienunternehmen geprägt (vgl. Reinemann/Bau-
gut 2014a: 489). Sie sind aber mehr als der Ausdruck der individuellen 
Ansichten dieser Personen: Einerseits, weil sie relational zum journalisti-
schen System sind, auf dessen Logiken sie sich beziehen. Andererseits, weil 
sie auch über einzelne Ideengeber:innen hinaus Bestand haben, was sich 
z. B. an den Blattlinien traditionsreicher Tages- und Wochenzeitungen 
zeigt. Durch die Durchsetzung redaktioneller Linien, beispielsweise durch 
Führungskräfte in den Redaktionen, sind redaktionelle Linien direkt an 
Konstellationsstrukturen rückgekoppelt. Organisationale Erwartungs-
strukturen besitzen damit im Journalismus eine »Scharnierfunktion […] 
zwischen Orientierungshorizont und Akteurkonstellationen« (Altmeppen 
2006: 40). Journalist:innen als Organisationsmitglieder übernehmen die 
Sollensvorgaben redaktioneller Linien durch ihre Sozialisation in einem 
Medienunternehmen, obwohl anzunehmen ist, dass diese nicht zwingend 
ihren persönlichen (politischen) Präferenzen entsprechen (vgl. Baugut/
Reinemann 2022: 9).

Redaktionelle Linien stehen im Zentrum der Qualitätsforschung. Unter 
der Prämisse, dass »Qualitätsmedien« als »Leuchttürme öffentlicher Kom-
munikation« (Blum et al. 2011) fungieren, wird angenommen, dass sich das 

11	 Ähnlich argumentiert Schimank (2007b: 125), »Erwartungsstrukturen können […] die forma-
len Verhaltenserwartungen in Organisationen, z. B. Zeitungen oder Rundfunkanstalten« sein.
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Qualitätvolle des Journalismus um redaktionelle Linien gruppiert. Sie wer-
den vielfach als abgrenzendes Merkmal zwischen »Qualitätszeitungen als 
›Flaggschiffen‹ eines anspruchsvollen und qualitätsvollen Journalismus« 
(Magin/Stark 2011: 97) und dem »Boulevard-Segment« (ebd.: 104) gesehen. 
Es besteht jedoch die Gefahr, dass selbsterfüllende Prophezeiungen entste-
hen, wenn Medien nach ihrer vermuteten Qualität ausgewählt, untersucht 
und bezeichnet werden, obwohl nicht tiefergehend nach Faktoren gesucht 
wird, die zur Genese dieser Qualität beitragen. Über die Verwendung von 
redaktionellen Linien als deskriptives Abgrenzungsmerkmal hinweg wur-
den sie in der Qualitätsforschung  –  jedenfalls produktionsseitig  –  wenig 
theoretisiert und erforscht. Empirisch hat sich gezeigt, dass redaktionelle 
Linien eine entscheidende Maßgabe für die Qualität von Nachrichtenange-
boten über verschiedene Distributionskanäle hinweg sind, beispielsweise 
hinsichtlich ihres Boulevardisierungsgrades (vgl. Magin et al. 2021). Dies 
spricht klar für die handlungsleitende Relevanz von redaktionellen Linien.

Redaktionelle Linien können verschiedene Formen normativer Nach-
richtenqualität unterstützen oder behindern. Ein klarer Bezug besteht 
zur Unparteilichkeit der Berichterstattung. Hier wurde problematisiert, 
dass redaktionelle Linien zu »expliziten Bewertungen bestimmter Sach-
verhalte« (Zerback 2013: 194) führen können. Dies ist auch der Fall, weil 
sich redaktionelle Linien an »Publikumssegmenten mit ähnlicher Grund-
überzeugung« orientieren, was den »Wert von Neutralität relativiert« 
(Voltmer 1998: 186). Ein möglicher Einfluss kann jedoch auch in die um-
gekehrte Richtung erfolgen, denn unter einer redaktionellen Linie kann 
»nicht nur die Präferenz für bestimmte politische Positionen und Werte 
verstanden werden, […] sondern auch der Entscheid zur weitgehenden po-
litischen Neutralität« (Oehmer 2016: 262). Redaktionelle Linien sind in 
diesem Sinne auch von möglichen publizistisch-betriebswirtschaftlichen 
Qualitätsstrategien von journalistischen Medienunternehmen abhängig 
(vgl. Lauerer 2021: 255; Picard 2004: 62). Dabei kann beispielsweise auch 
versucht werden, eine hintergründige Berichterstattung mit hoher Dis-
kursivität als Abgrenzungsmerkmal gegenüber dem schneller werdenden 
tagesaktuellen Journalismus zu etablieren. Emotionen in der Berichter-
stattung sind vor allem gemäß der redaktionellen Linien von Boulevard-
medien zu erwarten (vgl. Friedrich/Jandura 2012; Magin 2019; Magin/
Stark 2015). Ob diese konstruktiv eingesetzt werden, muss jedoch kritisch 
reflektiert werden, da Boulevardmedien auch einen höheren Anteil an in-
ziviler Berichterstattung aufweisen (vgl. Magin et al. 2023: 21).
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Der Zusammenhang zwischen redaktionellen Linien und der Vielfalt 
der medialen Repräsentation von Akteur:innen wurde in der Journalis-
musforschung unter der Prämisse der Theorie der opportunen Zeug:innen (vgl. 
Hagen 1992) diskutiert. Ihr gemäß findet eine Synchronisation zwischen 
redaktionellen Linien und den ausgewählten Quellen dahingehend statt, 
dass Journalist:innen häufiger und umfangreicher jene Akteur:innen in 
der Berichterstattung zu Wort kommen lassen, deren Aussagen konsonant 
mit der politischen Linie der Redaktion bzw. des Medienunternehmens 
sind. Dies konnte empirisch in einer Reihe von Studien (für eine Übersicht 
vgl. Bachl/Vögele 2013: 349) nachgewiesen werden. Auch wenn diese 
Annahme auch auf individuelle Journalist:innen und deren politische 
Einstellungen (vgl. Kap. 3.2.1) hin ausgelegt wurde (vgl. Anter 2021; Rei-
nemann/Baugut 2014a: 487), deuten empirische Ergebnisse darauf hin, 
dass sich die Synchronisation stärker auf die Ebene von Nachrichtenan-
geboten bezieht (vgl. Bachl/Vögele 2012: 8 2013: 351). Im Licht dieser Be-
funde muss erwartet werden, dass sich redaktionelle Linien negativ auf die 
Akteur:innenvielfalt auswirken. Welche Schwerpunktsetzungen Medien 
dabei vornehmen, ist von der konkreten Ausgestaltung der redaktionellen 
Linie abhängig (vgl. Kap. 4.2).

Presse- bzw. Medienkodizes und Nachrichtenqualität

Nicht nur einzelne Medienunternehmen operationalisieren die Handlungs-
logik des Teilsystems Journalismus durch normative, institutionelle Ord-
nungen, sondern auch das Zusammenspiel journalistischer Organisationen 
innerhalb der Branche. Eine Art, wie sie das tun, sind Presseräte und die von 
ihnen formulierten und überwachten Presse- bzw. Medienkodizes (vgl. Abb. 2 in 
Kap. 3.2).12 Üblicherweise können Meldungen an Presseräte bei potenziell 
ethisch bedenklicher Berichterstattung gemacht werden, die anhand ihrer 
Kodizes über deren Bedenklichkeit entscheiden und diese Entscheidun-
gen veröffentlichen bzw. ›verurteilte‹ Medien zur Veröffentlichung ihrer 
Entscheidungen anhalten. Sie stellen damit »Instrumente der Medien-
selbstkontrolle auf Professionsebene« (Fengler 2023: 142, Kursivsetzung 

12	 Ähnlich argumentiert Schimank (2007b: 125f.), »normative Erwartungen sind u. a. […] der Mo-
ralkodex eines bestimmten sozialen Milieus oder einer Berufsgruppe wie der Journalisten«, 
und verweist auf den Deutschen Presserat.
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im Original) dar. Medienselbstkontrolle bezeichnet die »von den Medien 
oder Teilen der Medien anerkannten und freiwillig auferlegten Normen, 
Verfahrensweisen und Institutionen, die der besonderen Verantwortung 
freier Medien gegenüber dem Gemeinwohl und der Öffentlichkeit gerecht 
zu werden versuchen« (Stapf 2010: 13, Kursivsetzung weggelassen). Sie ist 
demokratietheoretisch hochrelevant, weil es eine zentrale Maßnahme ist, 
um Journalismus als in sich nicht demokratisch legitimierte Instanz zu 
kontrollieren  –  ihn aber gleichzeitig der staatlichen Kontrolle entzieht 
und Presse- und Medienfreiheit sichert (vgl. Fengler 2023: 135). Dies war 
auch eine der Ideen, die zur Gründung von Presseräten in der Nachkriegs-
zeit geführt hat (vgl. Fengler et al. 2015: 252), wobei der Deutsche Presserat 
1956 in der »Aufbruchphase einer demokratischen Gesellschaft« (Baum 
2010: 186) und der erste Presserat in Österreich 1961 gegründet wurden (vgl. 
Eberwein et al. 2018: 288). Ursprünglich als reine Presseräte mit Zustän-
digkeit für Printjournalismus gegründet stellt sich angesichts crossmedi-
aler Entwicklungen seit Längerem die Frage nach der Zuständigkeit über 
Printprodukte hinaus, wie sie mitunter schon praktiziert wird, also nach 
dem Bedarf an »Medienräten« (Fengler 2023: 143).

Im Zentrum des Arbeitens von Presse- bzw. Medienräten stehen Presse- 
bzw. Medienkodizes, die normative Selbstansprüche der Branche operati-
onalisieren. Auch wenn sie branchenintern ausgehandelt und schriftlich 
festgehalten werden, sind solche Kodizes aufgrund ihres reinen Appell-
charakters nur niedrig formalisiert. »Formalisierung bedeutet, dass eine 
normative Erwartung mit Hilfe von Sanktionen  –  die mehr sind als Rü-
gen  –  durchgesetzt werden kann« (Schimank 2007b: 126). Genau dies 
ist hier jedoch nicht der Fall. Presse- und Medienkodizes sind vielmehr 
informell institutionalisiert, weil deren Einhaltung im Sinne der skizzier-
ten Rückbindung an Presse- und Medienfreiheit nicht rechtsverbindlich 
durchgesetzt werden kann und soll, sondern dazu lediglich branchenintern 
angehalten wird (vgl. Fengler 2023: 139). Einerseits wurde kritisiert, dass 
ein Presse- bzw. Medienrat damit ein »zahnloser Tiger« (Pöttker 2003: 
379) ist, weil zu wenig Sanktionsmöglichkeiten gegeben sind, und eine 
Rückbindung an Gesetze gefordert. Andererseits wurde eingewandt, dass 
eine gesetzliche Sanktionsgewalt der »Grundidee der liberalen Demokra-
tie zutiefst fremd« (Pöttker 2003: 382) ist. Empirische Daten zeigen, dass 
Journalist:innen in Europa Presseräten nur eine moderate Wirksamkeit 
zusprechen (vgl. Alsius et al. 2014: 104) und mehrheitlich nie mit ihnen 
in Kontakt gekommen sind (vgl. Lauk et al. 2014: 90).
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Wie andere normative Erwartungsstrukturen besitzen auch Presse- 
bzw. Medienkodizes die zitierte »Scharnierfunktion« (Altmep-
pen 2006: 40) zwischen teilsystemischen Deutungsstrukturen und 
Akteur:innenkonstellationen. Einerseits wurde systemisch argumentiert, 
dass Instrumente der journalistischen Selbstkontrolle »nicht von den 
systemeigenen Operationen, Normen, Darstellungsformen und sonsti-
gen professionellen Standards entkoppelt werden« können (Beuthner/
Weichert 2005: 16; vgl. Fengler 2023: 139). Andererseits stellt sich hand-
lungstheoretisch die Frage, »welche Anreize journalistische Akteure bzw. 
Medienorganisationen als kollektive Akteure haben, Medienselbstkon
trolle zu betreiben« (Fengler 2023: 139), ist die Wirksamkeit von Presse- 
bzw. Medienkodizes doch letztlich auf die freiwillige Anerkennung durch 
Journalist:innen angewiesen (vgl. Eberwein 2019: 1). Auch wenn die frei-
willige Unterwerfung unter Presse- bzw. Medienkodizes üblicherweise 
durch eine Mitgliedschaft in entsprechenden Räten geknüpft ist, ist die 
Grundidee, durch diese Art der Selbstkontrolle Branchenstandards zu 
verankern, die sich auch über die Mitglieder hinaus etablieren. In die-
sem Sinne zeigen auch empirische Befunde, dass eine weite Mehrheit der 
Journalist:innen angibt, dass ein Kodex in ihrer Redaktion relevant ist, 
welche die formale Zuständigkeit des Presserats deutlich übersteigt (vgl. 
Kaltenbrunner et al. 2020: 198).

Presse- bzw. Medienkodizes sind eng mit Nachrichtenqualität als das 
Ziel journalistischen Handelns verknüpft. So begreift Wyss (2016b: 171) sie 
als Maßnahme, um »Qualitätsstandards […] in die tägliche Arbeit zu über-
führen und die Redakteure aller Stufen darauf zu verpflichten«. Eberwein 
(vgl. 2019) sieht hochqualitativen, demokratiefördernden Journalismus als 
inhärenten Daseinszweck von Presse- und Medienräten und betont, dass 
sie dafür konzipiert sind, die Qualität der journalistischen Berichterstat-
tung zu sichern und somit die Erfüllung der gesellschaftlichen Funktion 
des Journalismus zu gewährleisten. Presse- bzw. Medienkodizes enthalten 
üblicherweise zentrale Normen wie den Schutz der Presse- und Medienfrei-
heit, Werte wie Wahrheit und Sachgerechtigkeit oder die Unabhängigkeit 
der Medien, aber auch praktische Dimensionen wie korrekte Recherche-
methoden oder den Umgang mit journalistischen Fehlern (vgl. Eberwein 
2019: 1; Wyss 2016b: 172). Handlungsrelevant können sie insofern werden, 
als dass sie die möglichst freie »Umsetzung von identitätsstiftenden Quali-
tätskriterien zu unterstützen« (Arnold 2009: 200, Kursivsetzung hinzu-
gefügt) versuchen, aber weniger konkrete Qualitätskriterien formulieren. 
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Die Orientierung an der Unabhängigkeit des Journalismus gegenüber exter-
nen Akteur:innen sollte jedoch die Unparteilichkeit der Berichterstattung 
unterstützen. Nachdem Presse- bzw. Medienkodizes stark medienethisch 
fundiert sind, sind sie auch als Instrumente zur Vermeidung von inzivi-
ler Berichterstattung als fundamentale medienethische Übertretung (vgl. 
Eberwein/Porlezza 2016: 335) zu sehen, wie es in der vorliegenden Studie 
als Anforderung an eine aktivierende Nachrichtenqualität argumentiert 
wurde. Die qualitätsfördernden Potenziale von Presse- und Medienkodi-
zes hängen aber auch hier von der konkreten Ausgestaltung ab (vgl. Kap. 
4.2. für den Ehrenkodex des Österreichischen Presserats und seine Impli-
kationen für Nachrichtenqualität).

Rechtliche Rahmenbedingungen und Nachrichtenqualität

Normative Erwartungen werden nicht nur journalismusintern formu-
liert, sondern sie werden auch als externe Erwartungen an den Journalis-
mus gestellt. Ein zentraler Bezugspunkt für Medienperformanz ist hier 
der rechtliche Rahmen, der einen zentralen Teil des institutionellen Rah-
mens ausmacht, in dem Journalismus operiert (vgl. Hanitzsch/Ahva et al. 
2019: 29). Rechtliche Rahmenbedingungen stellen als institutionalisierte 
Erwartungsstrukturen (vgl. Schimank 2007b: 125; Wehmeier 2001: 310) 
formalisierte Strukturen dar, weil sie im Zweifel auch rechtsstaatlich durch-
gesetzt werden können und damit eine hohe Verbindlichkeit besitzen (vgl. 
Schimank 2016: 204). Sie operationalisieren die Logik des Journalismus 
auf systemischer Ebene, weil sie die »normierte öffentliche Aufgabe der 
Medien« (Kiefer/Steininger 2014: 18) in konkrete Regeln und Normen 
übersetzen. Organisationen spielen insofern wieder eine Rolle als Träger 
dieser Normen, als dass die rechtlichen Rahmenbedingungen entlang der 
Organisationstypen von Medien ausgestaltet sind und sich vor allem zwi-
schen öffentlich-rechtlichen und privaten Medien, aber auch nach den Me-
dienkanälen unterscheiden. Der rechtliche Rahmen ist auf Konstellations-
strukturen bezogen, indem Rechtsnormen den jeweiligen Bezugsgruppen 
sozialen Einfluss in Form von Macht verleihen (vgl. Schimank 2016: 268). 
Einerseits ist das die Macht, gesetzliche Interessen gegenüber anderen 
durchzusetzen; andererseits, sich gegenüber anderen zu schützen. Damit 
hat der rechtliche Rahmen, in dem Journalismus operiert, einen begren-
zenden, aber auch einen ermöglichenden Charakter (vgl. Hanitzsch et al. 
2019: 108). Recht kodifiziert auch deshalb relevante Erwartungen an den 
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Journalismus, weil gesetzgebende Instanzen idealerweise die Geltungs-
ansprüche verschiedener gesellschaftlicher Gruppen bündeln und Recht 
damit nicht nur die Logik des politischen Systems, sondern auch weiterer 
Bezugsysteme widerspiegelt (vgl. Serong 2015: 19).

In liberalen Demokratien sollte der Staat möglichst wenig in das Agie-
ren von Journalismus eingreifen. Nachdem auf journalistischen Märkten 
aufgrund der Gutspezifika von Medien ein Marktversagen vorauszusehen 
ist und ein Qualitätswettbewerb in einem rein den Marktkräften überlas-
senden Markt unwahrscheinlich ist (vgl. Kiefer/Steininger 2014: 377ff.), 
wird staatliche Medienregulierung in einem niedrigen Ausmaß als notwen-
dig gesehen. Die Gestaltung der gesetzlichen Rahmenbedingungen des 
Journalismus ist eine Form von Medienregulierung als »ein bestimmtes 
Set an Normen (Verhaltensregeln) und Regulierungsinstitutionen zu ih-
rer Durchsetzung […], das sich jeweils auf einen spezifischen Ausschnitt 
wirtschaftlichen oder sozialen Verhaltens bezieht« (Seufert/Gundlach 
2017: 30, Kursivsetzung weggelassen). Eines der erklärten Ziele von Me-
dienregulierung ist es, die »[p]ublizistische Qualität und Vielfalt des Me-
dienangebotes« verstanden als »Inhalte mit einer positiven Wirkung für 
die Gesellschaft« (Seufert/Gundlach 2017: 34; vgl. Donges 2002: 284) 
zu verbessern bzw. deren Bereitstellung sicherzustellen. Ein zentrales, 
gesetzlich normiertes Instrument der Medienregulierung ist die Rege-
lung öffentlich-rechtlicher Medien. Die Kernidee dabei ist es, diese durch 
regulatorische Eingriffe von den Marktkräften zu lösen und somit ihre 
Unabhängigkeit und Freiheit zu sichern (vgl. McQuail/Deuze 2020: 208).

Entsprechend des erklärten Ziels der Medienregulierung, Qualität auch 
durch Gesetze zu sichern, hat die Qualitätsforschung rechtliche Rahmen-
bedingungen als Grundlage für die Formulierung von Qualitätsmaßstäben 
herangezogen und eine »Interpretation der […] Rechtsnormen in sozialwis-
senschaftlichen Bezügen« (Maurer/Trebbe 2006: 39) geleistet. Auch wenn 
kritisiert wurde, dass Rechtstexte zu ungenau für die Formulierung von 
Qualitätsmaßstäben sind (vgl. Schwer 2006: 355), basiert beispielsweise 
Schatz und Schulzes (1992) einflussreicher Kriterienkatalog von Medien-
qualität auf den Erfordernissen der rechtlichen Rahmenbedingungen des 
Rundfunks (vgl. Daschmann 2009). Sie führen dort explizit die Rechtmä-
ßigkeit von Medienangeboten als Qualitätskriterium ein, wenngleich dies 
als »kein Ausdruck von Qualität, sondern ihre notwendige Voraussetzung« 
(Weischenberg 2006: 14; vgl. Rager 1994: 195) kritisiert wurde. Ähnlich 
leiten Maurer und Trebbe (2006) eine Konzeption von Fernsehqualität aus 
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dem Rundfunkrecht ab. Auch Neuberger (2011) gründet seine Definition 
und seinen Operationalisierungsvorschlag der Qualität von Online-Medien, 
die dezidiert im Kontext der Umsetzung rechtlicher Vorgaben zur Prüfung 
digitaler Angebote des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in Deutschland 
im Zuge des »Drei-Stufen-Tests« entwickelt wurden, auf juristische Vor-
gaben. Für die Qualitätsforschung sind die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen von Journalismus also ein etablierter Zielhorizont und es wird davon 
ausgegangen, »dass ähnliche normativ-rechtliche Rahmenbedingungen 
zu Ähnlichkeiten in den Strukturen und Inhalten« (Greyer et al. 2015: 
438) führen. Die Forschung bezieht sie aber kaum auf die journalistischen 
Entstehungsbedingungen von Medieninhalten rück.

Einerseits adressiert die Medienregulierung »Maßnahmen des Staates 
zur gezielten Beeinflussung von Produzenten« (Seufert/Gundlach 2017: 
31) von Medieninhalten, wie sie auch »rechtliche Regelungen von Journa-
listen« (ebd.: 38) beinhalten. Andererseits nimmt die Qualitätsforschung 
an, dass »über rechtliche Vorgaben, Gesetze und Sanktionen […] der Qua-
litätsdiskurs in konkrete Handlungen übersetzt« (Serong 2015: 109) wird. 
Rechtliche Rahmenbedingungen als Strukturen und Journalist:innen als 
Handelnde werden dabei aber dennoch nicht theoretisch verbunden. Dies 
verwundert vor allem, weil die Frage, wie Gesetze ›wirken‹, über hand-
lungstheoretische Annahmen schon seit Langem in der Rechtssoziolo-
gie verhandelt wird (vgl. z. B. Lüdemann 1998). Vor diesem Hintergrund 
wird auch der rechtliche Rahmen von Journalismus als eine institutionelle 
Ordnung begriffen, welche Journalist:innen Vorgaben ihres ›Sollens‹ ver-
mittelt und damit Nachrichtenqualität beeinflussen kann (vgl. Abb. 2 in 
Kap. 3.2). Gleichzeitig kann sie aber sowohl durch andere Erwartungs-
strukturen, als auch durch Deutungs- und Konstellationsstrukturen in 
den Hintergrund gedrängt und damit für die Logik der Situation journa-
listischer Entscheidungen von Journalist:innen nicht mehr als relevant 
begriffen werden. Empirische Befunde zeigen, dass Journalist:innen im 
deutschsprachigen Raum den medienrechtlichen und -regulatorischen 
Rahmen ihres Arbeitens zu rund einem Drittel als starke Einflussgröße 
empfinden (vgl. Lauerer/Keel 2019: 117f.). Zudem wurde Recht im Sinne 
von bestehender Rechtsprechung experimentell als einer der stärksten Prä-
diktoren für ethisch komplexe Nachrichtenentscheidungen ausgemacht 
(vgl. Voakes 1997: 29ff.).

Welche konkreten Handlungslogiken sich aus für den Journalismus re-
levanten Gesetzen ableiten lassen, hängt stark vom jeweiligen nationalen 
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Kontext ab, welcher medienrelevante Gesetze nach wie vor zentral regelt 
(vgl. Kap. 4.2 für eine konkrete Einordnung der rechtlichen Rahmenbe-
dingungen in Österreich). Im Allgemeinen argumentiert die Qualitätsfor-
schung, dass sich die Unparteilichkeit von Journalismus im Sinne seiner 
Werturteilsfreiheit als Teil journalistischer Professionalität von den Rechts-
grundlagen des deutschen und österreichischen Rundfunks ableiten lässt 
(vgl. Daschmann 2009: 259; Neuberger 2011: 43; Schatz/Schulz 1992: 
702ff.; Seethaler/Beaufort 2017: 187), wie sie in der vorliegenden Studie 
als liberal-repräsentativer Nachrichtenqualitätsstandard begriffen wird. 
Die Diskursivität als deliberativer Maßstab, wie sie einen detaillierteren 
Bezug zu journalistischen Arbeits- und Recherchepraktiken voraussetzt, 
lässt sich kaum unmittelbar von gesetzlichen Rahmenbedingungen ablei-
ten (vgl. Seethaler/Beaufort 2017: 180). Auch partizipatorische Qualitä-
ten von Journalismus sind rechtlich vergleichsweise schwach kodifiziert; 
allenfalls wurde »emotionale Nähe« als Ausdruck der Betroffenheit begrif-
fen und dem Qualitätsindikator Relevanz zugeordnet (vgl. Schatz/Schulz 
1992: 696).13 Die Vielfalt von Akteur:innen, Perspektiven und Meinungen 
ist dagegen vor dem Hintergrund des großen Stellenwerts von Vielfalt für 
eine demokratische Gesellschaftsordnung rechtlich stark verankert (vgl. 
Daschmann 2009: 258; Maurer/Trebbe 2006: 41; Schatz/Schulz 1992: 
694; Seethaler/Beaufort 2017: 178). Deren konkrete Ausgestaltung va-
riiert jedoch und hängt vom nationalen Kontext ab.

Publikumserwartungen und Nachrichtenqualität

Die Frage, was Journalismus leisten »soll«, ist untrennbar mit seinen unmit-
telbaren Adressat:innen verbunden: dem Publikum bzw. den Publika des 
Journalismus. Das Verhältnis zwischen Journalismus und seinem Publikum 
ist komplex und entsprechend komplex gestaltet sich die Frage, wie das 
Publikum im Journalismus als systembezogene Akteur:innenkonstellation 
verortet werden kann und wie es für Journalist:innen handlungsrelevant 
in Erscheinung tritt. »Spuren s/eines Publikums« (Loosen 2023: 274) fin-
den sich nahezu in allen Konzepten der Journalismusforschung, z. B. in 
journalistischen Rollenverständnissen, die vor dem Publikum ›performt‹ 

13	 Eine Ausnahme stellen die Förderbedingungen für den vergleichsweise reichweitenschwachen 
nicht-kommerziellen Rundfunk in Österreich dar (Seethaler/Beaufort 2017: 181).
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werden (vgl. Hanusch/Banjac 2018: 29ff.), weil Journalismus nur durch 
(s)ein Publikum denkbar ist. Ein »Audience Turn in Journalism« (Costera 
Meijer 2020: 2326) hebt die Bedeutung des Publikums vor allem in einer 
aktiven Rolle zusätzlich hervor. Im Diskurs um diese Besinnung auf das 
Publikum werden besonders das partizipative Potenzial von Journalismus, 
dialogische journalistische Angebote, Ko-Kreation und -produktion sowie 
ein verstärkter Austausch zwischen Publika und Journalist:innen vor al-
lem in sozialmedialen Kommunikationspraktiken thematisiert. Loosen 
(2023: 269) diagnostiziert deshalb, dass diese Phänomene die »klassische 
Sinnorientierung des Journalismus von ›Informationsangebot und -nach-
frage‹ um ›Dialog und Partizipation‹ erweitern«. Es läge vor diesem Hin-
tergrund nahe, Publikumsmitglieder in einer Akteur:innenkonstellation 
mit Journalist:innen zu verorten (vgl. Arnold 2009: 201; Riesmeyer et al. 
2012), wo sie sich gegenseitig beobachten (vgl. Hohlfeld 2023), beeinflus-
sen oder sogar verhandeln.

 Andererseits weisen Journalist:innen Vorbehalte gegen eine direkte 
Interaktion mit dem Publikum auf (vgl. Sehl 2018: 547) und auch nur ein 
Bruchteil der Rezipient:innen möchte tatsächlich aktiv partizipieren. Das 
bedeutet wiederum nicht, dass das Publikum keine Rolle für den Journa-
lismus spielt  –  auf einer systemischen Ebene bleibt es seine primär ad-
ressierte Bezugsgröße. Eine derartige »funktionale Beziehung ist [aber] 
nicht an Interaktion gekoppelt« (Loosen 2023: 280). Journalismus stellt 
vielmehr »in und für die Gesellschaft Kommunikationsofferten für die 
Kommunikation (auch) unter Abwesenden zur Verfügung« (ebd.: 281). Das 
Publikum erscheint hier als Deutungsvorlage, die systemisch bedingte Er-
wartungen spezifiziert, ohne im direkten Austausch mit Journalismus zu 
stehen. Publikumserwartungen erscheinen damit als normative Erwartungs-
struktur (vgl. Abb. 2 in Kap. 3.2; vgl. Donges 2008: 341; Hanitzsch/Hoxha 
2018: 172; Neuberger 2016: 300; Pfaff-Rüdiger et al. 2010: 118f.). Dies 
bedeutet nicht, dass das Verhältnis zwischen Journalist:innen und ihrem 
Publikum ausschließlich »distanziert und anonym« (Neuberger 2016: 
299) ist; das Publikum wird durch den Journalismus vielmehr gleichzeitig 
als Gruppe passiver Adressat:innen und aktiver Teilnehmer:innen (vgl. 
sowie im ökonomischen Sinne als Ware) konzipiert (vgl. Lewis/Westlund 
2015: 26). Für die Frage nach handlungsleitenden Implikationen scheint 
aber die Erwartungsdimension dennoch zu überwiegen.

Vergegenwärtigt man sich normative Erwartungen als »operationale 
Vorgaben dazu, wie Akteure bestimmte Situationen wahrnehmen und be-
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urteilen und wie sie demzufolge dann handeln sollten« (Schimank 1992: 
170), so ist anzunehmen, dass Journalist:innen in ihrer Bewertung von 
Nachrichtenereignissen die Erwartungen ihres Publikums antizipieren 
und bei Nachrichtenentscheidungen ihr Handeln relational (aber nicht 
zwingend kongruent) zu ihnen ausrichten. Dass das Publikum in dieser 
Betrachtung weniger aktiv in journalistische Aushandlungsprozesse ein-
gebunden ist, sondern den normativen Zielhorizont mitumreißt, macht es 
damit zu einem primär externen Faktor. In Zeiten eines ›Audience Turns‹, wo 
neue publikumszentrierte Ansprüche an den Journalismus gestellt werden, 
wie beispielsweise »Community Management« (Bakker 2014) zu betrei-
ben, mag ein gewisses Maß an Publikumsorientierung Journalist:innen als 
notwendiger Imperativ erscheinen  –  wenngleich dies nicht zwingend mit 
ihren professionellen Zielen korrespondiert. Sich in Selektionsentschei-
dungen auf die vorgeblichen Interessen und Bedürfnisse des Publikums 
zu beziehen, um diesen Ansprüchen gerecht zu werden, und diese damit 
retrospektiv zu legimitieren, kann vor diesem Hintergrund Analogien 
zum ›strategischen Ritual‹ aufweisen, wie es Tuchman (1972) bei US-ameri
kanischen Journalist:innen und ihrer Umsetzung der Objektivitätsnorm 
beobachten konnte.

Im Kontext von Publikumserwartungen muss betont werden, dass »das 
Publikum keine ontologische Größe« ist, sondern es sich vielmehr um 
unterschiedliche »Publikumskonstruktionen« (Loosen 2023: 271) durch 
Journalist:innen handelt. Zwar zeigen einige empirische Studien, dass 
sich beispielsweise Publikumserwartungen und journalistische Rollenver-
ständnisse in einigen Teilen decken, aber auch spezifische Diskrepanzen 
aufweisen (vgl. Loosen et al. 2020; Riedl/Eberl 2022; Tsfati et al. 2006; 
Vos et al. 2019). Dennoch ist hier weniger die Frage, was das Publikum (wirk-
lich) von Journalismus erwartet, sondern vielmehr, welche Vorstellungen 
Journalist:innen von diesen Erwartungen haben. Journalist:innen können 
sich das Bild von ihrem Publikum einerseits intuitiv bilden, was vor allem 
dann der Fall ist, wenn wenig Wissen über das Publikum besteht. In diesem 
Fall gilt, »[j]e weniger über das Publikum bekannt ist, desto wesentlicher 
ist die Vorstellungskraft« (Hohlfeld 2023: 246). Dadurch ist von einer 
relativ großen Diskrepanz zwischen journalistischen Vorstellungen von 
Publikumserwartungen und tatsächlichen Erwartungen auszugehen. An-
dererseits kommen als Ursprung von antizipierten Publikumserwartungen 
interaktionsbasierte und datenbasierte Quellen in Betracht. Interaktions-
basierte Quellen sind die »willkürlich und unsystematisch entstandenen 
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direkten Kontakte« (Müller/Hohlfeld 2013: 167), beispielsweise mit 
dem Publikum. Sie ereignen sich im professionellen sozialen Umfeld bei-
spielsweise bei Diskussionsformaten (vgl. Loosen 2023: 278), im analogen 
Journalismus beispielsweise durch Zusendungen oder Leser:innenbriefe 
(vgl. z. B. Hayek et al. 2020) und im digitalen Journalismus beispielsweise 
durch Kontakte in sozialen Medien oder durch Nutzer:innenkommentare 
(vgl. z. B. Haim 2019: 38). Es ist wie dargelegt davon auszugehen, dass das 
Gros dieser Fälle nicht aufgrund der direkten Interaktionen im Sinne von 
andauernder Beobachtung, Beeinflussung oder Verhandlung bedeutsam 
werden, sondern vielmehr, weil sie sich in abstrahierte Publikumsvorstel-
lungen einspeisen. Datenbasierte Quellen sind im analogen Journalismus 
klassische empirische Publikumsforschung, etwa Befragungen im Print-
sektor oder die Quotenmessung im TV (vgl. Hohlfeld 2023: 248ff.) sowie 
im digitalen Journalismus diverse Publikumsmetriken (vgl. z. B. Tandoc 
2014; Tandoc/Thomas 2015). Letztere verlaufen im Gegensatz zu analogen 
Medien zeitlich synchron und liegen in großer Detailtiefe vor, wie es als 
eine Logik der KPI-basierten ›Erfolgskontrolle‹ wiederum auf den gesamten 
Mediensektor rückwirkt (vgl. Hohlfeld 2023: 261). Angesichts nur punk-
tueller und mehrheitlich willkürlicher Interaktionen und der Überfülle 
von Publikumsdaten ist davon auszugehen, dass Journalist:innen diese 
Komplexität durch starke Abstraktionen und Simplifizierungen bewältigen. 
Die vermeintlich strategische Orientierung an antizipierten Publikumser-
wartungen wird so zu einer Rationalitätsfiktion (vgl. Schimank 2016: 117).

Vor diesem Hintergrund ist das Publikum über normative Publikumser-
wartungen als prägende Kraft im Prozess journalistischer Nachrichtenpro-
duktion zu sehen (vgl. Shoemaker/Vos 2009: 52ff.). Es ist anzunehmen, 
dass solche Publikumskonstrukte für Journalist:innen bei Selektions- und 
Darstellungsentscheidungen handlungsleitend werden (vgl. Hanitzsch/
Hoxha 2018: 173; Lauerer/Keel 2019: 125). Sie stellen damit das »Binde-
glied zwischen Publikumsorientierung und journalistischer Berichterstat-
tung« (Hohlfeld 2023: 245) dar. Dabei wurde überzeugend argumentiert, 
dass Publikumskonstrukte auch von journalistischen Vorstellungen von 
Medienwirkungen begleitet werden (vgl. Müller/Hohlfeld 2013). Sie 
vermitteln Journalist:innen eine Idee davon, was sie tun sollten, um ein 
bestimmtes Ziel mit ihrer Berichterstattung zu erreichen. Die theoretische 
Annahme ist also, dass Publikumserwartungen  –  in stark simplifizier-
ter Form, nicht zwingend deckungsgleich mit der empirischen Realität 
und begleitet von subjektiven Theorien der Wirkung von Inhalten  –  für 
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Journalist:innen als normative Erwartungen greifbar werden und sie ihr 
Handeln nach diesen ausrichten.

Das handlungsleitende Potenzial von Publikumserwartungen wurde 
auch in der Qualitätsforschung erkannt (vgl. Wyss 2002: 297), aber wenig 
konkretisiert. Generell ist eine zu starke Ausrichtung an Publikumserwar-
tungen insofern problematisch, als dass  –  Stichwort ›journalistische Inhalte 
als meritorische Güter‹ (vgl. Kap. 2)  –  von Diskrepanzen zwischen gesell-
schaftlichen Bedürfnissen und reinen Konsumpräferenzen auszugehen 
ist; ähnlich weisen Tandoc und Thomas (2015: 244) im Kontext von Publi-
kumsmetriken auf den bedeutsamen Unterschied zwischen einem »public 
interest and what the public are interested in« hin. Sie argumentieren, dass 
eine Romantisierung des Publikums und seiner Bedürfnisse zulasten der 
Autonomie von Journalist:innen an der demokratischen Rolle von Jour-
nalismus vorbeizielt. Auch für die Frage nach der konkreten Richtung der 
Handlungsimpulse im Sinne oder entgegen normativ fundierter Nachrich-
tenqualität scheint es entscheidend, ob sich Publikumsvorstellungen am Pu-
blikum als Konsument:innen oder als Bürger:innen (vgl. Baker 2001: 280) 
orientieren. Eine starke Orientierung an ersterem kann dazu führen, dass 
Journalist:innen im Bestreben, einen Publikumsgeschmack zu treffen, weni-
ger in tiefgehende Recherchen investieren und (zu) starke Simplifikationen 
anwenden, wie Fürst (vgl. 2020: 273ff.) in einer systematischen Literaturana-
lyse zu Publikumsmetriken und Medienqualität betont. Dies könnte insbe-
sondere zulasten der Diskursivität der Berichterstattung gehen. Gleichzeitig 
ist von einem Zusammenhang zwischen einer konsumorientierten Publi-
kumsorientierung und emotionalen Elementen in der Berichterstattung im 
Sinne einer Aufmerksamkeitsökonomie auszugehen (vgl. Hohlfeld 2023: 
254). Dabei bestehen jedoch Zweifel, ob diese  –  wie hier im partizipatori-
schen Sinne gefordert  –  auf konstruktive Art und Weise vermittelt wer-
den. Hinsichtlich der medialen Repräsentation von Akteur:innen besteht 
bei einer starken Orientierung an Publikumserwartungen die Gefahr, dass 
die Marginalisierung von Minderheiten im Zuge des Erreichens möglichst 
vieler Menschen perpetuiert wird, weil diese quantitativ kein bedeutsames 
Publikum darstellen (vgl. Tandoc/Thomas 2015: 247). Dies würde das Ideal 
einer deliberativen und insbesondere partizipatorischen Diskurssphäre 
konterkarieren. Beziehen sich die durch Journalist:innen antizipierten 
Publikumserwartungen jedoch auf Rezipient:innen als Bürger:innen mit 
gesellschaftlichen und demokratischen Bedürfnissen  –  was angesichts der 
Quellen von Publikumsvorstellungen eher unwahrscheinlich scheint  –, so 
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wären Handlungsimpulse in Richtung partizipatorischer und deliberativer 
Ziele denkbar.

3.2.3	 Konstellationsstrukturen:  
das ›Können‹ hinter Nachrichtenqualität

»Eine von Fremd- und Eigeninteressen möglichst unbeeinflusste Bericht-
erstattung gilt […] als Ausdruck journalistischer Qualität«, heben Müller 
und Donsbach (2006: 129) hervor. Dieser normative Anspruch trifft jedoch 
auf eine empirische Realität, in der Journalist:innen als »Vermittlungsak-
teure« (Schimank 2016: 292) innerhalb des auf fortdauernde Umweltbeob-
achtung ausgelegten Systems Journalismus in einem kontinuierlichen und 
komplexen Beziehungsgefüge mit internen wie externen Bezugsgruppen 
operieren. Für ein möglichst holistisches Verständnis der Genese unter-
schiedlicher Formen von Nachrichtenqualität gilt es deshalb, auch mögli-
che »›agents of influence‹« (McQuail 1992: 81) zu identifizieren. Dafür sind 
in einem ersten Schritt die Konstellationsstrukturen des Journalismus in 
den Blick zu nehmen, also jene Akteur:innen, mit denen Journalist:innen 
auf regelmäßiger Basis interagieren. Konstellationsstrukturen liegen vor, 
»wenn ein bestimmtes Muster handelnden Zusammenwirkens von Akteu-
ren sich in dem Sinne verfestigt, dass keiner der Beteiligten allein von sich 
aus so einfach seine Handlungsweise ändern« (Schimank 2016: 205) kann. 
Sie stellen damit »eingespielte Gleichgewichte von Akteurkonstellationen« 
(Schimank 2016: 205) dar und begrenzen, was handelnde Akteur:innen 
tun ›können‹. Solche Konstellationen im Journalismus auch für die Ge-
nese von Nachrichtenqualität heranzuziehen entspricht der Idee, »die 
Nachrichtengebung auf das Handeln verschiedener Personen, Organisa-
tionen und Institutionen« zurückzuführen, wie Kepplinger (2011b: 50) es 
als »akteursorientierten Ansatz« bezeichnet.

Konstellationsstrukturen sind durch vielfache »Interdependenzsitua
tionen« (Schimank 2016: 99) geprägt. Das sind Situationen, in denen das 
eigene Handeln direkt oder indirekt vom Handeln anderer abhängt. In-
terdependenzbewältigende Akteur:innen zeichnet deshalb eine »Haltung 
des strategisch kalkulierenden Miteinanderumgehens« (ebd.: 97) aus. 
Dementsprechend wird das Handeln anderer beobachtet und abgewogen, 
welche Konsequenzen sich für das eigene Handeln ergeben und ob der 
Versuch einer Beeinflussung notwendig ist. Interdependenzsituationen 
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können durch symmetrische oder asymmetrische Abhängigkeiten geprägt sein, 
je nachdem, ob nur eine oder beide Seiten vom Handeln des Gegenübers 
abhängig ist bzw. sind. Sie können negativ sein, also andere Akteur:innen 
in ihrer Zielerreichung behindern, oder positiv, also eine Zielerreichung 
ermöglichen. Maßgabe für die Wahrnehmung von Interdependenzen ist 
dafür nicht zwingend das tatsächliche Handeln anderer, sondern es kann 
auch rein antizipiertes Handeln sein, auf das sich andere Handelnde den-
noch reflexiv beziehen (vgl. Schimank 2016: 96ff.). Konstellationsstruk-
turen verweisen damit auf das Problem der doppelten Kontingenz des Sozialen 
(vgl. Parsons 1951/2005). Soziales Geschehen ist grundsätzlich kontingent, 
denn »kein Phänomen im sozialen Zusammenleben der Menschen [ist] 
einfach ›gegeben‹ oder ›natürlich‹. Alles könnte auch ganz anders sein« 
(Schimank 2016: 14). Vor dem Hintergrund der Abhängigkeit des eigenen 
Handelns von anderen steigert sich Kontingenz zur doppelten Kontin-
genz, weil Handlungen selten intentional und planbar alleine realisiert 
werden können. Akteur:innen befinden sich in einem »Dilemma beider-
seitiger Unbestimmtheit in Interdependenz« (ebd.: 243), weil sie nicht wis-
sen, wie andere Handeln und demnach, welches eigene Handeln möglich 
und realistisch ist. Um diesem Dilemma zu entkommen, orientieren sich 
Akteur:innen an den antizipierten Deutungs- und Erwartungsstrukturen 
ihrer Gegenüber, weil sie bestimmtes Handeln (un-)wahrscheinlicher ma-
chen und so Komplexität reduzieren. Konstellationsstrukturen divergieren 
nach den jeweiligen Einflusspotenzialen und Ressourcen, die Akteur:innen 
im Prozess der Interdependenzbewältigung einsetzen können (vgl. ebd.: 
202). Sie können entweder direkt (z. B. in einem direkten Gespräch) oder 
indirekt (z. B. über mediale Berichterstattung) erfolgen (vgl. ebd.: 227). 
Außerdem ist einseitige oder wechselseitige Handlungsabstimmung mög-
lich; einseitige Abstimmung kann auch simultan beidseitig  –  aber nicht 
wechselseitig  –  stattfinden, wenn beide Seiten glauben, sich alleinig an-
zupassen (vgl. ebd.: 226).

Beobachtungs-, Beeinflussungs- und Verhandlungskonstellationen

Schimank unterscheidet zwischen drei Arten von Konstellationsstrukturen, 
die sich hinsichtlich des hauptsächlichen Modus der Handlungsabstim-
mung unterscheiden und die aufeinander aufbauen, also den Modus der 
vorhergehenden Stufe beibehalten, aber erweitern: Die einfachste Form von 
Konstellationsstrukturen stellen Beobachtungskonstellationen dar. Eine Kon-
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stellation wechselseitiger Beobachtung ist gegeben, »sobald mindestens 
zwei Akteure einander wahrnehmen und bemerken, dass zwischen ihnen 
eine Intentionsinterferenz besteht, die von beiden nicht bagatellisiert wird 
und auf die sich daher beide in ihrem weiteren Handeln einstellen  –  je-
doch ohne einander diesbezüglich gezielt zu beeinflussen oder miteinan-
der zu verhandeln« (Schimank 2016: 226). Sie sind damit die häufigsten 
Konstellationsarten, denn man kann in sozialen Situationen  –  frei nach 
Watzlawick14 –  »nicht nicht beobachten« (ebd.: 306). Journalist:innen, wel-
che der Kernfunktion des Journalismus folgend »Umweltbeobachtung« 
betreiben und darauf basierend »Deutungsangebote für das Tagesgesche-
hen« (Neuberger 2022b: 174) liefern, sind in einem ständigen Zustand des 
Beobachtens. Handlungsabstimmung kann in Beobachtungssituationen 
punktuell im Sinne einmaliger Episoden geschehen  –  im Journalismus 
beispielsweise bei spezifischen Recherchen  –  oder verstetigt im Sinne sich 
wiederholender Episoden. Verstetigte Beobachtungssituationen zeich-
net für Akteur:innen den entscheidenden Vorteil aus, »eine Steigerung 
wechselseitiger kognitiver Erwartungssicherheit« (Schimank 2005: 35) 
mit sich zu bringen.

Beeinflussungskonstellationen liegen in Abgrenzung dazu »erst dann vor, 
wenn die Handlungsabstimmung der beteiligten Akteure durch den ge-
zielten Einsatz von Einflusspotentialen stattfindet« (Schimank 2016: 267, Kur-
sivsetzung im Original). Akteur:innen befinden sich zwar weiterhin im 
Modus der Beobachtung, begnügen sich hier jedoch nicht damit, durch 
ihr Handeln etwas lediglich zu signalisieren, sondern verbinden es mit 
bewusster Einflussnahme. Die Dynamik von solchen Konstellationen be-
dingt sich demnach stark danach, welche Einflusspotenziale Akteur:innen 
besitzen und inwiefern sie gewillt und in der Lage sind, diese einzusetzen 
(vgl. ebd.). Einfluss ist nicht als ontologische Größe zu sehen, sondern be-
stimmt sich stets zwischen Einflussnehmenden und Beeinflussten. Was in 
der einen Konstellation als Einfluss geltend gemacht werden kann, muss in 
einer anderen nicht als solcher akzeptiert werden. Beeinflussungskonstel-
lationen sind aufgrund dieses relationalen und dynamischen Charakters 
von Einflusspotenzialen stets »Konstellationen wechselseitiger Beeinflus-
sung  –  was freilich nicht im Mindesten heißt, dass der Einfluss symmet-

14	 Vgl. »Man kann nicht nicht kommunizieren« (Watzlawick et al. 2017: 60, Kursivsetzung im Ori-
ginal).
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risch verteilt ist« (Schimank 2016: 279, Kursivsetzung im Original). Beein-
flussungskonstellationen bestehen oft zwischen mehreren Akteur:innen 
mit Mehrfach-Interferenzen, wodurch sich multiple Abhängigkeiten und 
Einflusschancen ergeben. Multiple Beeinflussungskonstellationen werden 
von Akteur:innen gezielt kultiviert, weil sich durch Mehrfachabhängig-
keiten stabilere Bindungen ergeben können. Sie bringen aber auch eine 
erhöhte Komplexität mit sich, wodurch wiederum die Wahrscheinlichkeit 
von Transintentionalität steigt (vgl. ebd.: 287).

Verhandlungskonstellationen liegen vor, wenn das in Akteur:innen
konstellationen »stattfindende handelnde Zusammenwirken in Richtung 
oder auf Basis bindender Vereinbarungen geschieht« (ebd.: 305). Damit 
dies der Fall ist, müssen Akteur:innen einerseits verhandlungswillig sein, 
aus dem Ergebnis des Verhandelns also einen (subjektiv empfundenen) 
Vorteil ziehen (vgl. ebd.: 306). Andererseits müssen sie verhandlungsfähig 
sein, also in Kommunikation treten können, was vor allem bei wenig or-
ganisierten Kollektivakteur:innen keine Selbstverständlichkeit ist (vgl. 
ebd.: 308). Verhandlungskonstellationen bringen Akteur:innen trotz des 
erhöhten Aufwands ihrer Herstellung den entscheidenden Vorteil, dass 
sie bei erfolgreicher Kodifizierung von Vereinbarungsergebnissen, z. B. 
in Form von Verträgen, mit einem höheren Maß an Erwartungssicherheit 
rechnen können. Damit entlasten erfolgreiche Verhandlungskonstellatio-
nen Akteur:innen von dem »Sondierungs- und Reflexionsaufwand« bzw. 
dem Zwang der »Dauerwachsamkeit« (ebd.: 312).

Wenngleich die drei Arten von Konstellationsstrukturen analytisch hier 
distinkt voneinander dargelegt wurden, trifft dies nicht auf die empirische 
Realität zu. So können sich Akteur:innenkonstellationen auch als Gemen-
gelage der Konstellationsarten darstellen, wo Beobachtung, Beeinflussung 
und Verhandlung dynamisch ineinander verzahnt und simultan koexistie-
ren (vgl. ebd.: 343ff.). Zudem gibt es Mischtypen der Konstellationsarten, in 
denen ein Teil der handelnden Akteur:innen gemäß einem der drei spezi-
fischen Abstimmungsmodi handeln, andere Akteur:innen jedoch gemäß 
einem anderen. Außerdem ist realiter von einem häufigen und sich teils 
wiederholenden Konstellationswandel auszugehen, wobei Übergänge in alle 
Richtungen denkbar sind. So können sich beispielsweise Beobachtungs- zu 
Beeinflussungskonstellationen wandeln, wenn Akteur:innen plötzlich an 
Einflusspotenzial gewinnen; wenn diese dominanten Akteur:innen jedoch 
die Grenzen ihrer einseitigen Durchsetzungskraft erkennen, können sie 
zu Verhandlungen übergehen (vgl. Schimank 2016: 347ff.).
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Eigentümer:innen, Vorgesetzte und Kolleg:innen

Als relevante Akteur:innen, mit denen Journalist:innen im Zuge ihres 
professionellen Handelns in Beziehung treten, sind zunächst Bezugs-
gruppen innerhalb interner Konstellationsstrukturen zu sehen. Gegen-
über externen Konstellationen ist hier von engeren, länger andauernden 
und stabileren Konstellationen auszugehen. Als Akteur:innen mit poten-
ziellem Einfluss auf journalistische Berichterstattung kommen zunächst 
die Eigentümer:innen von Medienhäusern in Betracht, die mitprägen, was 
Journalist:innen tun »können« (Abb. 2 in Kap. 3.2). Das Einflusspotenzial 
von Eigentümer:innen wurde primär dahingehend problematisiert, dass 
diese wirtschaftliche Interessen verfolgen, wenn sie die »Geschäftsbedin-
gungen des Journalismus« (Haller 2003: 183) umreißen, die mit norma-
tiven journalistischen Zielen in Konflikt geraten können (vgl. McQuail 
1992: 84). Zudem wurde problematisiert, dass Eigentümer:innen gerade 
durch die Verbindung von ökonomischem Kapital und der Kontrolle über 
die in ihrem Besitz befindlichen Medien gezielt eigene politische Ziele 
verfolgen können (vgl. Arsenault/Castells 2008). Damit besteht klares 
Potenzial für Intentionsinterferenzen mit Journalist:innen, die gemäß ih-
ren Rollenverständnissen bzw. normativen Erwartungen handeln.

Einerseits liegt zwischen Eigentümer:innen und Journalist:innen 
ein ökonomisch motiviertes formales Arbeitsverhältnis als Ergebnis ei-
ner Verhandlungskonstellation vor. Ein möglicher aktiver Einfluss von 
Eigentümer:innen auf redaktionelle Inhalte ist jedoch als Einflusskon-
stellation zu werten, die primär vom Modus einseitiger Einflussnahme 
geprägt ist. Auch wenn es nicht zu Einflussversuchen kommt, so ist je-
denfalls von einer wechselseitigen Beobachtungskonstellation auszuge-
hen, wonach einerseits Journalist:innen anhand von internen oder öf-
fentlichen Äußerungen der Eigner:innen deren Handeln antizipieren 
und sich daran ggf. in ihren journalistischen Entscheidungen orientieren. 
Eigner:innen wiederum verfolgen mit mehr oder weniger starker Detail-
tiefe die Berichterstattung ihrer Medien. Zwischen Eigentümer:innen 
und Journalist:innen besteht dabei ein stark asymmetrisches Abhängig-
keitsverhältnis, demgemäß Eigentümer:innen interne Macht besitzen; 
dieses wird durch prekäre Verhältnisse auf dem journalistischen Arbeits-
markt (vgl. Hanitzsch/Rick 2021) und damit verbundene Risiken offe-
ner Konflikte für Journalist:innen zusätzlich forciert, was für ein großes 
Einflusspotenzial von Eigentümer:innen spricht. Begrenzend kann das 
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Risiko eines Reputationsverlustes für Eigentümer:innen wirken, wenn 
zu starke und/oder direkte Einflussversuche beispielsweise publik wer-
den und mit Außenerwartungen konfligieren. Zudem ist im Gros von 
nur punktuellen direkten Interaktionen zwischen Eigentümer:innen 
und Journalist:innen auszugehen, die sich primär bei Journalist:innen 
in höheren Hierarchieebenen intensivieren (vgl. Lauerer/Keel 2019: 121). 
Es ist jedoch auch denkbar, dass Eigentümer:innen selbst journalistisch 
tätig sind  –  im österreichischen Boulevard beispielsweise eher die Regel 
denn die Ausnahme (vgl. Magin/Stark 2011; Stark/Magin 2009)  –  und 
beispielsweise in Redaktionskonferenzen aktiv und kraft des skizzierten 
Einflusspotenzials inhaltlich eingreifen.

Ein empirischer Nachweis des Einflusses von Eigentümer:innen auf 
journalistische Performanz ist schwierig (vgl. Müller/Donsbach 2006: 131). 
Dennoch konnte im Kontext von medienökonomischen und -politischen 
Veränderungen inhaltsanalytisch nachgewiesen werden, dass sich entlang 
von Verlagsstrukturen das argumentative Repertoire der Berichterstattung 
verkleinert sowie weniger umfangreich und weniger perspektivisch viel-
fältig über diese Fälle berichtet wird (vgl. für einen Überblick vgl. Müller/
Donsbach 2006: 131ff.; Zerback 2013: 187ff.). Ein homogenisierender Ef-
fekt von Eigentumsstrukturen hinsichtlich der thematischen Ausrichtung, 
der Darstellungslogiken und der perspektivischen Vielfalt wurde auch 
zu anderen (polarisierenden) Themen nachgewiesen (vgl. Baum/Zhukov 
2019: 36; Rohlinger/Proffitt 2017: 1287). Diese Studien zeigen besagte 
Unterschiede jedoch lediglich hinsichtlich von Eigentumsstrukturen auf; 
eine klare Differenzierung zwischen Einflüssen durch Eigentümer:innen 
und durch andere, innerhalb von Eigentumsstrukturen geteilte organisa-
tionale Faktoren erlauben sie jedoch kaum. Dezidiert nach dem Einfluss 
von Verleger:innen gefragt empfanden zu Beginn der 2000er-Jahre rund 
zwei Drittel deutscher Journalist:innen diesen als schädlich; 15 Prozent 
fühlten sich von Verleger:innen »eingeengt«, aber nur drei Prozent ga-
ben an, dass diese inhaltliche Entscheidungen im Alleingang durchsetzen 
(können) (Kepplinger et al. 2004). Die Zahl von 15 Prozent der deutschen 
Journalist:innen, die Eigentümer:innen einen sehr oder extrem starken 
Einfluss zusprechen, konnte später repliziert werden; in Österreich sind 
es rund zehn Prozent (vgl. Lauerer/Keel 2019: 113).

Eigentümer:innen sind also eine interne Bezugsgruppe von Journa
list:innen, mit denen Intentionsinterferenzen denkbar sind und die 
ihr Einflusspotenzial in einseitigen Einflusskonstellationen, in denen 
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Journalist:innen wenig entgegensetzen können, zumindest punktuell 
durchsetzen (können)  –  was aber letztlich stark von der spezifischen Kon-
stellation abhängig ist, was zu starke Verallgemeinerungen verunmög-
licht. Hinsichtlich normativer Nachrichtenqualitätsstandards scheint da-
bei vor allem eine Verletzung der Unparteilichkeitsnorm denkbar, wenn 
Eigentümer:innen spezifische politische Positionen verfolgen. Außerdem 
kann die Fokussierung auf mit Interessen korrespondierende Perspekti-
ven das argumentative Repertoire einschränken, was die Diskursivität der 
Berichterstattung begrenzt. Einschränkungen der Akteur:innenvielfalt 
scheinen auf die Verengung auf politische Funktionseliten denkbar, die 
als formale Machtträger:innen die relevantesten Adressat:innen für die po-
litischen Interessen von Eigentümer:innen sind; innerhalb dieser Gruppe 
ist zudem eine Tendenz in Richtung bestimmter (partei-)politischer Po-
sitionen erwartbar.

Eine weitere wichtige interne Bezugsgruppe sind Vorgesetzte und leitende 
Redakteur:innen (vgl. Abb. 2 in Kap. 3.2). Sie stellen eine Gruppe dar, an denen 
sich Journalist:innen stark orientieren (vgl. Reinemann 2003: 33ff.) und 
bilden intern die Gruppe, welcher der größte Einfluss zugesprochen wird 
(vgl. Lauerer/Keel 2019: 120). Sie sind dabei sehr nahe am journalistischen 
Produkt und sind beispielweise die Instanz, welche Journalist:innen am 
häufigsten unmittelbares Feedback auf konkrete journalistische Arbeiten 
gibt (vgl. Weischenberg/Malik et al. 2006: 87). Die Konstellationsstruktur 
zwischen Journalist:innen und ihren Führungskräften basiert auf einem 
hierarchischen Verhältnis als Verhandlungskonstellation, in welchem ty-
pischerweise eine »durch bindende Vereinbarungen verstetigte Einfluss-
dominanz bestimmter Akteure in der Machtdimension« (Schimank 2005: 
37) besteht. Hierarchien stellen insofern eine besondere Form der Interde-
pendenzbewältigung dar, als dass Entscheidungen an eine übergeordnete 
Leitungsinstanz delegiert werden, was zwar das Handeln der Mehrheit 
einschränkt, gleichzeitig aber die »[k]ollektive Handlungsfähigkeit […] 
maximiert« (Schimank 2005: 37). Auf der übergeordneten Ebene liegt 
damit eine klare Verhandlungskonstellation vor. Im journalistischen All-
tag ist jedoch davon auszugehen, dass auch der Modus der Beeinflussung 
verstärkt zum Tragen kommt. Situativ werden nicht immer bindende Ver-
einbarungen, sondern operative, im Zweifel auch einseitig durchgesetzte 
journalistische Entscheidungen realisiert. Führungskräfte besitzen dabei 
sozialen Einfluss in Form formaler Macht, wie es konstitutiv für Vorgesetzte 
in Organisationen ist (vgl. Schimank 2016: 268). Sie verfügen aber auch über 
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Ressourcen wie Budgets (vgl. Wyss 2002: 283), Arbeitskraft oder Zeit, die 
sie offen und unvermittelt als Einflusspotenziale geltend machen können, 
weil ihr Einfluss über ihr funktionstypisches »Sanktionspotential« (Engel-
mann 2016: 466) formal geregelt ist. Es ist davon auszugehen, dass Füh-
rungskräfte auch durch lediglich »antizipierte Weisungen Selektionsent-
scheidungen beeinflussen« (Engelmann 2016: 466), weil Journalist:innen 
in einer derart stabilen Konstellationsstruktur mit häufigen und routini-
sierten Abstimmungsprozessen die Intentionen ihrer Vorgesetzten voraus-
zusehen lernen. Damit üben Vorgesetzte einen klar handlungsleitenden 
Einfluss auf ihnen hierarchisch untergeordnete Journalist:innen aus. Die 
Beeinflussungskonstellation kann jedoch auch zweiseitig (wenngleich 
nach wie vor asymmetrisch) werden, wenn Journalist:innen beispielweise 
versuchen, an ihrem internen ›Standing‹ zu arbeiten und Vorgesetzte für 
sich und ihre Intentionen zu gewinnen. Der Einfluss von Vorgesetzten auf 
Journalist:innen ist nicht nur einschränkend, sondern auch ermöglichend, 
indem diese beispielweise »Umwelteinflüsse«, z. B. in Form von externen 
Beschwerden (vgl. Neuberger 2007: 150), vermitteln bzw. im Zweifelsfall 
von Journalist:innen fernhalten.

Qua ihrer Funktion fungieren Führungskräfte im Journalismus als 
»Bindeglied zwischen journalistischer und unternehmerischer Seite« 
(Lauerer/Keel 2019: 121). Sie geben unternehmerische Einflüsse, die sie 
selbst erfahren, an ihre Redaktion weiter und ›übersetzen‹ sie in hand-
lungsleitende Dimensionen. Sie sind damit von strukturellen Rahmenbe-
dingungen stärker betroffen als Journalist:innen ohne Leitungsposition 
(vgl. McQuail 1992: 100) und nehmen aus dieser Lage heraus Unterneh-
mensziele im Spannungsverhältnis zwischen Profit- und Qualitätsorien-
tierung auch anders war (vgl. Beam 2006: 176f.). Gleichzeitig liegt in den 
Händen von Führungskräften auch die Implementierung und Durchset-
zung von normativen Zielen, beispielsweise von Qualitätszielen, was ihnen 
eine »Managementfunktion« (Wyss 2002: 22) für die Qualitätssicherung 
verschafft. In diesem Spannungsfeld können Führungskräfte als einfluss-
starke Bezugsgruppe von Journalist:innen demnach qualitätsfördernd, 
aber im Zweifel auch -beschränkend wirken; ob und in welche Richtung 
sich die Qualität der Berichterstattung von Journalist:innen unterscheidet, 
die einem starken Einfluss ihrer Führungskräfte ausgesetzt sind, bleibt 
demnach eine empirische Frage.

Die wichtigste interne Bezugsgruppe für Journalist:innen sind nach 
den Vorgesetzten ihre unmittelbaren Kolleg:innen (vgl. Lauerer/Keel 2019: 
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120), wie sie auch als wichtige Instanz für unmittelbares Feedback auf 
journalistische Arbeiten identifiziert wurden (vgl. Weischenberg/Malik 
et al. 2006: 87) und die  –  wenngleich auf andere Weise  –  ebenfalls hand-
lungsleitendes Potenzial besitzen (vgl. Abb. 2 in Kap. 3.2). Der primäre 
Modus der Konstellationsstruktur zwischen Journalist:innen und ihren 
Kolleg:innen ist der der Beobachtung. Einerseits findet diese Beobachtung 
in persönlichen oder digitalen Kontakten statt. Andererseits rezipieren 
Journalist:innen als Teil ihres professionellen Handelns auch die Arbeiten 
ihrer Kolleg:innen (vgl. Reinemann 2003). Eine solche »Koorientierung« 
(Zerback 2013: 173) unter Journalist:innen wurde im Sinne einer generel-
len Ausrichtung an der Berichterstattung anderer Journalist:innen (nicht 
nur den unmittelbaren innerhalb der eigenen Organisation) im Sinne eines 
Intermedia Agenda Setting erforscht (vgl. Su/Borah 2019). Kolleg:innen 
besitzen keine oder wenig formale Ressourcen oder anderweitige Einfluss-
potenziale. Journalist:innen stehen mit ihnen damit in einem weitgehend 
symmetrischen, wechselseitigen Abhängigkeitsverhältnis, das durch ver-
stetigte Kooperation durch innerredaktionelle Funktionen und punktuelle 
Kooperation bei konkreter Zusammenarbeit gekennzeichnet ist. Durch 
den Prozess einer professionellen Sozialisation können Kolleg:innen aber 
auch in Beobachtungskonstellationen stark handlungsleitend wirken (vgl. 
Rodgers/Thorson 2003; Wyss 2002: 346).

Empirische Befunde zeigen, dass sich individuelle Merkmale von 
Journalist:innen dann in ihrer Berichterstattung niederschlagen, wenn 
sie relative Homogenität innerhalb einer Redaktion aufweisen (vgl. Zer-
back 2013: 193). Gemäß einer »Schwellen-Hypothese« (Zerback 2013: 158, 
basierend auf Gandy et al. 1997) ändert sich redaktionelle Kultur erst dann, 
wenn eine genügend große kritische Masse an Kolleg:innen bestimmten 
Merkmalen entspricht bzw. eine bestimmte Positionen vertritt. In die Lo-
gik der Akteur:innen-Struktur-Dynamik ›übersetzt‹ bedeutet das, dass 
Journalist:innen dann Intentionsinterferenzen als Quellen von Trans
intentionalität zu erwarten haben, wenn ihre Handlungsabsichten von den 
unter ihren Kolleg:innen mehrheitlich geteilten abweichen. Kolleg:innen 
können damit eine abweichungsdämpfende Wirkung haben. Nach Schimank 
(2016: 235) sind Dynamiken der Abweichungsdämpfung solche, »die einer 
Zustandsänderung entgegenwirken […] [und] in Richtung Erhaltung einer 
Struktur« wirken. Den Akteur:innen erscheinen solche Dynamiken als Me-
chanismus sozialer Kontrolle. Mehrheitlich wird nur antizipiert, was einen 
Normverstoß auslösen würde, schließlich haben die Akteur:innen keine 
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formalen Sanktionsmittel; sie können jedoch durch einen »demonstrati-
ven Erweis von Achtung bzw. die Androhung eines Achtungsentzugs mit 
entsprechendem Reputationsverlust« (Schimank 2016: 272) reagieren.

Einerseits ist ein solcher Mechanismus zu erwarten, wenn Journa
list:innen von normativen Erwartungsstrukturen (vgl. Kap. 3.2.2) abwei-
chen. Hier spielt die »soziale Kontrolle durch die Kollegen eine wichtige 
Rolle, die ausgeübt wird, indem Verstöße gegen bestehende redaktionelle 
Normen« (Neuberger 2020: 190) sozial geahndet werden. Andererseits sind 
abweichungsdämpfende Dynamiken zu erwarten, wenn Journalist:innen 
entlang von Deutungsstrukturen (vgl. Kap. 3.2.1) handeln, die nicht in der 
›journalistischen Mehrheitskultur‹ (vgl. Weaver/Wilhoit 1996: 138) veran-
kert sind. Die »normierende Wirkung auf […] Verhaltensweisen der Jour-
nalisten« (Zerback 2013: 174), die Kolleg:innen entfalten können und die 
letztlich zu »einer (zu) konsonanten und homogenen Berichterstattung« 
(Malik 2008: 434) beitragen können, beziehen sich also maßgeblich auf 
mehrheitlich akzeptierte Deutungs- und Erwartungsstrukturen als Hand-
lungsantriebe, die sie verstärken bzw. wo sie abweichendes Verhalten im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten sozial ahnden. Wie sich die Realisierung von 
Qualitätsstandards von Journalist:innen konkret unterscheidet, die ihren 
unmittelbaren Kolleg:innen starken Einfluss zusprechen, bleibt demnach 
ebenfalls eine empirische Frage.

Politiker:innen, Beamt:innen und Interessengruppen

Neben internen Bezugsgruppen befinden sich Journalist:innen auch in 
Konstellationen mit externen Bezugsgruppen aus anderen gesellschaftli-
chen Teilsystemen. Das zentrale Bezugssystem des Nachrichtenjournalis-
mus ist das politische System, für das er Öffentlichkeit herstellt und sich 
dabei »an Gemeinwohlerwägungen wie der ›öffentlichen Aufgabe‹ der 
Presse« (Neuberger 2016: 299) orientiert. Die gewichtige Folge davon ist, 
dass es Journalist:innen im Austausch mit Akteur:innen des politischen 
Systems mit Akteur:innen zu tun haben, deren Deutungsstrukturen nicht 
dem Code des journalistischen Systems entsprechen, sondern jenem des 
politischen. Schimank (2005: 41) bezeichnet diesen als »Macht-Code«. Es 
ist davon auszugehen, dass »Prozesse und Inhalte« von Nachrichtenjour-
nalismus auch durch das »Beziehungsgeflecht zwischen Macht- und Me-
dieneliten geprägt sind« (Pfetsch/Mayerhöffer 2011: 40), die je unter-
schiedlichen Intentionen folgen. Als weitere Konstellationsstruktur, die 
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mitbestimmt, wie Journalist:innen handeln ›können‹, und damit poten-
ziell inhaltsprägend ist, wird deshalb jene zwischen Journalist:innen und 
Politiker:innen in den Blick genommen (vgl. Abb. 2 in Kap. 3.2). Nach wie vor 
sind es politische Akteur:innen, die zentral an der Aushandlung der Gren-
zen des Journalismus beteiligt sind (vgl. Väliverronen 2022: 1). Dass das 
Verhältnis zwischen journalistischen und politischen Akteur:innen dabei 
an die Ausgestaltung von Demokratie rückgebunden ist, zeigt sich bei-
spielsweise daran, dass politischer Einfluss auf Journalist:innen auf Ebene 
von Mediensystemen negativ mit der Qualität von Demokratie korreliert 
(vgl. Hanitzsch et al. 2019: 126f.)  –  ein starker politischer Einfluss also 
auf demokratische Defizite hindeutet.

Auf der Ebene von Akteur:innen als Handelnde bestehen zwischen 
Journalist:innen und Politiker:innen direkte Interaktionen. Einer-
seits befinden sie sich in einer verstetigten Beobachtungskonstellation: 
Journalist:innen im Rahmen der dargelegten Kernfunktion der Umwelt-
beobachtung; Politiker:innen deshalb, weil ihr eigener Erfolg auch von 
massenmedialer Sichtbarkeit abhängt und sie in diesem Sinne ganze Kom-
munikationsabteilungen engagieren, die eine systematische Beobachtung 
des Journalismus betreiben (vgl. Donges/Jarren 2022: 159ff.). Auf diesem 
Modus der Beobachtung aufbauend finden zwischen Journalist:innen und 
Politiker:innen jedoch auch gezielte und wechselseitige Beeinflussungen 
bzw. Beeinflussungsversuche statt  –  die klassische Frage in diesem Wech-
selspiel ist, wer dabei den »Tango« führt (vgl. Strömbäck/Nord 2006: 
147). Auch wenn diese Frage je nach Blickwinkel unterschiedlich beant-
wortet wird (vgl. Neuberger 2020: 9), ist von einer Wechselseitigkeit der 
Handlungsabstimmung auszugehen. Dabei kann auch rein antizipiertes 
Handeln handlungsleitend werden (vgl. Lorenz 2017: 36), etwa wenn 
Journalist:innen vorwegnehmen, wie politische Funktionseliten auf ihre 
Berichterstattung reagieren (könnten).

Der Modus des Handelns in den Konstellationen zwischen 
Journalist:innen und Politiker:innen kann dabei durchaus rollen- und nor-
menkonform erfolgen. Nicht nur Journalist:innen handeln gemäß teilsys-
temisch bedingten Deutungs- und normativen Erwartungsstrukturen, 
auch Politiker:innen tun dies  –  was ihnen die Chance bietet, gegenseitiges 
Handeln besser antizipieren zu können (vgl. Örebro 2002). Der Idee einer 
gemeinsamen ›politischen Kommunikationskultur‹ folgend wird »die 
Interaktion von Politik und Medien auf der Grundlage von gemeinsamen 
Normen und Koorientierungen in Bezug auf die Kommunikationsziele und 
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die Publika politischer Botschaften reguliert« (Pfetsch/Mayerhöffer 
2011: 42). An seine Grenzen stößt dieses Handeln »an jenen Stellen, an de-
nen (macht)politische Logiken ins Spiel kommen« (Pfetsch/Mayerhöf-
fer 2011: 57)  –  was in der Aushandlung zwischen Journalist:innen und 
Politiker:innen häufig der Fall sein dürfte. Denn beide Gruppen verfügen 
über spezifische Ressourcen bzw. ein spezifisches Einflusspotenzial sowie 
eigene Interessen, die ein interessenverfolgendes Handeln wahrscheinlich 
machen, wie es dem Homo Oeconomicus entspricht. Politiker:innen brin-
gen als zentrale ›Währung‹ den Zugang zu (Exklusiv-)Informationen des 
Nachrichtengeschehens mit und haben im Gegenzug ein spezifisches In-
teresse daran, aktiv auf das Ausmaß und den Tenor der Berichterstattung 
über ihre Person oder ihre Partei einzuwirken (vgl. Maurer/Beiler 2018). 
Journalist:innen dagegen sind auf genau diese Informationen angewiesen 
(vgl. Pfetsch/Mayerhöffer 2011: 50), die ihnen einen Wettbewerbsvor-
teil gegenüber ihren Kolleg:innen bzw. anderen Medien verschaffen. Als 
Ressource bringen sie im Gegenzug den Zugang zu Öffentlichkeit mit bzw. 
in Zeiten des zunehmenden Relevanzverlusts von Journalismus (vgl. Jar-
ren/Fischer 2021: 365) zumindest eine Qualität von Öffentlichkeit, die 
politische Akteur:innen nicht durch eigene Kommunikationsaktivitäten 
erreichen können. Beide Seiten können jedoch auch ein Interesse daran 
haben, persönliche Bindungen aufzubauen (vgl. Maurer/Beiler 2018: 
2032) und auf der politischen ›Hinterbühne‹ (vgl. Pfetsch et al. 2014: 88) 
zu agieren, denn letztlich »stellen auch ›gute Beziehungen‹ zu einflussrei-
chen Akteuren eine eigene Einflussquelle desjenigen dar, der diese Bezie-
hungen für oder gegen andere ›spielen‹ lassen kann« (Schimank 2016: 270, 
Kursivsetzung im Original).

Ob die Konstellationsstruktur zwischen Journalist:innen und 
Politiker:innen vor dem Hintergrund dieser Einflusspotenziale und Inter-
essen als symmetrisch oder asymmetrisch  –  und wenn Letzteres, in welche 
Richtung  –  zu sehen ist, ist eine Frage, die im Zuge der Forschung zur stu-
fenweisen Mediatisierung bzw. Medialisierung von Politik lange und ohne 
abschließende Antwort verhandelt wurde (vgl. Altheide/Snow 1979; Rei-
nemann 2010; Strömbäck 2008). In der direkten Wahrnehmung der beiden 
Gruppen sehen sich beide »mit einer vermeintlichen Übermacht der anderen 
Seite konfrontiert« (Pfetsch/Mayerhöffer 2011: 57). Interpretiert man dies 
als eine relative Symmetrie, so hat das aus Perspektiven der Akteur:innen-
Struktur-Dynamik Implikationen für die strategische Interessenverfolgung 
innerhalb der Konstellation: Je symmetrischer die Beziehungen zwischen 
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Akteur:innen sind, desto labiler sind sie, weil die Interessenverfolgung der 
einen Seite direkt die Interessen der anderen Seite tangiert. Wenn eine Seite 
nun ihre Abhängigkeit verringert, steht die andere Seite unter akutem »In-
terdependenzdruck«, was deren »Neigung zu entscheidungsförmiger In-
teressenverfolgung« (Schimank 2016: 181) erhöht. Schimank (ebd., Kursiv-
setzung im Original) nennt diesen Mechanismus der ›Verselbstständigung‹ 
von interessengeleitetem Handeln eine »eigendynamische Diffusion von Inter-
essenverfolgung«, wie sie die Chance auf anders motiviertes Handeln verrin-
gert. Zusammenfassend lässt sich die Akteur:innenkonstellation zwischen 
Journalist:innen und Politiker:innen also als eine den Modus der Beobach-
tung stark beibehaltende wechselseitige Einflusskonstellation beschreiben, 
in der sich Ressourcen und Interessen nahezu spiegelbildlich gegenüberste-
hen. Das kann einerseits zu Kooperation, aber auch zu stark interessengelei-
tetem  –  und durchaus konflikthaftem (vgl. Maurer/Riedl 2020; Schwab 
Cammarano/Medrano 2014)  –  Handeln führen. Journalist:innen können 
politischen Einflüssen aber nicht nur ihre eigenen Ressourcen entgegenset-
zen, sondern sich auch auf die eigenen journalistischen und die gegenüber-
liegenden politischen Rollen und Normen berufen.

Eine weitere relevante Gruppe externer politischer Akteur:innen sind 
politische Beamt:innen, beispielsweise in Ministerien oder in der höheren 
Verwaltung, welche die journalistische Berichterstattung ebenfalls mitprä-
gen können (vgl. Abb. 2 in Kap. 3.2). Sie wurden von der Forschung kaum 
beachtet, ihr Potenzial als handlungsleitende Kraft für Journalist:innen 
aber beispielsweise im EU-Journalismus erkannt, wo sie in engen Kon
stellationen mit Journalist:innen agieren (vgl. Baisnée 2003: 110; Lorenz 
2017: 342). Im Gegensatz zu Politiker:innen sind sie in ihrem Handeln 
zwar weniger abhängig von Journalismus: Sie sind »weniger auf Wäh-
lerinnen und Wähler und Publikum angewiesen und agieren daher eher 
nicht öffentlich« (Donges/Jarren 2022: 135). Es kann aber davon ausge-
gangen werden, dass sie sachbezogene Interessen verfolgen, für die me-
diale Berichterstattung hilfreich sein kann und die mit ihnen naheste-
henden Politiker:innen korrespondieren. Im Gegenzug besitzen sie für 
Journalist:innen zwar persönlich kaum Nachrichtenwert, können aber eine 
wertvolle Quelle von Hintergrundinformationen sein (vgl. Lorenz 2017: 
317). Dis ist vor allem »›off the record‹« (Baisnée 2003: 110) der Fall, was 
ein Grundvertrauen zwischen Journalist:innen und Beamt:innen voraus-
setzt. Es kann also davon ausgegangen werden, dass auch zwischen ihnen 
eine Beeinflussungskonstellation mit ähnlichen Einflusspotenzialen wie 
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mit Politiker:innen besteht  –  aufgrund einer weit loseren gegenseitigen 
Abhängigkeit und mehrheitlich nur punktuellen Abstimmungen jedoch 
mit einer weniger starken interessengeleiteten Dynamik.

Als dritte externe Einflussgruppe kommen Interessengruppen (vgl. Abb. 2 
in Kap. 3.2) infrage. Darunter fallen beispielsweise Lobbygruppen, organi-
sierte Interessenverbände oder professionelle Kommunikator:innen. Sie 
können zwar auch anderen Teilsystemen entstammen, beispielsweise der 
Wirtschaft, oder sogar stärker organisierte zivilgesellschaftliche Gruppen 
darstellen, und entsprechende Ziele verfolgen. Sie »artikulieren und ver-
handeln diese aber in hohem Maße auch in der politischen Arena« (Laue-
rer/Keel 2019: 126) und begegnen Journalist:innen demnach in dieser 
Logik. Auch ihnen kann ein spezifisches Interesse an journalistischer Auf-
merksamkeit unterstellt werden und auch sie besitzen Einflusspotenziale 
durch Informationen bzw. fallweise auch durch spezifische Expertise. Für 
Journalist:innen besitzen sie jedoch weniger Nachrichtenwert als Funk-
tionseliten. Zudem ist ihre Intention, Einfluss auf Nachrichteninhalte zu 
nehmen, offensichtlicher und Interferenzen mit journalistischen Deutungs- 
und Erwartungsstrukturen damit größer. Dies hat zur Folge, dass zwar der 
Modus der Beeinflussung die Konstellation prägt, diese  –  und vor allem die 
vorgelagerte Beobachtung  –  aber einseitiger durch Interessengruppen und 
in Ermangelung von größeren Einflusspotenzialen schwächer ausfallen. So 
zeigen sich etwa Konstellationen zwischen NGOs und Journalist:innen als 
punktueller, weniger formalisiert und routiniert als jene mit Funktions
eliten (vgl. Lück et al. 2018: 515). Für weniger statusstarke Gruppen kann es 
sinnvoll sein, den Journalismus zu umgehen und über eigene Kommunika-
tionsaktivitäten zu versuchen, Öffentlichkeit zu generieren (vgl. Schäfer 
2012), was die Konstellation mit Journalist:innen entkräftet.

Es ist anzunehmen, dass die Richtung der interessengeleiteten Ein-
flussversuche von Politiker:innen, Beamt:innen und Interessengruppen 
als zentrale externe Bezugsgruppen des Nachrichtenjournalismus  –  trotz 
der skizzierten Unterschiedlichkeit der Konstellationsstrukturen  –  auf 
die journalistische Berichterstattung eine ähnliche ist. Diese in den Blick 
zu nehmen, entspricht dem Plädoyer von Lück et al. (vgl. 2018: 513), den 
wissenschaftlichen Fokus weg von der möglichst präzisen Definition der 
Beziehung zwischen Journalist:innen und ihren Bezugsgruppen darauf 
zu lenken, wie diese Beziehungen konkret Gestalt annehmen. Auch wenn 
die Orientierung an politischen Akteur:innen noch nicht zwingend vor-
gibt, wie Journalist:innen das gewonnene Material einsetzen (vgl. McQuail 
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1992: 131), so muss vor dem Hintergrund der spezifischen Interessen eine 
Beschneidung der Unparteilichkeit von journalistischer Berichterstattung 
befürchtet werden (vgl. Wessler 2008a: 7). In diesem Sinne problemati-
sieren Cushion und Thomas (vgl. 2019: 395), dass die Rolle von politischen 
Eliten für die journalistische Implementation der Unparteilichkeitsnorm 
nach wie vor zu wenig beachtet wird. Ein moderater Klientelismus zwischen 
Journalist:innen und politischen Akteur:innen kann aber auf ambivalente 
Weise auch positive Effekte auf Nachrichtenqualität haben, wenn durch 
politische Akteur:innen deren Argumente, Hintergrundinformationen 
und Kontextwissen Eingang in die Berichterstattung finden und die Dis-
kursivität erhöhen (vgl. Wessler 2008a: 7).

Hinsichtlich der Akteur:innenvielfalt muss davon ausgegangen werden, 
dass ein erfolgreicher Einfluss politischer Akteur:innen diese einschränkt 
und sowohl einen Bias in Richtung von Funktionseliten als auch in eine 
bestimmte (partei-)politische Richtung erzeugt. Es ist anzunehmen, dass 
dies vor allem die mediale Repräsentation statusschwacher Gruppen be-
schneidet, auch wenn ihre Perspektiven demokratietheoretisch hohen 
Wert besitzen können (vgl. McQuail 1992: 83). Gedeckt wird diese An-
nahme durch eine systematische Literaturanalyse zum Quelleneinsatz von 
Journalist:innen von Hertzum (vgl. 2022), wonach Politiker:innen  –  bei-
spielsweise durch Pressemitteilungen, Regierungserklärungen oder durch 
ihre eigene strategische Online-Kommunikation  –  über Einzelstudien hin-
weg zu den zentralen Bezugsgrößen von Journalist:innen gehören. Eine 
Studie von Goot et al. (vgl. 2021: 229)  –  eine der wenigen Studien, die in 
diesem Kontext Inhaltsanalyse- und Befragungsdaten kombiniert  –  zeigt 
zudem, dass persönliche Verbindungen zwischen Journalist:innen und 
Politiker:innen zu einem erhöhten Umfang der Berichterstattung und zu 
einer positiveren Tonalität führen.

Abstrakte Einflüsse aus Akteur:innenkonstellationen

Bisher wurde dargelegt, dass Journalist:innen in Konstellationen mit 
internen wie externen Akteur:innen agieren. Aus ihnen gehen spezifi-
sche Einflüsse hervor, die sowohl ermöglichen als auch begrenzen, was 
Journalist:innen realisieren ›können‹. Es ist jedoch davon auszugehen, 
dass Journalist:innen auch Einflüssen ausgesetzt sind, die hochrelevant 
für die Qualität der Berichterstattung sind und die implizit in Konstel-
lationsstrukturen an sie herangetragen werden, die aber derart abstrakt 
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und global sind, dass sie nicht mehr konkreten Konstellationsstrukturen 
zugeordnet werden können. Demnach weicht hier auch die Abgrenzung 
zwischen intern und extern auf, weil abstrakte Einflüsse aus beiden Sphären 
stammen können bzw. sich dieser Trennung entziehen. Als entscheidend, 
um handlungsrelevant zu werden, ist auch in Unkenntnis der konkreten 
Quellen abstrakter Einflüsse die Wahrnehmung durch Journalist:innen 
als Handelnde. Es ist davon auszugehen, »dass die äußeren Bedingungen 
vor dem Hintergrund der inneren Bedingungen wahrgenommen und 
interpretiert werden«; es wird angenommen, »dass nicht vermeintlich 
›objektive‹ Handlungsbedingungen Entscheidungen determinieren, son-
dern wie diese wahrgenommen werden« (Baugut/Reinemann 2022: 6).

Ökonomische Maxime

Eine übergeordnete, derart abstrakte Einflussgröße ist eine ökonomische 
Maxime (vgl. Abb. 2 in Kap. 3.2), die ursprünglich dem wirtschaftlichen 
Teilsystem entstammt. In funktional hoch ausdifferenzierten kapitalis-
tischen Gesellschaften ist jedoch von einem übergeordneten »Primat der 
Wirtschaft« (Schimank 2010: 44) gegenüber anderen Teilsystemen auszu-
gehen. So argumentieren Schimank und Volkmann (2015: 120), in ihnen 
»dominiert die kapitalistische Wirtschaft die anderen Teilsysteme« der-
art, dass andere Teilsysteme »bei ihrer Leistungsproduktion beständige 
Rücksicht auf die wirtschaftlichen Prosperitätserfordernisse zu nehmen« 
haben. Während der Journalismus mit anderen Teilsystemen durch spe-
zifische Leistungsbeziehungen verbunden ist  –  beispielsweise mit dem 
politischen, für das er Öffentlichkeit herstellt –, geht die Beziehung zum 
wirtschaftlichen darüber hinaus. Es besitzt eine Übermacht gegenüber an-
deren Teilsystemen, sodass deren »Entfaltungsspielraum […] folgenreich 
und strukturell, nicht bloß nach wechselnden kontingenten Umständen, 
durch funktionale Erfordernisse wirtschaftlicher Prosperität gerahmt« 
(Schimank 2010: 44) wird. Auch wenn die jeweiligen teilsystemischen 
Eigenlogiken zunächst erhalten bleiben, besteht die Gefahr, durch die 
Logik wichtigerer Teilsysteme überlagert oder verdrängt zu werden (vgl. 
Lorenz 2017: 70). Es entstehen zudem insofern »organisatorische Koexisten-
zen« (Schimank 2007a: 227, Kursivsetzung im Original), als dass die Or-
ganisationsstrukturen in modernen Gesellschaften nicht immer entlang 
der teilsystemischen Differenzierung verlaufen, sondern interne Organi-
sationseinheiten verschiedenen teilsystemischen Logiken folgen. So orien-
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tieren sich wirtschaftliche Abteilungen in Medienunternehmen an einer 
ökonomischen Logik, während Redaktionen einer journalistischen folgen 
(bzw. normativ folgen sollten)  –  eine ökonomische Maxime ist also glei-
chermaßen ein interner wie externer Einfluss (vgl. Lauerer 2021: 73ff.).

Eine ökonomische Maxime ist als struktureller Einfluss auf Journalis-
mus auf der systemischen und organisationalen Ebene zu verorten (vgl. 
de Vreese et al. 2017: 5) und stellt eine unverzichtbare Größe für ein Ver-
ständnis der Strukturen und Dynamiken des gegenwärtigen Journalismus 
dar (vgl. Benson 2017: 1221), was insbesondere die Handlungsfreiheit von 
Journalismus einschränken kann (vgl. Schudson 2011: 111). Während sich 
der Einfluss anderer Teilsysteme auf spezifische Konstellationsstrukturen 
beschränkt, geht der des wirtschaftlichen jedoch darüber hinaus: »Commer-
cialization is […] seen as changing pretty much all aspects of journalism«, 
stellt Örnebring (2018: 563) lapidar fest. Innerhalb von journalistischen Er-
wartungsstrukturen wurde eine Marktlogik als integraler Bestandteil jour-
nalistischer Kultur begriffen (vgl. Hanitzsch 2007a: 374f.). Innerhalb von 
Erwartungsstrukturen spiegeln etwa Erwartungen von Rezipient:innen als 
Konsument:innen (vgl. Baker 2001: 280; vgl. Kap. 3.2.2) eine ökonomische 
Logik wider. Innerhalb von Konstellationsstrukturen weicht eine Trennung 
zwischen Redaktionen und wirtschaftlichen Abteilungen schrittweise auf 
und eine gleichberechtigte Zusammenarbeit und gegenseitige Anpassung 
gewinnt Raum (vgl. Cornia et al. 2020: 172f.). Zudem werden ökonomische 
Überlegungen durch Führungskräfte an Journalist:innen herangetragen 
(vgl. Picard 2004: 54). Journalist:innen stehen damit im »Spannungsfeld 
zwischen publizistischen und ökonomischen Zielen« (Baugut/Reinemann 
2022: 9). Auch wenn sie mehrheitlich in Konstellationsstrukturen vermittelt 
werden, greift es zu kurz, eine wirtschaftliche Logik rein dort verorten zu 
wollen. Ähnlich argumentiert Sjøvaag (vgl. 2013: 159), dass ökonomische 
Faktoren Journalist:innen nicht mehr als externe Kräfte, sondern als ›na-
türliche‹ Aspekte der journalistischen Tätigkeit erscheinen. Eine ökonomi-
sche Maxime wird deshalb theoretisch getrennt als abstrakter Einfluss auf 
Nachrichtenqualität begriffen. Sie wird auch deshalb analytisch separiert, 
um sie empirisch klarer greifbar machen zu können.

Konkret manifestiert sich eine ökonomische Maxime einerseits durch 
Profiterwartungen des jeweiligen Medienunternehmens, die als »Ökonomi-
sierungsdruck« (Schimank/Volkmann 2015: 125) auch für Journalist:innen 
spürbar werden. Zur Profitmaximierung können Journalist:innen in pri-
vatwirtschaftlich organisierten Medienunternehmen primär dadurch bei-
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tragen, dass sie möglichst reichweitenstarke Inhalte produzieren. Im klas-
sischen Journalismus wurde dies primär im TV-Sektor durch das vielzitierte 
Dilemma zwischen »Qualität und Quote« (Serong 2015: 196) diskutiert; 
im digitalen Journalismus durch reichweitensteigernde Phänomene wie 
Clickbaiting (vgl. Haim et al. 2021; Klein et al. 2023). Steigende ökono-
mische Erwartungen können sich auch in einer »verschärften medialen 
Koorientierung« (Reinemann/Baugut 2014a: 502), also einer verstärkten 
Orientierung aneinander, niederschlagen, weil Informationen in anderen 
Angeboten leicht und schnell recherchiert werden können und hinsichtlich 
von Reichweiten entscheidend ist, wer ein Thema wie schnell ›bringt‹. Eine 
profitmaximierende Reichweitenorientierung wurde dabei kapitalistisch 
organisierten Medien zugeschrieben (vgl. Pickard 2019: 155) und gehofft, 
dass öffentlich-rechtlich organisierte Medien Defizite in der Performanz 
von privaten Medien ausgleichen können (vgl. Curran et al. 2009). Auch 
wenn im öffentlich-rechtlichen Sektor durch dessen marktunabhängige 
Abgabenfinanzierung keine Profiterwartungen gestellt werden können, 
hat sich auch dort Akzeptanz auf dem Markt als  –  wenngleich stritti-
ger  –  Erfolgsnachweis und Legitimitätsgrundlage etabliert (vgl. Kiefer/
Steininger 2014: 370ff.; Pfaff-Rüdiger et al. 2010: 116f.).

Andererseits wird eine ökonomische Maxime für Journalist:innen durch 
werbliche Überlegungen greifbar. Die Finanzierung von Journalismus 
durch Werbung als »intersystemische Nutzenverschränkung von Jour-
nalismus und Wirtschaft« (Schimank/Volkmann 2015: 123) lässt sich 
mehrere Jahrhunderte zurückverfolgen (vgl. Lauerer 2021: 9ff.; McMa-
nus 2009: 219f.; Örnebring 2018: 561f.). Lauerer (2021: 267) spricht inso-
fern von der »Janusköpfigkeit der Beziehung«, als dass Werbung damit 
zwar die funktionale Etablierung des Journalismus ermöglicht hat, aber 
auch Treiber einer potenziell Qualität gefährdenden Ökonomisierung 
ist. Gegenwärtig wird vor allem problematisiert, dass sich im Zuge des 
»digitalen Strukturwandels der Öffentlichkeit« (Eisenegger 2021: 6) 
das Geschäftsfeld des Journalismus auf Online-Kanäle verlagert hat. Dort 
konkurriert er aber mit globalen Tech-Unternehmen um Werbespendings 
und konnte aufgrund der »›Gratismentalität‹ im Netz« (Stark et al. 2021: 
430) bisher auch kein alternatives Finanzierungsmodell etablieren. Damit 
schwächt sich für Journalist:innen eine »Hierarchie der beruflichen Ziele 
(erst Gesellschaft/Publikum, dann Öffentlichkeitsarbeit/Werbung)« ab, die 
»umgekehrt zur Verteilung der ökonomischen Einflusspotenziale« (Neu-
berger 2016: 300) vorliegen  –  was Interferenzen zwischen den Deutungs- 
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und Erwartungsstrukturen von Journalist:innen und der Orientierung 
an werblichen Überlegungen wahrscheinlich macht. Die Hoffnung liegt 
darin, dass »Berufsnormen […] den Einfluss der […] Werbung auf den re-
daktionellen Teil« (Neuberger 2016: 300) begrenzen. Fraglich ist jedoch, 
ob Journalist:innen »das normative Rüstzeug« (Lauerer 2021: 270, Kur-
sivsetzung weggelassen) gegen werbliche Überlegungen derart tiefgehend 
internalisiert haben und in der Aushandlung von handlungsleitenden 
Logiken erfolgreich einbringen können.

Nachdem Kommerzialisierung im Journalismus als Prozess verstanden 
wird, der sich unmittelbar auf Ebene journalistischer Handlungen und In-
halte vollzieht (vgl. Örnebring 2018: 561), wird eine ökonomische Maxime 
als unmittelbare Bedrohung von Medienqualität begriffen (vgl. z. B. Beck 
et al. 2010: 37ff.; Picard 2004: 60ff.; Pihl-Thingvad 2015). Das Argument 
ist hier, dass andere Branchen »Kostenreduktion durch Leistungsreduktion« 
(Schimank/Volkmann 2015: 122, Kursivsetzung im Original) betreiben, 
also beispielsweise bei gleichbleibendem Preis  –  und gleichbleibender 
Qualität  –  die Menge ihres Produkts reduzieren können, im Journalis-
mus aber Ökonomisierung unmittelbar zu veränderten Inhalten führt (vgl. 
Schimank/Volkmann 2015: 126). Es wird also von einer grundsätzlichen 
Spannung zwischen ökonomischer Maxime und normativer Qualität (vgl. 
Pickard 2019: 154) ausgegangen, die auf das demokratische Potenzial von 
Journalismus rückwirkt (vgl. Benson 2017: 1219).

Hinsichtlich der Unparteilichkeit von Nachrichten als Teil einer neu-
tralen Vermittlungsrolle von Journalismus im repräsentativen Modell 
wurde ökonomischer Druck ambivalent diskutiert. Einerseits kann die 
wirtschaftliche Abhängigkeit von Werbekund:innen  –  die, zumindest in 
Österreich, zu einem gewichtigen Teil Ministerien und andere politische 
Institutionen sind (vgl. Kaltenbrunner 2021)  –  die Unparteilichkeit 
der Berichterstattung über diese Akteur:innen verzerren. Dies wurde bei-
spielsweise für die Tonalität der Berichterstattung empirisch gezeigt (vgl. 
Hagen et al. 2014). Außerdem wird eine verstärkte, ökonomisch bedingte 
Reichweitenorientierung als Grund für die Tendenziösität von politischer 
Berichterstattung argumentiert (vgl. Benson 2017: 1220). Zudem gibt es 
die Befürchtung, dass werbliche Praktiken wie journalistisch anmutende 
Advertorials von politischen Akteur:innen (vgl. Örnebring 2012: 506) nicht 
nur publikumsseitig nicht als Werbung wahrgenommen werden, sondern 
auch für Journalist:innen, die beides produzieren, ein Trennungspostulat 
zwischen den Logiken unparteilicher Berichterstattung und werblicher 
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Einschaltungen aufweichen. Im Gegenzug dazu wurde jedoch auch argu-
mentiert, dass gerade die Finanzierung von Journalismus durch Werbung 
eine von anderen Stakeholdern unabhängige Finanzierung von Journa-
lismus sicherstellt, die es erlaubt, in erhöhte Qualität zu investieren (vgl. 
Nielsen 2019: 326). Zudem kann Unparteilichkeit auch eine ökonomische 
Strategie sein, um für ein möglichst breites, ideologisch disperses Publi-
kum interessant zu sein (vgl. Schudson 2001: 150).

Hinsichtlich der im Sinne eines deliberativen Diskurses argumentier-
ten Diskursivität von Berichterstattung gibt es die Befürchtung, dass eine 
ökonomische Maxime diese im Sinne einer Softnews- bzw. Boulevard-
Orientierung beschneidet (vgl. Örnebring 2018: 562), die wie dargelegt 
konträr zu Diskursivität steht. So wurde auf einer Makro-Ebene gezeigt, 
dass es einen Zusammenhang zwischen ökonomischem Druck und einem 
Softnews-Charakter der Berichterstattung gibt (vgl. Reinemann/Scherr 
et al. 2017: 177). Auch auf Ebene von Medienorganisationen gibt es einen 
Zusammenhang zwischen einer von Journalist:innen wahrgenomme-
nen Marktorientierung und ›soften‹ Themen bzw. Darstellungsformen 
(vgl. Beam 2003). Als Grund dafür wird die Beschneidung von tiefgehen-
den und sauberen Recherchen angeführt (vgl. Pöttker 2007: 19), wo ver-
sucht wird, mit einem günstiger produzierten Produkt denselben Erlös 
zu generieren. Eine kommerzielle Logik wurde zudem als Treiber einer 
emotionalen Berichterstattung argumentiert. Hier ist das Kalkül, durch 
aufmerksamkeitsgenerierende Elemente wie Emotionen die Reichweiten 
und damit die Werbeerlöse steigern zu können (vgl. Picard 2004: 61); ob 
mit diesem Antrieb konstruktive, auf Partizipationsförderung ausgelegte 
Formen von Emotionen realisiert werden, wie sie normativ dem partizi-
patorischen Demokratiemodell zugeordnet werden, ist jedoch fraglich. 
Hinsichtlich der medialen Repräsentation einer Vielfalt von Akteur:innen 
besteht die Befürchtung, dass eine ökonomische Maxime zu einer mas-
senkompatiblen Homogenisierung führt, welche die Breite der medial 
repräsentierten Meinungen und Perspektiven einschränkt (vgl. Picard 
2004: 61; Pickard 2019: 156).

Ressourcen und Zeit für die Berichterstattung

Eine weitere Einflussquelle, die sich aus Konstellationsstrukturen ergibt 
und von der angenommen werden kann, dass sie die Qualität der Bericht-
erstattung mitbestimmt, sind Ressourcen und Zeit, die Journalist:innen für 
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die Realisierung ihrer journalistischen Ziele zur Verfügung stehen (vgl. 
Abb. 2 in Kap. 3.2). Die Frage nach Ressourcen für die Berichterstattung ist 
eng mit einer ökonomischen Maxime verbunden, da eine Marktlogik eine 
Art der Ressourcenallokation darstellt (vgl. Pickard 2019: 154). Außerdem 
geschieht die innerredaktionelle Allokation von Ressourcen immer in Re-
lation zur ökonomischen Basis eines Medienunternehmens (vgl. Beck et al. 
2010: 38). Ressourcen werden in der Akteur:innen-Struktur-Dynamik nicht 
eindeutig verortet, wofür sie kritisiert wurde (vgl. Keldenich 2019: 77). 
Deshalb divergieren auch die theoretischen Verortungen: Altmeppen (vgl. 
2006: 33)15 verortet sie innerhalb der durch institutionelle Ordnungen 
entstehenden Erwartungsstrukturen, Donges (vgl. 2002: 54) im Zusam-
menspiel institutioneller Ordnungen und Akteur:innenkonstellationen, 
Lauerer (vgl. 2021: 39f.) schließt sich Letzterem an. Die vorliegende Studie 
schließt sich Riesmeyer (vgl. 2014: 295) und Paff-Rüdiger et al. (vgl. 2010: 
112) an. Sie verorten Ressourcen innerhalb der Konstellationsstrukturen, wo 
sie von hierarchisch höherstehenden internen Akteur:innen mit entspre-
chenden Entscheidungsbefugnissen (vgl. den Abschnitt zu Vorgesetzten 
in diesem Kapitel) oder durch externe Akteur:innen mit entsprechender 
Ressourcenausstattung allokiert werden. In diesem Sinne »kristallisieren 
sich Konstellationsstrukturen […] in Form von Verteilungsmustern her-
aus« (Lorenz 2017: 37).

Die Verortung von Ressourcen in Konstellationsstrukturen konkreti-
siert auch, inwiefern diese »im journalistischen Arbeitsalltag eine stark 
handlungsprägende Wirkung« (Lorenz 2017: 412) entfalten. Ressourcen, 
die Akteur:innen für ihre Zielerreichung brauchen, stellen in Konstella-
tionsstrukturen gleichzeitig die Einflusspotenziale anderer Akteur:innen 
dar, die in der Lage sind, diese Ressourcen zu verteilen (vgl. Schimank 
2007a: 191f.). Handeln stellt vor diesem Hintergrund das Produkt aus den 

15	 Altmeppen (2006: 33) und auch Wyss (2016b: 169) und Lorenz (2017: 53f.) beziehen sich in 
ihrem Begriff von Ressourcen auf Giddens, der in seiner Strukturationstheorie Strukturen 
als »recursively organized sets of rules and resources« (Giddens 1984/2009: 64) begreift und 
darauf basierend zwischen allokativen Ressourcen als »capabilities […] generating command 
over objects, goods or material phenomena« und autoritativen Ressourcen als »transformative 
capacity generating command over persons or actors« (Giddens 1984/2009: 72) unterscheidet. 
Dieser Ressourcenbegriff geht weit über den hier vertretenen hinaus, der sich primär auf allo-
kative Ressourcen als Verfügungsgewalt über materielle Objekte und Güter bezieht, während 
autoritative Ressourcen als Machtausübung über Akteur:innen und Personen theoretisch in 
spezifischen Konstellationsstrukturen aufgefangen werden.
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Interessen von Akteur:innen und den ihnen zur Verfügung stehenden Res-
sourcen dar, wobei diese beiden Dimensionen rekursiv verbunden sind: 
Einerseits bestimmen Ressourcen die Interessen, denn »[m]an strebt […] 
nur an, was man auch, wie mühselig und langwierig auch immer, meint 
erreichen zu können« (Schimank 2007a: 229f.). Andererseits bestimmen 
Interessen, was Akteur:innen als hilfreiche Ressourcen definieren, denn 
»[n]ur dem, der weiß, was er will, erschließt sich, was er diesbezüglich 
bewirken kann bzw. nicht kann« (ebd.: 230). Dadurch entsteht eine enge 
Verbindung zwischen Ressourcen und Handlungsmöglichkeiten. Im Jour-
nalismus sind vor allem Vorgesetzte und leitende Redakteur:innen in der 
Position, Ressourcen für die Berichterstattung zu allokieren. Konkrete 
Ressourcen sind beispielsweise professionelle Netzwerke, Geld, die re-
daktionelle Infrastruktur, (Produktions-)Wissen, die Arbeitsplatzausstat-
tung oder personelle technische Ressourcen wie beispielweise für Schnitt, 
IT oder Grafik (vgl. Altmeppen 2006: 53; Beck et al. 2010: 173; Lauerer 
2021: 200; Wyss 2016b: 169).

Eine zentrale Ressource stellt zudem die Zeit dar, die Journalist:innen 
zur Verfügung steht. Zeit als Ressource verdeutlicht, inwiefern die Vertei-
lung von Ressourcen eine redaktionelle Koordinationsaufgabe ist. So gilt es 
im Sinne erfolgreicher Berichterstattung, die Arbeitszeit von Journalist:innen 
als die »Zeitstruktur […], in der subjektive Lebenswelten und journalis-
tische Produktion miteinander koordiniert werden«, und die Produktions-
zeit als »organisationsinterne zeitliche Strukturierung«, so aufeinander 
abzustimmen, dass es der Aktualität von Nachrichtenereignissen gerecht 
wird, die als »das zeitliche Verhältnis des Medienereignisses zum sozia-
len Ereignis« (Lünenborg 2012a: 16; vgl. Tenenboim-Weinblatt/Neiger 
2018) begriffen werden kann. Die Zeit, die Journalist:innen für ihre Be-
richterstattung zur Verfügung steht, wird so zu einer in Konstellationen 
verhandelten Managementaufgabe, die entscheidenden Einfluss auf jour-
nalistische Inhalte hat. Sie stellt damit eine »nachhaltig relevante Ressource 
bei der Herstellung von Öffentlichkeit« (Lünenborg 2012a: 22) dar. Im 
Journalismus zeigt sich eine zunehmende Beschleunigung, in deren Zuge 
traditionelle Nachrichtenzyklen durch einen digitalen »24/7«-Modus (vgl. 
Harro-Loit/Josephi 2020: 395) ersetzt werden und in dem Journalismus 
kontinuierlich und im zeitlichen Konkurrenzdruck zu anderen Medien 
produziert wird. Deshalb werden zeitliche Ressourcen für Journalist:innen 
auch als erhöhter Produktivitätsdruck spürbar (vgl. Lünenborg 2012a: 17). 
Digitaler Journalismus bringt zudem die zeitliche Unabgeschlossenheit 
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der Nachrichtenproduktion mit sich, gemäß der Artikel im Web kontinu-
ierlich ergänzt und aktualisiert werden können (vgl. Schudson 2011: 211).

Es ist anzunehmen, dass Ressourcen und Zeit im Journalismus auch 
Medienqualität tangieren. So wurden fehlende Ressourcen als Grund da-
für identifiziert, warum angestrebte Qualitätsziele verfehlt werden (vgl. 
Wyss 2002: 398), und der Grund niedriger ausgeprägter Qualität im Lo-
kaljournalismus in einer »misslungenen Prioritätensetzung bei der Res-
sourcenverteilung« (Keldenich 2019: 168) verortet. Auch Zeitressourcen 
im Sinne von Recherche- und Produktionszeiten wurden als Treiber von 
Qualität identifiziert (vgl. Pfaff-Rüdiger et al. 2010: 115) und Zeitmangel 
dahingehend problematisiert, dass Medienunternehmen Qualitätsmän-
gel zugunsten von Schnelligkeit in Kauf nehmen (vgl. Reinardy 2010: 
77ff.). Ein konkreter Zusammenhang mit normativ fundierten Formen 
von Nachrichtenqualität ist für das Zustandekommen von Diskursivität als 
deliberative Qualität anzunehmen. So wurde eine umfassende Recherche 
als eine der Grundlagen für diskursiven Journalismus diskutiert, von der 
eine entsprechende Ressourcen-Intensität anzunehmen ist (vgl. Brosda 
2008: 17). Die zeitliche Dimension journalistischer Arbeitsrealität wurde 
zudem als Einfluss auf Narrative im Journalismus identifiziert, wo Zeit-
druck insbesondere zur losgelösten Darstellung von singulären Ereignis-
sen führt (vgl. Tenenboim-Weinblatt 2014: 97), was für eine niedrige 
Diskursivität spricht.

Ein großer Einfluss von Ressourcen und Zeit ist zudem auf 
Akteur:innenvielfalt erwartbar. Vielfalt von Perspektiven, vor allem in ei-
nem deliberativen und partizipatorischen Verständnis über das politische 
Zentrum hinaus, bedeutet für Journalist:innen operativ einen erhöhten 
Rechercheaufwand, denn sie müssen mit Akteur:innen interagieren, »die 
nicht so leicht greifbar sind wie die gewohnten Vertreter der Funktions
elite« (Arnold 2009: 228). Dies lässt sich aus Perspektive der Akteur:innen-
Struktur-Dynamik aus der Instabilität von Beobachtungskonstellationen er-
klären. Andere Akteur:innen  –  in diesem Fall potenzielle Quellen und 
Sprecher:innen für die Berichterstattung  –  kontinuierlich zu beobachten 
erfordert Ressourcen und Zeit; liegt Letzteres in begrenztem Umfang vor, 
müssen Prioritäten gesetzt werden, wer weiterhin beobachtet wird (vgl. 
Schimank 2016: 227). Es ist davon auszugehen, dass sich Journalist:innen 
in diesen Fällen für statusstarke Akteur:innen entscheiden, denen mehr 
Relevanz für das politische Geschehen zugesprochen wird, sowie für jene, 
die über möglichst institutionalisierte Kommunikationskanäle verfügen, 



144

﻿Nachrichtenqualität als journalistischer Prozess

wo demnach Aufwand und Ertrag der Beobachtung in einem effiziente-
ren Verhältnis stehen. In diesem Sinne zeigen auch empirische Studien, 
dass für Journalist:innen Zeitdruck einer der entscheidenden Parame-
ter für ihre Quellenwahl ist: Einerseits führt eine Unkenntnis über die 
verfügbaren Quellen zur wiederholten Nutzung bekannter Quellen und 
andererseits präferieren Journalist:innen Quellen, die sich in der Schnel-
ligkeit von Nachrichtenzyklen bewährt haben (vgl. Hertzum 2022: 4ff.). 
Ähnlich stellen Wolfgang et al. (vgl. 2021: 1353) fest, dass Journalist:innen 
vielfach Funktionseliten als Quellen priorisieren und nur dann weiteren 
Akteur:innen eine Stimme geben, wenn bzw. falls es ihnen Zeit und Res-
sourcen erlauben. Auch Reich und Godler (vgl. 2014: 607) weisen  –  als eine 
der wenigen quantitativen Studien  –  auf Ebene von einzelnen Nachrich-
tenbeiträgen nach, dass die Berichterstattung von Journalist:innen unter 
Zeitdruck weniger vielfältig ist und Zeitdruck zu einer Beschneidung der 
medialen Repräsentation von Bürger:innen führt.

Journalistische Autonomie in Akteur:innenkonstellationen

Eine abschließende abstrakte Einflussgröße, die an Konstellationsstruk-
turen rückgekoppelt ist, ist journalistische Autonomie. Autonomie wurde 
vielfach als eine elementare Grundlage für journalistische Arbeit verstanden 
(vgl. Hallin/Mancini 2004: 34f.; McQuail 1992: 68ff.) und vor allem aus 
»demokratietheoretischer Sicht […] [als] essenziell für den Journalismus« 
(Seethaler et al. 2019: 244; vgl. Albæk et al. 2014: 13) begriffen. Journa-
listische Autonomie wird zwischen äußerer und innerer Autonomie diffe-
renziert (vgl. Nygren 2012: 78). Äußere Autonomie adressiert dabei den 
ganzen Journalismus als gesellschaftliches Teilsystem und seine Relation 
zu gesellschaftlichen Machtzentren bzw. zu anderen Teilsystemen. Sie ist 
demnach auch an die historischen Hintergründe und die Pfadabhängigkeit 
gesellschaftlicher Strukturen gekoppelt (vgl. Nygren 2012: 79). Theore-
tisch wie empirisch wurde Autonomie als das Pendant zu Einflüssen auf 
verschiedenen Ebenen begriffen (vgl. Hanitzsch/Mellado 2011; Reich/
Hanitzsch 2013). Zentrale Bezugsgrößen für die äußere Autonomie sind 
demnach  –  wie schon innerhalb der Bezugsgruppen des Journalismus bzw. 
der Ökonomisierung angesprochen  –  Einflüsse durch Politik und Staat 
sowie durch den Markt (vgl. Sjøvaag 2013: 156). Im Verhältnis zwischen 
Journalismus und politischem System umreißen in liberalen Demokratien 
Recht und Regulierung den Handlungsrahmen des Journalismus (vgl. van 
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Dalen 2019: 2); in nicht-demokratischen Regimen reicht die staatliche 
Autonomiebeschneidung des Journalismus bis hin zur Zensur (vgl. Lauk/
Harro-Loi 2016: 1964). Marktkräfte bzw. kommerzielle Imperative können 
die externe Autonomie ebenfalls einschränken, indem Profiterwägungen, 
werbliche Interessen oder rein wirtschaftliche Ressourcenallokation die 
Möglichkeiten journalistischer Berichterstattung beschneiden (vgl. Alt-
meppen 2012; Mills/Sarikakis 2019; Sjøvaag 2013: 159). Politische und 
wirtschaftliche Grenzen journalistischer Autonomie sind dabei nicht im-
mer klar zu trennen, weil der Staat auch ökonomische Formen der Steue-
rung einsetzen kann (vgl. van Dalen 2019: 3).

Innerhalb des Rahmens, den die äußere Autonomie des Journalismus 
aufspannt, beschreibt die innere Autonomie die Freiheit von Journalist:innen, 
frei und eigenständig journalistisch tätig zu sein und nach eigenem Ermes-
sen inhaltliche Schwerpunkte zu setzen, Akteur:innen zu Wort kommen 
zu lassen und Perspektiven aufzuzeigen (vgl. Sjøvaag 2013: 158). Innere 
Autonomie wird, wie vielfach herangezogen (vgl. Hanitzsch/Mellado 
2011: 407; Reich/Hanitzsch 2013: 135; Sjøvaag 2013: 156; Hamada et al. 
2019: 136), damit als »latitude that a practitioner has in carrying out his or 
her occupational duties« (Weaver et al. 2007: 70) verstanden. Innere und 
äußere Autonomie sind nicht getrennt voneinander zu begreifen. Zum ei-
nen begrenzt die äußere Autonomie des Journalismus, wie Journalist:innen 
innerhalb des Journalismus agieren können. So lässt sich auch empirisch 
zeigen, dass die externe Autonomie betreffende Dimensionen einen Ein-
fluss auf die innere Autonomie von Journalist:innen haben. Dies ist für die 
demokratische Verfasstheit von Staaten, den Grad ihrer Pressefreiheit, staat-
liche versus private Eigentümerschaft von Medienhäusern und  –  wenn-
gleich in unerwartet schwachem Umfang  –  ökonomische Einflüsse der Fall 
(vgl. Hamada et al. 2019; Reich/Hanitzsch 2013). Zum anderen ermög-
lichen sich äußere und innere Autonomie gegenseitig: Die strukturellen 
Rahmenbedingungen des Journalismus begrenzen zwar die Freiheiten 
individueller Journalist:innen, sie ermöglichen ihnen aber auch professi-
onelles Handeln; durch journalistische Praktiken tragen Journalist:innen 
wiederum rekursiv dazu bei, Journalismus als System zu reproduzieren 
(vgl. Sjøvaag 2013: 164). Um äußere Autonomie auf systemischer Ebene 
und innere Autonomie auf Individualebene zu verschränken, kommen auch 
hier wieder journalistische Organisationen in ihrer ›Scharnierfunktion‹ 
ins Spiel, die systemische Zwänge handlungsleitend operationalisieren. So 
argumentieren Örnebring und Karlsson (vgl. 2019: 15), dass eine organisa-
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tionale Ebene entscheidend dafür ist, institutionelle Grenzen gegenüber 
individuellen Journalist:innen zu legitimieren.

Innere Autonomie wird insofern durch journalistische Strukturen 
begrenzt, als sie die Handlungsfreiheit als Journalist:in ausdrückt, nicht als 
autonomes Individuum: »The journalist is not a wholly free actor but 
an employee« (Örnebring/Karlsson 2019: 4, Kursivsetzung im Original). 
Innere Autonomie erscheint damit als die professionelle Autonomie von 
Journalist:innen. In diesem Sinne internalisieren Journalist:innen die 
Erwartungen, die innerjournalistisch an sie gestellt werden (vgl. Sjøvaag 
2013: 160). Sie ist damit nicht losgelöst von den sozialen Umständen, unter 
denen Journalist:innen als Medienschaffende agieren. Aus Perspektive der 
Akteur:innen-Struktur-Dynamik ist dies ohnehin evident, denn für den 
soziologischen Akteur:innenbegriff ist konstitutiv, »dass die Handlungs-
wahlen eingebettet sind in soziale Situationen und geprägt werden von 
den sozialen Strukturen, die diese Situationen kennzeichnen«; er grenzt 
sich damit vom Begriff des Individuums ab, »mit dem in einem […] durch 
die Philosophie der Aufklärung aufgeladenen Sprachgebrauch die Idee der 
Autonomie des Einzelnen gegenüber den sozialen Strukturen […] akzen-
tuiert wird« (Schimank 2016: 45).

Neben den genannten staatlichen wie organisationalen Erwartungen 
gehören auch Konstellationsstrukturen, unter denen Journalist:innen 
agieren, zu den für die professionelle Autonomie konstitutiven Fakto-
ren. So argumentiert nicht nur Schimank (2007b: 135), »die Analyse von 
Autonomiegefährdungen […] muss Akteurkonstellationen insbesondere 
bezüglich Interessenlagen sowie wechselseitiger Beobachtung und Beein-
flussung in den Blick nehmen«. Auch die einschlägige Literatur betont den 
limitierenden Charakter von Bezugsgruppen und -akteur:innen: Intern 
wurden Eigentümer:innen mit etwaigen kommerziellen Interessen (vgl. 
Nygren 2012: 79) sowie Vorgesetzte und durch sie verteilte Ressourcen 
(vgl. Lorenz 2017: 278) und Zeitbudgets (vgl. Skovsgaard 2014: 344) als 
Akteur:innen identifiziert, mit denen Journalist:innen ihre Autonomie 
verhandeln (vgl. Sjøvaag 2013: 160). Extern  –  hier wird die äußere Auto-
nomie des Journalismus für Journalist:innen unmittelbar erfahrbar  –  sind 
dies beispielsweise Regierungsvertreter:innen und andere politische Funk-
tionseliten (vgl. van Dalen 2019: 3). Auch empirisch zeigt sich, dass Hie-
rarchie sowie professionelle Einflüsse die innere Autonomie positiv und 
organisationale sowie politische Einflüsse sie negativ beeinflussen (vgl. 
Reich/Hanitzsch 2013: 145ff.).
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Die individuelle professionelle Autonomie von Journalist:innen wird 
zusammenfassend also durch jene äußeren Faktoren begrenzt, die Jour-
nalismus als Teilsystem in seiner äußeren Autonomie begrenzen. Sie wird 
aber zusätzlich durch die von journalistischen Organisationen operationa-
lisierten Erwartungsstrukturen sowie durch die Konstellationen mit Be-
zugsgruppen begrenzt (vgl. Örnebring/Karlsson 2019: 4). Individuelle 
professionelle Autonomie erscheint damit theoretisch als das Ausmaß, in 
dem Journalist:innen ihre professionellen Deutungsstrukturen gegenüber anderen 
Strukturen durchsetzen und ihre damit verbundenen Intentionen realisieren können. 
Die professionelle Autonomie wird jedoch als eigenständige Dimension be-
griffen, die Einfluss auf die von Journalist:innen realisierten Inhalte haben 
kann (vgl. Abb. 2 in Kap. 3.2). Dies erscheint sinnvoll, weil Autonomie zwar 
theoretisch das Produkt der anderen Einflussgrößen ist, Journalist:innen 
die Quellen ihrer Autonomieeinschränkungen wahrscheinlich aber nur 
unzureichend verorten können. Befunde zum inkonsistenten Verhältnis 
zwischen wahrgenommenen Einflüssen und wahrgenommener Autono-
mie deuten vielfach in diese Richtung (vgl. Hamada et al. 2019: 152; Ör-
nebring/Karlsson 2019: 12; Reich/Hanitzsch 2013: 150f.; Seethaler 
et al. 2019: 245). Zum anderen wird die Autonomie als eigene Dimension 
konzipiert, um sie analytisch und in weiterer Folge empirisch besser grei-
fen zu können. Betont werden muss dabei, dass die professionelle Auto-
nomie, unabhängig von ihrer ›realen‹ Entsprechung, als wahrgenommene 
Freiheit betrachtet wird (vgl. Reich/Hanitzsch 2013: 136). Zwar deuten 
die Inkonsistenzen zwischen Einfluss- und Autonomieempfinden darauf 
hin, dass professionelle Autonomie zu nicht vernachlässigbaren Anteilen 
ein kognitives  –  und mitunter auch rhetorisches  –  Konstrukt ist (vgl. 
Örnebring/Karlsson 2019: 2). Genau solche werden jedoch als »Ratio-
nalitätsfiktionen« (Schimank 2016: 117, Kursivsetzung im Original) den-
noch handlungsleitend.

Journalistische Autonomie wird oftmals normativ aufgeladen, bei-
spielsweise wenn argumentiert wird, wie sie in verschiedenen demokra-
tischen Rollen von Journalismus ausgestaltet sein sollte (vgl. Christians 
et al. 2009: 125ff.; Örnebring/Karlsson 2019: 2ff.; van Dalen 2019: 1f.). 
Dabei tun sich jedoch einige Paradoxien auf: Journalismus sollte beispiels-
weise möglichst frei von ökonomischen Einflüssen sein, doch die meisten 
westlichen Gesellschaften organisieren Nachrichtenproduktion primär 
durch kommerzielle Unternehmen; Journalismus sollte möglichst frei 
von politischem Einfluss sein, doch gerade der Staat garantiert durch den 
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rechtlichen Rahmen Berichterstattungsfreiheit; Journalismus sollte der Ge-
sellschaft verpflichtet sein, aber eine zu starke Orientierung am Publikum 
wird kritisch beäugt, wie Örnebring und Karlsson (vgl. 2019: 14) aufzeigen. 
Vor diesem Hintergrund scheint es wichtig, mit einem wertneutralen, ana-
lytischen Zugriff auf journalistische Autonomie zuzugehen (vgl. Reich/
Hanitzsch 2013: 135). Umso erstaunlicher ist es, dass Autonomie primär 
als abhängige Variable begriffen wurde, aber kaum als erklärende Variable. 
Zwar deuten empirische Befunde darauf hin, dass größere empfundene 
Autonomie eine Diskrepanz zwischen journalistischen Rollenverständ-
nissen und äquivalenter Rollenperformanz verkleinert (vgl. Mellado/van 
Dalen 2014: 859), was aber nicht repliziert werden konnte (vgl. Mellado 
et al. 2020: 568). Was es jedoch für normativ fundierte Nachrichtenperfor-
manz ›bedeutet‹, wenn Journalist:innen viel oder wenig Handlungsfreiheit 
empfinden, wurde bisher kaum erforscht. In diesem Sinne wird in der vor-
liegenden Studie der normative Stellenwert journalistischer Performanz 
betont und Autonomie als funktionaler Beitrag dazu erachtet, selbst aber 
nicht normativ aufgeladen.

Das Verhältnis zwischen der professionellen Autonomie von Journa
list:innen und Medienqualität ist ambivalent: Zwar wurde vielfach ange-
nommen, dass »höhere journalistische Autonomie potentiell mit höherer 
journalistischer Qualität […] einhergeht« (Lauerer 2021: 94). Unmittelbar 
kann jedoch auch das Gegenteil der Fall sein. Einerseits kann ein hohes 
Maß an Autonomie zur Realisierung normativ begrüßenswerter Deutungs-
strukturen beitragen; andererseits kann eine hohe organisationale Orien-
tierung an Qualitätsmaßstäben von Journalist:innen zwar als einschrän-
kend empfunden werden, der Qualität der Inhalte aber zuträglich sein. 
So zeigen empirische Befunde, dass Instrumente der Qualitätssicherung 
die empfundene Freiheit von Journalist:innen bei der journalistischen 
Schwerpunktsetzung verringert, Qualität aber mutmaßlich steigert (vgl. 
Keel et al. 2018: 75). Zudem besteht die Hoffnung, dass unter diesen Inst-
rumenten zwar die innere, von Journalist:innen empfundene Autonomie 
leidet, Qualitätssicherung im Sinne der äußeren Autonomie jedoch »zu 
einer größeren Autonomie führt, nämlich gegenüber nicht-journalisti-
schen Einflussgrößen« (Keel et al. 2018: 77). Wie sich Berichterstattung 
von Journalist:innen mit niedriger oder hoher Autonomie hinsichtlich 
ihrer Qualität unterscheidet, bleibt demnach eine aufschlussreiche em-
pirische Frage.
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3.3	 Zwischenfazit: Nachrichtenqualität als Ergebnis 
handelnden Zusammenwirkens im Journalismus

Obwohl das Verstehen der Entstehungsbedingungen von journalistischen 
Inhalten ein Kernanliegen der Journalismus- und Kommunikations
forschung ist, ist die gegenwärtige Qualitätsforschung nahezu ausschließ-
lich deskriptiv. Theoretische Mehrebenenmodelle der Einflüsse auf jour-
nalistische Performanz (vgl. Shoemaker/Reese 1996 2014) systematisieren 
zwar Einflussfaktoren, lassen aber kaum Aussagen zur Wirkungsstärke 
der Einflüsse und Verbindungen zwischen den Ebenen zu und werden 
stärker auf die journalistische Themenwahl als auf die im Kontext von 
Qualität relevanten Darstellungslogiken übertragen. In der empirischen 
Erforschung von Medienperformanz besteht zudem ein Gegensatz zwi-
schen Forschung, die strukturelle und mediensystemische Parameter 
als erklärende Faktoren heranzieht, und solcher, die sich primär auf 
Journalist:innen als handelnde Akteur:innen und ihre Einstellungen 
bezieht, wie sie die jeweils andere Perspektive weitgehend ausblenden. 
Ein solcher Dualismus von Struktur und Handeln ist eine seit langem ver-
handelte theoretische Bruchlinie der Sozialwissenschaft. Die integrative 
Akteur:innen-Struktur-Dynamik von Schimank (2005, 2007a, 2016) überwin-
det diesen Dualismus, in dem sie system-, handlungs- und institutionen-
theoretische Annahmen miteinander verknüpft. Sie argumentiert, dass 
Strukturen den handelnden Akteur:innen Handlungsorientierungen 
liefern und diese in dem von Strukturen aufgespannten Rahmen jene 
Handlungsoptionen wählen, die ihrem Handlungsantrieb entsprechen. 
Die vorliegende Studie begreift in diesem Verständnis Journalismus als 
systembezogene Akteur:innenkonstellation (vgl. Neuberger 2004, 2016, 2022a) 
und argumentiert, welche Faktoren und Dynamiken im Journalismus 
ein inhaltsprägendes Potenzial für Nachrichtenqualität besitzen. Sie 
vollzieht damit einen theoretischen Perspektivenwechsel: Die eingangs 
geleistete demokratietheoretische Neubewertung von journalistischer 
Nachrichtenqualität zeigt auf, welche normativen Standards an journalis-
tische Performanz aus der Perspektive von repräsentativen, deliberativen 
und partizipatorischen Demokratietheorien anzulegen sind. Der zweite 
Theorieblock dagegen begreift Nachrichtenqualität als »Gesamtheit von 
abhängigen Variablen […], auf die verschiedene unabhängige Variablen 
einwirken« (Engesser 2013: 201), und zeigt auf, welche Faktoren und Dy-
namiken das sind. Das theoretische Postulat an Nachrichtenqualität ist 



150

﻿Nachrichtenqualität als journalistischer Prozess

also normativ, der analytische und in weiterer Folge empirische Zugriff 
aber (möglichst) werturteilsfrei.

Handlungsrelevante Strukturen im Journalismus

Die Akteur:innen-Struktur-Dynamik unterscheidet zwischen Deutungsstruk-
turen, die als Ausdruck der jeweiligen teilsystemischen Orientierungshori-
zonte das ›Wollen‹ von Akteur:innen ausdrücken, Erwartungsstrukturen, die 
als institutionelle Ordnungen ihr ›Sollen‹ vorgeben, und Konstellationsstruk-
turen als stabile Akteur:innenkonstellationen, die ihr ›Können‹ prägen. Sie 
wirken zusammen, wodurch jedes soziale Handeln von Akteur:innen zum 
strukturell überformten handelnden Zusammenwirken von Akteur:innen und 
ihren Bezugsgruppen wird. Für ihre Übertragung auf den Journalismus 
mit dem Ziel der Erklärung von Medienperformanz (vgl. Abb. 2 in Kap. 
3.2) wird innerhalb dieser Strukturen zwischen internen und externen Fak-
toren unterschieden, weil Journalismus in einem engen Wechselspiel mit 
anderen Teilsystemen steht. Als inhaltsprägende interne Deutungsstruk-
tur im Journalismus erscheinen journalistische Rollenverständnisse. Sie sind 
sowohl Ausdruck professioneller Werte, Haltungen und Überzeugungen 
als auch handlungsleitender Kommunikationsabsichten und drücken da-
mit aus, was Journalist:innen in ihrer Berichterstattung realisieren wollen. 
Ihre Umsetzung im Sinne normativer Nachrichtenqualitätsstandards ist 
angesichts anderer beschränkender und ermöglichender Strukturen und 
erwartbarer Intentionsinterferenzen mit anderen Akteur:innen in hohem 
Maße als kontextspezifische und situative Rollenaushandlung zu erwarten.

Innerhalb journalistischer Deutungsstrukturen stehen ihnen das De-
mokratieverständnis und die politische Orientierung von Journalist:innen als 
extern begründete Deutungsstrukturen gegenüber. Sie sind jedoch insofern 
relational zu Journalismus, als dass sowohl berufliche Interaktionen mit 
politischen Akteur:innen als auch politische Motivationen für die Berufs-
wahl eine Diskrepanz zu den politischen Einstellungen der Allgemeinbe-
völkerung nahelegen. Sie können insofern handlungsleitend das ›Wollen‹ 
von Journalist:innen mitbegründen, als dass Werte und Lebensstilmerk-
male eine inhärente Dimensionen von Deutungsstrukturen darstellen und 
Vorstellungen von Demokratie wiederum laut demokratietheoretischer 
Werteforschung einen Teil des Wertesets von Individuen ausmachen. Dies 
spricht für einen Einfluss auf Nachrichtenqualität. Dagegen spricht, dass 
zumindest mehrheitlich rollenkonformes Handeln, in diesem Fall gemäß 
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journalistischen Rollenverständnissen, eine Grundvoraussetzung der stö-
rungsfreien Funktionsfähigkeit von Teilsystemen ist.

Als operationale Vorgaben zur Wahrnehmung, Beurteilung und in 
weiterer Folge zur Handlungslogik von Situationen prägen normative 
Erwartungsstrukturen das ›Sollen‹. Im Journalismus sind es primär jour-
nalistische Organisationen, die solche Sollensvorgaben operationalisie-
ren. Sie kommen damit einer ›Scharnierfunktion‹ zwischen systemischen 
Orientierungshorizonten und Konstellationsstrukturen nach. Als für die 
Realisierung von Nachrichtenqualität handlungsleitende interne Erwar-
tungsstrukturen erscheinen redaktionelle Linien. Sie verstetigen als insti-
tutionalisierte Regelsets vor allem gesellschaftspolitische Tendenzen von 
Medien und vermitteln sie handlungsleitend an Organisationsmitglieder. 
Dies geschieht informell durch Sozialisationsprozesse und formell durch 
Kodifizierung, beispielsweise in schriftlichen Blattlinien. Diese werden 
in der bestehenden Qualitätsforschung als wesentliche Erklärung für 
Nachrichtenqualität herangezogen, aber kaum handlungstheoretisch 
fundiert. Ebenfalls intern, aber im Zusammenschluss von journalistischen 
Organisationen, vermitteln von Ethikräten erarbeitete, vertretene und im 
Rahmen von Selbstverpflichtungen durchgesetzte Presse- und Medienkodizes 
Journalist:innen qualitätsrelevante normative Erwartungen. Sie besitzen 
hohe demokratietheoretische Relevanz, weil sie als Teil der Medienselbst-
kontrolle normative Selbstansprüche auf Professionsebene kodifizieren 
und damit eine Alternative für demokratiepolitisch nur in geringem Um-
fang duldsame staatliche Kontrolle darstellen. Neben der Einhaltung von 
ethischen Leitlinien wird die Orientierung an professionsweit allgemein-
gültigen Qualitätsstandards als ihr Wesenszweck begriffen.

Die daneben bestehende, in liberalen Demokratien auf ein Minimum 
reduzierte staatliche Kontrolle durch die Bereitstellung eines rechtlichen 
Rahmens, unter dem Journalismus agiert, wird als externer handlungsrele-
vanter Einfluss auf Journalist:innen begriffen. Gesetze und andere recht-
liche Vorgaben bilden als Teil einer auf die Sicherung der journalistischen 
Qualität und Vielfalt abzielenden staatlichen Medienregulierung einen 
integralen Teil des institutionellen Rahmens, in dem Journalismus agiert. 
Wesentlich ist hier die gesetzlich verankerte Bereitstellung öffentlich-
rechtlicher Medienangebote in den meisten liberalen Demokratien, durch 
die ein auf dem Markt sonst nur unzureichend zustandekommender Qua-
litätswettbewerb erreicht werden soll. Die Qualitätsforschung zieht recht-
liche Vorgaben vielfach zur Formulierung von Qualitätsmaßstäben heran. 



152

﻿Nachrichtenqualität als journalistischer Prozess

Deren handlungsrelevantes Potenzial für Journalist:innen  –  welches ei-
gentlich der Grundidee des Verhältnisses von Gesetzen und Individuen 
entspricht  –  wird aber vernachlässigt. Was Journalist:innen tun sollen 
wird zudem von Publikumserwartungen umrissen. Sie werden deshalb als 
externe Erwartung begriffen, weil trotz sich verstärkender Dialog- und 
Partizipationsmodi zwischen Journalist:innen und Publikumsmitglie-
dern die funktionale Beziehung zwischen Journalismus und seinem Pu-
blikum von direkter Interaktion losgekoppelt ist und eine solche en gros 
von beiden Seiten weder gewünscht noch realisierbar ist. Es ist vielmehr 
davon auszugehen, dass sich empfundene Publikumserwartungen von 
Journalist:innen aus Intuition sowie daten- und interaktionsbasierten 
Quellen speisen, um journalistische Vorstellungen von Medienwirkun-
gen ergänzt werden und damit als stark abstrahierte und simplifizierte 
Erwartungsstrukturen handlungsleitend werden.

Als dritte der drei Strukturdimensionen prägen Konstellationsstruktu-
ren mit Bezugsgruppen und -akteur:innen ermöglichend wie limitierend, 
was Journalist:innen handelnd erreichen ›können‹. Sie verweisen auf das 
Problem doppelter Kontingenz, wonach nicht nur das eigene Handeln kon-
tingent ist, sondern auch das von interdependenten Akteur:innen, wie es 
die Unbestimmtheit in Handlungssituationen zusätzlich forciert. Intern 
handeln Journalist:innen in Abhängigkeit von den Eigentümer:innen der 
Medienhäuser. Mit ihnen besteht eine arbeitsvertraglich verstetigte Ver-
handlungskonstellation. In Hinblick auf die konkrete Berichterstattung 
können Eigner:innen jedoch auch einseitig beeinflussend wirken, wobei 
Journalist:innen dem wenig entgegensetzen können. Unternehmerische und 
machtpolitische Interessen von Eigentümer:innen machen Interferenzen mit 
den Deutungsstrukturen von Journalist:innen, aber auch mit normativen 
Erwartungsstrukturen wahrscheinlich. Mit Vorgesetzten besteht durch eine 
hierarchische Beziehung ebenfalls eine formale Verhandlungskonstellation. 
Situativ ist aber auch hier ein einseitiger, von Führungskräften ausgehender, 
in Einzelfällen aber auch beidseitiger Modus der Beeinflussung denkbar. 
Leitende Journalist:innen stellen das Bindeglied zwischen unternehmeri-
schen und publizistischen Zielen dar. Sie sind die zentrale Instanz für die 
Abstimmung konkreter journalistischer Arbeiten und deren Qualität. Mit 
internen Kolleg:innen befinden sich Journalist:innen in einer engen und 
stabilen wechselseitigen Beobachtungskonstellation. Auch ohne gewich-
tige Einflusspotenziale kann diese durch redaktionelle Sozialisation stark 
handlungsleitend werden. Innerhalb dieses Prozesses ist insbesondere von 
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der Dynamik einer Abweichungsdämpfung auszugehen. Dabei werden Hand-
lungsziele und Praktiken durch Kolleg:innen sozial geahndet, die von ge-
genseitiger Erwartungssicherheit bietendem, auf geteilten Deutungs- oder 
Erwartungsstrukturen basierendem Handeln abweichen.

Als bedeutsame externe Bezugsgruppe für die Realisierung von Nachrich-
tenqualität kommen Politiker:innen als demokratisch legitimierte Funktions-
eliten in Betracht. Mit ihnen befinden sich Journalist:innen im Modus enger 
wechselseitiger Beobachtung und punktueller wechselseitiger Beeinflussung. 
Einerseits geschieht dies im Sinne einer gemeinsam geteilten politischen 
Kommunikationskultur durchaus rollen- und normenkonform und es gibt 
das beiderseitige Bemühen um stabile persönliche Beziehungen. Anderer-
seits stehen in der Beziehung zwischen Politiker:innen und Journalist:innen 
der Zugang zur journalistischen Agenda und (Exklusiv-)Informationen als 
Ressourcen und damit Einflusspotenziale zwischen beiden Gruppen spiegel-
bildlich gegenüber; damit kann es schnell zu einer eigendynamischen Diffusion 
von kalkulierender Interessenverfolgung kommen, wie es in labilen wechselseiti-
gen Abhängigkeitsverhältnissen typisch ist. In einer ähnlichen  –  wenngleich 
wenig beachteten  –  Konstellation stehen Journalist:innen mit politischen 
Beamt:innen. Die Interessenlagen zeigen sich hier ähnlich zu Politiker:innen. 
Aufgrund des nur selektiven und eher sachbezogenen Interesses an medialer 
Aufmerksamkeit durch Beamt:innen und deren geringen Nachrichtenwerts 
ist aber von weniger starken gegenseitigen Abhängigkeiten auszugehen. 
Ähnliches trifft auf Interessengruppen wie Lobbygruppen oder organisierte 
Interessenverbände zu. Sie haben ebenfalls ein Interesse, journalistische 
Inhalte zu beeinflussen. Gleichzeitig bringen sie aber weniger Einflusspo-
tenziale als Politiker:innen mit und ihr nutzenkalkulierender Interaktions-
modus ist offensichtlicher. Deshalb ist von im Modus mit Politiker:innen 
vergleichbaren, aber weniger engen Abstimmungen zwischen ihnen und 
Journalist:innen auszugehen. Die externen Konstellationsstrukturen von 
Journalist:innen zeigen auf, inwiefern die Art der Konstellation über die 
Akteur:innenvielfalt in der Berichterstattung entscheiden kann: Stetige 
wechselseitige Beobachtung als Basis jedes weiteren Interaktionsmodus er-
fordert Zeit und Ressourcen, die im Journalismus knapp sind. Hier ist davon 
auszugehen, dass Journalist:innen im Zweifel statusstarke Bezugsgruppen 
präferieren, was die medialen Repräsentations- und Artikulationschancen 
statusschwacher Gruppen vermindert.

Auf Journalist:innen wirken darüber hinaus Einflüsse, die hochrele-
vant für Nachrichtenqualität sind und mehrheitlich in Konstellations
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strukturen vermittelt werden, die aber auch anderen Strukturen in-
härent sind und zudem als abstrakte und globale Einflüsse wahr-
genommen werden, wie Journalist:innen sie nur unzureichend auf 
Akteur:innenkonstellationen zurückführen können. Aus diesem 
Grund  –  und, um sie analytisch und in weiterer Folge empirisch kla-
rer greifbar machen zu können  –  werden diese abstrakten Einflüsse 
getrennt betrachtet. Zum einen ist dies eine ökonomische Maxime, die ei-
gentlich der Logik des wirtschaftlichen Teilsystems entstammt. In hoch 
ausdifferenzierten kapitalistischen Gesellschaften besitzt die Wirtschaft 
jedoch ein Primat und führt im Journalismus nicht nur eine organisato-
rische Koexistenz in wirtschaftlichen Abteilungen von journalistischen 
Organisationen, sondern tangiert die Logiken nahezu aller handlungs-
prägenden journalistischen Strukturdimensionen. Dadurch kann sie von 
Journalist:innen als ›natürlicher‹ Aspekt ihrer Tätigkeit wahrgenommen 
werden (vgl. Sjøvaag 2013: 159). Konkret wird eine ökonomische Maxime 
für Journalist:innen in Form von Profiterwartungen erlebbar, die sich in einer 
Reichweitenorientierung niederschlägt, sowie durch werbliche Überlegungen. 
Beides wird mehrheitlich als immanente Gefahr für Nachrichtenqualität 
argumentiert, die vor allem normativen Erwartungen an Journalismus 
entgegenstehen. Mit ökonomischen Erwägungen eng verbunden sind 
Ressourcen und Zeit für die Berichterstattung, die sich in Relation zur 
ökonomischen Basis von Medienorganisationen bemessen. Sie werden in 
Konstellationsstrukturen mit Vorgesetzten an Journalist:innen allokiert. 
Ressourcen stehen in einem rekursiven Verhältnis mit Handlungsinten-
tionen, weil einerseits nur denkbar ist, was realistisch realisiert werden 
kann, und sich andererseits der ›Wert‹ spezifischer Ressourcen danach 
bemisst, was mit dem Handeln erreicht werden soll. In einer engen Ver-
bindung zu Nachrichtenqualität stehen Ressourcen und Zeit aufgrund 
ihrer limitierenden Wirkung auf den Rechercheprozess. Als abschließen-
der abstrakter Einfluss, von dem anzunehmen ist, dass er journalistische 
Performanz mitbestimmt, erscheint die Autonomie von Journalist:innen im 
Sinne des Freiraums, der ihnen zur Realisierung ihrer beruflichen Ziele 
zur Verfügung steht. Die individuelle professionelle Autonomie wird 
von anderen Teilsystemen und ihren Akteur:innen begrenzt, wie sie auch 
die äußere Autonomie des Journalismus auf systemischer Ebene umrei-
ßen; zusätzlich ist anzunehmen, dass intern Konstellations- und auch 
Erwartungsstrukturen als autonomieeinschränkend empfunden werden, 
wenngleich dies die Qualität der Berichterstattung auch steigern kann.
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Nachrichtenqualität aus Perspektive der Akteur:innen-Struktur-
Dynamik

Zusammenfassend wird also der Handlungsrahmen, in dem Journalist:innen 
unterschiedliche Formen und Ausprägungen von Nachrichtenqualität rea
lisieren, durch spezifische Deutungs-, Erwartungs- und Konstellations-
strukturen aufgespannt: Als Deutungsstrukturen sind journalistische 
Rollenverständnisse und eigene politische Ansichten von Journalist:innen 
zu sehen. Interne normative Erwartungsstrukturen stellen redaktionelle 
Linien und Presse- und Medienkodizes sowie externe die rechtlichen Rah-
menbedingungen des Journalismus und die Publikumserwartungen dar. 
Interne Konstellationen existieren mit Eigentümer:innen, Vorgesetz-
ten und Kolleg:innen sowie externe Konstellationen mit Politiker:innen, 
Beamt:innen und Interessengruppen. Aus diesen Konstellationen gehen zu-
dem eine ökonomische Maxime, die Verfügbarkeit von Ressourcen und Zeit 
sowie Autonomie als abstrakte Einflüsse hervor. Die Akteur:innen-Struktur-
Dynamik betont dabei, dass die verschiedenen Strukturen komplex zusam-
menwirken, wodurch Handeln zum einen mehrheitlich transintentional ist 
und zum anderen nur als handelndes Zusammenwirken von Akteur:innen und 
ihren Bezugsgruppen zu verstehen ist. Vor diesem Hintergrund erscheint 
Nachrichtenqualität als das Ergebnis (trans-)intentionalen journalistischen Han-
delns bzw., präziser gesprochen, als das Ergebnis strukturell überformten, (trans-)
intentionalen handelnden Zusammenwirkens zwischen Journalist:innen und ihren 
internen wie externen Bezugsgruppen.

Die theoretische Annahme, wie diese Strukturen handlungsleitend wer-
den  –  und damit Nachrichtenqualität beeinflussen  –  ist, dass »[v]or jede 
Handlungsentscheidung […] eine besondere ›Definition‹ der Situation ge-
schaltet [wird], die erst die Präferenzen und die Erwartungen strukturiert, 
von denen dann erst die Selektion eines Handelns ausgeht« (Esser 1997: 
69, Kursivsetzung im Original). In einem ersten Schritt bilden die darge-
legten Strukturen also eine spezifische Logik der Situation (vgl. Schimank 
2016: 24; vgl. Esser 1996). Sie bemisst sich nach deren Einflussstärke und 
der von ihnen implizierten Handlungsrichtungen und bestimmt damit 
die journalistischen Handlungsoptionen. Theoretisch haben dabei Deu-
tungsstrukturen als Ausdruck des ›Wollens‹ »den Primat in dem Sinne 
[…], dass Sollen und Können sich überhaupt erst daran abschätzen lassen, 
was gewollt wird« (Schimank 2005: 41). Dennoch ist denkbar und in be-
stimmten Fällen wahrscheinlich, dass das durch Deutungsstrukturen an-
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gestoßene Handeln durch Interferenzen mit anderen Strukturen derart ins 
Transintentionale ›abrutscht‹, dass das Ergebnis des Handelns kaum noch 
rekonstruierbar in Bezug zum ›Wollen‹ steht. Durch das Zusammenwirken 
der Strukturen, so die Annahme, »entstehen Sinnbezirke, in denen nur ein 
bestimmtes Handeln Sinn macht« (Arnold 2009: 148). Dem muss jedoch 
das Argument entgegengehalten werden, dass die »Menge und Verschie-
denartigkeit von strukturellen Bedingungen, die auf einen Handelnden 
in einer Situation einwirken, […] zu groß« (Schimank 2016: 25) ist, um 
zielsicher solche Sinnbezirke zu identifizieren. So umfassend der Versuch 
ist, für Handeln konstitutive Strukturen zu identifizieren, so bleibt er vor 
der Komplexität und vor allem der Kontingenz sozialen Handelns stets 
eine mehr oder weniger »selektive Betrachtung und Beschreibung einiger 
weniger struktureller Bedingungen, denen man bei der Prägung des zu 
erklärenden Handelns einen überragenden kausalen Einfluss beimisst« 
(ebd.). Dies trifft auch auf die hier vorgenommene Darlegung der Bedin-
gungen des Zustandekommens von Nachrichtenqualität zu. Sie muss in 
diesem Sinne deshalb immer kursorisch bleiben. Die Folge davon ist, dass 
es auch ein induktives Moment  –  in diesem in der empirischen Analyse 
der Entstehungsbedingungen von Nachrichtenqualität eine explorative 
Logik  –  braucht, um »die Logik der Situation im Hinblick auf das jeweilige 
Handlungsergebnis zu rekonstruieren« (Baugut/Reinemann 2022: 13).

Innerhalb der jeweiligen Logik der Situation wählen Akteur:innen 
gemäß der Logik der Selektion (vgl. Schimank 2016: 24; vgl. Esser 1996) aus 
den ihnen offenstehenden Handlungsoptionen jene, die ihrem (zumin-
dest situativen) Handlungsantrieb entspricht. Aufgrund der theoretischen 
»Affinität« (Neuberger 2016: 297) zwischen den drei Strukturdimensio-
nen und den dargelegten Akteur:innenmodellen werden auch Letztere 
für die Analyse der Genese von Nachrichtenqualität aufschlussreich. Als 
Homines Sociologici orientieren sich Journalist:innen an normenkonfor-
men Erwartungsstrukturen, als Homines Oeconomici nutzenkalkulie-
rend an Konstellationsstrukturen und als Identitätsbehaupter:innen an 
Deutungsstrukturen. Ein Ausleben von Handlungsantrieben als Emotio-
nal Person ist nicht relational zu diesen Strukturen und ein potenzielles 
Störrisiko für systemische Ordnungen. Aufgrund der Theoretisierung von 
Journalist:innen als Hybride zwischen Homines Sociologici und Homi-
nes Oeconomici (vgl. Lauerer 2021: 43; Reich/Barnoy 2020: 977) kann 
von einem besonderen Stellenwert von institutionellen Ordnungen und 
Akteur:innenkonstellationen für ein Verständnis von Nachrichtenqualität 
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ausgegangen werden. Das Zustandekommen verschiedener Formen von 
Nachrichtenqualität ist also grundsätzlich als das Zusammenwirken ver-
schiedener (in diesem Kapitel dargelegten) Strukturen zu sehen, wie sie 
eine Affinität zu Handlungsantrieben aufweisen. Es ist aber einerseits von 
der spezifischen Ausgestaltung der jeweiligen Strukturen im konkreten 
Fall abhängig. Dies wird im Aufzeigen von Potenzialen für verschiedene 
Formen von Nachrichtenqualität in Österreich berücksichtigt (vgl. Kap. 4). 
Zum anderen kann das spezifische Zusammenwirken niemals letztgültig 
prospektiv theoretisiert werden, sondern muss stets bis zu einem gewissen 
Grad explorativ erschlossen werden (vgl. Kap. 5).

Nachrichtenqualität als journalistischer Prozess der Aushandlung

Eine gewichtige Folge, die sich aus dem Zusammenwirken von Struk-
turen und der Wahrscheinlichkeit von Transintentionalität ergibt, ist 
der Umstand, dass es für die Realisierung von Intentionen einen Pro-
zess der Aushandlung braucht. Es ist anzunehmen, dass Journalist:innen 
nicht immer oder sogar mehrheitlich nicht realisieren können, was sie wol-
len  –  oder aber nicht wollen, was sie sollen. Im Speziellen sind sie innerhalb 
der Interaktion mit anderen Akteur:innen vielfach Intentionsinterferenzen 
ausgesetzt. Es ist deshalb anzunehmen, dass es bei der Realisierung von 
verschiedenen Formen von Nachrichtenqualität zu verschiedenen Arten 
von Aushandlungsprozessen kommt. Einerseits sind kognitive Aushand-
lungsprozesse von Journalist:innen zu erwarten, beispielsweise wenn es 
um die Umsetzung von bestimmten Rollen mit spezifischen Konfliktpo-
tenzialen (vgl. Raemy/Vos 2021; Schimank 2016: 66ff.) geht. Andererseits 
sind Aushandlungen von Intentionen mit anderen Akteur:innen im Sinne 
von »Aushandlungsprozessen über die journalistische Gestaltungsfreiheit« 
(Bolz/Charbonneaux 2018: 52) erwartbar, die wiederum in »Praktiken 
der Aushandlung von Macht« (Lünenborg 2012b: 454) zwischen Journa-
lismus und seinen Bezugssystemen eingebettet sind. Schließlich geht es 
bei Nachrichtenqualität als eine manifeste Darstellungslogik in digitalen 
und analogen Medienprodukten nicht zuletzt um »Produktionskultur und 
die soziale Aushandlung symbolischer Formen« (Negus 2002: 249), also 
um als adäquat empfundene Praktiken der sprachlichen und textuellen 
Vermittlung von journalistischen Inhalten.

Um solche Aushandlungen zu verstehen, ist zwingend der prozedurale 
Charakter journalistischer Nachrichtenproduktion zu berücksichtigen. 
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Die Journalismusforschung stellt hier verschiedene Konzepte bereit, die den 
Nachrichtenproduktionsprozess systematisieren. So teilen ihn Domingo 
et al. (vgl. 2008: 333) beispielsweise in die Phasen von Zugang und Beobach-
tung, Auswahl bzw. Filterung, Ver- bzw. Bearbeitung, Distribution bzw. Verbreitung 
und Interpretation ein. Hoxha und Hanitzsch (vgl. 2018: 50) sprechen von den 
drei Phasen der Ideenfindung, Entwicklung eines Narratives und Präsentation einer 
›Geschichte‹. Sie betonen insbesondere, dass diese Phasen im Recherche- und 
Produktionsprozess zirkulär aufeinander bezogen sind und das Ergebnis 
einer Phase sein kann, dass Journalist:innen noch einmal einen oder meh-
rere Schritte zurückgehen. Während sich die Forschung stark mit Fragen 
der Nachrichtenauswahl beschäftigt hat, sind die späteren Phasen der Fest-
legung einer Darstellungslogik von Nachrichten  –  welche als entscheidend 
für die vorgestellten Nachrichtenqualitätsstandards zu sehen sind  –  wenig 
beforscht, vor allem wenn es um die hier zum Tragen kommenden Einflüsse 
geht (vgl. Neuberger 2020: 2). Auch für die Frage, welche Akteur:innen 
in der Berichterstattung zu Wort kommen, haben sich spezifische Phasen 
der Nachrichtenproduktion als entscheidend erwiesen (vgl. Brüggemann 
2013; Haapanen 2020; Reich 2006). Vor diesem Hintergrund erscheint die 
journalistische Aushandlung von Nachrichtenqualität als mehrteiliger 
Prozess der Aushandlung von Einflüssen und Intentionen. Sie erscheint 
als »Kette von Entscheidungen« (Reinemann 2008: 219), wobei jede dieser 
Entscheidungssituationen eine strukturell überformte Logik der Situation 
besitzt und das Ergebnis jeder einzelnen Phase die Ausgangsbedingungen 
der folgenden mitbestimmt. Die Genese von Nachrichtenqualität kann da-
mit nur in einer Prozessperspektive verstanden werden.

Verschiedene Formen von Nachrichtenqualität erscheinen vor dem 
Hintergrund handelnden Zusammenwirkens und der hohen Wahrschein-
lichkeit von Transintentionalität als das Ergebnis eines komplexen jour-
nalistischen Prozesses  –  aber dennoch keinesfalls eines beliebigen. Pro-
zesshaftes handelndes Zusammenwirken besitzt einen Handlungsimpuls 
als Ausgangspunkt, der sich »mit den Impulsen der anderen involvierten 
Akteure gleichsam wie bei der Vektoraddition verbindet«; auch wenn 
sich das Ergebnis schließlich weit von der ursprünglichen Handlungs-
intention entfernt, so setzt es »sich doch in seiner Richtung und Stärke 
nur aus ihnen« (Schimank 2007b: 125) zusammen. Zwar wurde argumen-
tiert, dass Journalist:innen zu einem gewissen Teil nach einem ›Bauchge-
fühl‹ entscheiden (vgl. Schultz 2007). Zudem können sich auch integra-
tive Sozialtheorien der mangelnden Zugänglichkeit mancher Entschei-
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dungen im Rahmen sozialen Handelns nicht entziehen (vgl. Bourdieu 
1998; Giddens 1984/2009). Dennoch liefert der Blick auf Journalismus als 
Akteur:innen-Struktur-Dynamik vielfache systematische Anhaltspunkte, 
um diesen Prozess zu entschlüsseln. Auch wenn die »Kontingenz media
ler Wirklichkeitskonstruktionen«  –  immer »könnte alles auch anders 
sein, anderes selektiert und anders berichtet werden« (Loosen/Scholl 
2017: 349)  –  Grenzen des Theoretisierbaren setzt, so soll der vorgestellte 
theoretische Rahmen »analytische Werkzeuge« (Schimank 2016: 28) dafür 
bereitstellen, die Genese verschiedener demokratietheoretisch fundierter 
Formen von Nachrichtenqualität bestmöglich zu verstehen.
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4.	 Potenziale für 
Nachrichtenqualität in Österreich

Wie argumentiert lassen sich zwar theoretische Verbindungen zwischen 
Strukturen und Handelnden im Journalismus und Nachrichtenqualität als 
deren Ergebnis herstellen. Stärke und Ausmaß eines erwartbaren Einflus-
ses hängen aber von deren Ausgestaltung im konkreten Fall ab. Deshalb 
werden im Folgenden Strukturen und Akteur:innen im österreichischen 
Journalismus vorgestellt und darauf basierend eine Einschätzung vorge-
nommen, welche Potenziale für spezifische Formen von Nachrichtenquali-
tät er mitbringt. Der Begriff ›Potenziale‹ ist dahingehend zu verstehen, dass 
sich Nachrichtenqualität als das Ergebnis journalistischen Handelns  –  im 
Sinne von strukturell überformtem handelnden Zusammenwirken  –  aus 
verschiedenen Handlungsantrieben speist. Je stärker sich Handlungsan-
triebe für eine spezifische Nachrichtenqualität im Vergleich der Strukturen 
überlagern, desto komplikationsloser ist diese für Journalist:innen zu er-
reichen, desto wahrscheinlicher ist deren Realisierung  –  und desto höher 
ist damit das bestehende Potenzial für diese Form von Nachrichtenqualität.

Im Allgemeinen gilt das österreichische Mediensystem als demokra-
tisch-korporatistisches (vgl. Hallin/Mancini 2004: 67f.) bzw. zentral-
westliches (vgl. Brüggemann et al. 2014: 1056) und zeichnet sich demnach 
durch vergleichsweise hohe Reichweiten der Printpresse, die historischen 
Wurzeln einer starken Parteipresse, einen relativ hohen Professionalisie-
rungsgrad, institutionalisierte Medien(-selbst-)regulierung und eine starke 
Stellung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks aus, auch wenn einige dieser 
Aspekte umstritten sind  –  Karmasin (vgl. 2018: 9) bezweifelt beispielsweise 
den Professionalisierungsgrad  –  bzw. sich seit einiger Zeit folgenreich 
wandeln. Darüber hinaus gehört ein hohes Maß an Medienkonzentration 
zu den Charakteristika des österreichischen Mediensystems, die sich über 
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Jahrzehnte nachzeichnen lässt (vgl. Knoche 1996; Melischek et al. 2005; 
Steinmaurer 2010) und die auch im Zuge der Verlagerung der Mediennut-
zung hin zu digitalen Kanälen ungebrochen ist (vgl. Trappel 2019). Letz-
teres liegt daran, dass es in Österreich kaum native Digitalangebote gibt, 
sondern der Online-Markt zwischen den analogen Anbietern aufgeteilt ist.

Das hohe Konzentrationsniveau bedingt sich einerseits durch die nach 
wie vor starke Stellung des ORF, was durch dessen Pflicht zur Binnenplu-
ralität hinsichtlich Medienperformanz weniger kritisch ist. Aufgrund der 
fortschreitenden Etablierung von privaten Rundfunkanbietern, welche 
sich bedingt durch die späte Dualisierung des Rundfunkmarkts Anfang 
der 2000er-Jahre (vgl. Trappel 2007) erst nach und nach vollzieht, verliert 
er jedoch sukzessive Marktanteile. Zur Konzentration trägt andererseits 
der reichweitenstarke Boulevardsektor bei, der mehrheitlich in den Hän-
den weniger Personen bzw. Familien liegt. Dies lag und liegt auch an der 
»übermächtigen Krone« (Magin/Stark 2011: 97, Kursivsetzung im Origi-
nal), die zwar nach wie vor mit über 20 Prozent Tagesreichweite (vgl. Ar-
beitsgemeinschaft Media-Analysen 2023) ihresgleichen sucht, aber 
kontinuierlich Leser:innen an die in Österreich ebenso ungewöhnlich 
starke Gratispresse verliert (vgl. Lohmann/Riedl 2019: 217). Die Eigen-
tumsstrukturen österreichischer Medien sind nicht nur innerhalb der 
Mediensektoren verbunden, sondern auch zwischen ihnen (vgl. Kalten-
brunner 2019: 187ff.). Die in der Nachkriegszeit prägenden Parteimedien 
verloren zwar in den 1960er-Jahren ihre Relevanz (vgl. Kaltenbrunner 
2019: 179f.). Seit einigen Jahren gewinnen jedoch Online-Portale, die von 
Parlamentsclubs betrieben, aus Parteimitteln finanziert oder von partei-
nahen Eigentümer:innen herausgegeben werden, wieder an Bedeutung, 
was wissenschaftlich jedoch noch nicht aufgearbeitet wurde bzw. wird.

Medienökonomisch stehen österreichische Medien vor der Herausfor-
derung eines kleinräumigen Kommunikationsraums, was zu nur begrenzt 
steigenden Skalenerträgen führt. Sie stehen zudem in Konkurrenz zu Me-
dienangeboten aus Deutschland, die in Österreich in relevantem Umfang 
genutzt werden (vgl. Gadringer et al. 2022: 47ff.). Die Medienpolitik in 
Österreich setzt vor diesem Hintergrund  –  neben der Finanzierung des 
ORF als öffentlich-rechtliches Medium  –  auf eine spezifische Medienför-
derung, die jedoch lange nicht an Qualitätskriterien gekoppelt war (vgl. 
Kaltenbrunner 2019: 190ff.). Sie wurde 2022 novelliert und stärker auf 
digitale Medien ausgerichtet (vgl. Parlamentsdirektion der Repu-
blik Österreich 2022). Ein zu schwacher Bezug zu Qualitätskriterien 



162

﻿Potenziale für Nachrichtenqualität in Österreich

wird aber weiterhin kritisiert. Ohnehin wird infrage gestellt, ob staatliche 
Subventionen nicht zwingend auf eine politische Einflussnahme hinaus-
laufen (vgl. Beck et al. 2010: 41). Darüber hinaus werden österreichische 
Medien durch eine intransparente Inseratenpolitik der Regierung finan-
ziell unterstützt, die jedoch demokratischer Kontrolle entzogen ist, deren 
Höhe die Medienförderung um ein Vielfaches übersteigt und die primär 
in den Boulevard fließt (vgl. Kaltenbrunner 2021). In diesen einerseits 
für Zentraleuropa typischen, andererseits aber an für Medienperformanz 
neuralgischen Punkten sehr spezifischen Rahmenbedingungen haben sich 
die Deutungs-, Erwartungs- und Konstellationsstrukturen herausgebildet, 
unter denen österreichische Journalist:innen Nachrichten produzieren.

4.1	 Deutungsstrukturen österreichischer 
Journalist:innen

Journalistische Rollenverständnisse in Österreich

Die journalistische Kultur in Österreich entspricht einer typisch westlichen 
und beinhaltet demnach das Primat einer am Objektivitätsideal orientier-
ten, aber auch kontextsensitiv einordnenden Berichterstattung. So stellen 
Hanitzsch und Lauerer (2019: 158) fest, »[i]m internationalen Vergleich 
stechen Journalisten in Deutschland, Österreich und der Schweiz durch 
den ausgeprägten Anspruch heraus, unparteiische Beobachter des Gesche-
hens zu sein sowie aktuelles Geschehen einzuordnen und zu analysieren«. 
Unter den von einer klar überwiegenden Mehrheit der österreichischen 
Journalist:innen stark vertretenen journalistischen Rollenverständnis-
sen findet sich demnach der Anspruch einer möglichst ›spiegelbildlichen‹ 
Abbildung der Realität, der Einordnung und Analyse, der unparteilichen 
Beobachtung sowie der Bereitstellung von Informationen als Grundlage 
für politische Entscheidungen. Ein Bildungsideal, das wie dargelegt rele-
vant für den vergleichsweise hohen intellektuellen Anspruch deliberativer 
Diskurse sein kann, befürwortet ebenfalls mehr als die Hälfte der öster-
reichischen Journalist:innen stark. Knapp die Hälfte möchte zudem die 
Bevölkerung aktiv zur Teilhabe am politischen Geschehen motivieren (vgl. 
Hanitzsch/Lauerer 2019: 140ff.). Dieses Bild bestätigen auch neuere Daten 
(vgl. Kaltenbrunner et al. 2020: 162ff.). Die These eines Nachwirkens der 
Zeiten der Parteipresse im Sinne eines stärkeren Hangs zum Standpunkt-
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journalismus (vgl. Karmasin/Kraus 2010: 222f.) lässt sich demnach kaum 
noch aufrechterhalten. Aus demokratietheoretischer Perspektive hängen 
die Rollen österreichischer Journalist:innen nicht sehr distinkt entlang 
der Kernideen der drei Demokratiemodelle zusammen. Vielmehr gibt es 
eher eine Diskrepanz, in welchem Umfang sich Journalist:innen mit de-
mokratisch relevanten Rollen identifizieren (vgl. Riedl 2019: 1387f.). Sie 
divergieren jedoch maßgeblich zwischen den Informationsmedien und der 
Boulevard- bzw. Gratispresse (vgl. Lohmann/Riedl 2019). Neben diesen 
politischen Rollen im engeren Sinne lässt sich in Österreich eine zuneh-
mende und »relative große Bedeutung einer Alltags-, Unterhaltungs- und 
Publikumsorientierung« (Hanitzsch/Lauerer 2019: 160) feststellen, wobei 
es beispielsweise für knapp die Hälfte der Journalist:innen sehr wichtig ist, 
ihren Rezipient:innen Unterhaltung und Entspannung zu liefern  –  ein 
Trend, der sich weiterhin fortsetzt (vgl. Kaltenbrunner et al. 2020: 172). 
Offen ist dabei, ob Journalist:innen diese lebensweltlichen Ziele mit de-
mokratietheoretisch fundierten Qualitätsansprüchen in Einklang bringen 
oder sie sich entgegenstehen.

Demokratieverständnisse und politische Orientierungen in 
Österreich

Zum Demokratieverständnis österreichischer Journalist:innen existieren 
keine empirischen Daten. Nachdem sich beispielsweise im US-Kontext ge-
zeigt hat, dass das Demokratieverständnis von Journalist:innen durchaus 
von der realpolitischen Verfasstheit abweicht (vgl. Wolfgang et al. 2019: 
1984), scheint es nicht zielführend, von der repräsentativen Verfasstheit 
der österreichischen Demokratie (vgl. Rosenberger/Stadlmair 2014) 
auf Journalist:innen schließen zu wollen. Hinsichtlich ihrer politischen 
Orientierung ordnen sich österreichische Journalist:innen mit einem Wert 
von 4,7 auf einer Skala von null (links) bis zehn (rechts) marginal links 
der Mitte (fünf) ein, wobei ältere Journalist:innen, solche in Führungs-
positionen und solche mit einem höheren Einkommen weiter nach rechts 
rücken (vgl. Dietrich-Gsenger/Seethaler 2019: 54ff.). In älteren Befra-
gungen sehen sich österreichische Journalist:innen mit einem Wert von 
42 auf einer Skala von eins (links) bis 100 (rechts) weiter links  –  und auch 
linker als die Bürger:innen, die in einer zeitgleichen Bevölkerungsbefra-
gung bei 51 landen (vgl. Kaltenbrunner et al. 2008: 44). Neuere Daten 
existieren nicht, weil in der letzten Repräsentativbefragung derart viele 
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Journalist:innen die Frage nach der politischen Orientierung verweigert 
haben, dass die Studienautor:innen keine Basis für valide Werte sehen (vgl. 
Kaltenbrunner et al. 2020: 179). Zusammenfassend scheint es im öster-
reichischen Journalismus also keine ausgeprägte politische Verschiebung 
zu geben  –  weder nach links noch nach rechts. Die politische Orientierung 
scheint zudem eine Kategorie zu sein, die ein Gutteil der Journalist:innen 
von ihrer professionellen Einstellung getrennt sehen will.

4.2	 Erwartungsstrukturen an Journalismus in 
Österreich

Redaktionelle Linien österreichischer Medien

In Anlehnung an die Idee von ›Qualitätsmedien‹ als »Leuchttürme der öf-
fentlichen Kommunikation« (Blum et al. 2011) wurde Österreich hinsicht-
lich der redaktionellen Linien des Nachrichtenjournalismus als »Land ohne 
Leuchttürme« (Magin/Stark 2011) bezeichnet. Magin und Stark (ebd.: 111) 
diagnostizierten vor rund zehn Jahren, dass »Qualitätszeitungen«, die 
sie in einem repräsentativen bis deliberativen Verständnis als unparteili-
che Organe der Debatte über öffentlich relevante Themen begreifen, »im 
Land weder eine starke Tradition noch eine bedeutende Marktposition« 
aufweisen. Sie folgern, dass es in Österreich weniger um die »Krise der 
Qualitätsmedien«, sondern eher um »die grundsätzliche Absenz dieses 
Medientyps« (ebd.) geht und problematisieren, dass die Medienlandschaft 
vielmehr durch gesellschaftspolitische Achsen geprägt ist. Seitdem hat 
sich an den Strukturen des österreichischen Medienmarkts jedenfalls an-
bieterseitig  –  vom Versterben einiger Zeitungen abgesehen  –  wenig ver-
ändert. Dies liegt unter anderem daran, dass die in anderen Ländern für 
den Markt disruptiven Online-Medien in Österreich auch in den Händen 
etablierter Medien liegen und es kaum native Online-Medien gibt (vgl. 
Trappel 2019: 11).

In diesem Sinne ist der österreichische Medienmarkt16 durch rela-
tiv distinkt abgrenzbare Phänomene mit historischen Wurzeln geprägt 

16	 Die folgende Auseinandersetzung bezieht nur die strukturellen Rahmenbedingungen der im 
Mediensample vertretenen Medien ein (vgl. Tab. 2 in Kap. 6.1.1). Damit bleiben Rahmenbedin-
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und zeichnet sich durch vergleichsweise klare redaktionelle Linien aus, 
die mehrheitlich auch kodifiziert sind. So geben knapp drei Viertel der 
Journalist:innen an, dass ihre Redaktion ein verschriftlichtes redaktio-
nelles Leitbild besitzt. Im Vergleich zu einer Erhebung rund zehn Jahre 
zuvor haben diese deutlich an Relevanz gewonnen (vgl. Kaltenbrunner 
et al. 2020: 200). Veröffentlicht sind solche redaktionellen Linien hinsicht-
lich des Untersuchungssamples der vorliegenden Studie nur in zwei Fäl-
len, nämlich bei Der Standard und bei Die Presse (vgl. Der Standard 2022; 
Die Presse 2010). Laut dem Mediengesetz haben Medien in Österreich 
aber eine Offenlegungspflicht, die zwingend eine »Erklärung über die 
grundlegende Richtung eines periodischen Druckwerks (Blattlinie) oder 
sonst eines periodischen Mediums« (Mediengesetz 2022, § 25, Abs. 4: 1) 
enthalten muss. Auch wenn sich diese meist auf wenige Worte oder Sätze 
beschränkt, so liefern diese Hinweise auf die redaktionelle Ausrichtung. 
Wie sich die einzelnen Medien in ihren redaktionellen Linien gesellschafts-
politisch und/oder professionell verorten, divergiert stark. Allgemein gese-
hen schätzen 44 Prozent der Journalist:innen die politische Richtung ihres 
Mediums weder rechts noch links, 25 Prozent (eher) links und 15 Prozent 
(eher) rechts ein (vgl. Kaltenbrunner et al. 2020: 180f.).

Ein für die österreichische Nachrichtenlandschaft konstitutives Cha-
rakteristikum ist das »Phänomen eines starken Zeitungsboulevards« (Kal-
tenbrunner 2019: 185, Hervorhebung weggelassen), das wie dargelegt vor 
allem von der reichweitenstarken Kronen Zeitung bestimmt ist. Die Kronen 
Zeitung wird im österreichischen Journalismus stark diskutiert, wobei 
vor allem »die Auswirkungen ihrer speziell in Kampagnen gebündelten 
Meinungsmacht« (Magin/Stark 2011: 97) thematisiert werden. In diesem 
Sinne gehen knapp zwei Drittel der österreichischen Journalist:innen davon 
aus, dass die Kronen Zeitung am stärksten die politische Tagesordnung be-
stimmt (vgl. Kaltenbrunner et al. 2020: 180). Ein Nachweis eines »›Krone-
Effekts‹« (Arendt/Brantner 2017: 52, Kursivsetzung im Original) wurde 
auch empirisch erbracht, indem zumindest ein Zusammenhang zwischen 
der Rezeption der (redaktionell vorselektierten) Leser:innen-Briefe und der 
Wahl EU-kritischer Europaparteien gezeigt wurde. In der Erklärung ihrer 

gungen für nicht im Sample vertretene Medientypen  –  die für den Nachrichtenjournalismus 
in Österreich aber auch weniger relevant sind –, wie beispielsweise native Online-Medien und 
privater Rundfunk, ausgespart.
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grundlegenden Richtung findet sich dieses Bekenntnis zu Standpunkten 
auch offen wieder, wo sie sich zur »Vielfalt der Meinungen ihres Heraus-
gebers und der Redakteure« (Kronen Zeitung 2023) bekennt. Krone.at als 
redaktionell von der Printzeitung unabhängig organisiertes Medienange-
bot positioniert sich hier nach außen anders, es »versteht sich als das Inter-
net-Portal für alle Österreicher und […] ist unabhängig« (krone.at 2023).

Eng verbunden mit dem Boulevardsektor ist in Österreich das »noch 
junge Phänomen der Billig- und Gratiszeitungen« (Kaltenbrunner 2019: 
185, Hervorhebung weggelassen), die sich nicht nur Zielgruppen teilen, 
sondern deren Eigentümer:innen teilweise auch familiär verbunden sind. 
So ist die reichweitenstärkste Gratiszeitung Heute die direkte Nachfolgerin 
einer Gratiszeitung, die vom damaligen und mittlerweile verstorbenen 
Herausgeber der Kronen Zeitung, Hans Dichand, selbst gegründet wurde, 
um auch auf diesem Markt konkurrieren zu können. Mittlerweile befin-
det sich Heute in der Hand von Dichands Schwiegertochter, Eva Dichand, 
die mit dem aktuellen Herausgeber der Kronen Zeitung und Sohn ihres 
Gründers, Christoph Dichand, verheiratet ist (vgl. Lohmann/Riedl 2019: 
216f.). Auch der Gratissektor wird hinsichtlich seiner oftmals aktiven po-
litischen Positionierung problematisiert. In ihrer Erklärung der grund-
legenden Richtung positioniert sich Heute dem entgegen und bezeichnet 
sich als »unabhängig von allen politischen Parteien, Institutionen und 
Interessengruppen« (Tageszeitung Heute 2021). Als am zweitstärksten 
gelesene Gratiszeitung (wobei sie auch in kleiner Auflage verkauft wird) ist 
Österreich. Deren Gründer und Herausgeber, Wolfgang Fellner, wurde und 
wird für zahlreiche medienethische Übertretungen kritisiert (vgl. Fidler 
2009). Er steht mit im Mittelpunkt einer laufenden Korruptionsaffäre rund 
um die ÖVP, in der Fellner vorgeworfen wird, wissentlich manipulierte 
Umfragen veröffentlicht zu haben (vgl. Kienzl/Matzenberger 2021). 
Österreich wurde schon einige Jahre nach dessen Erscheinen »aufgrund 
neuartiger Grenz- und Normüberschreitungen« (Stark/Magin 2009: 60) 
kritisiert. Entgegen der rechtlichen Verpflichtung zur Erklärung über die 
grundlegende Richtung spart Österreich diese in ihrer Offenlegung aus (vgl. 
Mediengruppe »Österreich« 2022).

Ein weiteres für die österreichische Medienlandschaft konstitutives 
Phänomen sind die als die »traditionelle Säule des österreichischen Pres-
sewesens« (Kaltenbrunner 2019: 186, Hervorhebung weggelassen) be-
zeichneten Katholischen Pressvereine. So befindet sich in der Hand der 
Styria-Stiftung, welche von einer katholischen Erzdiözese eingerichtet 
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wurde, mit Die Presse eine der auflagenstärksten Tageszeitungen. Sie wird 
üblicherweise als bürgerliche Vertreterin der Qualitätszeitungen betrach-
tet. Die Presse ist wie angesprochen eine der wenigen Medien mit einer ver-
öffentlichten Blattlinie, die Teil ihres Redaktionsstatuts ist. Dort findet 
sich ein klares Bekenntnis zur Demokratie. Demnach »bekämpft [sie] alle 
Bestrebungen, die geeignet sind, […] die demokratische rechtsstaatliche 
Gesellschaftsordnung zu gefährden«. Als Tageszeitung bekennt sich Die 
Presse zur »Unabhängigkeit von den politischen Parteien« und verfolgt den 
Anspruch »objektiv und so vollständig wie nur möglich […] zu informie-
ren«, aber auch dazu, selbst »Stellung zu nehmen«. Zudem findet sich ein 
unspezifisches Qualitätsbekenntnis, nachdem Journalismus »auf einem 
gehobenen Niveau« verfolgt werden soll (vgl. Die Presse 2010). Neben dem 
Engagement der Styria auf dem Magazinmarkt gibt sie mit der Kleinen Zei-
tung eine Regionalzeitung heraus. Sie ist Marktführerin in den südlichen 
Bundesländern (vgl. Kaltenbrunner 2019: 186). Auch sie »tritt für eine 
plurale, demokratische Gesellschaftsordnung« ein und präsentiert sich als 
»von allen politischen Parteien und Interessenvertretungen unabhängige 
Tageszeitung«. Gleichzeitig zeigt sich die redaktionelle Linie von ihrer 
katholischen Eigentumsstruktur geprägt, wenn sie angibt, auf dem »Bo-
den christlicher Weltanschauung« zu stehen (vgl. Kleine Zeitung 2023).

Nur ein reichweitenstarkes Medienangebot in Österreich entzieht sich 
diesen Phänomenen (vgl. Kaltenbrunner 2019: 186), nämlich die Tages-
zeitung Der Standard, die als »linksliberale […] ›Qualitätszeitung‹« (Magin/
Stark 2011: 98) gilt. Ende der 1980er-Jahre von Oscar Bronner gegründet 
war an Der Standard zu Beginn maßgeblich der deutsche Axel Springer Verlag 
und über den Jahrtausendwechsel der Süddeutsche Verlag beteiligt (vgl. Fid-
ler 2008). Dadurch steht die redaktionelle Linie von Der Standard stärker 
in der Tradition deutscher Qualitätszeitungen als in den traditionellen 
Strukturen der österreichischen Medienlandschaft. In seiner veröffentlich-
ten Blattlinie finden sich ebenfalls unspezifische Qualitätsbekenntnisse, 
wonach Journalismus »in einer […] anspruchsvollen Weise« betrieben und 
»hohe Ansprüche an eine gründliche und umfassende Berichterstattung« 
gestellt werden soll. Auch Der Standard bezeichnet sich als »unabhängig von 
politischen Parteien«. Er verfolgt die »fundierte, sachgerechte Kommentie-
rung« von Themen, hebt dabei aber die Trennung »zwischen Bericht und 
Kommentar« hervor. Damit sieht sich die Tageszeitung einer »mündige[n] 
Leserschaft« verpflichtet, wie es einem repräsentativen und deliberativen 
Ideal entspricht (vgl. Der Standard 2022).
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Die redaktionellen Linien österreichischer Medien sind nicht nur akzen-
tuiert abgrenzbar. Immerhin ein Drittel der österreichischen Journalist:innen 
empfindet sie auch als »extrem« oder »sehr stark« einflussreich (vgl. Laue-
rer/Keel 2019: 117). Prägend für die österreichische Medienlandschaft ist 
selbstredend auch der ORF als öffentlich-rechtlicher Medienanbieter. Des-
sen redaktionelle Linie ist aber keine eigenständige Entscheidung, sondern 
eine Folge aus dem ORF-Gesetz. Dies wird im Folgenden bei den rechtlichen 
Rahmenbedingungen dargelegt. Auf dieses rekurriert der ORF dementspre-
chend auch bei der Erklärung über seine grundlegende Richtung gemäß der 
Offenlegungspflicht (vgl. Österreichischer Rundfunk 2023).

Der Österreichische Presserat

Nicht nur einzelne Medien kodifizieren normative Erwartungen in Form 
von schriftlichen oder informellen redaktionellen Linien. Im Zusammen-
schluss hat sich die Mehrheit der (Print-)Medien auch den Erwartungen 
des Österreichischen Presserats unterworfen. Der Vorläufer des heutigen 
Österreichischen Presserats wurde 1961 vom Verband Österreichischer 
Zeitungen (VÖZ) und der Gewerkschaft der Journalist:innen als traditio-
neller Presserat gegründet, der sich nur mit Druckerzeugnissen befasste. 
Aufgrund brancheninterner Unstimmigkeiten  –  in die maßgeblich die 
Kronen Zeitung involviert war  –  wurde dieser 2002 aufgelöst (vgl. Kal-
tenbrunner et al. 2020: 198). In seiner heutigen Form besteht der Ös-
terreichische Presserat seit 2010 und wird im Zusammenschluss mehrerer 
Verleger:innen- bzw. Medienverbände, der Journalist:innengewerkschaft 
und einem Journalist:innenverband durch einen administrativen Träger-
verein betrieben. Obwohl es sich um ein kooperatives Instrument inner-
halb der Medienbranche handelt, wird er teilweise staatlich finanziert 
(vgl. Karmasin et al. 2018: 9f.). Gegenwärtig können Beschwerdeverfahren 
auf Anregung unmittelbar Betroffener oder als selbstständige Verfahren 
durch den Presserat eröffnet werden. Über konkrete Fälle entscheiden 
drei Senate bestehend aus Jurist:innen und Journalist:innen. Maßgabe ist 
dabei der Ehrenkodex des Österreichischen Presserats, den die teilnehmenden 
Medien anerkennen müssen, was sie auch zur Veröffentlichung von gegen 
sie getroffene Entscheidungen verpflichtet. Der Name »Presserat« könnte 
insofern falsch verstanden werden, als dass mittlerweile neben Tages- und 
Wochenzeitungen und den mit ihnen verbundenen Online-Medien auch 
Freie Radios teilnehmen. Spezifische Formen der Selbstregulierung des 
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Online-Sektors bzw. des audiovisuellen Sektors bestehen dennoch nicht 
(vgl. Österreichischer Presserat 2021a). Zum Zeitpunkt der Datener-
hebung für die vorliegende Studie (im Sinne der quantitativen Befragung) 
waren fast alle in der Inhaltsanalyse berücksichtigten Medien Mitglied des 
Presserats. Ausnahmen sind die Gratiszeitung Heute und die Kronen Zeitung. 
Heute ist dem Presserat im April 2021 beigetreten (vgl. Österreichischer 
Presserat 2021b). Über 90 Prozent der Journalist:innen in Österreich geben 
an, dass der Pressekodex in ihrer Redaktion gilt bzw. die Entscheidungen 
des Presserats anerkannt werden (vgl. Kaltenbrunner et al. 2020: 198). 
Dies geht über die formell betroffenen Journalist:innen deutlich hinaus, 
was seine branchenweite Bedeutung als normative Instanz bestätigt.

Die konkreten Maßgaben seiner Entscheidungen  –  und damit die hand-
lungsleitenden Leitlinien für Journalist:innen  –  kodifiziert der Presserat 
im Ehrenkodex für die österreichische Presse, in dem die »Grundsätze für die pub-
lizistische Arbeit« definiert sind (vgl. Österreichischer Presserat 2019). 
Neben grundsätzlichen ethischen Fragen nimmt der Ehrenkodex konkret 
Bezug zu Dimensionen, die für Nachrichtenqualität relevant werden. So 
spricht er sich für die Trennung von informierenden und kommentieren-
den Formaten aus, wenn festgehalten wird, dass »[f]ür die Leserinnen und 
Leser […] klar sein [muss], ob es sich bei einer journalistischen Darstellung 
um einen Tatsachenbericht oder die Wiedergabe von Fremdmeinung(en) 
oder um einen Kommentar handelt«. Eine Erwartung an die Unparteilich-
keit der Berichterstattung findet sich wieder, indem nach außen hin eine 
»Einflussnahme Außenstehender auf Inhalt oder Form eines redaktionel-
len Beitrags […] [als] unzulässig« (Österreichischer Presserat 2019: 2) 
bezeichnet wird. Auch nach innen wird betont, dass die »Presse […] ihrer 
besonderen Verantwortung gegenüber der Öffentlichkeit nur dann gerecht 
[wird], wenn private und geschäftliche Interessen von Medienmitarbei-
tern keinen Einfluss auf redaktionelle Inhalte haben« (ebd.: 4). Eine klare 
Ablehnung von Inzivilität findet sich im Ehrenkodex dahingehend, dass 
»[p]ersönliche Diffamierungen, Verunglimpfungen und Verspottungen […] 
[als Verstoß] gegen das journalistische Ethos« (ebd.: 3) gewertet werden. 
Das Ideal einer diskursiven Einordnungsleistung hält der Ehrenkodex 
jedenfalls am Rande fest, indem er »[r]edaktionelle Spezialbereiche« vor-
sieht, bei denen eine kontextualisierende Einordnung aus medienethischen 
Überlegungen notwendig ist. So sollen »Reise- und Tourismusberichte […] 
in geeigneter Weise auch auf soziale und politische Rahmenbedingungen 
und Hintergründe (z. B. gravierende Menschenrechtsverletzungen) verwei-
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sen«, wie es im vorliegenden Qualitätsverständnis als diskursive Qualität 
gesehen wird. Zudem soll »Umwelt-, Verkehrs- und energiepolitischen Zu-
sammenhängen […] auch im Autoteil Rechnung getragen werden« (ebd.: 4).

Rechtliche Rahmenbedingungen in Österreich

Medienrechtliche Rahmenbedingungen mit konkreter Relevanz für die 
Qualität der Berichterstattung betreffen in Österreich  –  gemäß dem Pos-
tulat, in liberalen Demokratien Medien möglichst wenig einem staatlichen 
Einfluss zu unterstellen  –  primär den ORF als öffentlich-rechtliches Me-
dium. Er erhält durch das ORF-Gesetz (vgl. ORF-Gesetz 2022) seinen gesell-
schaftlichen Auftrag. Für private Medien ist das allgemeine Mediengesetz 
relevant, das der »Sicherung des Rechtes auf freie Meinungsäußerung und 
Information« dient und »die volle Freiheit der Medien gewährleisten« 
(Mediengesetz 2022, Präambel) soll. Der private Rundfunk bzw. audiovi-
suelle Medien unterliegen zudem dem Privatradio-Gesetz (vgl. Privatradio-
gesetz 2020) sowie dem Audiovisuelle Mediendienste-Gesetz (vgl. Audiovisuelle 
Mediendienste-Gesetz 2022); außerdem ist der nichtkommerzielle private 
Rundfunk an spezifische Förderungsrichtlinien gebunden, die klare de-
mokratische Ansprüche an dessen Inhalte und Qualität stellen (vgl. See
thaler/Beaufort 2017). Nachdem die letztgenannten Fälle aufgrund 
ihrer niedrigen Reichweiten in der vorliegenden Studie nicht untersucht 
werden, werden ihre rechtlichen Rahmenbedingungen ausgespart.

Der öffentliche-rechtliche Kernauftrag des ORF sieht »die umfassende 
Information der Allgemeinheit über alle wichtigen politischen, sozialen, 
wirtschaftlichen, kulturellen und sportlichen Fragen« (ORF-Gesetz 2022, § 
4, Abs. 1) vor. Er knüpft dies dezidiert an eine demokratische Aufgabe und 
betont »die Förderung des Verständnisses für alle Fragen des demokrati-
schen Zusammenlebens« (§ 4, Abs. 1). Diese wird primär in einem reprä-
sentativen und deliberativen Verständnis begriffen, denn die »umfassende 
Information soll zur freien individuellen und öffentlichen Meinungsbil-
dung im Dienste des mündigen Bürgers und damit zum demokratischen 
Diskurs der Allgemeinheit beitragen« (§ 10, Abs. 4). Im Konkreten betont 
das ORF-Gesetz die Unabhängigkeit der Berichterstattung, wobei diese 
»nicht nur Recht der journalistischen oder programmgestaltenden Mitar-
beiter, sondern auch deren Pflicht« (ORF-Gesetz 2022, § 4, Abs. 6) darstellt. 
Unabhängigkeit meint dabei die »Unabhängigkeit von Staats- und Partei-
einfluss, aber auch Unabhängigkeit von anderen Medien […] oder seien es 
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politische oder wirtschaftliche Lobbys« (§ 4, Abs. 6). Die Unabhängigkeit 
von externen Einflüssen soll dabei zur »Sicherung der Objektivität und 
Unparteilichkeit der Berichterstattung […] [und] der Berücksichtigung der 
Meinungsvielfalt« (§ 1, Abs. 3) beitragen. Neben dem zentralen Anspruch, 
dass die Berichterstattung »unabhängig, unparteilich und objektiv zu 
sein« (§ 10, Abs. 5) hat, zählt auch »die Wiedergabe und Vermittlung von 
für die Allgemeinheit wesentlichen Kommentaren, Standpunkten und 
kritischen Stellungnahmen unter angemessener Berücksichtigung der 
Vielfalt der im öffentlichen Leben vertretenen Meinungen« (§ 4, Abs. 5) 
zu den Aufgaben des ORF. Dies beinhaltet auch »eigene Kommentare […] 
[und] Sachanalysen«, sofern sie  –  nicht ganz widerspruchsfrei  –  unter 
»Wahrung des Grundsatzes der Objektivität« (§ 4, Abs. 5) erfolgen. Die Un-
parteilichkeit der Berichterstattung als normatives Ziel ist im ORF-Gesetz 
damit elementar verankert.

Auf einen diskursiven Anspruch der Berichterstattung finden sich kaum 
explizite Hinweise, auch wenn der ORF diskursiv einordnende Formate an-
bietet (vgl. Riedl 2020). Im Gegenteil darf insbesondere das Online-Angebot 
das analoge Angebot nur ergänzen und in diesem Sinne darf die »Bericht-
erstattung […] nicht vertiefend« (ORF-Gesetz 2022, § 4e, Abs. 2) sein, weil 
der Kernauftrag in der Bereitstellung audiovisueller Medienangebote liegt. 
Auch konstruktive Formen von Emotionalität sieht der Auftrag an den ORF 
nicht vor. Vielmehr haben »Kommentare, Analysen und Moderationen […] 
sachlich zu sein« (§ 10, Abs. 7). Das Diskriminierungsverbot innerhalb des 
ORF-Gesetzes  –  seine Berichterstattung darf »nicht zu Hass oder Gewalt 
gegen eine Personengruppe oder eine einzelne Person dieser Gruppe auf 
Grund des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozia
len Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der 
Weltanschauung, der politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehö-
rigkeit zu einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer 
Behinderung, des Alters oder der sexuellen Orientierung aufstacheln« (§ 10, 
Abs. 2)  –  schließt jedenfalls drastische Formen von Inzivilität aus.

Hinsichtlich der Akteur:innenvielfalt enthält das ORF-Gesetz wiederum 
klare Handlungsimplikationen für Journalist:innen. So sieht der Anspruch 
an das Programm »Berichterstattung über die Tätigkeit der gesetzgeben-
den Organe und gegebenenfalls der Übertragung ihrer Verhandlungen« 
(ORF-Gesetz 2022, § 4, Abs. 5) vor, wie es einem repräsentativen Demo-
kratieverständnis entspricht. Es ist jedoch auch zu einer vielfältigen Be-
richterstattung verpflichtet, welche die Breite der Gesellschaft inklusive 
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diverser Minderheiten abbildet. So schreibt der gesetzliche Rahmen des 
ORF »die angemessene Berücksichtigung aller Altersgruppen«, »der An-
liegen von Menschen mit Behinderungen«, und die »Gleichberechtigung 
von Frauen und Männern« vor (vgl. ORF-Gesetz 2022, § 4, Abs. 1). Ferner soll 
»Bewusstseinsbildung zur Inklusion von Menschen mit Behinderungen 
in der Gesellschaft« (§ 4, Abs. 1) geleistet werden. Auch »angemessene An-
teile in den Volksgruppensprachen jener Volksgruppen, für die ein Volks-
gruppenbeirat besteht, zu erstellen« (§ 4, Abs. 5a), ist Teil des gesetzlichen 
Auftrags. »Jedenfalls die Informationssendungen des Fernsehens« sollen 
zudem auch für »Menschen mit Seh- und/oder Hör-Beeinträchtigungen 
sowie Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigungen, die auf einfache 
Sprache angewiesen sind« (§ 5, Abs. 2) aufbereitet werden. Dies lässt sich 
hinsichtlich der Adressat:innen der Berichterstattung durchaus als partizipa-
torischer Anspruch werten. Die Berichterstattung des ORF hat sich jedoch 
primär »an der Vielfalt der Interessen aller Hörer und Seher zu orientieren 
und sie ausgewogen zu berücksichtigen« (§ 4, Abs. 2) bzw. eine »Vielfalt der 
im öffentlichen Leben vertretenen Meinungen […] angemessen zu berück-
sichtigen« (§ 10, Abs. 6). Der Anspruch einer partizipatorischen Demokratie, 
nämlich dass Gesellschaftsmitglieder und insbesondere Marginalisierte in 
der Berichterstattung selbst aktiv zu Wort kommen sollen, wird damit nur 
bedingt angesprochen. Zusammenfassend entsprechen die gesetzlichen 
Anforderungen an den ORF hinsichtlich der professionellen Standards 
»primär einem liberal-repräsentativen Rollenbild« (Beaufort 2020: 225). 
Bezüglich der Akteur:innenvielfalt finden sich neben repräsentativen aber 
auch partizipatorische Ideale.

Über die gesetzlichen Bestimmungen für den ORF hinaus regelt das für 
privat organisierte Medien geltende Mediengesetz zwar für Journalist:innen 
relevante Aspekte wie den Schutz der journalistischen Berufsausübung, den 
Persönlichkeitsschutz oder strafrechtliche Bestimmungen (vgl. Medienge-
setz 2022). Es überlässt diesen Medien aber das demokratisch elementare 
Gut der inhaltlichen Freiheit über ihre Berichterstattung (vgl. Beaufort 
2020: 82). Lediglich der im Rahmen des Persönlichkeitsschutzes geregelte 
»Tatbestand der üblen Nachrede, der Beschimpfung, der Verspottung oder 
der Verleumdung« (Mediengesetz 2022, § 6, Abs. 1) schützt Betroffene vor 
journalistischen Praktiken, die aus der dargelegten Qualitätsperspektive 
auch als eklatante Form von Inzivilität aufgefasst werden können. Nachdem 
die rechtlichen Rahmenbedingungen für unterschiedliche Medienange-
bote stark divergieren, nimmt Medienrecht und -regulierung im Schnitt 
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(nur) rund ein Viertel österreichischer Journalist:innen als »extrem« oder 
»sehr stark« einflussreich war (vgl. Lauerer/Keel 2019: 117).

Publikumserwartungen in Österreich

Als weitere Quelle von Sollenserwartungen mit potenziellem Einfluss auf 
das Handeln von Journalist:innen wurden abstrahierte Publikumserwar-
tungen herausgearbeitet. Hinsichtlich der tatsächlichen Erwartungen der 
Österreicher:innen an Journalismus  –  die wie dargelegt nicht zwingend 
deckungsgleich mit von Journalist:innen empfundenen Erwartungen sein 
müssen  –  zeichnet sich anhand von empirischen Daten eine weitgehende 
Übereinstimmung zwischen Publikum und Journalist:innen mit einigen 
spezifischen Abweichungen ab (vgl. Riedl/Eberl 2022). So erachten beide 
Gruppen möglichst neutrale Beobachtung, eine analytische Einordnungs-
leistung, die Ermöglichung politischer Entscheidungen durch Information, 
aber auch die Motivation von Bürger:innen zu politischer Partizipation als 
die wichtigsten Rollen von Journalismus. Gleichzeitig ordnen beide Grup-
pen Unterhaltung und Entspannung im Mittelfeld sowie die Unterstützung 
der Regierung am Ende ihrer Prioritäten ein. Spezifische Diskrepanzen gibt 
es bei der analytischen Einordnungsleistung, mit der sich Journalist:innen 
signifikant stärker identifizieren, als sie den Erwartungen ihres Publikums 
entsprechen. Umgekehrt erwartet das Publikum signifikant stärker, durch 
Journalismus zur Partizipation motiviert zu werden, als das Journalist:innen 
als ihre Aufgabe sehen. Auf niedrigem Niveau entspricht zudem die Unter-
stützung der Regierung signifikant stärker den Publikumserwartungen 
als den Selbstverständnissen von Journalist:innen (vgl. Riedl/Eberl 2022: 
1690ff.). Orientieren sich Journalist:innen nach dieser Logik stärker an den 
tatsächlichen Publikumserwartungen  –  deren spezifische Kenntnis aber wie 
dargelegt eher unwahrscheinlich ist –, so könnte sich dies in einer niedrigeren 
Einordnungsleistung, höherem partizipatorischen Empowerment und einer 
tendenziell stärkeren Orientierung an der Regierungslinie niederschlagen.

Bezüglich der Frage, aus welchen Quellen sich die Publikumserwartun-
gen von österreichischen Journalist:innen speisen, zeichnen interaktions-
basierte Quellen für Publikumserwartungen ein relativ traditionelles Bild des 
österreichischen Journalismus. Der stärkste Kontakt mit Publikumsmit-
gliedern findet per E-Mail statt, wo sich gut zwei Drittel der österreichi-
schen Journalist:innen jedenfalls »gelegentlich« austauschen. Sie stellt die 
häufigste Interaktionsform mit dem Publikum vor persönlichen Kontakten, 
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Telefon und Social Media dar, wobei mehr als die Hälfte »selten« oder nie 
im Social Web mit ihrem Publikum in Kontakt kommt (vgl. ebd.). Auch der 
Umfang des Publikumskontakts ist in Österreich überschaubar: Knapp 80 
Prozent der Journalist:innen wendet maximal zwei Stunden pro Woche 
für Kontakt mit dem Publikum auf (vgl. ebd.). Nur wenige verbringen 
intensiv Zeit mit dem Publikum und wenn dann vielfach in spezifischen 
Arbeitsrollen, wie sie im Umkehrschluss wenig an die eigentliche journa-
listische Tätigkeit rückgebunden sind (vgl. Kaltenbrunner et al. 2020: 
154; Meier et al. 2018: 1057). Das geringe Engagement der Journalist:innen 
im Social Web kann aufgrund von Online Harassment und Hate Speech 
dabei »auch auf einen bewussten Rückzug aus dem öffentlichen Raum 
hindeuten« (Kaltenbrunner et al. 2020: 156). Ein verstärkter Austausch 
auf Social Media findet bei jüngeren Journalist:innen und ein verstärkter 
persönlicher Austausch im Regional- und Lokaljournalismus statt (vgl. 
ebd.: 156f.). Diese Befunde zeigen, dass in Österreich »Audience Engage-
ment noch mehr eine Praxis in Nischen ist, als eine grundsätzliche Neu-
orientierung« (ebd.: 154)  –  auch wenn es in Veränderung begriffen ist. Für 
Publikumserwartungen als handlungsleitende Einflussgröße bedeutet 
dies, dass Journalist:innen für deren Konstruktion wohl in hohem Maße 
auf ihre Intuition und auf nur punktuelle Erfahrungswerte zurückgrei-
fen, was eine relative Diskrepanz zwischen empfundenen und tatsächli-
chen Erwartungen wahrscheinlich macht. Befunde zu datenbasierte Quellen 
für Publikumserwartungen liegen dahingehend vor, dass knapp ein Fünftel 
österreichischer Journalist:innen Publikumsforschung und Marktdaten 
als »extrem« oder »sehr stark« einflussreich erachten (vgl. Lauerer/Keel 
2019: 122). Für die weite Mehrheit nehmen sie demnach keinen zentralen 
Stellenwert ein. Dies stützt die These einer eher intuitiven und simplifi-
zierten bzw. abstrahierten Konstruktion wahrgenommener Publikumser-
wartungen durch österreichische Journalist:innen.

4.3	 Konstellationsstrukturen im österreichischen 
Journalismus und seinen Bezugssystemen

Akteur:innenkonstellationen österreichischer Journalist:innen

Hinsichtlich der Konstellationen mit anderen Akteur:innen, mit denen 
Journalist:innen in Österreich interagieren, weisen empirische Daten vor 
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allem eine große Relevanz interner Bezugsgruppen nach. So empfinden öster-
reichische Journalist:innen Vorgesetzte und leitende Akteur:innen als die 
einflussstärkste Gruppe, 26 Prozent sprechen ihnen »extrem« oder »sehr 
starken« Einfluss zu. Kolleg:innen werden von 15 Prozent als derart ein-
flussreich empfunden, Eigentümer:innen zu 10 Prozent. Journalist:innen 
in Österreich nehmen demnach interne Bezugsgruppen durchgehend als 
weniger einflussreich wahr, als dies beispielsweise ihre Kolleg:innen in 
Deutschland tun (vgl. Lauerer/Keel 2019: 120). Vor allem hinsichtlich 
der Eigentümer:innen steht dies im Widerspruch zur Forschung zu Me-
dienstrukturen in Österreich, die betont, dass eine Vielzahl an Medien 
stark eigentümer:innenzentrierte ›Projekte‹ privater Einzelpersonen und 
Familien darstellen (vgl. Magin/Stark 2011; Stark/Magin 2009). Dieser 
Umstand scheint entweder für Journalist:innen, vor allem für jene auf 
niedrigen Hierarchiestufen, nicht wahrnehmbar  –  oder wurde derart 
internalisiert, dass es nicht mehr als expliziter Einfluss empfunden wird.

Externen Bezugsgruppen schreiben österreichische Journalist:innen im 
Gegensatz dazu verschwindend geringe Relevanz zu. Nur je 2 Prozent der 
österreichischen Journalist:innen empfinden Politiker:innen und Interes-
sengruppen »extrem« oder »sehr stark« einflussreich (vgl. Lauerer/Keel 
2019: 127). Unter den österreichischen Politikjournalist:innen sind es je 
knapp 3 Prozent, und damit noch weniger, als beispielsweise in Deutsch-
land sowie verglichen mit dem Durchschnitt anderer Ländern mit liberalen 
Demokratien (vgl. Steindl et al. 2021: 168f.). Eine »anekdotische Evidenz« 
(ebd.: 162), wie sie in Österreich für die Wahrnehmung eines starken po-
litischen Einflusses steht, bewahrheitet sich demnach kaum. Auch wenn 
»Einflussversuche […] unter Umständen überaus komplex [sind], sodass 
[…] der Einfluss subjektiv unterschätzt« (ebd.: 172) wird, spricht dies nicht 
für Politiker:innen als entscheidende Einflussgruppe. Diesen empirischen 
Daten zur schwachen expliziten Wahrnehmung politischer Einflüsse stehen 
jedoch Befunde gegenüber, die implizit eine relativ große Nähe zwischen 
Journalist:innen und Politiker:innen in Österreich zeigen. So belegen ältere 
Daten, dass mehr als die Hälfte österreichischer Politikjournalist:innen 
regelmäßig private Gespräche mit Politiker:innen führt, nur bei einer 
Minderheit kommt das nie vor. Rund jede:r achte Journalist:in hat zudem 
regelmäßige Essensverabredungen mit Politiker:innen, nur knapp ein 
Drittel praktiziert dies nie (vgl. Plasser/Lengauer 2010: 74). Basierend auf 
dieser Nähe schließen Plasser und Lengauer auf »ein personell überschau-
bares engmaschiges Eliten-Netzwerk […], das redaktionelle und politische 
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Machteliten verbindet« (2010: 75, Kursivsetzung weggelassen). Auch ein 
Blick auf Konflikte zwischen Journalist:innen und Politiker:innen zeigt, 
dass in Österreich im Vergleich zu Deutschland Konflikte primär auf der 
›Hinterbühne‹ verhandelt werden (vgl. Maurer/Riedl 2021: 2865). Auch in 
einer neueren Befragung stimmen österreichische Politikjournalist:innen 
überwiegend zu, dass Politiker:innen etwa strategisch persönliche Bin-
dungen aufbauen, selektiv Journalist:innen zu Hintergrundgesprächen 
einladen und Informationen basierend auf der politischen Einstellung 
von Journalist:innen weitergeben (vgl. Maurer/Beiler 2018: 2031). Dies 
macht »eine mögliche Verzerrung der Politikberichterstattung« (Beiler 
et al. 2019: 163) nicht unwahrscheinlich. Auch wenn die explizite Wahr-
nehmung des Einflusses von externen politischen Bezugsgruppen durch 
österreichische Journalist:innen relativ schwach ausgeprägt ist, so zeigen 
diese impliziten Befunde zur Nähe zwischen beiden Gruppen, dass ein 
handlungsleitender Einfluss nicht unwahrscheinlich ist.

Empfundene Einflüsse und Autonomie

Hinsichtlich allgemeiner Einflüsse, welche entscheidend aber nicht aus-
schließlich aus den Akteur:innenkonstellationen erwachsen, und von denen 
anzunehmen ist, dass Journalist:innen sie nur unzureichend auf diese zu-
rückführen können, wurde eine ökonomische Maxime diskutiert. Empirische 
Daten zeigen, dass Journalist:innen in Österreich diese nur mäßig einfluss-
reich erleben: Je rund jede:r Zehnte der österreichischen Journalist:innen 
begreift Profiterwartungen oder werbliche Überlegungen als »extrem« oder »sehr 
starken« Einfluss auf die journalistische Arbeit. Das ist je rund die Hälfte im 
Vergleich zu ihren deutschen Kolleg:innen, die eine ökonomische Maxime 
ungleich stärker wahrnehmen (vgl. Lauerer/Keel 2019: 122). Lauerer und 
Keel (2019: 122) folgern daraus, »dass sich der Wettbewerbsdruck in dem Land 
mit dem größten Markt am stärksten in Form von ökonomischem Druck zur 
Umsatzgenerierung bemerkbar macht«. Die Gegenthese, nämlich dass ös-
terreichische Journalist:innen in einem kleinen Medienmarkt mit entspre-
chend kleinen Skalenerträgen unter größerem Druck stehen, scheint sich 
hier nicht zu bestätigen. Gleichzeitig nimmt die überwältigende Mehrheit 
österreichischer Journalist:innen Profiterwartungen oder werbliche Über-
legungen als zunehmenden Einfluss wahr (vgl. Seethaler 2019: 224).

Eine inhärent politische Dimension hat Werbeeinfluss in Österreich 
insofern, als dass Regierungsinserate einen integralen Teil der Werbeein-
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nahmen von Medienunternehmen ausmachen. Im Jahr 2020 wurden von 
Regierungsstellen  –  ohne dass dies einer parlamentarischen Kontrolle un-
terläge  –  beispielsweise knapp 34 Millionen Euro in Form von Inseraten 
an österreichische Printmedien und ihre verbundenen Online-Angebote 
bezahlt. Knapp 60 Prozent dieser Summe gingen an lediglich drei Boule-
vardmedien, nämlich die Kronen Zeitung, Heute und Österreich, und nur rund 
10 Prozent an Die Presse und Der Standard, die klassischerweise als Quali-
tätsmedien bezeichnet werden. Dieses Verteilungsmuster steht in keinem 
direkten Zusammenhang mit deren Reichweiten: Bei Österreich wurde 
beispielsweise mit rund acht Euro am meisten ›pro Leser:in‹ ausgegeben, 
beim Standard mit etwas über zwei Euro am wenigsten. Für Printmedien 
sind diese Inserate ein elementarer Bestandteil ihrer gesamten Werbeein-
nahmen und machen rund 10-20 Prozent der Werbeeinnahmen aus (vgl. 
Kaltenbrunner 2021: 26ff.). Diesem Inseratenvolumen stehen 2020 rund 
neun Millionen Euro Presseförderung gegenüber (vgl. ebd.: 76). Vor dem 
Hintergrund ihres hohen Volumens  –  sowohl in Bezug auf das gesamte 
Werbevolumen als auch auf die staatliche Medienförderung  –  und ihrer 
intransparenten Vergabe sind in Österreich »Regierungskampagnen als 
Marktregulierung« (Kaltenbrunner/Kraus 2021: 146) zu begreifen.

Als weitere abstrakte Einflussgröße wurde die Verfügbarkeit von 
Ressourcen und Zeit argumentiert. Fast zwei Drittel der österreichischen 
Journalist:innen nehmen Zeitdruck als »extrem« oder »sehr starken« Ein-
fluss wahr und rund die Hälfte nimmt verfügbare Ressourcen als derart 
einflussreiche Größe wahr (vgl. Lauerer/Keel 2019: 117). In Hinblick auf 
den Wandel von Journalismus wird die durchschnittliche Arbeitszeit dabei 
mehrheitlich als stark zunehmend begriffen, während die verfügbare Zeit 
für Recherche stark abnimmt. In logischer Folge wird die Arbeitsbelastung 
als zunehmend empfunden (vgl. Seethaler 2019: 225). Gleichzeitig ma-
chen rund 40 Prozent der österreichischen Journalist:innen für Misserfolg 
im Rahmen ihrer journalistischen Tätigkeit mangelnde Zeit bzw. Zeit-
druck verantwortlich.17 Dies spricht  –  auch wenn ein Teil einem Attribu-
tionsfehler geschuldet sein mag, wonach für Erfolge eher interne und für 

17	 Zusatzfrage im Rahmen der österreichischen Teilstudie der zweiten Welle der Worlds of Journa-
lism Study (Hanitzsch/Seethaler et al. 2019a). Offene Frage: »Wenn ich im Rahmen meiner 
journalistischen Tätigkeit einen Misserfolg habe, dann liegt das vor allem daran, dass...«; Anteil 
der Journalist:innen, die zeitbezogene Aspekte genannt haben, innerhalb der Journalist:innen, 
die die Frage beantwortet haben.
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Misserfolge eher externe Faktoren herangezogen werden  –  für die Hand-
lungsrelevanz des Zeitbudgets. Auch in einer jüngeren Befragung geben 
mehr als zwei Drittel der Journalist:innen an, dass sich in den letzten fünf 
Jahren das Arbeitspensum, also die zu verrichtende Arbeit in der zur Ver-
fügung stehenden Zeit, erhöht hat (vgl. Kaltenbrunner et al. 2020: 146).

Trotz dieser nicht unerheblichen Einflüsse auf die journalistische Arbeit 
ist das Autonomieempfinden unter österreichischen Journalist:innen hoch: 
90 Prozent geben an, »volle« oder »große« Autonomie bei der Darstellung 
von Themen im Sinne einer eigenen Schwerpunktsetzung zu haben. Damit 
fühlen sich Journalist:innen in ihrem Handeln etwas freier als Kolleg:innen 
in Deutschland und der Schweiz (vgl. Lauerer/Keel 2019: 111). Dennoch 
ist in Österreich die Wahrnehmung, dass der redaktionelle Freiraum abge-
nommen hat, stärker als die Wahrnehmung, dass dieser zugenommen hat 
(vgl. Seethaler 2019: 225). Dass Journalist:innen zwar eine Verschlechte-
rung ihrer Arbeitsbedingungen erleben und von sich verstärkenden wirt-
schaftlichen Einflüssen berichten, aber gleichzeitig ihre Autonomie kaum 
eingeschränkt sehen, ist nicht widerspruchsfrei. Es verweist darauf, dass 
das Autonomieempfinden zu nicht unerheblichen Teilen ein narratives 
Konstrukt ist (vgl. Örnebring/Karlsson 2019: 2).

4.4	 Zwischenfazit: Nachrichtenqualität in 
Abhängigkeit spezifischer Potenziale in 
Österreich

Potenziale für deskriptive Nachrichtenqualität in Österreich

Als professioneller Standard im repräsentativen Demokratiemodell wurde 
die Unparteilichkeit der Berichterstattung als Teil einer deskriptiven Nach-
richtenqualität argumentiert. Große Potenziale für Unparteilichkeit be-
stehen im österreichischen Journalismus in Form von journalistischen 
Rollenverständnissen, die der neutralen Vermittlung von Informationen 
als Basis für politische Entscheidungen einen zentralen Stellenwert zu-
sprechen. Eingeschränkt werden kann eine Unparteilichkeitsmaxime 
durch eigene politische Ansichten von Journalist:innen. Von ihnen kann 
man zwar annehmen, dass sie im Zuge einer journalistischen Sozialisation 
von professionellen Deutungsstrukturen überlagert werden, sie machen 
aber dennoch einen integralen Teil des ›Wollens‹ von Journalist:innen als 
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handelnde Akteur:innen aus. Innerhalb der gesetzlichen Erwartungsstruk-
turen sind wenige Interferenzen mit einer unparteilich informierenden 
Berichterstattung zu erwarten: Der rechtliche Rahmen für Journalismus 
in Österreich, der primär den ORF adressiert, betont dezidiert den demo-
kratischen Stellenwert der Unabhängigkeit des Journalismus und leitet 
davon den Zielhorizont der Objektivität und den Anspruch der Unpar-
teilichkeit ab. Gemäß der Idee, dass öffentlich-rechtliche Medien einen 
Qualitätswettbewerb anstoßen sollen, kann gehofft werden, dass sich diese 
rechtliche Erwartung auch über den ORF hinaus als normativer Branchen-
standard etabliert. Ebenfalls im Sinne unparteilicher Berichterstattung ist 
der Ehrenkodex des Österreichischen Presserats konzipiert, welcher die 
Unabhängigkeit des Journalismus einfordert. Interferenzen mit Inten-
tionen einer unparteilichen Berichterstattung sind durch redaktionelle 
Linien im österreichischen Journalismus zu erwarten: Nicht nur beken-
nen sich einige Boulevardmedien dezidiert zu den Standpunkten ihrer 
Eigentümer:innen bzw. leitender Journalist:innen, auch integrale Teile 
der Informationsmedien sind in den Händen von christlichen Eigentums-
strukturen mit spezifischen lebensweltlichen Anschauungen. Eine Tradi-
tion liberaler und auch hinsichtlich ihrer Besitzverhältnisse unabhängiger 
Medien gibt es in Österreich nur eingeschränkt. Dies kann dazu führen, 
dass die Potenziale unparteilicher Berichterstattung in ihrer Entfaltung 
beschnitten werden. Ähnliches trifft auf die Akteur:innenkonstellationen 
im österreichischen Journalismus und seinen Bezugssystemen zu. Hier 
können Eigentümer:innen konkrete gesellschaftspolitische Ziele im Blick 
haben. Außerdem besteht ein Naheverhältnis zwischen Politiker:innen und 
Journalist:innen, weshalb Aushandlungsprozesse bezüglich der Schwer-
punktsetzung in journalistischer Berichterstattung zu erwarten sind. Ähn-
liches trifft auf Beamt:innen in Ministerien und Interessengruppen zu, 
die jedoch neben Informationen nur weniger Einflusspotenziale geltend 
machen können. Ein ökonomischer Einfluss kann Unparteilichkeit ein-
schränken, wenn Werbekund:innen  –  die in Österreich zu einem erheb-
lichen Anteil politische Akteur:innen sind  –  auch inhaltliche Ansprüche 
geltend machen. Er kann Unparteilichkeit aber auch fördern, wenn durch 
das Ziel hoher Reichweiten möglichst heterogene Zielgruppen erreicht 
werden sollen.

Als normative Zielvorgabe hinsichtlich der medialen Repräsentation 
wurde im repräsentativen Demokratiemodell eine Vielfalt parteipolitischer 
Akteur:innen als zweite Dimension einer deskriptiven Nachrichtenqualität 



180

﻿Potenziale für Nachrichtenqualität in Österreich

argumentiert. Dabei sollen Funktionseliten und ihre Standpunkte in ei-
nem hohen Umfang und, je nach Auslegung, in einem proportionalen 
oder gleichberechtigen Umfang medial abgebildet werden. Auch hier ist 
eine hohe Kongruenz mit journalistischen Rollenverständnissen zu er-
warten, die hinsichtlich ihrer Vermittlungsleistung mehrheitlich relatio
nal zu Funktionseliten sind, in deren Händen maßgebliche politische 
Entscheidungen liegen. Eigene politische Ansichten von Journalist:innen 
können jedoch zu Verzerrung innerhalb der medialen Repräsentation von 
Politiker:innen entlang von (partei-)politischen Linien führen, sofern sie 
gegenüber professionellen Deutungsstrukturen realisiert werden können. 
Als normative Erwartungsstruktur beinhaltet das ORF-Gesetz die Vorgabe 
der Berichterstattung über die Geschehnisse innerhalb des politischen 
Zentrums, insbesondere über die Tätigkeit von Akteur:innen der Legisla-
tive. Der rechtliche Rahmen für private Medien beinhaltet im Sinne einer 
liberalen Demokratie diesbezüglich keine Implikationen. Die redaktionel-
len Linien im österreichischen Journalismus unterstreichen das Potenzial 
für eine hohe mediale Repräsentation von politischen Funktionseliten, 
weil diese auch als wichtige Bezugsgruppen für verlegerische Interessen 
gelten. Sie können jedoch ebenfalls zu Verzerrungen innerhalb des Par-
teienspektrums beitragen. Spezifisches Einflusspotenzial geht zudem von 
Politiker:innen als externe Bezugsgruppen aus, die erhebliche Ressourcen 
dafür aufwenden, die Aufmerksamkeit von Journalist:innen für sich zu ge-
winnen und sich dabei gegenüber politischer Konkurrenz durchzusetzen. 
Sie stehen auch in direkter Konkurrenz zu Interessengruppen, die mediale 
Aufmerksamkeit auf sich ziehen möchten, aber weniger Einflusspotenzi-
ale mitbringen. Die mediale Repräsentation von Akteur:innen des politi-
schen Zentrums kann zudem  –  jedenfalls hinsichtlich des quantitativen 
Umfangs  –  davon profitieren, wenn Journalist:innen wenig Ressourcen, 
Zeit und Entscheidungsfreiheit für die Berichterstattung zur Verfügung 
steht, weil sie dank professioneller Kommunikationskanäle und -bemü-
hungen leichter zu erreichen und medial abzubilden sind, als weniger 
institutionalisierte Quellen.

Potenziale für diskursive Nachrichtenqualität in Österreich

Als professioneller Standard im deliberativen Demokratiemodell gilt die 
Diskursivität der Berichterstattung, die Nachrichtenereignisse in kausale 
Zusammenhänge und Kontexte einbettet. Auch für diese Form von Nach-
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richtenqualität liegen große Potenziale innerhalb der professionellen 
Rollenverständnisse österreichischer Journalist:innen vor, wobei eine 
kontextsensitive Einordnung tief verankert ist und ein Bildungsan-
spruch mehrheitlich befürwortet wird. Die Intention zur Realisierung 
einer einordnenden Berichterstattung trifft in Österreich auf rechtliche 
Rahmenbedingungen, welche diese zwar nicht dezidiert vorsehen, aber 
auch keine Einschränkung darstellen. Ähnliches trifft auf branchenweite 
Erwartungen durch den Presserat zu, in welchen eine Einordnungsleis-
tung nur aus medienethischen Gründen in spezifischen Teilbereichen er-
wartet wird. Diskursiven Potenzialen in den Deutungsstrukturen stehen 
jedoch redaktionelle Linien als Erwartungsstrukturen gegenüber, wobei 
in Österreich eine Debattenkultur in journalistischen Medien als Foren 
des öffentlichen Diskurses weniger stark verankert ist als in anderen 
Ländern. Hinsichtlich der Konstellationen mit Bezugsgruppen, in denen 
Journalist:innen agieren, gestaltet sich ein möglicher Einfluss ambivalent: 
Einerseits bringen Politiker:innen und auch Ministeriumsbeamt:innen 
und Interessengruppen als externe Akteur:innen Hintergrundinforma
tionen mit, welche der Multiperspektivität zuträglich sein können und da-
mit die Diskursivität der Berichterstattung fördern können. Andererseits 
besteht die Gefahr, dass diese in der Aushandlung mit Journalist:innen 
zu großen Einfluss nehmen und damit das Ideal eines möglichst herr-
schaftsfreien Diskurses verletzen. Eine zumindest wahrgenommene 
hohe Autonomie österreichischer Journalist:innen kann sich positiv auf 
die Diskursivität auswirken, weil davon auszugehen ist, dass eine kon-
textsensitive Einordnungsleistung tiefgehende, mitunter langwierige 
und unschematisch ablaufende Recherchen erfordert. Ökonomischer 
Druck sowie die von den Journalist:innen klar empfundene Ressourcen- 
und vor allem Zeitknappheit sind im Gegenzug als Kräfte zu bewerten, 
welche das Ausschöpfen der Potenziale für diskursive Berichterstattung 
gefährden können.

Eine Vielfaltsnorm im deliberativen Demokratiemodell adressiert 
Akteur:innen der Zivilgesellschaft, also vor allem Nichtregierungsorganisa
tionen, Nonprofitorganisationen und andere zivilgesellschaftliche Gruppen, 
welche die Anliegen der Bevölkerung kollektivieren und in den öffentlichen 
Diskurs einbringen. Sie medial abzubilden, ist weniger stark in den profes-
sionellen Rollenverständnissen von Journalist:innen in Österreich angelegt, 
die stärker relational zu politischen Funktionseliten sind. Sie können aber 
insofern eine wichtige Referenzgruppe für Journalist:innen darstellen, als 
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dass sie über sachliches Wissen und Expertise verfügen, wie sie für die Ein-
ordnung des Nachrichtengeschehens wichtig sind  –  was wiederum stark 
den professionellen Intentionen von Journalist:innen entspricht. In inter-
nen und externen Erwartungsstrukturen, mit denen Journalist:innen in 
Österreich konfrontiert sind, stellt der Stellenwert von Akteur:innen der 
Zivilgesellschaft für mediale Diskurse eine weitgehende Leerstelle dar. In-
nerhalb der Akteur:innenkonstellationen finden sich mit Politiker:innen 
eine im Vergleich einflussstarke Referenzgruppe, welche öffentliche Auf-
merksamkeit sucht und damit den medialen Raum für Akteur:innen jen-
seits des politischen Zentrums beschneidet. Aufgrund ihrer weniger insti-
tutionalisierten und professionalisierten Organisationsform im Vergleich 
zu Akteur:innen des politischen Zentrums ist davon auszugehen, dass es 
aufwendigerer Rechercheprozesse bedarf, um Akteur:innen der Zivilge-
sellschaft medial abzubilden. In diesem Sinne können Ressourcenknapp-
heit und Zeitdruck auch hier dazu beitragen, die im Vergleich kleinen 
Potenziale für die mediale Abbildung zivilgesellschaftlicher Akteur:innen 
zusätzlich zu schmälern. Ein hoher Autonomiegrad von Journalist:innen 
kann sich dagegen positiv auswirken.

Potenziale für aktivierende Nachrichtenqualität in Österreich

Im partizipatorischen Demokratiemodell wurde eine konstruktive Emotiona-
lität als professioneller Standard herausgearbeitet, wonach Journalist:innen 
konstruktive Formen von Emotionalität einsetzen und zulassen sollen, um 
Bürger:innen zur Partizipation zu motivieren. Für eine derartige Bericht-
erstattung finden sich in den professionellen Rollenverständnissen von 
Journalist:innen in Österreich vergleichsweise wenig Anknüpfungspunkte. 
Zwar ist der Anspruch, Menschen zur politischen Partizipation zu bewegen, 
in deren Auffassung von Journalismus angelegt  –  fraglich ist jedoch, ob das 
aktivierende Potenzial von Emotionen anerkannt wird. Außerdem deutet 
der Umstand, dass Journalist:innen Emotionalität und Unparteilichkeit als 
Antipoden wahrnehmen  –  und österreichische Journalist:innen wiederum 
Letzteres stark internalisiert haben –, darauf hin, dass ein professionelles 
Unparteilichkeitsstreben Emotionen in der Berichterstattung entgegen-
wirkt. Auch im ORF-Gesetz als prägender rechtlicher Rahmen für den ös-
terreichischen Journalismus wird im Umkehrschluss die Sachlichkeit der 
Berichterstattung eingefordert. Zwar schaffen boulevardeske redaktionelle 
Linien einen Möglichkeitsraum für Emotionalität, gleichsam machen sie 
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jedoch Formen von Inzivilität in der Berichterstattung wahrscheinlicher, 
wie es der Konstruktivität von Emotionen entgegensteht. Nachdem Emo-
tionen in einem Spannungsverhältnis zu einem mehrheitlich geteilten 
professionellen Unparteilichkeitsstreben stehen, ist davon auszugehen, 
dass interne Bezugsgruppen wie Vorgesetzte und Kolleg:innen emotio-
nale Formen von Berichterstattung im Sinne einer Abweichungsdämp-
fung sanktionieren. Eine ökonomische Maxime kann insofern als Treiber 
von emotionaler Berichterstattung wirken, als dass das aufmerksamkeits-
steigernde Potenzial von Emotionen Profiterwartungen und werblichen 
Überlegungen gleichermaßen entspricht. Ob dies wiederum konstruktive 
Formen von Emotionalität unterstützt, ist auch hier fraglich.

Die Idealvorstellung von Akteur:innenvielfalt beinhaltet im partizipato-
rischen Modell die mediale Repräsentation von ›einfachen‹ Bürger:innen und 
Marginalisierten, die in der Berichterstattung selbst zu Wort kommen und 
ihre individuellen Problemlagen artikulieren können sollten. Potenziale 
für dieses partizipatorische Verständnis von Akteur:innenvielfalt bestehen 
innerhalb journalistischer Rollen insofern, als dass Journalist:innen in Ös-
terreich zu einem Gutteil Bürger:innen zur politischen Teilhabe motivie-
ren wollen. Offen ist, ob sie dies erreichen wollen, indem sie Bürger:innen 
direkten Zugang zu Öffentlichkeit geben. Diese Intention trifft auf im 
gesetzlichen Rahmen kodifizierte Erwartungen, wo zumindest das ORF-
Gesetz dezidiert die mediale Berücksichtigung von verschiedenen mar-
ginalisierten Gruppen einfordert; es adressiert jedoch primär deren In-
teressen und Bedürfnisse und drückt damit weniger Erwartungen dafür 
aus, sie als aktiv (für sich) Sprechende zu berücksichtigen. In der direkten 
Konkurrenz mit etablierten Gruppen um mediale Aufmerksamkeit haben 
Bürger:innen als statusschwache Bezugsgruppe weder institutionalisierte 
Kommunikationskanäle noch Ressourcen, die sie in der Interaktion mit 
Journalist:innen  –  sofern es zu einer solchen überhaupt kommt  –  geltend 
machen können. Deshalb ist davon auszugehen, dass ihre mediale Sicht-
barkeit von statusstärkeren Gruppen weitgehend beschnitten wird. Für 
ihre mediale Repräsentation besteht zudem wenig Potenzial, weil auch der 
Einbezug von Bürger:innen und Marginalisierten verstärkte Ressourcen 
und Zeit erfordert, und sie im Sinne eines (aufmerksamkeits-)ökonomi-
schen Reichweitenstrebens wenig Nachrichtenwert besitzen.
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5.	 Forschungsfragen

Im Zentrum dieser Studie steht die Frage, welche Einflüsse auf demokra-
tietheoretisch-fundierte Nachrichtenqualität wirken und wie sie das tun. 
Für diesen Zweck wurde zunächst im Sinne einer demokratietheoretischen 
Neubewertung von journalistischer Nachrichtenqualität (vgl. Kap. 2) dargelegt, 
welche Anforderungen an journalistische Berichterstattung gemäß den 
Erfordernissen von drei verschiedenen Demokratiemodellen zu stellen 
sind. Dies führt zu einer mehrdimensionalen Konzeption von Nachrich-
tenqualität (vgl. Tab. 1 in Kap. 2). Von einem repräsentativen Demokra-
tiemodell leitet diese einen professionellen Standard der Unparteilichkeit 
und die normativ geforderte mediale Repräsentation von parteipolitischen 
Akteur:innen ab. Aus einem deliberativen Demokratiemodell folgert sich 
Diskursivität als erstrebenswerter Vermittlungsstandard von Nachrichten 
und die Forderung nach dem medialen Einbezug von Akteur:innen der Zivil-
gesellschaft. Dem partizipatorischen Demokratiemodell entspricht eine kon
struktive Emotionalität der Berichterstattung und die mediale Repräsentation 
von Bürger:innen und Marginalisierten. Aus diesen demokratietheoretischen 
Perspektiven erscheint Nachrichtenqualität zusammenfassend als Aus-
druck differenzierter demokratiefördernder Potenziale von journalistischen Inhalten.

Um zu verstehen, wie diese Formen von Nachrichtenqualität zustande 
kommen, wurde Nachrichtenqualität als journalistischer Prozess (vgl. Kap. 3) 
konzeptualisiert. Journalismus wurde dafür aus der Perspektive der sozio-
logischen Akteur:innen-Struktur-Dynamik betrachtet (vgl. Abb. 2 in Kap. 
3.2). In diesem Sinne drücken jeweils interne und externe teilsystemisch 
bedingte Deutungsstrukturen aus, was Journalist:innen erreichen wol-
len, während institutionalisierte Erwartungsstrukturen Ausdruck dessen 
sind, was sie tun sollen und sich in Konstellationsstrukturen mit anderen 
Akteur:innen bestimmt, was sie letztlich umsetzen können. Auf diesen 
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drei Ebenen wurden Faktoren argumentiert, die einerseits konstitutiv 
für Journalismus und andererseits relevant für Nachrichtenqualität sind, 
und dargelegt, wie sie in ihrem Zusammenwirken verschiedene Formen 
von Nachrichtenqualität beeinflussen können. Das Zusammenwirken 
dieser Strukturen bildet dabei eine spezifische Logik der Situation, in der 
sich Journalist:innen für bestimmte Handlungsalternativen entscheiden. 
Journalistische Nachrichtenproduktion lässt sich als prozedurale Verket-
tung solcher Entscheidungen begreifen. Aus dieser soziologisch fundier-
ten Perspektive erscheint Nachrichtenqualität zusammenfassend als das 
Ergebnis (trans-)intentionalen journalistischen Handelns bzw. als das Ergebnis 
strukturell überformten, (trans-)intentionalen handelnden Zusammenwirkens zwi-
schen Journalist:innen und ihren internen wie externen Bezugsgruppen.

Die Art und Weise, wie diese Strukturen im Journalismus zusammen-
wirken bestimmt letztlich, welche Potenziale für Nachrichtenqualität in einem 
bestimmten Kontext  –  in Falle der vorliegenden Studie in Österreich  –  ge-
geben sind (vgl. Kap. 4). Überlagern sich die durch Strukturen implizierten 
Handlungslogiken im Sinne einer bestimmten Form von Nachrichtenqua-
lität, macht es deren Realisierung für Journalist:innen komplikationsloser 
und damit wahrscheinlicher, wobei einzelne Strukturen unterschiedlich 
starken Einfluss auf Handeln besitzen. In diesem Sinne wurde dargelegt, 
welche empirischen Erkenntnisse zu den theoretisch argumentierten 
Einflussdimensionen auf Nachrichtenqualität für den Journalismus in 
Österreich vorliegen. In der Gegenüberstellung zwischen demokratietheo
retischen Anforderungen an Journalismus im Sinne spezifischer Formen 
normativer Nachrichtenqualität und der Systematisierung dafür konsti-
tutiver Faktoren im Journalismus als Akteur:innen-Struktur-Dynamik 
lässt sich so eine fundierte Einschätzung treffen, welche Potenziale für 
eine deskriptive, diskursive und aktivierende Nachrichtenqualität in Ös-
terreich bestehen.

Über die Darlegung spezifischer Potenziale hinaus sind der theoreti-
schen Herleitung des Zustandekommens von Nachrichtenqualität Grenzen 
gesetzt. Zwar spannen die Strukturen, ›den Rahmen‹ dafür auf, welches 
Handeln für Journalist:innen aus verschiedenen Gründen erstrebenswert 
ist  –  das tatsächliche Handeln hat aber vor dem Hintergrund der Komple-
xität sozialen Handelns immer graduell kontingenten Charakter, es ist 
stets »weder unmöglich noch zwangsläufig« (Schimank 2016: 217, Kursivset-
zung im Original). Deshalb braucht es für ein umfassendes Verständnis 
sozialer Phänomene  –  in diesem Fall die Genese verschiedener Formen 
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von Nachrichtenqualität  –  auch ein induktives Moment, das anhand ei-
ner systematischen Analyse des Phänomens verallgemeinerbare Aussagen 
zum Zusammenwirken von Strukturen und Handeln generiert. In diesem 
Sinne argumentiert Neuberger (2022a: 11), dass sich von der Akteur:innen-
Struktur-Dynamik »zwar keine empirisch prüfbaren Hypothesen ableiten 
lassen«, sie jedoch »einen Rahmen bereit[stellt], in dem relevante Variablen 
und mögliche Zusammenhänge systematisch erschlossen werden können«. 
Auch wenn sich fundierte Erwartungen formulieren lassen, welche Faktoren 
sich systematisch auf Nachrichtenqualität auswirken sollten  –  wie dies im 
Rahmen der Auslotung von Qualitätspotenzialen auch getan wurde (vgl. 
Kap. 4) –, so würden Antworten auf die Frage, wie die jeweiligen Faktoren 
zusammenwirken und welche überwiegen, in hohem Maße spekulativ bleiben.

Deshalb stellt die vorliegende Studie Forschungsfragen danach auf, 
welche Einflüsse auf Nachrichtenqualität, von denen grundsätzlich ein 
Einfluss zu erwarten ist, sich letztlich empirisch durchsetzen. Sie besitzen 
damit einen explorativen Charakter. Im Sinne eines breiten ›Mappings‹ von 
Einflüssen auf Nachrichtenqualität liegt das Erkenntnisinteresse zudem 
stärker auf der vergleichenden Erforschung von grundlegenden Einflüssen 
auf Qualität als in einem isolierten Verständnis von ausgewählten Faktoren. 
Denn beim Thema Qualität stellt sich stets die Frage, wie die Forschung 
entsprechend einer »qualitätsorientierte[n] Steuerung der journalistischen 
Produktion« (Wyss 2016b: 165; vgl. Lacy/Rosenstiel 2015: 9) konstruktive 
Anknüpfungspunkte für die journalistische Praxis generieren kann, die 
stärker in der Breite als in der Tiefe gesehen werden. Die explorative Er-
forschung von Faktoren, bei denen ein Einfluss zu erwarten ist, dieser aber 
theoretisch unterschiedlich stark oder unterschiedlich geartet denkbar ist, 
kann dabei aufzeigen, was bestimmte Einflüsse für die journalistische Per-
formanz letztlich ›bedeuten‹. Deshalb sollen die identifizierten Rahmen-
bedingungen journalistischer Nachrichtenproduktion und deren Ergebnis 
in ein systematisches, aber explorativ zu erforschendes Verhältnis gesetzt 
werden. Dementsprechend fragt zunächst eine Serie an Forschungsfragen, 
welche Einflüsse auf die drei dargelegten professionellen Standards der 
Berichterstattung empirisch entscheidend sind:

FF1	 Welche Faktoren innerhalb der Deutungs-, Erwartungs- und Kon-
stellationsstrukturen von Journalist:innen beeinflussen die profes-
sionellen Standards politischer Nachrichtenbeiträge?
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FF1a	 Welche Faktoren beeinflussen die Unparteilichkeit politischer Nach-
richtenbeiträge?

FF1b	 Welche Faktoren beeinflussen die Diskursivität politischer Nachrich-
tenbeiträge?

FF1c	 Welche Faktoren beeinflussen die konstruktive Emotionalität politi-
scher Nachrichtenbeiträge?

In derselben Logik fragt eine Serie von Forschungsfragen, welche Faktoren 
sich auf die Vielfalt der medialen Repräsentation von Akteur:innen aus-
wirken:

FF2	 Welche Faktoren innerhalb der Deutungs-, Erwartungs- und Kon
stellationsstrukturen von Journalist:innen beeinflussen die mediale 
Repräsentation von Akteur:innen in politischen Nachrichtenbeiträgen?

FF2a	 Welche Faktoren beeinflussen die mediale Repräsentation von parteipo-
litischen Akteur:innen in politischen Nachrichtenbeiträgen?

FF2b	 Welche Faktoren beeinflussen die mediale Repräsentation von zivilge-
sellschaftlichen Akteur:innen in politischen Nachrichtenbeiträgen?

FF2c	 Welche Faktoren beeinflussen die mediale Repräsentation von 
Bürger:innen und Marginalisierten in politischen Nachrichtenbeiträgen?

Zur Beantwortung dieser Forschungsfragen wird sowohl die Arbeitsrealität 
von Journalist:innen als auch das Ergebnis ihres Arbeitens je mit stan-
dardisierten Methoden erfasst  –  einer quantitativen Inhaltsanalyse der 
Berichterstattung zur Messung von Nachrichtenqualität (vgl. Kap. 6.1) 
und einer quantitativen Befragung der Journalist:innen zur Erfassung 
der journalistischen Produktionsbedingungen (vgl. Kap. 6.2) –, um zu 
systematischen Aussagen über deren Zusammenhang zu gelangen. Den-
noch ist anzunehmen, dass dieses Vorgehen allein der Vielschichtigkeit 
der Genese von Nachrichtenqualität nicht gerecht wird. Es ist davon aus-
zugehen, dass der Prozess der journalistischen Aushandlung von Ein-
flussfaktoren von einer Komplexität und Spezifität geprägt ist, welche 
sich nur unzureichend durch quantitative Modelle abbilden lassen. Dies 
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trifft insbesondere auf die handlungsleitende Übersetzung von Deutungs-
strukturen zu, wo beispielsweise eine kontextspezifische Auslegung jour-
nalistischer Rollenverständnisse zu erwarten ist (vgl. Raemy/Vos 2021; 
Schimank 2016: 67ff.). So benennt Beaufort (2020: 245) in Bezug auf Nach-
richtenqualität als das »zentrale Problem quantitativer Forschung«, dass 
sie »Strukturen sichtbar, beschreibbar und hinterfragbar machen«, sie je-
doch »Sinnzusammenhänge nicht beantworten [kann], weder auf Seiten der 
Kommunikator:innen noch auf Seiten der Nutzer:innen«. Dem wird in der 
vorliegenden Studie hinsichtlich der Sinnstrukturen von Journalist:innen 
als Kommunikator:innen Folge geleistet, indem eine anschließende qua-
litative Analyse die journalistische Verhandlung von Einflüssen im Pro-
zess der Nachrichtenproduktion genauer in den Blick nimmt. Sie stützt 
sich dazu auf sogenannte retrospektive Rekonstruktionen (vgl. Reich 2006 
2009) von konkreten journalistischen Arbeiten, in denen gemeinsam mit 
den sie verantwortenden Journalist:innen deren Entstehung de- und re-
konstruiert wird (vgl. Kap. 6.3). Damit können Einsichten zu Dynamiken 
generiert werden, wie die quantitativ identifizierten Einflüsse auf Nach-
richtenqualität wirken und wie Journalist:innen diese verhandeln. Dieses 
Erkenntnisinteresse hält eine Serie an Forschungsfragen zunächst für die 
professionellen Standards der Berichterstattung fest:

FF3	 Wie kommen Einflüsse aus den Deutungs-, Erwartungs- und Kon
stellationsstrukturen von Journalist:innen auf professionelle Stan-
dards zum Tragen und wie verhandeln Journalist:innen diese im Pro-
zess der Nachrichtenproduktion?

FF3a	 Wie kommen Einflüsse auf die Unparteilichkeit politischer Nachrich-
tenbeiträge zum Tragen und wie verhandeln Journalist:innen diese?

FF3b	 Wie kommen Einflüsse auf die Diskursivität politischer Nachrichten-
beiträge zum Tragen und wie verhandeln Journalist:innen diese?

FF3c	 Wie kommen Einflüsse auf die konstruktive Emotionalität poli-
tischer Nachrichtenbeiträge zum Tragen und wie verhandeln 
Journalist:innen diese?

Abschließend sollen diese Aushandlungsprozesse auch für die mediale Re-
präsentation von Akteur:innen in der Berichterstattung beleuchtet werden:
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FF4	 Wie kommen Einflüsse aus den Deutungs-, Erwartungs- und Konstel-
lationsstrukturen von Journalist:innen auf die mediale Repräsentation 
von Akteur:innen zum Tragen und wie verhandeln Journalist:innen 
diese im Prozess der Nachrichtenproduktion?

FF4a	 Wie kommen Einflüsse auf die mediale Repräsentation von parteipolitischen 
Akteur:innen zum Tragen und wie verhandeln Journalist:innen diese?

FF4b	 Wie kommen Einflüsse auf die mediale Repräsentation von zivil-
gesellschaftlichen Akteur:innen zum Tragen und wie verhandeln 
Journalist:innen diese?

FF4c	 Wie kommen Einflüsse auf die mediale Repräsentation von 
Bürger:innen und Marginalisierten zum Tragen und wie verhandeln 
Journalist:innen diese?
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6.	 Studienanlage

6.1	 Quantitative Inhaltsanalyse:  
Nachrichtenqualität messen

Um die Entstehung spezifischer Parameter von Nachrichtenqualität erklä-
ren und verstehen zu können, musste sie in einem ersten Schritt empirisch 
erfahrbar und somit gemessen werden. Die in dieser Studie verwendeten 
Dimensionen von Nachrichtenqualität wurden durch eine großangelegte 
manuelle Inhaltsanalyse österreichischer Politikberichterstattung erhoben. 
Sie war Teil des ländervergleichenden Projekts »Media Performance and 
Democracy«, in dessen Zuge Nachrichtenqualität in Österreich, Deutsch-
land und der Schweiz untersucht wurde (vgl. Magin et al. 2023; Stark 2019; 
Stark et al. 2021; Udris et al. 2023).18 Die nachfolgende Beschreibung der 
Inhaltsanalyse orientiert sich demnach eng an den im Projekt konzipierten 
Operationalisierungen und dem dementsprechenden Codebuch. Ein Aus-
zug des Projekt-Codebuches, welcher die in der vorliegenden Studie verwen-
deten Variablen umfasst, befindet sich zudem im Anhang (vgl. Anhang II).

18	 Das österreichische Teilprojekt wurde 2018-2021 durch den österreichischen Wissenschafts-
fonds (FWF) unter Projektnummer I 3155 (Leitung: Josef Seethaler) als Teil eines DACH-Projekts 
gefördert.
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6.1.1	 Sampling und Codierung

Untersuchungseinheiten

Die Inhaltsanalyse untersuchte journalistische Berichterstattung, die 
einen Bezug zur österreichischen Politik aufweist, worunter regionale, 
nationale oder auch internationale Berichterstattung fallen kann. Dies 
gilt auch für Berichterstattung über politische Akteur:innen, welche rein 
nicht-politische Aspekte (z. B. Freizeit) adressiert. Die Definition von poli-
tischer Berichterstattung beinhaltet dabei verschiedene Komponenten aus 
der klassischen Trias von Politics, Policy und Polity (vgl. z. B. Vowe 2008) 
und wurde durch einen Suchstring operationalisiert, welcher aus »Namen 
der Zentralakteure des politischen Systems und aus Bezeichnungen für 
die Executive auf verschiedenen Ebenen […] [sowie aus] Organisationen, 
Institutionen und parlamentarischen Aktivitäten« (Jandura/Kösters 
2022: 311) besteht.19 Dieser wurde auf eine Datenbank österreichischer Me-
dienberichterstattung angewendet. Zusätzlich wurden die Suchergebnisse 
händisch auf eine nationale politische Relevanz überprüft und irrelevante 
Beiträge ggf. ausgeschlossen.

Untersuchungszeitraum

Untersucht wurde die Berichterstattung in zwei je rund vierwöchigen Zeit-
räumen von Mai bis Juli 2018 (vgl. Untersuchungszeitraum 1: 26.5.2018-
15.06.2018 und 29.06.2018-05.07.2018) sowie September bis Oktober 2018 (vgl. 
Untersuchungszeitraum 2: 17.09.2018-07.10.2018 und 22.10.2018-28.10.2018). 

19	 Suchstring: ÖVP ODER FPÖ ODER SPÖ ODER NEOS ODER »Liste Pilz« ODER Nationalrat* ODER 
Kultusgemeinde ODER Caritas ODER Diakonie ODER ((»die Grünen« ODER »der Grünen« ODER 
»den Grünen« ODER Bundesrat* ODER *kanzler* ODER *präsident* ODER *minister* ODER 

*regierung* ODER *parlament* ODER *klubob* ODER *gerichtshof* ODER *partei* ODER Land-
tag* ODER Landeshaupt* ODER Landesrat* ODER *senat* ODER Stadtrat* ODER Gemeinderat* 
ODER Magistrat* ODER Frontex ODER Europol ODER EZB ODER Zentralbank ODER Europarat* 
ODER europäisch* ODER UNO ODER »UN-« ODER OSZE ODER G7 ODER G20 ODER OECD ODER 
NATO ODER Terror* ODER Botschaft* ODER Diplomat* ODER Opposition* ODER *abgeordnete* 
ODER Untersuchungsausschu* ODER Kirche ODER Islam* ODER jüdisch* ODER *kammer* ODER 
Gewerkschaft* ODER Industriellenvereinigung ODER Nationalbank ODER *bürgerinitiative* 
ODER *abstimmung* ODER Volksbegehren* ODER *demonstra* ODER Amnesty ODER Green-
peace ODER »Global 2000« ODER »Ärzte ohne Grenzen« ODER antifaschis* ODER identitär* 
ODER faschis*) UND österr*) ODER ((Kommission* ODER *gerichtshof* ODER *parlament*) UND 
(»EU« ODER »EU-«) UND österr*)
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Das Jahr 2018 war insofern ein günstiger Zeitpunkt, als dass die drei un-
tersuchten Länder in etwa in der gleichen Phase ihrer jeweiligen Legisla-
turperiode lagen. Die Wochen wurden dabei gezielt so ausgewählt, dass in 
allen Ländern Tage mit und ohne Parlamentstätigkeit etwa gleichermaßen 
vertreten waren. Dies folgt den Überlegungen, dass Zeiten der Parlaments
tätigkeit verstärkt einen Einblick bieten, wie Medien nationale Politik ver-
handeln, solche ohne Parlamentstätigkeit gleichzeitig sicherstellen, dass 
die Akteur:innenvielfalt davon nicht übermäßig beeinflusst ist. Der Ent-
scheidung für natürliche Wochen im Vergleich zu oftmals konstruierten 
künstlichen Wochen (für eine ausführliche Diskussion vgl. Jandura et al. 
2005) liegt die Prämisse zugrunde, dass damit zwar auf einen über die Un-
tersuchungszeitpunkte hinausgehenden Repräsentationsschluss verzichtet 
werden muss, jedoch die Vergleichbarkeit der Berichterstattung in konkreten 
Nachrichtenlagen zwischen Medienangeboten mit verschiedenen struktu-
rellen Bedingungen begünstigt wird (vgl. Jandura/Kösters 2022: 309ff.).

Tabelle  2 
Sample der Inhaltsanalyse

Sektor Outlet n Stichprobenfehler 
(1./2. UZ)

Tageszeitungen
Nationale Tageszeitung (Informationsmedium) Die Presse 396 3%
  Der Standard 362 3/5%
Nationale Tageszeitung (Boulevardmedium) Kronen Zeitung 446 3/5%
Gratiszeitung Heute 241 3%
  Österreich 537 3/5%
Regionalzeitung Kleine Zeitung 467 3/5%
Fernsehen
Öffentlich-rechtliches Nachrichtenformat Zeit im Bild 234 Vollerhebung/3%
  ZIB 2 135 Vollerhebung/3%
  ZIB 20 35 Vollerhebung
Radio
Öffentlich-rechtliches Nachrichtenformat Ö3 Frühjournal 28 3%/Vollerhebung

  Ö3 Journal um 
fünf 53 3%/Vollerhebung

Online
Nationale Tageszeitung (Informationsmedium) derstandard.at 390 3%
Nationale Tageszeitung (Boulevardmedium) krone.at 426 3%
Öffentlich-rechtliches Nachrichtenformat orf.at 537 3/5%

Gesamt 4.287
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Medienauswahl

Relevante Medienoutlets wurden nach einem Konzentrationsprinzip (vgl. 
Brosius et al. 2016: 74) anhand der reichweitenstärksten Angebote in 
theoretisch als relevant erachteten Sektoren ausgewählt. Im Sinne einer 
geschichteten Stichprobenbildung wurden innerhalb jedes Sektors  –  ge-
trennt für die beiden Untersuchungszeiträume  –  aus der Grundgesamt-
heit eine Zufallsauswahl gezogen. Tabelle 2 gibt einen Überblick über 
die untersuchten Medienoutlets, die Fallzahlen der Inhaltsanalyse und 
die jeweils angewandten Stichprobenfehler. In einigen Fällen konnte 
die vollständige Grundgesamtheit untersucht werden. Auch wenn Gra-
tiszeitungen für die Medienauswahl aufgrund ihres unterschiedlichen 
Finanzierungsmodells getrennt einbezogen wurden, so werden sie im 
Folgenden (z. B. im Prozess des Samplings für die qualitative Teilstudie 
und in der Ergebnisdarlegung) aufgrund ihrer inhaltlichen Ausrichtung 
dem Boulevardsektor zugerechnet.20

Codierung

Der Codierung gingen zwei Pre-Tests des Codebuchs anhand potenziellen 
Untersuchungsmaterials voraus, welche die Anwendbarkeit des Codebuchs 
überprüften und zu finalen Anpassungen führten. Die eigentlichen Codier-
arbeiten wurden zwischen Januar und Oktober 2019 von sieben Masterstu-
dierenden bzw. -absolvent:innen aus der Kommunikationswissenschaft ge-
leistet. Es erfolgte eine eingehende Codierschulung anhand von Beispielen 
vor Beginn der Codierarbeiten sowie wöchentliche Schulungen während 
des Codierprozesses. Die Codierung erfolgte anhand von in der verwende-
ten Datenbank abrufbaren unformatierten Texten bzw. im Fall von audio-

20	 In einer späteren Phase des Projekts »Media Performance and Democracy« wurde das unter-
suchte österreichische Sample noch um Medienoutlets erweitert (z. B. oe24.at), die nicht mehr 
in die vorliegende Studie und ihr auf der Inhaltsanalyse aufbauendes mehrstufiges Untersu-
chungsdesign aufgenommen werden konnten. Die Zahl und Auswahl der untersuchten Out-
lets weicht demnach von jener in anderen Publikationen (Beaufort 2020) ab. Es gab zudem 
den Fall, dass bei Medienoutlets keine die Beiträge verantwortenden Journalist:innen eruiert 
werden konnten bzw. keine Journalist:innen an der der Inhaltsanalyse nachfolgenden quan-
titativen Befragung teilgenommen haben (z. B. gmx.at). Auch diese Beiträge wurden für die 
Analysen der vorliegenden Arbeit  –  auch jenen rein auf Basis inhaltsanalytischer Daten  –  aus-
geschlossen.
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visuellem Material anhand von Transkripten, wodurch aus Gründen der 
Vergleichbarkeit (Bewegt-)Bilder nicht in die Analyse einbezogen wurden.

6.1.2	 Operationalisierung

Codiereinheiten

Im Sinne einer effizienten, aber exakten und validen Codierpraxis operiert 
das Codebuch mit drei Codiereinheiten:

1.	 Auf Ebene des Beginns des Beitrags  –  im Print- bzw. Online-Bereich 
Überschriften und Lead bzw., sofern kein Lead vorhanden, erster 
Absatz sowie im audiovisuellen Sektor die Anmoderation bzw., so-
fern keine Anmoderation vorhanden, der erste Absatz des Tran-
skripts  –  wurden mehrere formale Variablen sowie das Themenfeld 
des Beitrags bestimmt.

2.	 Auf Ebene des gesamten Beitrags  –  der vollumfängliche Text bzw. das 
vollumfängliche Transkript inkl. einer möglichen An- und/oder 
Abmoderation  –  wurden die für die Erfassung der professionellen 
Standards relevanten Variablen erhoben. Aufgrund der Komplexi-
tät der Codierung der betreffenden Variablen wurden diese in den 
nachfolgenden Analysen nur für Beiträge mit mindestens 480 Zei-
chen herangezogen, was sich in der Codierpraxis als Untergrenze 
zur validen Erhebung der Variablen erwiesen hat.

3.	 Auf Ebene der Akteur:innen  –  eine detaillierte Beschreibung der 
Identifikation von relevanten Akteur:innen folgt in diesem Kapi-
tel  –  wurden alle für die Messung der medialen Repräsentations-
leistung relevanten Variablen erhoben.

Stilform

Die Einordung der Nachrichtenbeiträge gemäß ihrer Stilform erfolgte ent-
sprechend der Kennzeichnung oder Ausweisung durch die Redaktion, wie 
es auch der Wahrnehmung durch Rezipient:innen entspricht. Dies konnte 
aufgrund von Überschriften, dem Vorkommen in bestimmten Rubriken 
oder, im audiovisuellen Bereich, durch explizite Einblendung oder Anmo-
deration der Fall sein. Jeder Nachrichtenbeitrag wurde demnach als Nach-
richt bzw. Bericht, Reportage, Feature bzw. Porträt, Kommentar, Kolumne, Glosse bzw. 
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Leitartikel oder als Interview eingeordnet. Für die Analysen wurden alle vier 
Stilformen herangezogen. Lediglich für die Analyse der Unparteilichkeit 
wurden Kommentare, Kolumnen, Glossen bzw. Leitartikel ausgeschlossen, 
weil hier  –  entsprechend dem Trennungsgrundsatz zwischen Nachricht 
und Meinung (vgl. Schwer 2006)  –  Meinungen und Wertungen seitens 
der Journalist:innen für Rezipient:innen erwartbar und transparent sind.

Urheber:in des Beitrags

Urheber:innen von Nachrichtenbeiträgen sind jene Journalist:innen, die 
redaktionell für den Inhalt des Beitrags verantwortlich sind. Sie können 
namentlich genannt oder durch ein Kürzel kenntlich gemacht werden. Die 
Urheber:innen wurden namentlich bzw. im Wortlaut festgehalten. Dies 
diente dazu, die Journalist:innen für die quantitative Befragung und die 
qualitativen Interviews kontaktieren zu können und die drei Datenquel-
len auf Ebene der einzelnen Nachrichtenbeiträge bzw. Autor:innen fusio
nieren zu können.

Themenfeld

Das Thema wurde anhand von 31 vordefinierten Themenfeldern (Code-
buch der quantitativen Inhaltsanalyse in Anhang II) eingeordnet. Für die 
Analysen dieser Studie wurde das Thema nicht herangezogen. Dessen 
Bestimmung ist aber insofern relevant, als dass die Einzelvariablen der 
Diskursivität relational zum thematischen Fokus des Beitrags sind und 
Akteur:innen einen Bezug zum zentralen Thema aufweisen mussten.

Unparteilichkeit

Für alle tatsachenbetonten Beiträge  –  also alle außer Kommentare, Kolum-
nen, Glossen bzw. Leitartikel  –  wurde erfasst, ob ein Beitrag Meinungen 
und Wertungen der ihn verantwortenden Journalist:innen enthält oder 
ob über einen Sachverhalt bzw. ein Ereignis distanziert und unparteiisch 
berichtet wird. Relevant für die Codierung ist die Intensität der Meinun-
gen und Wertungen, d. h. ob subjektive Bewertungen nur unterschwellig 
vorhanden und sehr schwach sind oder ob sie im Vordergrund stehen und 
sehr stark sind. Die Codierung erfolgte äquivalent zu Seethaler (2015) an-
hand einer fünfstufigen, bipolaren Skala. Finden sich keinerlei Wertungen 
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und/oder Meinungen, wurde Code 5 ausschließlich distanziert-unparteiisch ge-
wählt. Ist der Beitrag insgesamt distanziert-unparteiisch, enthält jedoch 
vereinzelte Bewertungen, wurde Code 4 eher distanziert-unparteiisch gewählt. 
Code 3 ambivalent bedeutet, dass distanziert-unparteiische und persönlich 
gefärbte Berichterstattung ungefähr gleichwertig stattfinden. Code 2 eher 
persönlich gefärbt wurde gewählt, wenn der Eindruck der persönlich gefärb-
ten Berichterstattung im Vergleich zur distanziert-unparteiischen Bericht-
erstattung überwiegt. Code 1 explizit persönlich gefärbt wurde gewählt, wenn 
die Berichterstattung (vgl. fast) ausschließlich bzw. sehr stark explizit per-
sönlich gefärbt ist. Nachdem die Codierpraxis gezeigt hat, dass die Variable 
merklich schief in Richtung der höheren Codes verteilt ist  –  es demnach 
offenbar trennendes Merkmal der Berichterstattung ist, ob überhaupt Wer-
tungen und Meinungen vorkommen und weniger, in welchem Ausmaß sie 
das tun  –  wurde die Variable für den Großteil der Analysen aus Gründen 
der Robustheit der Ergebnisse (wie jeweils ausgewiesen) zwischen den 
Codes 4 und 5 dichotomisiert.

Diskursivität

Die Diskursivität wurde, wie theoretisch argumentiert (vgl. Tab. 1 in Kap. 2), 
anhand von vier Framing-Elementen (vgl. Entman 1993)  –  Kontext, unter-
schiedliche Bewertungen, Gründe und Folgen  –  operationalisiert, die nach See
thaler (2015) um aktiv beteiligte Akteur:innen und betroffene Akteur:innen erwei-
tert wurden. Alle sechs Variablen sind dabei in Bezug zu dem als zentrales 
Thema codierten Berichterstattungsanlass zu bewerten.

Das Vorhandensein eines Kontexts zeigt sich daran, dass das Thema in 
längerfristige Prozesse oder übergeordnete Zusammenhänge eingeordnet 
und damit dessen Stellenwert verdeutlicht wird. Dies geschieht häufig 
durch Formen des Vergleichs. Dazu gehören zeitliche (z. B. Einordnung 
von Statistiken im Abgleich zur Vergangenheit), geografische (z. B. Gegen-
überstellung eines Themas in unterschiedlichen Ländern) oder thematische 
(z. B. Relevanz eines Phänomens für mehrere gesellschaftliche Teilsphä-
ren) Vergleiche. Je nach Umfang und Stellenwert der Kontextualisierung 
konnte der Code 0 keine kontextualisierende Darstellung des Themas, Code 1 
Thema wird grundsätzlich kontextualisierend dargestellt oder Code 2 Thema wird 
ausführlich kontextualisierend dargestellt gewählt werden.

Bei der Codierung unterschiedlicher Bewertungen wird erfasst, ob zwei 
oder mehr Bewertungen des zentralen Themas von unterschiedlichen 
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Akteur:innen vorliegen, die substanziell voneinander abweichen. In ih-
rer stärksten Ausprägung sind abweichende Bewertungen direkt kon
träre, oppositionelle Standpunkte. Die Maßgabe für die Einordnung der 
Bewertungen ist, ob vermittelt wird, dass das Thema des Beitrags als un-
terschiedlich aufzufassendes und standpunktabhängiges Thema zu sehen 
ist. Wird nur über den Sachverhalt bzw. das Ereignis berichtet, ohne dass 
Bewertungen vermittelt werden bzw. unterscheiden sich Bewertungen 
nicht, wurde der Code 0 Bewertungen weichen nicht ab verwendet. Finden 
sich abweichende Perspektiven von verschiedenen Akteur:innen, wurde 
Code 1 Bewertungen weichen ab gewählt.

Für die Variable Gründe wurde codiert, ob das Thema des Beitrags in ei-
nen Zusammenhang mit konkreten Gründen und Ursachen gestellt oder 
nur das aktuelle Geschehen dargestellt wird. Gründe und Ursachen für 
Sachverhalte oder Ereignisse können kurzfristige Auslöser aber auch An-
liegen und (strategische) Motive von Akteur:innen sein. Wird nur über das 
Thema berichtet, ohne für dieses Gründe und Ursachen zu nennen, wurde 
der Code 0 keine Begründung gewählt. Wird zumindest eine Begründung für 
den berichteten Sachverhalt grundsätzlich angesprochen, aber nicht aus-
führlich erläutert, wurde der Code 1 es wird zumindest eine Begründung grund-
sätzlich genannt gewählt; wird hingegen der berichtete Sachverhalt tiefge-
hend begründet, wurde Code 2 das Thema wird ausführlich begründet gewählt.

Bei den Folgen wurde festgehalten, ob das berichtete Ereignis in einen 
Zusammenhang mit möglichen zukunftsgerichteten Auswirkungen und 
Konsequenzen bzw. Lösungen gestellt wird. Hierunter fallen sowohl die 
Folgen von Ereignissen als auch von intentionalen Entscheidungen. Auch 
konkrete Lösungsoptionen oder vorgeschlagene konkrete Maßnahmen 
fallen in diese Kategorie; unkonkrete Forderungen und Appelle jedoch 
nicht. Wird nur über einen Sachverhalt berichtet, ohne für diesen Sach-
verhalt Wirkungen, Folgen oder Lösungen zu nennen, wurde der Code 
0 keine Wirkungen, Folgen oder Lösungen dargestellt gewählt. Wird zumindest 
eine Wirkung, Folge oder Lösung für den berichteten Sachverhalt ange-
sprochen, aber nicht ausführlicher erläutert, wurde der Code 1 zumindest 
eine Wirkung, Folge oder Lösung eines Sachverhalts/Ereignisses grundsätzlich genannt 
gewählt. Werden Wirkungen, Folgen oder Lösungen für den berichteten 
Sachverhalt tiefgehend dargestellt, wurde der Code 2 ausführlich Wirkungen, 
Folgen oder Lösungen eines Sachverhalts/Ereignisses dargestellt gewählt.

Ergänzend wurde im Zuge der aktiv beteiligten Akteur:innen codiert, 
ob einerseits auf Makro-Ebene Akteur:innen der Legislative, Exekutive 
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und/oder der Judikative genannt sind, die als Entscheidungsträger:innen an 
Entscheidungs(findungs)prozessen um mögliche Lösungen und die Um-
setzung von Maßnahmen auf gesellschaftlicher Ebene aktiv beteiligt sind, 
bzw. auf Meso-Ebene leitende Akteur:innen von politischen, wirtschaftli-
chen, kulturellen oder anderen Organisationen in Bezug auf Folgen oder 
Lösungen auf Organisationsebene; andererseits, ob Akteur:innen ohne Ent-
scheidungsgewalt genannt sind, die in an Entscheidungs(findungs)prozessen 
auf Makro- oder Meso-Ebene beteiligt sind. Je nachdem konnte Code 0 
keine aktiv beteiligten Akteur:innen, Code 1 nur Akteure mit Entscheidungsgewalt, 
Code 2 Akteure mit und ohne Entscheidungsgewalt oder Code 3 nur Akteure ohne 
Entscheidungsgewalt gewählt werden. Für die vorliegende Studie, in der nur 
als konzeptionell relevant erachtet wird, ob aktiv beteiligte Akteur:innen 
thematisiert werden, wurde die Variable dichotomisiert, indem Code 1, 2 
und 3 zusammengefasst wurden.

Zudem wurde codiert, ob betroffene Akteur:innen  –  Individuen, aber auch 
Organisationen oder (in-)formelle Gruppen  –  genannt sind, welche von 
den besagten Wirkungen, Folgen oder Lösungen betroffen sind, ohne da-
bei eine aktive Rolle in Entscheidungsprozessen zu spielen. Diese Variable 
wurde dichotom mit den Codes 0 nein und 1 ja codiert.

Diese sechs Komponenten der Diskursivität wurden additiv verrech-
net, wobei die drei dreistufig von 0 bis 2 gemessenen Variablen zuvor auf 
eine Skala von 0 bis 1 umcodiert wurden, um sie mit den drei dichotomen 
Variablen gleichgewichtig zu verrechnen. Der so berechnete Index kann 
demnach Werte von 0 (keine Diskursivität) bis 6 (maximale Diskursivität) 
annehmen (vgl. Beaufort 2020; Seethaler 2015). Die Diskursivität stellt 
demnach einen formativen Index dar. Formativen Indizes liegt als theorie-
basierte Konstrukte die Annahme zugrunde, dass deren Komponenten 
definitorische Charakteristika des Konstrukts sind, wodurch diese weder 
zwingend stark korreliert noch austauschbar sein müssen. Letzteres ist 
vielmehr bei reflexiven Indizes der Fall, denen die Idee zugrunde liegt, dass 
deren Komponenten in Variationen ›dasselbe‹ messen (wie z. B. psycholo-
gische Merkmale) und demnach eine starke interne Konsistenz aufweisen 
müssen (vgl. Lauerer/Hanitzsch 2019: 63ff., basierend auf Coltman et al. 
2008). Praktisch gesprochen: Selbstredend messen beispielsweise die Kom-
ponenten Kontext und unterschiedliche Bewertungen grundverschiedene 
Dinge und sind damit kein austauschbarer Ausdruck eines darunterlie-
genden Konstrukts  –  sie tragen aber beide entscheidende Ideenelemente 
zum formativen Konstrukt Diskursivität bei. In diesem Sinne ist für den 
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berechneten Index die interne Konsistenz kein entscheidendes Kriterium. 
Mit einem Cronbach’s-Alpha-Wert von 0,67 liegt diese jedoch dennoch nah 
an der in der Literatur angeführten Grenze von 0,70 für akzeptable Werte 
(vgl. Field 2009: 675). Dementsprechend wurde die Intercoderreliabilität 
für die Diskursivität auch nur für diesen additiven Index berechnet, wo 
zufriedenstellende Werte erreicht werden konnten (vgl. Tab. 3 in Kap. 6.1.3).

Konstruktive Emotionalität

Die konstruktive Emotionalität von Nachrichtenbeiträgen wurde durch eine 
Kombination von drei Variablen  –  der Emotionalität von Beiträgen, deren 
Inzivilität und der Korrektur der Inzivilität  –  erfasst. Die Variable Emotionali-
tät untersucht das Ausmaß des Emotionsgehalts der sprachlichen Darstel-
lung eines journalistischen Nachrichtenbeitrags. Dabei wird der gesamte 
Beitrag inkl. etwaiger Zitate vorkommender Akteur:innen berücksichtigt. 
Ein emotionaler Sprachstil kann sich dabei durch gefühlsbetonte Begriffe, 
affektiven Wortschatz oder der Beschreibung von Emotionen, Bildlichkeit 
oder Metaphern mit affektiver Wirkungskraft, dem Einsatz von Superla-
tiven oder Übertreibungen, attribuierende Spitznamen für Akteur:innen, 
expressiver Wortstellung, elliptischen Satzkonstruktionen, die direkte 
Adressierung, Einbeziehung oder Ansprache von Rezipient:innen sowie 
durch Präsenz als Zeitform für vergangene Ereignisse ausdrücken. Die 
Codierung erfolgte äquivalent zu Seethaler (2015) anhand einer fünfstufi-
gen, bipolaren Skala. Ist der Beitrag sehr emotional aufbereitet, wird dem 
Thema also durch emotionale Gestaltungsmittel sehr stark bzw. häufig 
Nachdruck verliehen, wurde der Code 1 emotional vergeben. Werden zwar 
regelmäßig emotionale Stilmittel verwendet bzw. ist der größere Anteil 
des Textes emotional aufbereitet, gibt es jedoch auch sachlich-nüchterne 
Passagen, wurde der Code 2 eher emotional verwendet. Code 3 ambivalent 
bedeutet, dass der Beitrag weder eindeutig nüchtern noch eindeutig emo-
tional aufbereitet ist, das Verhältnis an nüchternen und emotionalen Pas-
sagen also ausgeglichen ist. Wenn im Beitrag nur gelegentlich und insge-
samt wenige emotionale Stilmittel eingesetzt werden, wurde Code 4 eher 
sachlich-nüchtern gewählt. Code 5 sachlich-nüchtern gibt an, dass das Thema 
ausschließlich sachlich-nüchtern aufbereitet ist, also keine emotionalen 
Gestaltungsmittel (bzw. maximal ein Mal) verwendet werden.

Im Sinne der Messung von Emotionalität wurde diese Skala für die vor-
liegenden Analysen invers umcodiert, sodass ein höherer Code entgegen der 
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ursprünglichen Codierung auch ein höheres Maß an Emotionalität (und 
nicht ein höheres Maß an Nüchternheit) ausdrückt. Nachdem die Codier-
praxis zudem (ähnlich zur Variable Unparteilichkeit) gezeigt hat, dass die 
Variable merklich schief in Richtung der höheren Codes verteilt ist  –  es 
demnach offenbar trennendes Merkmal der Berichterstattung ist, ob über-
haupt emotionale Elemente vorkommen und weniger, in welchem Ausmaß sie 
das tun  –  wurde die Variable für das Gros der Analysen aus Gründen der 
Robustheit der Ergebnisse (wie jeweils ausgewiesen) zwischen den Codes 
4 und 5 (der ursprünglichen Skala) dichotomisiert.

Wie theoretisch argumentiert wird die Emotionalität dahingehend 
kontrolliert, ob sie konstruktiv ist, was über die Abwesenheit inziviler Ele-
mente operationalisiert wurde. Inzivilität wurde in Anlehnung an Peters 
et al. (2004; vgl. Kösters 2020; konzeptionell ähnlich: Coe et al. 2014) 
über das Vorhandensein von folgenden kommunikativen Aspekten er-
fasst: persönliche Attacken in Form unsachlicher Angriffe oder herabset-
zender und beleidigungsähnlicher Attribuierungen, diskreditierende 
Unterstellungen in Form des Verdachts gegenüber Akteur:innen, durch 
betrügerische, illegitime oder mindestens fragwürdige Ziele motiviert 
zu sein, exkludierende Moralisierungen in Form des Aberkennens von 
Akteur:innen als Diskurspartner:innen durch moralisierende, den the-
matischen Sachverhalt negierende Argumente sowie durch diskriminie-
rende Feindbilder oder Eigen-Fremd-Stereotype in Form von expliziten, 
pauschalen Zuschreibungen negativer Eigenschaften gegenüber allen wie 
auch immer definierten Fremden als stereotypische Feindbilder. Dabei war 
es zunächst unerheblich, ob inzivile Äußerungen direkt zitiert oder indirekt 
wiedergegeben werden und ob sie von den Nachrichtenbeitrag verantwor-
tenden Journalist:innen oder thematisierten Akteur:innen stammen. Wie 
angesprochen wurde argumentiert, dass Inzivilität auch eine aktivierende 
und damit partizipationsfördernde Wirkung haben kann. Sie wird aber de-
mokratietheoretisch dann problematisch, wenn sie auf Ausgrenzung von 
Diskursteilnehmer:innen abzielt (vgl. Kap. 2.1.3). Der Fokus der Codierung 
lag demnach darauf, ob inzivile Elemente darauf abzielen, Akteur:innen 
und ihren Positionen die Teilnahme am Diskurs abzusprechen, sie vom 
Diskurs auszugrenzen bzw. ihre Positionen generell nicht anzuerkennen. 
Zeigte sich ein Nachrichtenbeitrag frei von so definierten inzivilen Ele-
menten, wurde der Code 0 inzivile Aussagen kommen nicht vor vergeben. Bei 
wiederholtem bzw. häufigem Vorkommen wurde Code 1 inzivile Aussagen 
kommen nur am Rande / vereinzelt vor bzw. Code 2 inzivile Aussagen sind zentraler 
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Bestandteil des Beitrags, kommen öfter vor gewählt. Für robustere Analysen 
wurde diese Variable ebenfalls dichotomisiert, indem die Codes 1 und 2 
zusammengefasst wurden.

In einem zweiten Codierschritt wurde für Beiträge, in denen inzivile Ele-
mente identifiziert wurden im Zuge der Korrektur der Inzivilität erfasst, ob die 
den Beitrag verantwortenden Journalist:innen inzivile Aussagen unkommen-
tiert lassen oder sie korrigieren bzw. die Inzivilität der Aussage thematisieren. 
Eine solche Korrektur kann dadurch erfolgen, dass Diskursverletzungen als 
solche bezeichnet werden, dass kritische Sichtweisen auf diese durch andere 
Akteur:innen thematisiert werden, dass auf die Problematik bestimmter Be-
grifflichkeiten aufmerksam gemacht wird oder dass inzivilen Äußerungen 
sachliche Argumente entgegengestellt werden. Bleiben solche Korrektur aus, 
wurde Code 0 Journalist:in korrigiert inzivile Aussagen nicht gewählt. Finden sie 
statt, jedoch nur bestimmte Teilaspekte adressierend oder vergleichsweise 
schwach, wurde Code 1 Journalist:in korrigiert inzivile Aussagen teilweise verwen-
det. Lässt die Korrektur der Inzivilität keine Zweifel am diskursverletzenden 
Charakter der Aussagen, wurde Code 2 Journalist:in korrigiert inzivile Aussagen 
vollständig codiert. Stammen inzivile Aussagen von den Journalist:innen 
selbst, wurde ebenfalls Code 0 gewählt. Auch diese Variable wurde durch 
das Zusammenfassen der Codes 1 und 2 dichotomisiert.

In einem dritten Schritt wurden die jeweils dichotomisierten Variab-
len Inzivilität und Korrektur der Inzivilität kombiniert, indem Beiträge mit 
vollständig ›korrigierten‹ Formen von Inzivilität jenen Beiträgen gleich-
gesetzt wurden, die keinerlei inzivile Elemente enthalten.21 So ergibt sich 
eine kombinierte Variable mit den beiden Ausprägungen inzivile Aussagen 
kommen nicht vor oder werden vollständig korrigiert und inzivile Aussagen kommen 
jedenfalls am Rande vor und werden maximal teilweise korrigiert. Diese Variable 
wurde verwendet, um destruktive Formen von Emotionalität von konstruk-
tiven Formen abzugrenzen. Praktisch gesprochen wurde sie als ›Filter‹ ver-
wendet, indem in die Analysen die  –  damit konstruktive  –  Emotionalität 

21	 Beispielsweise ereignete sich im Untersuchungszeitraum ein Vorfall, bei dem eine Politikerin 
massiv sexistisch beleidigt wurde. Diese definitiv inzivilen Beleidigungen wurden  –  einer-
seits mutmaßlich aufgrund von deren Nachrichtenwert, andererseits weil sie auch für die 
juristische Einschätzung des Vorfalls maßgeblich sind  –  von vielen Journalist:innen wört-
lich zitiert, jedoch stets klar betont, dass es sich dabei potenziell um einen Straftatbestand 
behandelt. Dies ist als Korrektur der Inzivilität anzusehen. Solche Nachrichtenbeiträge, wo 
über Inzivilität berichtet wird, Inzivilität jedoch nicht verwendet wird, wurden demnach als 
zivil behandelt.
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von Nachrichtenbeiträgen nur dann ausgewiesen bzw. für Berechnungen 
herangezogen wurde, wenn der Beitrag das Kriterium der Zivilität erfüllt.

Identifikation von Akteur:innen

Um die Akteur:innenvielfalt zu erheben, wurden pro Nachrichtenbeitrag 
bis zu vier zentrale Akteur:innen codiert. Akteur:innen können sowohl Ein-
zelpersonen (z. B. Politiker:innen) als auch Kollektive (z. B. Organisationen) 
sein. Ausschlagegebend ist, dass Meinungen  –  also Bewertungen, Argu-
mente, Standpunkte oder Forderungen  –  und/oder Einschätzungen der 
Akteur:innen erkennbar sind, die ein Mindestmaß an potenziellem Einfluss 
auf den massenmedialen Diskurs zu einem bestimmten Thema sicherstellen. 
Akteur:innen wurden in der Reihenfolge ihrer Nennung codiert, auch wenn 
die für die Codierrelevanz entscheidenden Meinungen oder Einschätzungen 
erst später im Beitrag vorkommen. Für die vorliegenden Analysen wurde 
die Reihenfolge zwar nicht berücksichtigt, sie determiniert aber bei aus for-
schungsökonomischen Gründen maximal vier codierbaren Akteur:innen, 
welche Akteur:innen als zentral angesehen wurden. Kommen Kollektive und 
Individuen vor, die zueinander gehören, wurde überprüft, ob es sich bei den 
geäußerten Standpunkten um originäre Äußerungen handelt und damit, ob 
das Individuum unter dem Kollektiv subsumiert wurde oder umgekehrt. 
Kommen zueinander gehörige Individual- und Kollektivakteur:innen vor, 
deren Meinungen oder Einschätzungen sich decken, wurde nur der:die erst-
genannte Akteur:in codiert und der:die andere Akteur:in subsummiert (z. B. 
Parteivertreter:in und Partei). Werden mehrere Individualakteur:innen als 
ein Kollektiv dargestellt, wurden sie unter diesem Kollektiv subsummiert, 
sofern dieses explizit genannt wird (ausführlicher in Anhang II).

Name bzw. Bezeichnung von Akteur:innen

In einem ersten Schritt wurden die Akteur:innen namentlich bzw. wörtlich 
festgehalten, wie es rein der Überprüfung dessen diente, dass die identi-
schen Akteur:innen reliabel codiert werden konnten (vgl. Tab. 3 in Kap. 
6.1.3), was anhand der nachfolgend codierten Attribute der Akteur:innen 
nicht zweifelsfrei festgestellt werden kann (z. B. ist es denkbar, dass 
mehrere Codierer:innen übereinstimmend eine:n Parteivertreter:in co-
dieren  –  damit aber eigentlich unterschiedliche Personen als zentrale 
Akteur:innen meinen).
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Funktion von Akteur:innen

In einem zweiten Schritt wurde die politische bzw. gesellschaftliche Funk-
tion bzw. Rolle der Akteur:innen näher bestimmt. Die Codierung erfolgte 
dabei anhand einer umfangreichen Liste von 137 Einzelcodes (vgl. Anhang II), 
welche zwischen Akteur:innen der politischen Sphäre und ihrer zentralen 
Institutionen und Organisationen sowie Akteur:innen der gesellschaftlichen 
Sphäre unterscheidet. Anhand von spezifischen Zusammenfassungen dieser 
Codes wurden die drei abhängigen Variablen  –  die mediale Repräsentation 
von parteipolitischen Akteur:innen, von Akteur:innen der Zivilgesellschaft 
und von Bürger:innen und Marginalisierten  –  operationalisiert.

Repräsentation von parteipolitischen Akteur:innen

Der Gruppe der parteipolitischen Akteur:innen wurden sowohl Parteien 
auf Bundesebene als auch auf Landes- und Kommunalebene zugeordnet, wobei 
auch die jeweiligen Vorsitzenden, Generalsekretär:innen und Jugendorganisationen 
als Vertreter:innen der jeweiligen Parteien betrachtet wurden  –  einzelne 
Politiker:innen, welche ein darüber hinausgehendes Amt bekleiden und 
sich in dieser Rolle äußern, jedoch nicht. Im Codebuch (vgl. Anhang II) 
entspricht dies den Codes 7101-7300, die 11 Subgruppen umfassen. Parteien 
auf EU-Ebene (Code 7400) sowie ausländische Parteien (Code 7500) wurden in 
Ermangelung eines unmittelbaren Einflusses auf nationale Politik nicht 
den Parteien zugerechnet.

Zudem wurde für alle Akteur:innen  –  unabhängig von ihrer Rolle bzw. 
Funktion –, sofern zutreffend, eine mögliche Parteizugehörigkeit erfasst. 
Bei Akteur:innen, die im Beitrag nicht in einer politischen Funktion bzw. 
als Vertreter:innen einer Partei auftreten, wurde nur dann eine Parteizu-
gehörigkeit codiert, wenn diese explizit im Beitrag erwähnt wird. Dabei 
wurden Codes für die sieben in Österreich relevantesten Parteien, ein 
Einzelcode für andere Parteien sowie Codes für parteilose Akteur:innen, 
ausländische Akteur:innen und Akteur:innen, deren Parteizugehörigkeit 
nicht erkennbar ist, verwendet.

Repräsentation von Akteur:innen der Zivilgesellschaft

Als zivilgesellschaftliche Akteur:innen wurden alle Akteur:innen her-
angezogen, welche im Codebuch als Interessenverbände, soziale Bewegungen, 
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Lobby-Gruppen und NGOs (Codes 8101 bis 8299) definiert wurden. Sie um-
fassen 1.) gesellschaftliche bzw. gesellschaftspolitische Akteur:innen (z. B. Men-
schenrechtsorganisationen), 2.) Akteur:innen aus dem Bereich der sozialen 
Sicherung (z. B. Wohlfahrtsorganisationen), 3.) aus dem Bereich Wirtschafts- 
und Arbeitswelt (z. B. Gewerkschaften), 4.) Freizeit und Erholung (z. B. Interes-
senvertretungen im Bereich Sport) sowie 5.) Kultur und Bildung (z. B. Inter-
essenverbände für Bildung, Wissenschaft und Forschung). Davon ausge-
schlossen wurden lediglich außenpolitische Organisationen (Code 8101) und 
Arbeitgeber:innenvertretungen, Wirtschafts- und Industrieverbände (Code 8191), weil 
hier von »vermachteten Akteuren« (Gerhards 1997: 6) im Habermas’schen 
Sinne (1992) auszugehen ist, welche durch die ihnen zur Verfügung stehen-
den Ressourcen, Macht- und Sanktionspotenziale sowie Eigeninteressen 
deliberative Diskurse gefährden können. Außerdem wurden rechtspopulisti-
sche und rechtsextreme (Code 8141) und linke und linksextreme soziale Bewegungen 
(Code 8142) ausgeschlossen, weil Radikalismus und Populismus ebenfalls 
mangelndes Interesse an einem gleichberechtigten substanziellen öffent-
lichen Diskurs unterstellt werden kann.22 Auf Akteur:innen der Zivilge-
sellschaft entfallen demnach 24 Subgruppen.

Repräsentation von Bürger:innen und Marginalisierten

Dieser Gruppe wurden anhand von 5 Subgruppen 1.) die nicht näher be-
stimmte Allgemeinheit bzw. Bevölkerung, 2.) nicht in Interessenverbänden 
organisierte Bevölkerungsgruppen, 3.) Bürger:inneninitiativen, Demonstrant:innen 
und ehrenamtlich Tätige, 4.) Migrant:innen, ›Flüchtlinge‹ und Asylwerber:innen so-
wie 5.) einzelne Bürger:innen (Codes 8810 bis 8819 im Codebuch) zugerechnet.

6.1.3	 Intercoderreliabilität

Die Intercoderreliabilität wurde gängigen Empfehlungen folgend (vgl. Lacy 
et al. 2015) laufend während des Codierprozesses überprüft. Das Material 
dazu wurde aus dem tatsächlichen Korpus der Inhaltsanalyse je für Out-

22	 Expert:innen wurden in Anlehnung an Ferree et al. (2002a), die den Stellenwert von 
Expert:innen in liberal-repräsentativen Demokratievorstellungen betonen, ebenfalls nicht 
der Zivilgesellschaft zugerechnet. Ähnlich siedeln Beckers und Van Aelst (2019) Expert:innen 
außerhalb der Zivilgesellschaft an.
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lets und Untersuchungszeiträume zufallsbasiert ausgewählt (insgesamt: 
n = 135 Nachrichtenbeiträge). Die Überprüfung der Intercoderreliabilität 
der Akteur:innen erfolgte dabei in einem zweistufigen Verfahren: In ei-
nem ersten Schritt wurde die identische Identifikation der Akteur:innen 
anhand von Namen bzw. anhand der Bezeichnung im Wortlaut überprüft. 
In einem zweiten Schritt wurden Funktion und Partei basierend auf na-
mentlich identisch identifizierte Akteur:innen überprüft, wobei für die 
Funktion nur jene Codes der umfangreichen Liste herangezogen wurden, 
welche im Sample der Codierungen für die Intercoderreliabilität tatsäch-
lich von mindestens einer der Codierer:innen verwendet wurden. Zur Be-
stimmung der Intercoderreliabilität wurde Brennan und Prediger’s Kappa 
(vgl. Brennan/Prediger 1981) berechnet. Diese Variante des gängigen 
Kappa-Koeffizienten zeichnet sich dadurch aus, dass sie die Zufallswahr-
scheinlichkeit (bezogen auf die Anzahl der mindestens einmal codierten 
Werte einer Variablen) einbezieht, nicht aber die tatsächliche Verteilung 
dieser Werte (vgl. von Eye 2006). Damit reagiert der Koeffizient weniger 
empfindlich auf schief verteilte Variablen, die in dieser Studie mehrfach 
vorkommen. Für alle Variablen konnten angesichts des Umfangs und der 
Komplexität des Codebuchs zufriedenstellende Reliabilitätswerte von 
≥ 0,66 erreicht werden (vgl. Tab. 3).

Tabelle  3 
Intercoderreliabilität

Variable Codiereinheit Skalenniveau Brennan & Prediger’s 
Kappa

Stilform Beginn des Beitrags nominal 0,93
Themenfeld Beginn des Beitrags nominal 0,66
Unparteilichkeit Gesamter Beitrag ordinal 0,88
Diskursivität Gesamter Beitrag ordinal 0,74
Emotionalität Gesamter Beitrag ordinal 0,81
Inzivilität Gesamter Beitrag nominal 0,87
Korrektur Inzivilität Gesamter Beitrag nominal 0,88
Akteur:innen: Name bzw.
Bezeichnung im Wortlaut

Akteur:innen nominal 0,67

Akteur:innen: Funktion Akteur:innen nominal 0,73
Akteur:innen: Partei Akteur:innen nominal 0,88

Anmerkung: n=135
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6.2	 Quantitative Befragung: Nachrichtenqualität 
erklären

Die Kernannahme des hier realisierten Forschungsdesigns ist es, dass sich 
Varianz in den Nachrichtenbeiträgen durch Varianz in der Arbeitsrealität 
der sie verantwortenden Journalist:innen erklären lässt. Für eine solche Ab-
sicht plädieren van Dalen et al. (2017) für Mixed-Methods-Designs, welche 
quantitative Inhaltsanalyse- und Befragungsdaten kombinieren und da-
mit ein solches Vorhaben ermöglichen. Sie heben besonders die Bedeutung 
von Studien hervor, welche Selbstangaben und Performanz der identischen 
Journalist:innen mit unterschiedlichen Methoden empirisch zugänglich 
machen. Während in dieser Studie in einem ersten Schritt, um Nachrich-
tenqualität zu messen, relevante Dimensionen der Performanz durch eine 
quantitative Inhaltsanalyse erhoben wurden, wurden in einem zweiten 
Schritt  –  um die gemessene Nachrichtenqualität zu erklären  –  Arbeits
realität und Ansichten der Beitragsurheber:innen erfasst. Dazu wurde eine 
quantitative Befragung der Journalist:innen durchgeführt.23

6.2.1	 Sampling und Datenerhebung

Van Dalen et al. (2017) diskutieren mehrere Mixed-Methods-Designs, die 
auf je unterschiedliche Weise Inhaltsanalyse- und Befragungsdaten kom-
binieren: Bei einem Parallel Design (vgl. z. B. van Dalen et al. 2012) werden 
zeitgleich zwei (möglichst) repräsentative Stichproben von Nachrichten-
beiträgen und Journalist:innen gezogen und untersucht. Wenngleich 
dieses Vorgehen die Aussagekraft der getrennten Analyse beider Samples 
erhöht, ermöglicht es ein Matching der gewonnenen Daten bestenfalls auf 
Outlet-, nicht jedoch auf der Individualebene einzelner Journalist:innen, 
was die Untersuchung individuell gemessener Einflussgrößen  –  einer der 
entscheidenden Stärken der besagten Methodenkombination  –  verunmög-
licht. Bei einem Sequential Design kann einerseits in einem ersten Schritt ein 
repräsentatives Sample von Journalist:innen befragt werden, zu denen 

23	 Sowohl die quantitative Befragung als auch die nachfolgend beschriebene qualitative Befra-
gung (vgl. Kap. 6.3) wurden 2020-2021 durch die Kulturabteilung der Stadt Wien im Rahmen 
des Projekts »Determinanten der demokratischen Qualität des Wiener Hauptstadtjournalis-
mus« (Leitung: Andreas Riedl) gefördert.
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in einem zweiten Schritt von ihnen erstellte journalistische Beiträge re-
cherchiert und inhaltsanalytisch untersucht werden (vgl. z. B. McMillin/
Weaver 1996; Steindl et al. 2019; Tandoc et al. 2013). Andererseits kann 
in einem ersten Schritt ein repräsentatives Inhaltsanalysesample gezo-
gen und untersucht, die Kontaktdaten der die Beiträge verantwortenden 
Journalist:innen recherchiert und diese in einem zweiten Schritt befragt 
werden (vgl. z. B. Mellado/van Dalen 2014).

Während beide Arten von Sequential Designs die Möglichkeit der Da-
tenfusion auf Individualebene bieten, limitiert die je erste Datenerhebung 
das Ausmaß der zweiten: So können im ersten Fall nur Nachrichtenbei-
träge der bereits befragten Journalist:innen untersucht werden, deren 
Auffindbarkeit begrenzt ist. Im zweiten Fall können nur Personen befragt 
werden, die klar als Urheber:innen der Beiträge kenntlich sind, was nicht 
immer gegeben ist. Die Reihenfolge entscheidet zudem darüber, ob über 
das Befragungs- oder das Inhaltsanalysesample die repräsentativeren Aus-
sagen getroffen werden können, weil bei der nachgelagerten Erhebung 
Samplingbiases auftreten. Weil in der vorliegenden Studie der Fokus auf 
der Nachrichtenqualität im österreichischen Journalismus liegt und über 
diese auch möglichst repräsentative deskriptive Aussagen getroffen werden 
sollen, wurde ein sequenzielles Design gewählt, das von der Inhaltsanalyse 
ausgehend die identifizierten Urheber:innen befragt.

Die Urheber:innen wurden einem vierstufigen Prozess identifiziert, 
kontaktiert und befragt (vgl. Abb. 3): Von den gut 4.000 Nachrichtenbei-
trägen des Inhaltsanalysesamples konnten in rund 2.000 Fällen  –  Ös-
terreich weist damit eine massiv niedrigere Urheber:innen-Transparenz 
auf als Deutschland und die Schweiz (vgl. Stark et al. 2021: 443)  –  deren 
Urheber:innen nachvollzogen werden. Aus diesen wurden Beiträge mit 
mehreren Urheber:innen ausgeschlossen (vgl. Steindl 2021); die Kon-
taktdaten der verbleibenden Allein-Urheber:innen wurden recherchiert, 
wobei einige der Journalist:innen zwischenzeitlich aus dem Journalismus 
ausgeschieden sind oder aus anderen Gründen nicht auffindbar waren. So 
ließen sich zu rund 1.700 Nachrichtenbeiträgen gut 400 kontaktierbare 
Urheber:innen recherchieren.

Diese Journalist:innen wurden im September 2019 per E-Mail kontak-
tiert und zur Befragung eingeladen. Die Einladungsmail wies darauf hin, 
dass tatsächliche Nachrichteninhalte mit den (Selbst-)Wahrnehmungen 
der befragten Journalist:innen verglichen werden sollten, vermied jedoch 
normativ aufgeladene Begriffe wie Medien- oder Nachrichtenqualität. Sie 
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Abbildung  3 
Schematische Darstellung des Samplingprozesses für die 
quantitative Befragung

4.287 Beiträge in Inhaltsanalyse

1.928 Beiträge mit identifizierbaren Urheber:innen

1.710 Beiträge von 428 Allein-Urheber:innen mit
Kontaktdaten

789 Beiträge von 208
Teilnehmer:innen

am Survey

machte zudem transparent, dass die Befragung nicht anonym ist, wie es das 
vorliegende Design verunmöglicht hätte, sondern die Befragten lediglich 
pseudonymisiert wurden. Durch drei schriftliche E-Mail-Reminder und 
(maximal) einem telefonischen Reminder nahmen bis November 2019 208 
Journalist:innen an der Befragung teil, denen 789 Nachrichtenbeiträge zu-
geordnet werden können (vgl. Abb. 3). Dies entspricht einem Rücklauf von 
48,6 Prozent, der damit erfreulich höher liegt als bei vergleichbaren Erhe-
bungen in Österreich (vgl. Plasser/Lengauer 2010; Steindl et al. 2019).24

6.2.2	 Operationalisierung

Im Sinne möglichst validierter und erprobter Instrumente orientiert 
sich die Befragung eng an bestehenden Befragungen von professionellen 
Journalist:innen. Sie stützt sich dabei vor allem auf den Fragebogen der 
zweiten Welle der Worlds of Journalism Study (vgl. Hanitzsch/Hanusch et al. 
2019; Hanitzsch/Seethaler et al. 2019a). Der Fragebogen wurde einem 
Pretest mit drei Journalist:innen außerhalb des Befragungssamples mit 
unterschiedlichen Berufsrealitäten unterzogen. Dabei konnten kleinere 
Quellen möglicher Missverständnisse beseitigt werden. Er wurde zudem 
mit anderen Kommunikationswissenschaftler:innen diskutiert und von 
ihnen getestet, was ebenfalls zu letzten Anpassungen führte. Die folgende 
Beschreibung der Operationalisierung (sowie die Charakterisierung des 

24	 Ich danke Alexandra Olszak herzlich für ihre großartige Unterstützung bei der Rekrutierung 
der Befragungsteilnehmer:innen.
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Befragungssamples in Kap. 6.2.3) stellt nur jene Variablen und Items vor, 
die in den Analysen verwendet wurden. Der vollständige Fragebogen be-
findet sich in Anhang III.

Soziodemografie

Als soziodemografische Kontrollvariablen wurden das Alter (in Jahren) 
sowie die Selbstidentifikation mit einem Geschlecht (weiblich, männlich 
oder anderes) abgefragt. Zudem wurden einige Variablen zur beruflichen 
Position abgefragt, die der Charakterisierung des Samples im Vergleich zu 
Repräsentativdaten dienen (vgl. Tab. 4 in Kap. 6.2.3).

Journalistisches Rollenverständnis

Bei der Abfrage des journalistischen Rollenverständnisses ist zu beachten, dass 
schon leichte Variationen der Frageformulierung entscheiden, ob normative 
Rollen, also Vorstellungen von Journalist:innen, was in ihrem beruflichen 
Kontext wünschenswert ist, oder kognitive Rollen, also die eigene Selbstauf-
fassung, abgefragt werden (vgl. Hanitzsch et al. 2019; Hanitzsch/Vos 
2017; Standaert et al. 2021). Im Sinne der Abfrage kognitiver Rollen, wie 
sie im vorgestellten theoretischen Rahmen mit Schimanks (2016) Idee von 
Deutungsstrukturen kompatibel sind, wurde deshalb eine Frageformulierung 
gewählt, welche Normativität vermeidet und die konkrete Berufsrealität 
adressiert. Die Befragten sollten deshalb den Satz »In meinem Beruf geht 
es mir darum...« durch ihre Zustimmung zu einer Auswahl an Rollen ver-
vollständigen.

Die Auswahl der Items orientiert sich an Hanitzsch und Vos (2018), die 
basierend auf einem Review einschlägiger Literatur eine Typologie von 18 
journalistischen Rollen innerhalb der politischen Sphäre vorschlagen. Er-
gänzt wurden diese Aspekte um ausgewählte Items, welche sich in der zwei-
ten Welle der Worlds of Journalism Study in Österreich als empirisch relevant 
herausgestellt haben (vgl. Hanitzsch/Lauerer 2019) sowie in Anlehnung 
an Köcher (1985, 1986) um ein Item zur Identifikation von Journalist:innen 
mit dezidiert demokratiepolitischen Zielen. So ergibt sich eine Auswahl 
von 25 Rollenitems. Das Wording der Items wurde ebenfalls maßgeblich 
dem deutschen Fragebogen der Worlds of Journalism Study entlehnt. In we-
nigen Fällen wurde auf Formulierungen von Weischenberg et al. (2006) 
und der Austrian National Election Study (vgl. Riedl/Eberl 2022) zurück-
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gegriffen bzw. eigene Adaptionen verwendet. Die Befragten sollten ihre 
Zustimmung auf einer fünfstufigen Skala von »stimme überhaupt nicht 
zu« bis »stimme stark zu« angeben.

Die Auswahl der Items war so konzipiert, dass sie aufgrund dahinter-
liegender Faktoren zu Dimensionen zusammengefasst werden können 
sollten, wie es seit Jahrzehnten Usus in der Analyse journalistischer Rol-
len ist (z. B. zuletzt für die USA seit den 1970ern: Weaver et al. 2019). Eine 
solche Zusammenfassung scheiterte deduktiv sowohl basierend auf den 
sechs Kernfunktionen von Journalismus in der politischen Sphäre von 
Hanitzsch und Vos (2018) als auch basierend auf einer an anderer Stelle 
realisierten demokratietheoretisch fundierten Zuteilung (vgl. Riedl 2019; 
ähnlich: Lohmann/Riedl 2019) an zu niedrigen oder inkonsistenten Fak-
torladungen. Auch wenn sich solche theoriebasierten Indizes zweifellos 
als formative Indizes argumentieren ließen, bei denen interne Konsistenz 
nicht das ausschlaggebende Kriterium ist (vgl. Kap. 6.1.2), so schmälert ein 
solches Vorgehen dennoch die Eignung der Indizes als statistische Prädik-
toren. Auch eine induktive Zusammenfassung der Items führte zu keinen 
konsistenten Ergebnissen. Während ein solcher Befund methodische und 
methodologische Fragen für die Abfrage von journalistischen Rollen auf-
wirft (vgl. Raemy/Vos 2021), führte die Erkenntnis zur Entscheidung, für 
die vorliegenden Analysen Einzelitems als Prädiktoren zu verwenden. In 
die letztlichen Analysen floss deshalb nur eine theoriebasierte Auswahl von 
neun der abgefragten Rollen-Items ein (vgl. Tab. 5 in Kap. 6.2.3). Dieses Vor-
gehen wird auch von neueren Erkenntnissen empirischer Sozialforschung 
gestützt, welche  –  entgegen Vorbehalten in der Vergangenheit  –  die Arbeit 
mit präzise gemessenen Einzelitems nicht per se kritisch sieht (vgl. Allen 
et al. 2022; Matthews et al. 2022).

Demokratieverständnis

Das Demokratieverständnis sollte differenziert abfragen, welche Vorstellun-
gen von der wünschenswerten Ausgestaltung demokratischer Prozesse 
Journalist:innen besitzen. Die Frageformulierung orientierte sich dabei 
an Wolfgang et al. (2019) und die Befragten sollten den Satz »Demokratie 
funktioniert am besten, wenn...« durch ihre Zustimmung zu einer theo-
retisch fundierten Auswahl an Items vervollständigen. Um die theoretisch 
verwendeten Demokratiemodelle abzudecken, wurde in Anlehnung an 
Ferree et al. (2002a) für jedes Modell ein Item zu normativen Vorstellung 
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zu Diskursteilnehmer:innen, zum demokratischen Prozess und dem Ergebnis 
dieses Prozesses sowie in Anlehnung an Seethaler und Beaufort (2017) zum 
Stil des Diskurses und der Rolle von Bürger:innen (vgl. Porto 2007) formuliert. 
Durch diese fünf Subdimensionen für die drei demokratischen Prinzipien 
ergeben sich 15 Items; nachdem die (zentrale) Rolle von Bürger:innen im 
partizipatorischen Modell in allen Dimensionen präsent ist, wurde auf 
ein dezidiertes Item zur Rolle von Bürger:innen verzichtet und nur 14 
Items (vgl. Tab. 6 in Kap. 6.2.3) formuliert. Auch im Falle der Demokra-
tieverständnisse führte eine deduktive wie induktive Zusammenfassung 
zu Indizes zu keinen statistisch und theoretisch zufriedenstellenden und 
konsistenten Ergebnissen. Auch in diesem Fall wurden in die Analysen 
deshalb theoretisch ausgewählte Einzelitems einbezogen.

Politische Orientierung

Wenngleich die Abfrage der politischen Orientierung auf einer einfachen 
Skala von links bis rechts als (zu) wenig differenziert kritisiert wurde (vgl. 
Baugut/Scherr 2013), stellt sie nach wie vor ein etabliertes Instrument 
der Sozialforschung dar und hat sich auch innerhalb der Journalismus-
forschung in verschiedenen Fragestellungen bewährt (vgl. z. B. Hopmann 
et al. 2010; Scherr/Baugut 2016). Es wurde eine elfstufige Skala mit einer 
›neutralen‹ Mitte verwendet, da sie die valideste Form der Messung dar-
stellt (vgl. Kroh 2007).

Erwartungen

Erwartungen, Einflüsse durch Akteur:innen und abstrakte Einflüsse stellen im 
vorgestellten Theorierahmen vergleichbare mögliche Einflussgrößen dar. 
Deshalb wurden sie mit der gleich- bzw. ähnlich lautenden Frage abge-
fragt. Dem theoretischen Argument folgend, dass Einflüsse auch wahrge-
nommen werden müssen, um gemäß der Akteur:innen-Struktur-Dynamik 
handlungsleitende Größen darzustellen (vgl. Schimank 2016: 226), wurde 
auch der explizite Begriff ›Einfluss‹ in der Frageformulierung verwendet. 
Konkret sollten die Befragten angeben, »wie stark die folgenden Aspekte 
Einfluss auf [i]hr journalistisches Arbeiten nehmen«. Neben der Worlds of 
Journalism Study lehnt sich das Wording der Items zu den Erwartungen (vgl. 
Tab. 7 in Kap. 6.2.3) an Kaltenbrunner et al. (2020) an. Es wurde eine fünf-
stufige Skala von »kein Einfluss« bis »Einfluss extrem stark« verwendet.
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Einflüsse durch Akteur:innen

Analog dazu wurden die Befragten zur Messung des Einflusses durch 
Akteur:innen gebeten, den Einfluss »folgende[r] Personengruppen« auf 
der identen Skala einzuschätzen (vgl. Tab. 7 in Kap. 6.2.3). Das theoreti-
sche Argument, warum gezielt nach dem Einfluss gefragt wurde, liegt da-
rin begründet, dass die gegenseitige Wahrnehmung, das Bemerken einer 
Intentionsinterferenz und die Entscheidung zur Nicht-Bagatellisierung 
konstitutiv für Beobachtungskonstellationen als die niederschwelligste 
Form von Konstellationsstrukturen ist (vgl. Schimank 2016: 226). Nehmen 
Akteur:innen andere Akteur:innen gar nicht als relevante Quellen von In-
tentionsinterferenzen war, kann auch von keinem relevanten Modus der 
Handlungsabstimmung ausgegangen werden.

Abstrakte Einflüsse

Äquivalent zu den empfundenen Erwartungen wurde die Wahrnehmung 
abstrakter Einflüsse (vgl. Tab. 7 in Kap. 6.2.3) abgefragt.

Autonomie

Autonomie wurde anhand der Frage »Wie viel Entscheidungsfreiheit ha-
ben Sie hinsichtlich der Aspekte einer Geschichte, die betont werden?« 
(Lauerer/Keel 2019) auf einer fünfstufigen Skala von »überhaupt keine 
Autonomie« bis »volle Autonomie« abgefragt.

6.2.3	 Charakterisierung des Befragungssamples

Wie dargelegt ermöglicht ein sequenzielles Design, bei dem eine Inhalts-
analyse einer Befragung vorausgeht, repräsentativere Aussagen über das 
Sample der Inhaltsanalyse  –  wie es mit der Frage nach Nachrichtenqualität 
auch im Fokus steht –, während das Sample der Befragung einem größeren 
Samplingbias unterliegt (vgl. van Dalen et al. 2017). Um einschätzen zu 
können, wie weit sich das Befragungssample von repräsentativen Daten 
unterscheidet, wird beides im Folgenden gegenübergestellt. Auch wenn 
die Befragungsdaten in der vorliegenden Studie primär eine prädiktive 
Funktion haben (vgl. Kap. 6.4.1), so ist das Wissen um die Verteilungen 
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wichtig: Erweist sich eine Variable als Prädiktor, wird aber beispielsweise 
nur auf niedrigem Niveau befürwortet, so ist von einer geringeren Rele-
vanz des Zusammenhangs auszugehen, als wenn sie ein prägendes Cha-
rakteristikum darstellt. Der durchschnittliche Journalist in Österreich 
ist ein Mann, er ist in seinen 40ern und arbeitet Vollzeit in Wien  –  das ist 
Konsens der beiden letzten Repräsentativbefragungen in Österreich (vgl. 
Hanitzsch/Seethaler et al. 2019a; Kaltenbrunner et al. 2020) und 
das trifft auch auf das vorliegende Befragungssample (vgl. Tab. 4) zu. Das 
vorliegende Sample hat lediglich etwas mehr Berufserfahrung und einen 
etwas höheren Anteil an Akademiker:innen.

Tabelle  4 
Soziodemografische Merkmale

Vorliegende 
Befragung

Worlds of  
Journalism Studya

n
Frauenanteil % 208 40,9 40,8
Alter (Jahre) MW 180 45,0 43,0
Berufserfahrung (Jahre) MW 192 21,5 17,9
Höchster Bildungsabschluss
Promotion % 20 10,2 9,0
Magister-/Master-Abschluss bzw. 
Diplom

% 103 52,3 46,2

Bachelor % 18 9,1 8,1
Hochschulstudium nicht abgeschlos-
sen

% 24 12,2 13,4

Matura % 29 14,7 20,2
Keine Matura % 3 1,5 3,1
Anstellung
Vollzeit % 140 67,3 77,0
Teilzeit % 47 22,6 14,4
Freie Journalist:innen % - - 3,4
Feste Freie % 3 1,4 3,3
Pauschalist:innen % 4 1,9 1,6
Sonstiges % 4 1,9 0,2

Journalismusreportb

Bundesland
Wien % 180 61,5 56

Anmerkung: aQuelle: Dietrich-Gsenger und Seethaler (2019: 54f.), Lauerer, Dingerkus und 
Steindl (2019: 82); bQuelle: Kaltenbrunner et al. (2020: 75).
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In Übereinstimmung mit bestehendem Wissen über Journalist:innen in 
Österreich befürworten die Befragten innerhalb ihrer Rollenverständnisse 
(vgl. Tab. 5) in großem Ausmaß die Einordnung und Analyse des aktuellen 
Geschehens sowie das Bereitstellen von Erklärungen, Hintergründen und 
Kontext, was als Intention, diskursive Nachrichtenqualität zu realisieren, 
gesehen wird. Auch den Rollen, Informationen als Grundlage für politische 
Entscheidungen zu vermitteln, möglichst unparteiisch zu beobachten und 
das Funktionieren von Demokratie zu unterstützen, was als mögliche Er-
klärung für das Realisieren deskriptiver Nachrichtenqualität gesehen wird, 
stimmt die weite Mehrheit zu. Nur rund die Hälfte der Journalist:innen 
zielt jedoch darauf ab, Menschen zur Teilhabe am politischen Geschehen 
zu motivieren, was mit einer aktivierenden Nachrichtenqualität korres-
pondiert. Wenig Zustimmung erhalten auch die Rollen Unterhaltung und 
Entspannung zu bieten und dem Publikum eigene Ansichten zu präsen-
tieren, die als alternative Erklärungen für der aktivierenden Nachrich-
tenqualität zuzuordnende Emotionalität der Berichterstattung begriffen 
werden. Im Vergleich zur zweiten Welle der Worlds of Journalism Study (vgl. 
Hanitzsch/Lauerer 2019) bilden die Antworten der Befragten weitgehend 
ein bekanntes Bild journalistischer Rollenverständnisse in Österreich ab. 
Deutlichere Unterschiede gibt es lediglich bei der Rolle, Informationen 
zu vermitteln, die Menschen zu politischen Entscheidungen befähigen, 
welche in der vorliegenden Studie stärkere Zustimmung erfährt, sowie 
bei der Rolle Unterhaltung und Entspannung zu bieten, der weniger stark 
zugestimmt wird. Beides lässt sich durch den Fokus der Studie auf politi-
sche Berichterstattung erklären, während der Worlds of Journalism Study ein 
universellerer Journalismusbegriff zugrunde liegt.

Hinsichtlich des Demokratieverständnisses der befragten Journalist:in
nen (vgl. Tab. 6), das erstmalig in enger Anlehnung an Ferree et al. (2002a) 
operationalisiert wurde und wo es deshalb keine Vergleichsdaten gibt, 
zeichnet sich ein sehr uneinheitliches Bild. Es ist nicht klar erkennbar, 
dass die Befragten den Items einer der drei Auffassungen von Demokra-
tie  –  einer repräsentativen, deliberativen oder partizipatorischen Vorstel-
lung  –  generell in stärkerem oder vermindertem Maße zustimmen. Einer 
repräsentativen Auffassung, wie sie immerhin am stärksten der demokra-
tischen Verfasstheit der Republik Österreich entspricht, wird zwar mehr-
heitlich am stärksten zugestimmt. Der starken Elitenorientierung, laut 
der politische Entscheidungen einzig von gewählten Repräsentant:innen 
getroffen werden sollten, wird jedoch eine Absage erteilt. Hinsichtlich der 



215

﻿Quantitative Befragung: Nachrichtenqualität erklären

Tabelle  5 
Journalistische Rollenverständnisse

n MW SD Top Box 
(stimme 

eher/stark 
zu)

Top Box Worlds of 
Journalism Study

(sehr/extrem 
wichtig)

aktuelles Geschehen einzuordnen 
und zu analysieren

208 4,71 0,59 95,7% 89,6%

Erklärungen, Hintergründe und 
Kontext zu Themen zur Verfügung 
zu stellen*

208 4,65 0,60 95,7%

Informationen zu vermitteln, die 
Menschen zu politischen Entschei-
dungen befähigen

206 4,31 0,95 85,0% 63,1%

ein unparteiischer Beobachter 
zu sein

208 4,40 0,91 83,7% 88,3%

das Funktionieren von Demokratie 
zu unterstützen*

203 4,31 0,88 83,7%

das Publikum zu bilden 208 3,77 0,98 62,0% 53,6%
Menschen zur Teilhabe am politi-
schen Geschehen zu motivieren

204 3,55 1,09 53,9% 49,3%

Unterhaltung und Entspannung 
zu bieten

207 2,94 1,23 32,4% 46,7%

dem Publikum eigene Ansichten 
zu präsentieren*

206 2,34 1,19 18,0%

Anmerkung: Frage »In meinem Beruf geht es mir darum...«; Mittelwerte auf einer Skala von 1 
(»stimme überhaupt nicht zu«) bis 5 (»stimme stark zu«); Quelle Worlds of Journalism Study 
(2. Welle): Hanitzsch/Lauerer ; *kein Vergleichswert innerhalb der Worlds of Journalism Study 
(2. Welle) vorhanden.

unterschiedlichen Dimensionen des jeweiligen Demokratieverständnis-
ses zeichnet sich kein klares Muster ab. Insgesamt prägt österreichische 
Journalist:innen deshalb ein inkohärentes bzw. durchmischtes Demokra-
tieverständnis. Es beinhaltet eine wenig elitenzentrierte Vorstellung ein-
zubeziehender Diskursteilnehmer:innen, favorisiert einen repräsentativen 
und deliberativen Entscheidungsprozess und Diskursstil mit einer klaren 
Absage an Emotionen, betrachtet Mehrheitsentscheidungen als präferier-
tes Ergebnis des demokratischen Prozesses, spricht aber Bürger:innen eine 
durchaus aktive Rolle zu.

Das inkonsistente Antwortmuster widerspricht zwar der normativen 
Erwartung. Es fügt sich aber in bestehende Befunde ein, wobei Wolfgang, 
Vos und Kelling (2019) beispielsweise in einer quantitativen Befragung zu 
Erkenntnissen kommen, die einer qualitativen Vorgängerstudie (vgl. Vos/
Wolfgang 2018) diametral widersprechen. Einer der Gründe dafür mag in 
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Tabelle  6 
Demokratieverständnis

Dimension Item n MW SD Top Box 
(stimme eher/ 

stark zu)
Repräsentativ
Diskursteil
nehmer:innen

politische Entscheidungen einzig 
von gewählten Repräsentant/innen 
getroffen werden

200 2,51 1,06 16,5%

Prozess gewählte Repräsentant/innen ihre 
verschiedenen politischen Ideen 
und Positionen einbringen

207 4,20 0,76 83,6%

Stil politische Anliegen nüchtern und 
sachorientiert diskutiert werden

205 4,32 0,77 85,9%

Ergebnis Mehrheitsentscheidungen zu einem 
politisch verbindlichen Ergebnis 
führen

199 3,82 0,93 66,3%

Rolle von Bürger-
:innen

Bürger/innen bestmöglich über 
politische Prozesse, Parteien und 
Repräsentant/innen informiert sind

206 4,69 0,60 96,1%

Deliberativ
Diskursteil
nehmer:innen

zivilgesellschaftliche Gruppen wie 
Nichtregierungsorganisationen und 
Nonprofitorganisationen in politi-
sche Entscheidungen eingebunden 
werden

202 3,96 0,84 73,3%

Prozess politischen Entscheidungen ein 
breiter Diskurs in der Öffentlichkeit 
vorausgeht

205 4,32 0,80 86,8%

Stil politische Anliegen dialogorientiert 
und respektvoll diskutiert werden

206 4,61 0,67 92,7%

Ergebnis bei politischen Entscheidungen 
größtmöglicher Konsens gesucht 
wird

204 3,52 0,96 53,4%

Rolle von Bürger-
:innen

Bürger/innen konsultiert und ihre 
Meinungen berücksichtigt werden

207 3,93 0,85 70,0%

Partizipatorisch
Diskursteilneh
mer:innen & Rolle 
von Bürger:innen

Bürger/innen in politische Gestal-
tungsprozesse eingebunden werden

204 3,99 0,83 71,6%

Prozess bei politischen Entscheidungen 
Betroffene und involvierte Bürger/
innen ihre persönliche Sichtweise 
einbringen

206 3,96 0,86 69,4%

Stil politische Anliegen auch emotional 
diskutiert werden

204 2,98 1,03 29,4%

Ergebnis politische Entscheidungen verhan-
delbar und potenziell reversibel 
sind

202 3,90 0,93 69,3%

Anmerkung: Frage »Demokratie funktioniert am besten, wenn...«; Mittelwerte auf einer Skala 
von 1 (»stimme überhaupt nicht zu«) bis 5 (»stimme stark zu«).
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der sozialen Erwünschtheit liegen, wenn es Journalist:innen schwerfällt, 
klar normativ aufgeladenen Dimensionen wie demokratischen Prinzipien 
aktiv zu widersprechen bzw. niedrig zu bewerten. Ein ähnliches Muster 
wurde bereits bei journalistischen Rollenverständnissen beschrieben, wenn-
gleich Demokratieverständnisse im Vergleich dazu nicht nur bzw. nicht 
primär einer professionellen Sphäre entstammen. Schließlich mag hier 
auch zum Tragen kommen, dass die unterschiedlichen Dimensionen der 
Demokratiemodelle unterschiedlich nah am Wirkungsbereich des Jour-
nalismus liegen  –  beispielsweise die Frage nach zu berücksichtigenden 
Diskursteilnehmer:innen näher als die nach dem Ergebnis demokrati-
scher Prozesse –, was die Konsistenz der Ergebnisse beeinträchtigen kann.

Die politische Orientierung der befragten Journalist:innen im Sinne 
einer Selbstverortung auf einer Links-rechts-Skala belegt eine vergleichs-
weise linkere Einstellung der Befragten. Während sich die Journalist:innen 
in der letzten Welle der österreichischen Worlds of Journalism Study mit 
einem durchschnittlichen Skalenwert von 4,7 (vgl. Dietrich-Gsenger/
Seethaler 2019: 66) fast exakt in der Mitte einordnen, liegt das arithme-
tische Mittel der Befragten der vorliegenden Studie bei 3,9 (vgl. n = 160 
Journalist:innen, SD = 1,6), wobei fast ein Drittel die Antwort hier verwei-
gert hat (ohne Tabelle).25 Obwohl es kein klares Indiz gibt, ob dies ein zeit-
licher Effekt ist oder in der Medienauswahl begründet liegt, ordnet sich 
die Mehrheit der österreichischen Journalist:innen, die bereit waren, eine 
Angabe zu machen, dennoch nah an der Mitte ein, was eine im öffentlichen 
Diskurs vielfach artikulierte These einer Linkslastigkeit des Journalismus 
in Österreich nur bedingt stützt.

Innerhalb der empfundenen Erwartungen (vgl. Tab. 7) wird der Ehren-
kodex des Österreichischen Presserats als einziges abgefragtes Instrument 
der Selbstkontrolle als am einflussreichsten gesehen. Gut die Hälfte der 
Befragten erachtet seinen Einfluss als »sehr« oder »extrem stark«. Medien-
rechtlichen Rahmenbedingungen spricht knapp die Hälfte der Befragten 
»sehr« oder »extrem großen« Einfluss zu, der redaktionellen Linie der 
eigenen Redaktion ein knappes Drittel und Publikumserwartungen rund 
ein Fünftel. Im Vergleich mit bestehenden Befragungen sticht einzig die 

25	 In der vorliegenden Studie wurde eine Skala von 1 bis 11 verwendet, in der Worlds of Journalism 
Study jedoch von 0 bis 10. Aus Gründen der Vergleichbarkeit wurden die vorliegenden Daten 
deshalb auf die Skala von 0 bis 10 umcodiert, auf der die ausgewiesenen Werte demnach ba-
sieren.



218

﻿Studienanlage

hohe Einschätzung des Einflusses medienrechtlicher Rahmenbedingun-
gen in Österreich ins Auge. 2014/15 sprachen ihnen nur ein gutes Viertel 
»sehr« oder »extrem großen« Einfluss zu, in der vorliegenden Befragung 
(Ende 2019) jedoch fast die Hälfte. Dies mag eine Folge des ›Ibizagate‹ (vgl. 
einleitend Kap. 1) sein, das eine starke Debatte darüber auslöste, wie Me-
dien vor einem möglichen politischen Einfluss geschützt werden können, 
aber auch umgekehrt  –  in Folge der Veröffentlichung des Videos kündigte 
der damalige Bundeskanzler Sebastian Kurz (ÖVP) die damalige Koalition 
mit der FPÖ auf.

Im Rahmen des empfundenen Einflusses durch Akteur:innen (vgl. Tab. 7) 
werden die internen Bezugsgruppen als deutlich einflussreicher wahrge-
nommen als die externen. Vorgesetzten und leitenden Redakteur:innen 
sprechen mehr als ein Viertel »sehr« oder »extrem starken« Einfluss zu 
und Kolleg:innen knapp ein Fünftel, den Eigentümer:innen jedoch nur 
weniger als jede:r Zehnte. Innerhalb der einflussschwächeren Gruppe ex-
terner Akteur:innen wird den Politiker:innen mit knapp 5 Prozent noch 
der größte Einfluss zugesprochen. NGOs, NPOs und politische Bewegungen 
sowie Beamt:innen in Ministerien und anderen staatlichen Einrichtungen 
folgen mit 2 Prozent bzw. 1 Prozent danach. Trotz dieser niedrigen Werte 
werden externe Akteur:innen nicht als gänzlich einflusslos erachtet. Im 
Mittel liegen die Angaben auf der fünfstufigen Skala zwischen rund 1,5 
und knapp 2, wobei 2 für einen »schwachen«, aber immerhin vorhande-
nen Einfluss steht. Im Vergleich des wahrgenommenen Einflusses durch 
Akteur:innen mit bestehenden Daten bildet sich die identische Rangfolge 
ab. Obwohl das Zustimmungsniveau in der vorliegenden Befragung auch 
hier tendenziell höher liegt, wird den Eigentümer:innen weniger Einfluss 
zugesprochen als einige Jahre. Dies kann jedoch mit dem höheren Anteil 
an öffentlich-rechtlichen Journalist:innen im vorliegenden Sample zusam-
menhängen. Auffällig ist zudem die wahrgenommene Einflusszunahme 
von Politiker:innen von nur 2 Prozent auf knapp 5 Prozent, wie sie ebenfalls 
mit den Ereignissen des ›Ibizagate‹ im Verbindung stehen kann.

Hinsichtlich der empfundenen allgemeinen Einflüsse auf journalisti-
sches Arbeiten (vgl. Tab. 7) spricht die Mehrheit zeitlichem Druck sowie der 
Verfügbarkeit von Ressourcen großen Einfluss zu. Profiterwartungen des 
jeweiligen Betriebes und Überlegungen in Bezug auf Werbung nimmt nur 
jeweils eine prozentual einstellige Minderheit als derart einflussreich war. 
Während im Vergleich zu bestehenden Daten Zeitdruck und Ressourcen-
knappheit auf ähnlichem Niveau liegen, werden Profiterwartungen und 
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Tabelle  7 
Empfundene Einflüsse

n MW SD Top Box 
(Einfluss 
sehr/ext-

rem stark)

Top Box Worlds 
of Journalism 

Study
(Einfluss sehr/
extrem stark)

Erwartungen
der Ehrenkodex für die österreichi-
sche Presse des Österreichischen 
Presserats*

186 3,26 1,27 51,6%

medienrechtliche Rahmenbedingun-
gen in Österreich, wie z.B. das ORF-
Gesetz und der öffentlich-rechtliche 
Kernauftrag, das Medien-Gesetz, das 
Audiovisuelle Mediendienste-Gesetz 
oder das Privatradiogesetz**

190 3,20 1,46 46,8% 26,5%

Blattlinie der Redaktion*** 184 2,90 1,14 32,1% 34,1%
Publikumserwartungen**** 194 2,66 1,05 20,6% 19,4%
Einflüsse durch Akteur:innen
Vorgesetzte und leitende 
Redakteur:innen

199 2,92 0,97 28,6% 26,4%

Kolleg:innen im Unternehmen 198 2,62 0,92 17,7% 15,4%
Eigentümer:innen des Medienbetriebs 172 1,89 0,86 6,4% 9,8%
Politiker:innen 190 1,93 0,85 4,7% 2,0%
Interessengruppen wie Nichtregie-
rungsorganisationen und Nonpro-
fitorganisationen und politische 
Bewegungen

194 1,91 0,71 2,1% 2,2%

Beamt:innen in Ministerien und ande-
ren staatlichen Einrichtungen*

187 1,53 0,68 1,1%

Abstrakte Einflüsse
Zeitlicher Druck 203 3,72 0,93 59,1% 61,5%
Verfügbarkeit von Ressourcen für die 
Berichterstattung

197 3,43 1,08 52,3% 52,8%

Profiterwartungen ihres Betriebes 178 1,81 0,88 5,6% 10,4%
Überlegungen in Bezug auf Werbung 174 1,44 0,71 1,7% 9,3%

Anmerkung: Frage: »Bitte geben Sie an, wie stark die folgenden Aspekte Einfluss auf Ihr journa-
listisches Arbeiten nehmen.« Mittelwerte auf einer Skala von 1 (»kein Einfluss«) bis 5 (»Einfluss 
extrem stark«); Quelle Worlds of Journalism Study (2. Welle): Lauerer/Keel (2019: 113f.); *kein 
Vergleichswert innerhalb der Worlds of Journalism Study vorhanden; **abweichendes Wording: 
»Medienrecht und -regulierung«; ***abweichendes Wording: »die Blattlinie bzw. redaktionelle 
Leitlinie«; ****abweichendes Wording: »Rückmeldungen vom Publikum«.
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werbliche Überlegungen schwächer eingeschätzt. Auch das fügt sich in das 
Muster der stärkeren Repräsentation öffentlich-rechtlicher Journalist:innen 
im Sample. Trotz des als durchaus stark eingeschätzten Einflusses von 
Akteur:innen bzw. von allgemeinen Parametern des journalistischen Arbei-
tens gibt mit 86 Prozent die deutliche Mehrheit der Befragten an, »große« 
oder »volle« Autonomie dahingehend zu besitzen, Entscheidungsfreiheit 
hinsichtlich der Betonung von Aspekten einer ›Geschichte‹ zu haben (ohne 
Tabelle). Das arithmetische Mittel liegt bei 4,0 (n = 206 Journalist:innen, 
SD = 0,6), was im Schnitt »große« empfundene Autonomie unter den be-
fragten österreichischen Journalist:innen ausdrückt. Im Vergleich zur 
rund fünf Jahre zuvor erhobenen Worlds of Journalism Study, bei der 90 Pro-
zent angaben, »große« oder »volle« Autonomie empfunden zu haben (vgl. 
Lauerer/Keel 2019: 113f.; ohne Abbildung), ist die Autonomie damit um 
rund vier Prozentpunkte zurückgegangen.

Alles in allem zeigt die vergleichende Charakterisierung des Befragungs-
samples, dass trotz des primär auf die Repräsentativität der Inhaltsanalyse 
und nicht der Befragung abzielende Samplingprozedere Daten generiert 
werden konnten, die sich stark mit den Angaben aus bestehenden Reprä-
sentativbefragungen decken. Vor allem hinsichtlich soziodemografischer 
Angaben lässt sich eine große Kongruenz feststellen. Es gibt lediglich einen 
leichten Überhang von ›Hauptstadtjournalist:innen‹ (vgl. Emundts 2021; 
Kepplinger 2009), bei denen von einer größeren Nähe zum politischen 
Zentrum auszugehen ist. Auch die Selbstangaben bezüglich der abgefrag-
ten Einstellungskonstrukte decken sich weitgehend und spiegeln zum Teil 
(z. B. bei den professionellen Rollen) auf valide Weise den engeren Fokus 
der vorliegenden Studie auf politischen Journalismus wider.

6.2.4	 Datenfusion

Nach Abschluss der quantitativen Inhaltsanalyse und der quantitativen 
Befragung wurden die erhobenen Daten in Anlehnung an vergleichbare 
Studien (vgl. Mellado et al. 2020; Steindl 2021) auf Ebene der Befrag-
ten bzw. der einzelnen Nachrichtenbeiträge fusioniert. Aus Gründen des 
Datenschutzes war ein mehrstufiges Prozedere unter Verwendung ver-
schiedener Pseudonyme notwendig. Der finale Datensatz ist auf Ebene 
der Nachrichtenbeiträge strukturiert, wodurch die Selbstangaben von 
Journalist:innen, die mehrere Beitrag im Sample verantworten, mehrfach 
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vorkommen. Die Zahl der Beiträge pro Person variiert zwischen 1 und 57 
Nachrichtenbeiträgen (Median: 2; MW: 3,8).

6.3	 Qualitative Rekonstruktionen: 
Nachrichtenqualität verstehen

In der Kombination der quantitativen Inhaltsanalyse und der quantitati-
ven Befragung sollen Faktoren aus der Arbeitsrealität von Journalist:innen 
identifiziert werden, die Nachrichtenqualität systematisch beeinflussen. 
Wie sich deren beeinflussender Charakter gestaltet und wie sie zusam-
menwirken, entzieht sich quantitativen Modellen jedoch weitgehend 
(vgl. Kap. 5). Deshalb soll laut Forschungsfragen auch untersucht werden, 
wie die quantitativ identifizierten Einflüsse zum Tragen kommen und wie 
Journalist:innen diese im Prozess der Nachrichtenproduktion verhandeln. 
Dies verlangt notwendigerweise nach einer explorativen Ergänzung des 
Forschungsdesigns, die hier durch retrospektive Rekonstruktionen (vgl. Reich 
2006; 2009; Reich/Barnoy 2020) in Form von qualitativen leitfadenge-
stützten Interviews mit Journalist:innen umgesetzt wird, in denen die 
Entstehungsgeschichte konkreter Arbeiten im Sinne des theoretischen 
Hintergrunds der Akteur:innen-Struktur-Dynamik rekonstruiert wird. Das 
Vorgehen verfolgt demnach eine ähnliche Stoßrichtung wie Krzeminski 
(1987), der  –  wenngleich durch die Kombination von Beobachtung und 
Befragung  –  »den Beitrag der Redaktionsarbeit zur Thematisierung von 
Ereignissen in der aktuellen Berichterstattung« in den Blick nimmt und 
eine qualitative »Analyse des redaktionellen Entscheidungsverhaltens« 
(Krzeminski 1987: 28) in dessen strukturellen Rahmenbedingungen leistet.

In der empirischen Sozialforschung wurde problematisiert, dass ein 
›zu viel‹ an theoretischen Vorannahmen den explorativen Charakter ei-
nes qualitativen Forschungsprozesses gefährden kann. Das vorliegende 
Vorgehen schließt sich jedoch an Löblich (2016: 67) an, die basierend auf 
der »wissenssoziologischen Annahme, dass es kein voraussetzungsloses 
Wissen gibt«, für »Theorien als organisierendes Prinzip im qualitativen 
Forschungsprozess« plädiert, welche »Begriffe bereit[stellen], die die Wahr-
nehmung der Wirklichkeit organisieren«. Gerade normative Theoriean-
nahmen besitzen im Kontext der Erforschung von Medienproduktion Im-
plikationen für Forschungsdesigns und die Feldarbeit (vgl. Lee/Zoellner 
2019). Die vorgestellten theoretischen Strukturen organisieren demnach 
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den Möglichkeitsrahmen, welche Einflüsse und Dynamiken den Prozess 
journalistischer Nachrichtenproduktion umreißen  –  deren letztliche Aus-
gestaltung ergibt sich jedoch induktiv aus dem gewonnenen qualitativen 
Datenmaterial (vgl. Pfaff-Rüdiger et al. 2010; Riesmeyer 2014). Neben 
diesem theoriebasierten Argument betont die Journalismusforschung auch 
auf methodologischer Ebene den Bedarf nach nicht-standardisierten Me-
thoden, um die Entstehung von Medieninhalten zu verstehen. So argumen-
tieren Mellado et al. (2020: 18), dass die letztliche Bedeutung von Mustern, 
die standardisierte Messungen zu Tage fördern, nur durch den Einsatz 
kontextsensitiverer qualitativer Methoden verstanden werden kann, wel-
che die Mechanismen hinter diesen Mustern beleuchten können. Ähnlich 
plädiert Singer (2017) für eine Triangulation quantitativer und qualitativer 
Methoden, um die Komplexität der Prozesse moderner Nachrichtenpro-
duktion zu erfassen. Dem liegt die zunehmende Erkenntnis zugrunde, dass 
der Prozess, wie Einstellungskonstrukte von Journalist:innen in tatsächli-
che Berichterstattung ›übersetzt‹ werden, situativ und kontextsensitiv ist 
(vgl. Hanitzsch/Vos 2017; Mellado et al. 2017; Raemy/Vos 2021). Demnach 
braucht es (auch) Methoden, die eine solche Situativität und Spezifität in 
einer prozessorientierten Perspektive reflektieren können.

Mit dieser dritten, qualitativen Methode stellt das vorliegende Studi-
endesign ein dreiteiliges Mixed-Methods-Design dar. Mixed-Methods-
Designs beschreiben »research that involves collecting, analyzing, and 
interpreting quantitative and qualitative data in a single study […] that 
investigate the same underlying phenomenon« (Leech/Onwuegbuzie 
2009: 267). Die Kernidee ist, dass die Kombination verschiedener Metho-
den die Schwächen der jeweils anderen Methode ausgleicht. Dies ermög-
licht ein valideres, tiefergehendes und spezifischeres Verständnis für ein 
untersuchtes Phänomen. Im Fall des vorliegenden Designs ergänzt die 
qualitative Teilstudie die quantitativen Erhebungen auf primär komplemen-
täre Art und Weise. Dies ist dann der Fall, wenn eine zusätzliche Methode 
»in Erkenntnisbereiche vorstößt, die der anderen Methode verschlossen 
bleiben« (Loosen/Scholl 2012: 9). Das ist hier durch die Erforschung 
der Art der Einflussnahme sowie deren journalistische Verhandlung ge-
geben. Die qualitativen Interviews haben zumindest in Grundzügen je-
doch auch eine kompetitive Rolle (vgl. Loosen/Scholl 2012: 21), da sie die 
quantitativen Befunde plausibilisieren und damit validieren. Durch die 
Kombination einer umfangreichen quantitativen Datenanalyse mit einer 
tiefergehenden qualitativen Exploration ausgewählter Fälle des identi-
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schen Samples lässt sich das vorliegende Design zudem als Nested Analysis 
einordnen (vgl. Lieberman 2005: 435f.). Ein solches Design ist besonders 
geeignet, tiefergehende und/oder alternative Erklärungen für die quan-
titativen Befunde zu entwickeln.

6.3.1	 Methode der retrospektiven Rekonstruktion

Die retrospektive Rekonstruktion (»retrospective reconstructions«, Hoxha/
Hanitzsch 2018, bzw. »newsmaking reconstructions«, Reich/Barnoy 
2020) von journalistischen Inhalten ist eine Methode, welche die Entste-
hung von Nachrichten anhand der Selbstangaben, Reflexionen und Narra-
tionen von Journalist:innen zu einer Auswahl von durch sie verfassten oder 
produzierten Arbeiten im Nachhinein beleuchtet. Dabei werden konkrete 
journalistische Arbeiten und deren Entstehungsgeschichte gemeinsam mit 
den Journalist:innen de- und rekonstruiert. Aufgrund des umfassenden 
Fokus auf den gesamten Prozess der Nachrichtenproduktionen können 
durch die Gespräche mit Journalist:innen mitunter abstrakte und latente 
Aspekte beleuchtet werden, die weder in den manifesten Inhalten noch in 
ihrem Handeln erkennbar sind, z. B. Rolle und Stellenwert verschiedener 
Quellen, Einflüsse und journalistischer Praktiken (vgl. Reich/Barnoy 2020: 
967). In der Kommunikationswissenschaft wurde die Methode maßgeb-
lich von Reich (2006, 2009) etabliert. Die Methode lässt sich quantitativ 
einsetzen (vgl. z. B. Brüggemann 2012, 2013), aber auch qualitativ (vgl. 
z. B. Hoxha/Hanitzsch 2018) sowie in einer Kombination aus beidem (vgl. 
z. B. Malling 2019, 2021). In einer qualitativen Logik liegt die Stärke der 
Methode darin, so Reich und Barnoy (vgl. 2020: 973f.), den kontextspezifi-
schen ›Reichtum‹ von bestimmten journalistischen Arbeiten aufzudecken, 
der in spezifischen realen Umständen, Beschränkungen, Entscheidungen, 
Praktiken und Gedanken liegt, und so Verbindungen zwischen verschiede-
nen Faktoren im Prozess der Nachrichtenproduktion herstellen zu können.

Die Kernidee dieser Art der Interviews ist es, durch das retrospektive 
Nachvollziehen konkreter journalistischer Entscheidungen die Spezifizität 
des Interviews zu erhöhen (vgl. Nawratil/Schönhagen 2021: 307; Przy-
borski/Wohlrab-Sahr 2014: 128), indem nicht abstrakt nach der Selbst-
wahrnehmung der eigenen journalistischen Praktiken gefragt wird, son-
dern spezifisch nach dem Einzelfall der jeweiligen rekonstruierten Arbeit. 
Weil journalistische Entscheidungen bis zu einem gewissen Grad auch den 
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Befragten nicht zugänglich sind, sondern eher aus einem professionellen 
›Instinkt‹ heraus getroffen werden (vgl. Schultz 2007), ermöglicht eine 
solche spezifische »retrospective introspection« (Merton/Kendall 1946: 
550) weitaus spezifischere Erkenntnisse (vgl. Ryfe 2020). Wenngleich so-
ziale Erwünschtheit auch im Fall retrospektiver Rekonstruktionen ein 
Problem darstellt (vgl. Reich/Barnoy 2020), so bietet die Attribution auf 
den Einzelfall den Befragten die Möglichkeit, potenziell sozial nicht er-
wünschte Mechanismen oder Dimensionen anzusprechen, ohne sie voll-
umfänglich auf ihre professionelle Identität beziehen zu müssen und 
diese damit zu gefährden.

6.3.2	 Sampling und Datenerhebung

Für möglichst aussagekräftige Ergebnisse aus qualitativen retrospekti-
ven Rekonstruktionen empfehlen Reich und Barnoy (vgl. 2020: 972) eine 
gezielte Auswahl von einerseits für die Fragestellung qualifizierten und 
andererseits unterschiedlichen Befragten. Dies wurde in drei Schritten 
umgesetzt (vgl. Abb. 4). In einem ersten Schritt wurden die drei professio
nellen Nachrichtenqualitätsstandards der Unparteilichkeit, Diskursivität und 
konstruktiven Emotionalität als jene Dimensionen definiert, welche erkennt-
nistheoretisch leitend für die Logik des Sampling sein sollen. Eine Orien-
tierung an der Performanz von Journalist:innen anhand dieser drei Achsen 
soll Varianz maximieren. Dieses Vorgehen folgt der Logik eines Maximum 
Variation Samplings (vgl. Miles/Huberman 1994). Die Kernannahme ist hier, 
dass alle gemeinsam geteilten Muster, die sich aus der Analyse von sehr 
variantenreichen Fällen  –  also trotz ihrer Unterschiedlichkeit  –  ergeben, 
von besonderem Interesse und Wert sind (vgl. Patton 2015: 283).

Auf diesen drei als relevant definierten Dimensionen wurden in einem 
zweiten Schritt Extremfälle ausgewählt. Dabei handelt es sich um eine Kom-
bination aus Quotenplan und theoretischer Sättigung, »die vom Kontrast 
lebt« (Meyen et al. 2011: 70). Sie zielt auf besonders starke bzw. schwache 
Ausprägungen ab, also auf solche Fälle, »die besonders problematisch 
oder ›gut‹ sind« (von Rimscha/Sommer 2016: 376). Auch dies dient der 
Maximierung von Varianz. Extremfälle können nur identifiziert werden, 
wenn es eine Vorstellung davon gibt, woran sich das Extreme bemisst (vgl. 
Riesmeyer 2011: 230). Deshalb wurden die Daten der Inhaltsanalyse her-
angezogen und auf den drei besagten Dimensionen jene Journalist:innen 
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Abbildung  4 
Schematische Darstellung der Fallauswahl für die qualitative 
Befragung
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identifiziert, deren durchschnittliche Performanz die je höchsten und je 
niedrigsten Werte aufweist. Lieberman (2005) betont einen solchen Ein-
satz quantitativer Daten für das qualitative Sampling als eine der Stärken 
einer Nested Analysis.

In einem dritten Schritt wurde der organisationale Kontext berücksich-
tigt. Theoretisch betont die von einer Hierarchy of Influences (vgl. Shoemaker/
Reese 2014) inspirierten Journalismusforschung den bedeutenden Einfluss 
von Medienorganisationen auf journalistische Nachrichtenproduktion (vgl. 
Hanitzsch et al. 2010). Praktisch ist schon allein deshalb von divergieren-
den Arbeitsrealitäten auszugehen, weil das Untersuchungssample primär 
textbasiert, aber auch audiovisuell produzierende Medienorganisationen 
enthält. Die theoretisch begründeten Extremfälle wurden deshalb in den 
drei Sektoren Informationsmedien, Boulevardmedien und öffentlich-rechtlicher 
Rundfunk gesondert ausgewählt. Aus dieser Orientierung an den drei pro-
fessionellen Standards, deren je zwei Extremfälle getrennt in den drei Sek-
toren einbezogen werden sollten, ergeben sich 18 zu führende Interviews 
(vgl. Abb. 4). Aus forschungspraktischen Gründen wurde diese Maßgabe 
auf 24 durchgeführte Interviews, je acht pro Sektor, erweitert (vgl. Tab. 8). 
In rund einem Viertel der Fälle erklärte sich die nach dieser Samplinglo-
gik ›passendste‹ Person  –  also z. B. die Person mit dem höchsten Maß an 
Unparteilichkeit innerhalb des Boulevardsektors  –  auch zu einem Inter-
view bereit. In den restlichen Fällen musste auf weitere Personen inner-
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halb des jeweils sektorenspezifischen ›Rankings‹ (bis maximal Platz elf) 
zurückgegriffen werden.26

Tabelle  8 
Übersicht über Befragte der qualitativen Teilstudie

Kürzel Medienoutlet Gender-Selbstangabe Altersgruppe
J2 Informationsmedium Weiblich 40-49
J5 Informationsmedium Männlich 40-49
J6 Informationsmedium Weiblich 50-59
J8 Informationsmedium Männlich 30-39
J9 Informationsmedium Weiblich 50-59
J11 Informationsmedium Männlich 50-59
J20 Informationsmedium Weiblich 30-39
J21 Informationsmedium Weiblich 40-49
J1 Boulevardmedium Männlich 50-59

J10 Boulevardmedium Weiblich 60-69
J12 Boulevardmedium Männlich 40-49
J14 Boulevardmedium Weiblich 20-29
J15 Boulevardmedium Männlich 30-39
J16 Boulevardmedium Männlich 30-39
J17 Boulevardmedium Männlich 40-49
J22 Boulevardmedium Männlich 50-59
J3 Öffentlich-rechtlich (TV) Weiblich 50-59
J4 Öffentlich-rechtlich (TV) Männlich 30-39

J13 Öffentlich-rechtlich (TV) Weiblich 50-59
J18 Öffentlich-rechtlich (TV) Weiblich 30-39
J23 Öffentlich-rechtlich (TV) Weiblich 50-59
J7 Öffentlich-rechtlich (Radio) Männlich 40-49

J19 Öffentlich-rechtlich (Radio) Männlich 50-59
J24 Öffentlich-rechtlich (Radio) Weiblich 40-49

Die Durchführung der Interviews erfolgte zwischen September und 
November 2020. Alle Interviews wurden vom Autor dieser Studie selbst 
durchgeführt. Unvermeidbare Interviewer:inneneffekte, wie sie mit in-
dividuellen Charakteristika der die Interviews durchführenden Personen 

26	 Durch die Erfordernisse einer separaten genderspezifischen Analyse des Datenmaterials (Riedl 
et al. 2022) wurde zudem sichergestellt, dass männliche und weibliche Journalist:innen  –  kein:e 
Journalist:in hat sich in der quantitativen Befragung als nicht-binär verortet  –  paritätisch ein-
bezogen wurden.
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zusammenhängen (vgl. Meyen et al. 2011), konnten dadurch jedenfalls 
konstant gehalten werden. Reich und Barnoys (2020) Empfehlung folgend 
wurden die (bzw. fast alle) Interviews in einem Face-to-Face-Setting durch-
geführt, weil so einerseits eine größere Sensibilität für die Interviewsitua-
tion gegeben ist, die mitunter kritische Phasen (z. B. bei der Rekonstruktion 
wertender Passagen) enthielt. Andererseits erleichtert es den Einbezug des 
physischen Textmaterials in die Interviewsituation, vor allem beim Wechsel 
zwischen oder Vergleich von rekonstruierten Arbeiten (vgl. Reich/Barnoy 
2020: 975). Die überwiegende Mehrheit der Interviews fand in Cafés statt, 
rund ein Drittel in den Redaktionsbüros der Befragten. In allen Fällen war 
eine ruhige und private Atmosphäre gegeben. 20 der 24 Interviews fanden 
in Wien statt, wo auch das Gros der untersuchten Medien ansässig ist, vier 
Interviews wurden in anderen Bundesländern durchgeführt.27

Zur Auswahl der zu rekonstruierenden Nachrichtenbeiträge wurden 
den Befragten Ausdrucke ihrer Arbeiten  –  im Fall audiovisuellen Materi-
als deren Transkripte, auf denen auch die quantitative Inhaltsanalyse ba-
sierte  –  vorgelegt. Einerseits handelte es sich dabei um bis zu drei Texte 
aus dem Korpus der quantitativen Inhaltsanalyse. Um dem Fall zu begeg-
nen, dass sich Befragte an diese Arbeiten nicht mehr erinnerten  –  Reich 
und Barnoy (2020) erachten Arbeiten aus dem Monat vor dem Interview 
als optimal  –, wurden ihnen drei bis vier neuere Arbeiten aus den Wochen 
vor dem Interview zusammen mit den älteren Arbeiten vorgelegt. Diese 
wurden vor den Interviews äquivalent nachcodiert, um auch zu ihnen 
Erkenntnisse über die realisierten Nachrichtenqualitätsstandards zu be-
sitzen. In den 24 Interviews wurden 59 von 141 vorgelegten Arbeiten re-
konstruiert, was durchschnittlich 2,5 Arbeiten (mindestens zwei, maximal 
drei) pro Interview entspricht. Die Interviewdauer lag zwischen 44 und 83 
Minuten (MW: 61 Minuten), wie es sich mit den Erfahrungen einer (maxi-
mal zumutbaren) Interviewdauer von 60 bis 75 Minuten zur qualitativen 
Rekonstruktion von zwei Nachrichtenbeiträgen (vgl. Reich/Barnoy 2020: 
974) deckt. Zur Vorbereitung der Interviews wurden auch die Selbstan

27	 Aufgrund von Einschränkungen durch die Covid-19-Pandemie fanden die letzten beiden 
Interviews via Zoom statt. Die zu rekonstruierenden Arbeiten wurden den Befragten über 
Google Docs bereitgestellt, wodurch ad hoc auf besondere Textstellen hingewiesen werden 
konnte. Trotz des unterschiedlichen Settings der Online-Interviews kann aufgrund einer ho-
hen Technik- und Digitalkompetenz der Interviewten, wie sie oftmals als Kernproblematik 
videobasierter Online-Interviews genannt wird (Pfaff-Rüdiger 2016: 194), von einer adäqua-
ten Vergleichbarkeit der Online- und Offline-Interviews ausgegangen werden.
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gaben aus der quantitativen Befragung aufbereitet. Dadurch bestand für 
die Interviewsituation ein breites und detailliertes Vorwissen zu den Be-
fragten und ihren journalistischen Arbeiten, das einerseits entsprechende 
Nachfragen erübrigte und andererseits entscheidendes Kontextwissen für 
die Interviewführung darstellte.

6.3.3	 Leitfaden

Auch wenn sich qualitative retrospektive Rekonstruktionen nah am jeweili-
gen Textmaterial orientieren, bedarf es eines Leitfadens, um systematische 
und vergleichbare Erkenntnisse zu generieren, die anknüpfungsfähig an 
theoretische Annahmen sind. Die vorgestellte Methode retrospektiver Re-
konstruktionen hat bisher, vor allem in ihrer qualitativen Ausgestaltung, 
überschaubare Anwendung gefunden. Leitfadeninterviews, unter die qua-
litative retrospektive Rekonstruktionen subsumiert werden können, stel-
len jedoch eine etablierte kommunikationswissenschaftliche Methode (vgl. 
Riesmeyer 2011), eine der »Basismethoden« (Loosen 2016: 141) der Diszip-
lin dar. Es ist auch ein etabliertes Vorgehen, Leitfadeninterviews ergänzend 
zu quantitativen Methoden einzusetzen (vgl. z. B. Meyen/Springer 2009). 
Während gängige Leitfadeninterviews als teilstandardisiert gelten, weil der 
Leitfaden die Interviewsituation strukturiert (vgl. Diaz-Bone 2015: 243), 
liegt im Fall von qualitativen retrospektiven Rekonstruktionen durch den 
Leitfaden und durch die rekonstruierten Nachrichtenbeiträge eine ›dop-
pelte‹ Strukturierung vor. Das »Spannungsfeld von in Gesprächssituatio
nen notwendiger Offenheit und Strukturiertheit« (Loosen 2016: 139) ist 
daher bei der Konzeption besonders zu beachten.

Der Leitfaden wurde deshalb so strukturiert, dass im Sinne des Kriteri-
ums der Offenheit (vgl. Przyborski/Wohlrab-Sahr 2014: 128) jede Phase 
des Leitfadens mit einer relativ offenen Frage eingeleitet wurde. Diese 
wurde dann, je nach Verlauf, gemäß dem Kriterium der Spezifizität (vgl. Na-
wratil/Schönhagen 2021: 307; Przyborski/Wohlrab-Sahr 2014: 128), 
durch gezielte Nachfragen konkretisiert. So sollte erreicht werden, dass 
die Ergebnisse einerseits Einblick in die individuellen Relevanzstruktu-
ren der Journalist:innen ermöglichen, was eine der Stärken der Methode 
ist (vgl. Brüggemann 2013: 405). Andererseits sollten sie jedoch anknüp-
fungsfähig an das theoretische und quantitative Vorwissen sein. Zudem 
wurde bei der Gestaltung des Leitfadens versucht, gemäß den Kriterien der 
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Kontextualität und der Relevanz Fragen zu formulieren, »auf die hin Sach-
verhalte in ihrer situativen Einbettung« offengelegt werden, um »Infor-
mationen über die Bedingungen des Zustandekommens […] bestimmter 
Phänomene« (Przyborski/Wohlrab-Sahr 2014: 129) zu sammeln. Der 
entstandene Leitfaden wurde einem Pretest an vier Journalist:innen mit 
unterschiedlichen Arbeitsrealitäten unterzogen. Dieser führte zu einigen 
Anpassung von Formulierungen.

Als Einstiegsfrage (vgl. Abb. 5) wurde eine »Eisbrecherfrage« gewählt, 
die thematisch einführen, Vertrauen aufbauen und zum Reden einladen 
sollte (vgl. Riesmeyer 2011: 227f.). Die Interviewten wurden  –  noch ohne 
Kenntnis des zu rekonstruierenden Textmaterials  –  gefragt, wie sie »ihre 
›Handschrift‹ als Journalist:in beschreiben« würden (vgl. Abb. 5 bzw. den 
vollständigen Leitfaden in Anhang IV). Sie wurden damit eingeladen, über 
ihr konkretes und manifest nachvollziehbares Arbeiten zu reflektieren, 
ohne sich in abstrakten Zielen oder Selbstauffassungen zu verlieren. Die 
Antworten dienten gleichzeitig als Hinweis, um im Verlauf des Interviews 
Diskrepanzen zwischen dem Gesagten und den tatsächlichen Texten zu 
identifizieren, die als Anzeichen auf transintentionales Handeln bzw. auf 
Quellen der Transintentionalität zu werten sind. Um die Beschreibung 
der eigenen Handschrift von vornherein eng an die tatsächliche Arbeits-
realität rückzubinden, wurden die Journalist:innen gefragt, inwiefern sie 
annehmen, dass »die Arbeitsprozesse und Arbeitsbedingungen bei dem 
Medium, für das sie tätig sind, ihre Arbeiten prägen«. Erst nach diesem 
allgemeinen Einstieg wurden den Befragten die Texte vorgelegt und sie 
wurden gebeten, nach dem besten Erinnerungsvermögen den ersten zu 
rekonstruierenden Text auszuwählen. Auch wenn sie angaben, sich ge-
nau an den Text zu erinnern, wurden sie gebeten, den Text noch einmal 
zu lesen, da dieses Vorgehen die Rekonstruktion erfahrungsgemäß mas-
siv verbessert (vgl. Reich/Barnoy 2020: 976). Als offene Einstiegsfrage 
zur tatsächlichen Rekonstruktion der ersten Arbeit wurden die Befragten 
gebeten, die »Geschichte« zu erzählen, »wie dieser Beitrag entstanden« 
ist. Dabei wurde von vornherein betont, dass vor allem die »Art, wie das 
Thema im Beitrag vermittelt wird«, die jeweilige »journalistische Schwer-
punktsetzung« von Interesse ist. Diese Einladung zur Reflexion sollte eine 
möglichst detaillierte Narration anregen, die den Entstehungsprozess des 
jeweiligen Beitrags möglichst umfassend beleuchtet.
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Abbildung  5 
Schematische Zusammenfassung des zyklisch-iterativen 
Leitfadens der qualitativen Befragung

Einstieg
1. »Wie würden Sie Ihre ›Handschrift‹ als Journalist:in beschreiben?«
2. »Inwiefern denken Sie, dass die Arbeitsprozesse und Arbeitsbedingungen bei dem Medium, für das Sie tätig 

sind, Ihre Arbeiten prägen?«

Rekonstruktion Text 1
»Erzählen Sie doch bitte die Geschichte, wie dieser Beitrag entstanden ist.«

Professionelle Standards
1. »Inwiefern würde Sie sagen, dass das Ihrer ›Handschrift‹ entspricht?«
2. »Inwiefern ist das ein Aspekt, den Sie so realisieren konnten, wie Sie wollten? Konnten Sie hier 

etwas nicht realisieren, dass Sie eigentlich wollten?«
Spezifische Nachfragen → Deutungsstrukturen / Erwartungsstrukturen / Konstellationsstrukturen

Akteur:innen
1. »Inwiefern gab es bei diesem Beitrag eine Person oder Gruppe, der Sie Gehör verschaffen 

wollten?«
2. »Gab es Personen oder Gruppen, die im Rechercheprozess relevant waren, es aber nicht in den 

Text ›geschafft‹ haben?«
Spezifische Nachfragen → Parteien / Zivilgesellschaft / Bürger:innen 

zyklisch-iterative Wiederholung für weitere Variablen bzw. weitere Texte

Endete die Narration, wurde die Entstehungsgeschichte mit der Frage, 
inwiefern der Beitrag der eigenen ›Handschrift‹ entspricht bzw. inwiefern 
es sich dabei um einen »typischen [Nachname-]Text« handelt, an die jour-
nalistische Arbeitsrealität der befragten Person rückgebunden, um zur 
Reflexion über Einflüsse im Nachrichtenproduktionsprozess anzuregen. 
Damit wurde die Rekonstruktion der professionellen Standards eingeleitet. 
Antworteten Befragte mit einem Verweis auf eine der interessierenden Di-
mensionen (z. B., dass ein Text das Charakteristikum der eigenen Arbeiten 
zeigt, möglichst hintergründig zu berichten, als Ausdruck des Qualitäts-
standards Diskursivität), so wurde auf diese Dimension fokussiert. Wurde 
kein Spezifikum genannt oder aber eines, das sich dem Erkenntnisinteresse 
der Studie entzieht (z. B. ein visuell ästhetischer Anspruch), wurde durch 
Nachfragen jener Aspekt rekonstruiert, durch den die befragte Person im 
Samplingprozess identifiziert wurde (z. B. wurde ein emotionaler Charakter 
des Textes angesprochen, wenn es sich bei der befragten Person um jene 
mit dem höchsten Maß konstruktiver Emotionalität im jeweiligen Sektor 
handelte). Zur Rekonstruktion der professionellen Standards wurde durch 
konkrete Verweise auf bestimmte Textstellen, wie sie auch entscheidend 
für die Codierentscheidungen der Inhaltsanalyse waren, angeregt. Die da-
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rauffolgende Narration wurde  –  wenn möglich mit Bezug auf die offene 
Narration der Entstehungsgeschichte  –  bei Bedarf um Nachfragen nach 
dem empfundenen Einfluss von Deutungs-, Erwartungs- und Konstella-
tionsstrukturen sowie Interferenzen zwischen ihnen ergänzt. Für diesen 
Zweck enthielt der Leitfaden konkrete Formulierungen, die trotz der Of-
fenheit des Leitfadens möglichst einheitlich verwendet wurden. Zudem 
wurde dezidiert gefragt, ob es sich bei einem angesprochenen Charakteris-
tikum um einen Aspekt handelt, der nicht derart realisiert werden konnte, 
wie intendiert. Solche »kontrastierende[n] Fragen« (Riesmeyer 2011: 227) 
sollten helfen, das Phänomen noch umfassender in seinen Bedeutungs-
ebenen zu verstehen. Ausgehend von dem ersten so rekonstruierten Be-
richterstattungsstandard wurde zum zweiten und zum Teil auch dritten 
Standard übergegangen, wobei nicht alle Arbeiten genügend Anlass zur 
Rekonstruktion aller drei Standards boten.

Anschließend wurde die Rekonstruktion der medialen Repräsentation 
von Akteur:innen eingeleitet. Die Interviewten wurden offen gefragt, in-
wiefern es im jeweiligen Beitrag »eine Person oder Gruppe« gab, »der Sie 
Gehör verschaffen wollten«. Die Logik der Rekonstruktion mit zunächst 
eigenen Relevanzsetzungen der Journalist:innen, Nachfragen hinsichtlich 
der interessierenden Akteur:innen, spezifischen Bezugnahmen zur offe-
nen Narration der Entstehungsgeschichte sowie bei Bedarf Nachfragen 
nach der Rolle von Deutungs-, Erwartungs- und Konstellationsstrukturen 
wurde ähnlich realisiert wie bei der Rekonstruktion der professionellen 
Standards. Besonderer Wert wurde hier auf die Nachfrage nach ›Leerstel-
len‹, also nach Akteur:innen, die im Rechercheprozess zwar eine Rolle ge-
spielt haben, aber nicht im Text aufscheinen, gelegt (vgl. Haapanen 2020). 
Dies spielt bei statusschwachen Gruppen, wie dies mit Bürger:innen und 
Marginalisierten dezidiert der Fall war, eine besondere Rolle (vgl. Reich/
Barnoy 2020: 978). So wurde nacheinander die ›Geschichte‹ dahinter re-
konstruiert, wie und warum den (nicht) vorkommenden Akteur:innen (k)
eine Stimme gegeben wurde.

Durch diesen Ablauf weist der Leitfaden in doppelter Weise einen zyk-
lisch-iterativen Charakter auf (vgl. Abb. 5). Einerseits wiederholte sich inner-
halb der beiden Blöcke zur Rekonstruktion der professionellen Standards 
und der Akteur:innenvielfalt die Rekonstruktion der jeweiligen Variablen. 
Andererseits wiederholte sich dieses Prozedere für jeden der bis zu drei 
rekonstruierten Texte. Zwar bestand dadurch eine gewisse Gefahr der Re-
dundanz, weshalb nicht immer alle Standards und Akteur:innen rekon-
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struiert wurden. Dadurch bot sich aber auch die entscheidende Chance 
multipler Vergleiche zwischen Einflussfaktoren, Nachrichtenereignissen 
und der Genese der interessierenden Konstrukte in verschiedenen Kontex-
ten, wie es gerade das spezifische Zusammenwirken von Strukturen und 
Handlungsintentionen effektiv aufdecken kann. Nach jedem Interview 
wurden Feldnotizen angefertigt, die ebenfalls in die qualitative Daten-
analyse einbezogen wurden.

6.4	 Analysestrategie zur Beantwortung der 
Forschungsfragen

6.4.1	 Quantitative Auswertungsstrategie

Datenimputation

Die Entwicklung einer adäquaten quantitativen Auswertungsstrategie zur 
Beantwortung der Forschungsfragen musste mehrere Spezifika der Daten 
berücksichtigen.28 Wenngleich für die quantitative Befragung ein erfreulich 
hoher Rücklauf erzielt werden konnte, war die Befragung mit einer Heraus-
forderung konfrontiert, die mutmaßlich aus dem nicht anonymisierten son-
dern lediglich pseudonymisierten Befragungsmodus hervorgeht: Bei einer 
Vielzahl an Variablen weist sie ein ungleich höheres Niveau an fehlenden 
Antworten auf als vergleichbare Befragungen (vgl. Hanitzsch/Seethaler 
et al. 2019a). Die österreichische Medienlandschaft ist klein und hat eine über-
schaubare Zahl von Medienangeboten und professionellen Journalist:innen. 
Durch eine Kombination von nur wenigen Merkmalen kann so mitunter re-
lativ zielsicher auf einzelne Personen geschlossen werden. Wenngleich den 
Befragten der vertrauliche Umgang mit deren personenbezogenen Daten 
zugesichert wurde, scheint ein Teil der Befragten dennoch zögerlich bei 
potenziell kritischen Informationen gewesen zu sein.

Die dargelegte Problematik, dass für die Befragungsdaten die Zusam-
menfassung von Variablen zu Indizes nicht gelang (vgl. Kap. 6.2.2), sondern 

28	 Ich danke Patrick Kaiser und Dr. André Klima vom Statistischen Beratungslabor (StaBLab) der 
Ludwig-Maximilians-Universität München sowie Maximilian Diederich herzlich für ihre 
hilfreiche Beratung und Unterstützung bei der statistischen Datenanalyse.
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Modelle auf Basis von Einzelvariablen berechnet werden mussten, forciert 
das Problem zusätzlich. Bei der Indexbildung kann im Falle fehlender An-
gaben der entsprechende Index für die jeweiligen Merkmalsträger:innen 
ohne die betreffende Variable gebildet werden. Jedoch scheiden in der gän-
gigen Praxis, in statistischen Modellen alle Fälle auszuschließen, die bei 
nur einer einzelnen Prädiktorvariable fehlende Werte aufweisen, bei der 
Arbeit mit Einzelvariablen eine Vielzahl von Merkmalsträger:innen aus. 
Dies verkleinert das jeweilige Analysesample empfindlich oder verunmög-
licht die Analyse gänzlich (vgl. Pepinsky 2018). Neben dem Ausschluss von 
Befragten ist das Ersetzen von fehlenden Werten durch das arithmetische 
Mittel in der Kommunikationswissenschaft gängige Praxis. Trotz dessen 
einfacher Handhabbarkeit und Umsetzbarkeit ist der damit verlorene Va-
rianzverlust jedoch ein gewichtiger Nachteil (vgl. Myers 2011).

Deshalb wurde eine multiple Hot-Deck-Imputation angewendet. Bei ei-
ner Hot-Deck-Imputation wird ein fehlender Wert durch den Wert möglichst 
ähnlicher ›Donor:innen‹ ersetzt, welche mit den Merkmalsträger:innen 
mit fehlendem Wert eine statistische Ähnlichkeit in zuvor festgelegten 
Variablen aufweisen. Es wird demnach ein ›Deck‹ an Variablen festgelegt, 
anhand dessen diese Ähnlichkeit bestimmt wird, und die je ›ähnlichste‹ 
Person als ›Donor:in‹ ausgewählt. Merkmalsträger:innen mit fehlenden 
Werten erhalten den Wert der ›Spender:innen‹. Dieses Vorgehen hat den 
entscheidenden Vorteil, dass keine Fälle verloren gehen und die Varianz 
der Daten nicht nivelliert wird (vgl. Andridge/Little 2010; Myers 2011).

Für die Entscheidung, ob eine Hot-Deck-Imputation sinnvoll bzw. mög-
lich ist, muss das Muster der fehlenden Werte charakterisiert werden (vgl. 
Myers 2011; Rosenthal 2017). Missing Completely at Random meint, dass es 
kein systematisches Muster gibt, warum bestimmte Befragte bei bestimm-
ten Variablen fehlende Werte aufweisen (Myers [2011: 300] nennt das ver-
sehentliche Überspringen einer Fragebogenseite als Beispiel). Missing at 
Random meint, dass es zwar eine systematische Erklärung gibt, warum 
bestimmte Befragte bei bestimmten Variablen fehlende Werte aufweisen, 
diese jedoch in anderen Variablen begründet liegt als die Variable, deren 
fehlende Werte es zu ersetzen gilt. Missing Not at Random meint, dass die 
Erklärung, warum bestimmte Befragte bei bestimmten Variablen fehlende 
Werte aufweisen, in der Variable, deren fehlende Werte ersetzt werden sol-
len, selbst liegt (Myers [2011: 300] nennt Einkommen als Beispiel, wo ex
trem einkommensschwache oder -starke Befragte eine systematisch erhöhte 
Wahrscheinlichkeit aufweisen, keine Angabe zu machen). Im Fall der vor-
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liegenden Studie kann primär von Missing at Random ausgegangen werden: 
Der Vergleich mit anderen Befragungen professioneller Journalist:innen 
mit sehr ähnlichen Erhebungsdimensionen, aber weitaus niedrigeren 
fehlenden Antworten legt nahe, dass die fehlende Anonymisierung aus-
schlaggebend für das Nicht-Antworten war. Entscheidend sind damit Fak-
toren wie Sorge um Datensicherheit oder Vertrauen in wissenschaftliche 
Studien. Das Muster der fehlenden Antworten ist demnach zwar nicht 
komplett zufällig, liegt aber in anderen Variablen begründet, als in jenen, 
deren fehlende Werte ersetzt werden sollen. Myers (vgl. 2011: 303ff.) weist 
darauf hin, dass auch im Falle eines höheren Anteils fehlender Werte  –  er 
liegt in den vorliegenden Prädiktor-Variablen bei bis zu 23,1 Prozent (vgl. 
MW: 5,2%)  –  eine Hot-Deck-Imputation möglich ist, sofern kein Missing Not 
at Random vorliegt; liegt Letzteres vor und überschreitet der Anteil fehlen-
der Werte einer Variable 10 Prozent, empfiehlt sie alternative Formen der 
Imputation wie beispielsweise multiple Imputation.

Wenngleich viele kommunikationswissenschaftlicher Studien nur eine 
einfache Hot-Deck-Imputation anwenden (vgl. Feldman et al. 2014, 2017; 
Hayes et al. 2013; Yale et al. 2015) und es laut Myers (2011) Schema im Fall 
der vorliegenden Studie nicht zwingend notwendig ist, wurde eine multi-
ple Imputation durchgeführt. Jede einfache Imputation beinhaltet zufalls-
basierte Unschärfen, die durch die zum Teil zufallsbedingte Auswahl der 
Donor:innen entstehen. Multiple Imputationen haben den Vorteil, dass 
sich diese Unschärfen mitteln und damit nivellieren. Die multiple Impu-
tation wurde mit dem r-Package mice (vgl. Buuren/Groothuis-Ouds-
hoorn 2011; vgl. Cranmer/Gill 2013) durchgeführt. Als Deck wurden 
alle geeigneten Variablen außer der zu imputierenden  –  einschließlich 
von Variablen, die gar nicht in die Analyse einbezogen wurden  –  definiert. 
Die Imputation wurde zehnmal identisch wiederholt. Für die Imputation 
jedes Datenpunkts wurden die zehn ähnlichsten Donor:innen bestimmt 
und unter Anwendung von Bootstrapping (mit Zurücklegen) ein Wert 
bestimmt. Dadurch sind zehn vollständige, aber zufallsbedingt marginal 
variierende Datensätze entstanden.

Statistische Modellierung

Ein weiteres Spezifikum der quantitativen Daten ist deren Mehrebenen-
struktur, die durch die Fusion aus Inhaltsanalyse und Befragung entstanden 
ist (vgl. Kap. 6.2.4). Solche hierarchischen Datenstrukturen sind gegeben, 
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wenn Merkmalsträger in Einheiten gruppiert sind, von denen anzuneh-
men ist, dass eine Zugehörigkeit einen untersuchten Zusammenhang be-
einflusst. Ein klassisches Beispiel sind Schüler:innen, deren Schulleistung 
nicht nur von individuellen Parametern abhängt, sondern auch von der 
Schule, zu der sie gehen (vgl. Lois 2018). In der Journalismusforschung 
sind solche Datenstrukturen üblich (z. B., wenn es um die Arbeitsrealität 
von Journalist:innen im internationalen Vergleich geht, die von nationa-
len, aber auch organisationalen Kontexten geprägt ist). In Auswertungs-
strategien bilden sie jedoch einen »häufig unterschätzten Tatbestand« 
(Hanitzsch 2011: 318). Das trifft auch auf methodisch vergleichbare Stu-
dien zur Erklärung von Medienperformanz durch die Selbstangaben von 
Journalist:innen zu, die vielfach die Mehrebenenstruktur ihrer Daten ne-
gieren, auf die Ebene von Befragten aggregieren und auf Ordinary-Least-
Squares basierende Regressionsanalysen berechnen (vgl. z. B. Mellado/
van Dalen 2014; Raemy et al. 2019; Tandoc et al. 2013). Dies ist jedoch 
problematisch, weil die Modellparameter durch die Verletzung der Re-
gressionsvoraussetzungen verfälscht werden (vgl. Hans 2006). Deshalb 
ist im Fall von auf Individualebene kombinierten Inhaltsanalyse- und 
Befragungsdaten die Berechnung von Mehrebenenmodellen notwendig 
(vgl. z. B. bei Mellado et al. 2020; Steindl 2021).

Um sowohl diese Mehrebenenstruktur als auch die schiefe Verteilung 
der abhängigen Variablen bzw. deren für robustere Ergebnisse angewandte 
Dichotomisierung (vgl. Kap. 6.1.2) zu berücksichtigen, wurden generalisierte 
lineare gemischte Modelle (auch GLMM für Generalized Linear Mixed Models) be-
rechnet (vgl. Fahrmeir et al. 2021). Durch den Einbezug zufälliger und 
fester Effekte sind diese in der Lage, die Modellparameter für die hierarchi-
sche Datenstruktur erwartungsgetreu bzw. unverzerrt zu schätzen. Diese 
Modelle wurden mit dem mit r-Package mgcv (vgl. Wood 2017) berechnet. 
Die Modelle wurden als Zwei-Ebenen-Modelle so spezifiziert, dass Random 
Intercepts für die einzelnen Befragten möglich waren, die den Umstand der 
Autor:innenschaft der Befragten von mehreren Artikeln widerspiegeln, 
jedoch keine Random Slopes, welche die Modelle zusätzlich verkompliziert 
hätten. Eine zusätzliche Berücksichtigung des organisationalen Kontexts 
der Befragten als dritte Ebene in den Modellen  –  für welche es theoretisch 
starke Argumente gäbe (vgl. Hanitzsch 2011)  –  konnte ebenfalls nicht ge-
leistet werden, weil sie die Modelle zu stark verkompliziert hätten. Durch 
die Erfordernisse der multiplen Datenimputation wurden die Modelle mit 
jedem der zehn imputierten Datensätze separat berechnet und diese Mo-
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delle dann zusammengefasst, wobei die Exp(β)- bzw. unstandardisierten 
β-Werte nach Rubins Regeln (vgl. Rubin 1987) gemittelt sowie die p-Werte 
approximiert (vgl. Fahrmeir et al. 2021) wurden. Alle Signifikanztests 
wurden zweiseitig berechnet. Die nicht gemittelten Einzelmodelle wur-
den zusätzlich mit dem r-Package lme4 (vgl. Bates 2023) validiert. Wegen 
deren Dichotomisierung wurden für die abhängigen Variablen der Un-
parteilichkeit, der konstruktiven Emotionalität und der medialen Reprä-
sentation bestimmter Akteur:innen GLMM mit einer Logit-Spezifikation 
(Logit-GLMM) berechnet. Die erklärte Varianz (R2) und Devianz wurden 
als Range über die zehn Einzelmodelle angegeben.

Durch die Entscheidung für den Einbezug von Einzelvariablen (vgl. Kap. 
6.1.2) und der durch das mehrstufige Untersuchungsdesign nur bedingt er-
weiterbaren Grundgesamtheit (vgl. Kap. 6.2.1) war die Zahl unabhängiger 
Variablen begrenzt. Das breite Erkenntnisinteresse, das nach Einflüssen auf 
den drei theoretisch argumentierten Ebenen (vgl. Kap. 3) fragt, interessiert 
sich jedoch für eine Reihe von Prädiktoren. Deshalb wurden in einem ersten 
Schritt für jede der drei theoretisch argumentierten Ebenen der Deutungs-, 
Erwartungs- und Konstellationsstrukturen getrennte Modelle berechnet. Sie 
erlauben es, die jeweils einbezogenen Faktoren gegeneinander abzuwägen 
(z. B. journalistische Rollenverständnisse im Vergleich zu politischen An-
sichten innerhalb der Deutungsstrukturen). Erst in einem letzten Schritt 
wurden alle Prädiktoren dieser je drei Einzelmodelle in ein Gesamtmodell 
aufgenommen. Da aufgrund der hohen Zahl an Prädiktoren Gefahr eines 
Overfits dieser Gesamtmodelle bestand (vgl. Hawkins 2004), wurden an 
dieser Stelle nur die Exp(β)- bzw. unstandardisierten β-Werte, nicht aber 
die p-Werte berichtet, weil letztere noch sensibler auf (zu) wenige Fälle im 
Modell reagieren. Die Ergebnisse der Gesamtmodelle sind demnach deutlich 
tentativer zu interpretieren, erlauben aber eine grundsätzliche Einschätzung, 
in welchem quantitativen Verhältnis die Effektstärken der in den Einzel
modellen als signifikant identifizierten Prädiktoren stehen.

Die Multikollinearität der Prädiktoren aller Modelle wurde durch bi-
variate Korrelationen der Prädiktoren überprüft (vgl. Tab. 34 in Anhang I), 
welche mit der stärksten Korrelation von 0,538 einen als Grenzwert für 
Multikollinearität anzunehmenden Wert von 0,8 (vgl. Field 2009: 224) 
deutlich unterschreiten. Als Kontrollvariablen fungieren die Gender-Selbst-
angabe, deren Einfluss auf bestimmte Medieninhalte empirisch nachge-
wiesen ist (vgl. Riedl et al. 2022; Zerback 2013: 150ff.), sowie die Berufs-
erfahrung, die einerseits mit dem Lebensalter korreliert und andererseits 
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Ausdruck professioneller Sozialisation ist (vgl. Rodgers/Thorson 2003). 
Auf den Einbezug weiterer, eigentlich sinnvoller Kontrollvariablen wie 
Alter, Bildung oder Bundesland wurde aufgrund des hohen Anteils feh-
lender Werte verzichtet.

6.4.2	 Qualitative Auswertungsstrategie

Die qualitativen Interviews wurden anhand einfacher Transkribierregeln 
und leicht geglättet transkribiert. Austriazismen wurden beibehalten, wenn 
sie für ein inhaltliches Verständnis notwendig waren. Die Transkripte der 
qualitativen Interviews, die quantitativ analysierten journalistischen Bei-
träge und die quantitativen Selbstangaben der Journalist:innen wurden in 
einem MAXQDA-File zusammengeführt, um bei der qualitativen Analyse 
kontextualisierende Bezüge herstellen zu können. So wurden einerseits die 
konkreten journalistischen Arbeiten herangezogen, um die narrative Kon
struktion ihrer Genese durch die Befragten einordnen zu können (z. B. zum 
Vergleich der Beschreibung, was eine Person als zulässige journalistische 
Wertung empfindet, mit der konkreten Wortwahl in einer journalistischen 
Arbeit). Andererseits wurden die quantitativen Selbstangaben herangezo-
gen, um die empfundene Arbeitsrealität im Vergleich der Methoden und 
im Vergleich zum Gesamtsample einordnen zu können (z. B. die Narration 
rund um eine journalistische Rolle im Vergleich zur quantitativen Selbst-
angabe zu dieser Rolle bzw. den Selbstangaben der anderen Befragten). Die 
qualitative Analyse erfolgte primär anhand des Textmaterials, wenngleich 
in einem ersten Analyseschritt für ein stärkeres Kontextverständnis auch 
das Audiomaterial der Interviews herangezogen wurde.

Die Methode der retrospektiven Rekonstruktion stellt in ihrer quali-
tativen Ausprägung wenig Anhaltspunkte für konkrete Auswertungsstra-
tegien bereit. Reich und Barnoy weisen in einer methodischen Reflexion 
(2020: 976) lediglich eher hermeneutisch darauf hin, »[a]fter months of 
decomposing hundreds of items, during which you could see only the tree 
level  –  sometimes even the single leaf level  –  you are about to see the entire 
forest«. Deshalb galt es eine qualitative Auswertungsstrategie zu entwi-
ckeln, die im Sinne einer induktiven Logik offen genug ist, um bisher nicht 
zugängliche Prozesse und Mechanismen der journalistischen Aushandlung 
von Nachrichtenqualitätsstandards offenzulegen. Im Sinne einer deduktiven 
Logik sollte sie aber gleichzeitig anknüpfungsfähig an den aufgestellten 
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theoretischen Rahmen sein. Deshalb wurde eine mehrstufige induktiv-
deduktive Analysestrategie gewählt, welche die ersten induktiven Schritte 
der Methodologie des Grounded-Theory-Ansatzes (vgl. Glaser/Strauss 
1967/2006) entlehnt, in weiterer Folge aber mit Schritten klassischer quali-
tativer Inhaltsanalyse (vgl. Mayring/Fenzl 2019; Nawratil/Schönhagen 
2021) kombiniert. Dies entspricht Schimanks (vgl. 2007a: 241) Plädoyer für 
die methodische Orientierung an Grounded-Theory-Ansätzen, wenngleich 
die gewählte Samplingstrategie dem Prinzip eines »Wechselprozess von 
Datenerhebung und Auswertung« (Przyborski/Wohlrab-Sahr 2014: 
200) in der Grounded Theory widerspricht. Die Analysestrategie wurde in 
ähnlicher Form bei der empirischen Analyse auf einer umfangreichen theo
retischen Basis erprobt (vgl. Maurer/Riedl 2021). Schimank umschreibt 
die Idee eines induktiv-deduktiven Vorgehens wie folgt:

»Vor diesem Hintergrund bietet es sich an, sowohl empirisch fundiertes Wissen über 

konkrete Fälle zu erarbeiten als auch dabei theoriegeleitet vorzugehen und dann 

keines von beidem gegeneinander auszuspielen, sondern Empirie und Theorie 

gleichsam ins Gespräch miteinander zu bringen: im wiederholten Wechselspiel em-

pirische Befunde theoretisch aufzuschlüsseln und die theoretischen Konzepte und 

Modelle empirisch irritiert weiter zu entwickeln« (Schimank 2007a: 242).

Dass Grounded-Theory-Ansätze lediglich für rein explorative Frage-
stellungen mit wenig theoretischem Vorwissen geeignet sind, ist ein me-
thodologisches Missverständnis (vgl. Thornberg 2012). Auch die Erarbei-
tung einer Grounded Theory besteht in einer »kontinuierliche[n] Abfolge 
induktiver und deduktiver Schritte« (Przyborski/Wohlrab-Sahr 2014: 
198), in der anhand des Untersuchungsmaterials (induktiv) theoretische 
Annahmen aufgestellt werden und diese dann anhand weiteren Materials 
(deduktiv) geprüft und die theoretischen Konzepte tiefergehend elaboriert 
werden. Durch diesen iterativen Prozess ist es möglich, an spezifischen 
Stellen des Analyseprozesses auch theoretische Annahmen einfließen zu 
lassen, die nicht dem Material entstammen, sondern bestehender Theo-
rie entlehnt sind.

Offenes und axiales Codieren

Als erster Analyseschritt erfolgte ein offenes Codieren (vgl. Corbin/Strauss 
1990: 12) des gesamten Untersuchungsmaterials. Ziel dieses Schritts war es, 
anhand von Indikatoren im Analysematerial »erste, noch vorläufige Kon-
zepte zu entwickeln, an die sich eine Fülle neuer Fragen und neuer vorläu-
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figer Antworten anschließen« (Przyborski/Wohlrab-Sahr 2014: 210), und 
ähnliche Indikatoren unter diesen Konzepten zu vereinen. Beispielsweise 
wurden bestimmte Strategien von Journalist:innen, um Berichterstattungs-
merkmale zu realisieren, als Konzept codiert, aber noch in keinen weiteren 
kausalen Zusammenhang mit anderen gestellt. Dies erfolgte im zweiten 
Schritt, dem axialen Codieren (vgl. Corbin/Strauss 1990: 13). Hier werden 
aus einzelnen Konzepten im Sinne eines Kausalzusammenhangs, der nur 
durch Interpretation erschlossen werden kann, Kategorien als »höherwer-
tige, abstraktere Konzepte« gebildet, die »für einen Sinnzusammenhang 
stehen, der mehr beinhaltet als die ihm zugrunde liegenden Konzepte« 
(Przyborski/Wohlrab-Sahr 2014: 201). Beispielsweise wurden journa-
listische Strategien der Zielerreichung danach konzeptionell vereint, wo 
die Quellen ihres Handlungsantriebs verortet waren.

In diesen beiden Schritten wurde versucht, eine Reihe von Prinzipien 
aufrechtzuerhalten, die der Grundidee einer Grounded Theory und dem Er-
kenntnisinteresse geschuldet sind: Erstens wurde versucht, in diesen Schrit-
ten noch möglichst ›blind‹ gegenüber den theoretischen Vorannahmen der Unter-
suchung zu sein. Warum das grundsätzlich ein Ding der Unmöglichkeit ist, 
wurde in der Literatur vielfach und ausführlich erläutert (vgl. Thornberg 
2012: 243ff.). Dennoch stand das Bemühen im Zentrum, Konzepte und Ka-
tegorien zunächst aus dem Material heraus entlang der Relevanzstrukturen 
der Journalist:innen zu bilden. Zweitens wurde versucht, in diesen beiden 
Schritten die Prozesshaftigkeit des Phänomens herauszuarbeiten, die in den 
handlungstheoretischen Wurzeln der Grounded Theory begründet liegt, 
aber auch eng mit dem Erkenntnisinteresse der Studie korrespondiert. In 
diesem Sinne sollte sowohl »die Verlaufsförmigkeit bzw. Prozessstruktur 
von Phänomenen« als auch »die handlungsförmigen/interaktiven ›Ant-
worten‹ auf sich verändernde Umstände« (Przyborski/Wohlrab-Sahr 
2014: 203) berücksichtigt werden. Drittens wurden in ständigen Vergleichen 
(vgl. Glaser/Strauss 2006: 101ff.) Teilphänomene verglichen  –  zwischen 
ihnen, aber auch zwischen Personen, den rekonstruierten Arbeiten und den 
Datenquellen –, um die codierten Konzepte und Kategorien und ihre Rela-
tionen zu verstehen. Dadurch sollten die »Bedingungen, unter denen die 
Fälle agieren« (Przyborski/Wohlrab-Sahr 2014: 203), möglichst tiefge-
hend miteinbezogen werden. Viertens wurden diese beiden Codierschritte 
durch das Schreiben theoretischer Memos begleitet, die als notwendiges Mittel 
gesehen werden, um die theoretischen Bezüge schrittweise herauszuarbei-
ten (vgl. Przyborski/Wohlrab-Sahr 2014: 206f.).
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Deduktive und induktive Konsolidierung

Die Methodologie der Grounded Theory sieht als dritten Schritt das se-
lektive Codieren (vgl. Corbin/Strauss 1990: 14) vor. Dabei wird der Codier-
prozess »auf Phänomene und Konzepte begrenzt, die einen hinreichend 
signifikanten Bezug zur Schlüsselkategorie« aufweisen, und »stärker auf 
theoretische Integration ausgerichtet« (Przyborski/Wohlrab-Sahr 2014: 
211). Hier verlässt das Vorgehen der vorliegenden Studie die Schritte einer 
Grounded Theory. Anstatt selektiven Codierens wurde ein Schritt der deduk-
tiven Konsolidierung (vgl. Maurer/Riedl 2021: 2862) vorgenommen, in dem 
das theoretische Vorwissen in einem deduktiven Sinne einbezogen wurde. 
So wurden die induktiv gebildeten Konzepte und Kategorien auf ihre An-
schlussfähigkeit an die Kernbegriffe der Akteur:innen-Struktur-Dynamik 
geprüft und bei Bedarf adjustiert  –  eine theoretische Integration wurde 
also nicht nur in Bezug auf aus dem Material gewonnene Erkenntnisse ge-
leistet. Erst an dieser Stelle wurden Konzepte und Kategorien in das beste-
hende theoretische Vokabular überführt. Bei den Handlungsintentionen 
von Journalist:innen wurde z. B. reflektiert, ob sie dem entsprechen, was 
theoretisch als Deutungsstrukturen, also z. B. journalistische Rollenver-
ständnisse oder eigene politische Einstellungen, begriffen wurde, oder ob 
sie darüberhinausgehende Dimensionen darstellen.

Als vierter und letzter Schritt wurde eine induktive Konsolidierung (vgl. 
Maurer/Riedl 2021: 2863) vorgenommen. Was zunächst widersprüchlich 
klingt, wurde in Form eines erneuten Abgleichs am Untersuchungsmate-
rial realisiert und sollte sicherstellen, dass die Relevanzzuschreibungen 
der Journalist:innen im Prozess der deduktiven Theorieintegration nicht 
übermäßig überformt wurden. Einerseits ging es darum sicherzustellen, 
dass das Kategoriensystem eine hinreichende Entsprechung zum Material 
aufweist und die Konzepte und theoretischen Ideen wirklich im Material 
begründet sind (vgl. Thornberg 2012: 252); andererseits sollte sicherge-
stellt werden, dass alle relevanten induktiv gewonnenen Aspekte auch ihren 
Widerhall im Kategoriensystem finden. Für diesen Schritt waren insbeson-
dere die angefertigten Memos wichtig, weil sie die frühen theoretischen 
Annahmen besser widerspiegeln als das eigentliche Untersuchungsma-
terial, das in den Schritten der Analyse stets in einem unterschiedlichen 
Licht erscheint. Auch wenn die Grounded-Theory-Methodologie das Über-
prüfen gewonnener theoretischer Annahmen »auf ihre Robustheit hin« 
(Przyborski/Wohlrab-Sahr 2014: 202) kennt, wurde in diesem letzten 
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Schritt nicht mehr die theoretische Offenheit der Grounded Theory bei-
behalten, sondern das Kategoriensystem im Sinne der einer qualitativen 
Inhaltsanalyse überarbeitet (vgl. Mayring/Fenzl 2019: 640; Nawratil/
Schönhagen 2021: 326).

Kategoriensystem

Das Resultat dieses vierstufigen induktiv-deduktiven Analyseprozesses, wie 
er der Grundidee einer »Informed Grounded Theory« (Thornberg 2012: 
243) entspricht, ist ein mehrstufiges, hierarchisches Kategoriensystem. Es ist 
in seiner letztlichen Fassung entlang der unterschiedlichen Auffassungen 
von Nachrichtenqualität sowie nach den Kernkategorien der Akteur:innen-
Struktur-Dynamik strukturiert. In den einzelnen Bezügen zwischen den 
Kategorien und den darunterliegenden Konzepten bzw. zwischen ihnen 
lässt es jedoch die Relevanzsetzungen der Journalist:innen zu, die sich in 
den retrospektiven Rekonstruktionen herauskristallisiert haben. Aufgrund 
der engen Verschränkung der drei empirischen Methoden wird die nach-
folgende Ergebnisbeschreibung entlang der unterschiedlichen Vorstellun-
gen von Nachrichtenqualität gegliedert, die quantitativen und qualitati-
ven Befunde dabei jedoch ineinander verschränkt gemeinsam dargelegt.
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7.	 Journalistische Aushandlung 
professioneller Standards der 
Berichterstattung

7.1	 Unparteilichkeit

7.1.1	 Unparteilichkeit journalistischer Berichterstattung

Welcher demokratietheoretisch fundierten Auffassung von Nachrichten-
qualität entspricht die journalistische Nachrichtenberichterstattung in 
Österreich bzw. welchen Auffassungen kommt sie in welchem Maß nach? 
Das ist die grundsätzliche Frage, die den Forschungsfragen nach den Ein-
flüssen auf Nachrichtenqualität vorgelagert ist. Zunächst wird deshalb 
analysiert, wie es um die Unparteilichkeit politischer Berichterstattung als 
Teil einer deskriptiven Nachrichtenqualität steht, die von den Erfordernissen 
eines repräsentativen Demokratiemodells abgeleitet wurde (vgl. Tab. 1 in 
Kap. 2). Für einen deskriptiven Überblick (vgl. Tab. 9) wurde zum einen 
der Anteil der Nachrichtenbeiträge pro Medienoutlet berechnet, der kei-
nerlei wertende Elemente aufweist und damit vollständig unparteilich 
ist, bei denen also der höchste Code auf der fünfstufigen Skala der Un-
parteilichkeit vergeben wurde (vgl. Kap. 6.1.2 zur Operationalisierung 
der inhaltsanalytischen Variablen). Zum anderen wurde die fünfstufige 
Skala der Unparteilichkeit z-standardisiert, um sie mit den anderen pro-
fessionellen Standards vergleichbar zu machen (vgl. Stark et al. 2021).29 

29	 Für die z-Standardisierung wird das arithmetische Mittel einer Variable des Gesamtsamples 
vom jeweiligen Einzelwert eines Nachrichtenbeitrags subtrahiert und durch die jeweilige 
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Diese Auswertungen wurden anhand gewichteter Daten vorgenommen, 
um einen möglichen Bias durch die unterschiedlichen Stichprobenfehler 
der Zufallsauswahlen (vgl. Tab. 2 in Kap. 6.1.1) auszugleichen.30 Für die 
Anteilswerte vollständig unparteilicher Nachrichtenbeiträge wurden Chi-
Quadrat-Tests sowie Cramer’s V berechnet, die zeigen, dass sich die Outlets 
signifikant unterschieden und ein kleiner bis mittlerer Zusammenhang 
(vgl. Cohen 1988) besteht. Auch für die z-standardisierten Werte belegen 
einfaktorielle Varianzanalysen signifikante Unterschiede.

Insgesamt (vgl. Tab. 9) zeigt die Analyse der tatsachenbasierten Bei-
träge  –  klar als meinungsbasiert ausgewiesene Beiträge (wie z. B. Kom-
mentare) wurden nicht einbezogen, weil an sie nicht das Kriterium der 
Unparteilichkeit anzulegen ist  –  ein relativ hohes Niveau der journalisti-
schen Unparteilichkeit im österreichischen Journalismus: Die mit rund drei 
Viertel der analysierten Beiträge überwiegende Mehrheit weist keinerlei 
Passagen mit journalistischen Wertungen auf. Im Vergleich der einzelnen 
Outlets differenziert sich dieser Befund jedoch stark. Orf.at ist mit 92 Pro-
zent Beiträgen, die als »ausschließlich distanziert-unparteiisch« codiert 
wurden, das unparteilichste Angebot. Die Ö1 Journale des ORF folgen mit 
89 Prozent vor derstandard.at mit 83 Prozent. Am meisten journalistische 
Wertungen finden sich in der Berichterstattung der Kronen Zeitung, wo mit 
62 Prozent die wenigsten Beiträge frei von persönlicher Wertung sind. Da-
nach folgt Heute mit 64 Prozent und das Online-Pendant der Kronen Zeitung, 
krone.at, mit 67 Prozent.

Standardabweichung der Variable dividiert. Der damit gewonnene Wert  –  der sogenannte ›z-
Score‹ bzw. ›z-standardisierte Wert‹  –  drückt demnach aus, um wie viele Standardabweichun-
gen sich ein Einzelwert vom arithmetischen Mittel entfernt und in welche Richtung. Positive 
Werte bedeuten, dass der Einzelwert größer als das arithmetische Mittel ist, und negative, dass 
der Einzelwert kleiner ist. Z-standardisierte Variablen haben damit ein arithmetisches Mittel 
von 0 und eine Standardabweichung von 1 (Banas 2017: 1901).

30	 Die Gewichtung erfolgte anhand des Verhältnisses zwischen jeweiliger Stichprobengröße 
und der durch den Suchstring erhobenen Grundgesamtheit. Damit wird verhindert, dass die 
Nachrichtenangebote bestimmter Medienoutlets nur deshalb stärker in gemittelte Gesamt-
werte einfließen (welche die Basis für die z-Standardisierung bilden), weil aus forschungs-
ökonomischen Gründen ein strengerer Stichprobenfehler angewendet werden konnte, und 
nicht, weil sie tatsächlich einen größeren Umfang politischer Berichterstattung aufweisen 
(Jandura/Kösters 2022: 313).
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Tabelle  9 
Unparteilichkeit politischer Berichterstattung nach 
Medienoutlets

Unparteilichkeit
MW 
z-std.

SD % der  
Beiträge1

n

ORF Zeit im Bild 0,022 0,880 75,0% 344
ORF Ö1 Journale 0,313 0,510 88,8% 80
Die Presse -0,050 0,905 70,8% 319
Der Standard 0,088 0,924 80,4% 281
Kronen Zeitung -0,447 1,505 61,9% 370
Kleine Zeitung -0,025 1,006 73,9% 356
Heute -0,160 0,985 63,7% 135
Österreich 0,021 0,893 75,3% 489
orf.at 0,355 0,481 91,9% 534
derstandard.at 0,130 0,925 82,8% 331
krone.at -0,185 1,117 66,6% 416
Gesamt 0,000 1,000 75,7% 3.655
F (df1, df2)2 F (10, 1026) = 25,741***

χ2 (df) χ2 (10) = 169,312***
Cramer’s V Cramer’s V = 0,215***

Anmerkung: Gesamt wurde auf Ebene der Medienoutlets anhand des Verhältnisses zwischen 
jeweiliger Stichprobengröße und Grundgesamtheit gewichtet; 1Die fünfstufige Skala wurde zwi-
schen den Ausprägungen vier und fünf dichotomisiert; die dargestellten Prozentwerte weisen 
demnach jene Beiträge aus, die als »ausschließlich distanziert-unparteiisch« codiert wurden, 
also keinerlei persönliche Färbung aufweisen; 2Da aufgrund signifikanter Levene-Tests fehlende 
Varianzhomogenität angenommen werden musste, wurden Welch-Tests berechnet; *p<0,05, 
**p<0,01, ***p<0,001

Im Vergleich der Medientypen erweisen sich primär die öffentlich-recht-
lichen Angebote als im Sinne der Unparteilichkeit qualitätsvoll: Sowohl 
das Online-Angebot als auch die Radio- und TV-Angebote des ORF weisen 
im Vergleich der standardisierten Skala der Unparteilichkeit (vgl. Abb. 6) 
positive und damit überdurchschnittliche Werte auf. Der Befund einer 
rund fünf Jahre älteren Erhebung von Seethaler (2015)  –  wenngleich me-
thodisch nicht direkt vergleichbar31 –, nach dem die »Objektivitätsnorm 
in besonderer Weise vom öffentlich-rechtlichen Rundfunk aufrechter-

31	 Seethaler (2015: 63) verrechnet die Unparteilichkeit und die Sachlichkeit der Berichterstattung 
zu einem »Objektivitätsindex«, während hier nur die Unparteilichkeit betrachtet wird.
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halten wird« (Seethaler 2015: 63), zeigt sich auch in den vorliegenden 
Daten. Vor allem orf.at und die Ö1 Journale weisen dabei zudem eine hohe 
Konsistenz der Unparteilichkeit auf, wie es die vergleichsweise niedrigen 
Standardabweichungen zeigen. Sie sind demnach nicht nur im Schnitt 
sehr wertneutral, sondern weisen dahingehend auch wenige ›Ausschläge‹ 
auf. Dass sich die Angebote der Krone sowie Heute unterdurchschnittlich 
und die Angebote des Standard überdurchschnittlich positionieren, zeigt, 
dass es stark die Qualitätsdimension der Unparteilichkeit ist, welche die 
sogenannten ›Qualitätsmedien‹ und ›Boulevardmedien‹ abgrenzen. Le-
diglich Die Presse weicht mit leicht unterdurchschnittlichen Werten von 
diesem Muster ab. Vor allem bei den beiden Angeboten der Krone bele-
gen vergleichsweise hohe Standardabweichungen relativ große Varianz 
in der Umsetzung der Unparteilichkeitsnorm. Dass die Kleine Zeitung im 
Mittelfeld landet, muss auch vor dem Hintergrund gesehen werden, dass 
Regionalmedien für politische Berichterstattung mit nationalem Bezug, 
wie hier untersucht, vergleichsweise wenige Ressourcen haben. Sie haben 
deshalb, wie Befunde aus Deutschland und der Schweiz nahelegen (vgl. 
Stark et al. 2021: 443), einen relativ hohen Anteil an Beiträgen basierend 
auf Nachrichtenagenturen, bei denen Unparteilichkeit gewissermaßen 
zum Geschäftsmodell gehört (vgl. Lorenz 2017: 77).

Abbildung  6 
Unparteilichkeit nach Medienoutlets
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Im Vergleich der Medienkanäle liegt bei der überdurchschnittlichen 
Performanz der Ö1 Journale als einziges untersuchtes Radioangebot die 
Vermutung nahe, dass die hohe Unparteilichkeit nicht nur der öffentlich-
rechtlichen Organisationsform, sondern auch dem Kanal Radio geschuldet 
ist. Bei Radio als »Nebenbeimedium« (Kuhlmann/Wolling 2004: 386) mit 
Nutzungspeaks zu klassischen Pendelzeiten am Morgen und am frühen 
Abend (vgl. Mai/von Oehsen 2022: 445) ist, über die unterschiedlichen 
Formate innerhalb des Radioprogramms hinweg, von einer Publikumser-
wartung nach schneller und kompakter Information auszugehen. Nachdem 
die einzigen untersuchten audiovisuellen Formate auch die des ORF sind, 
sind hier jedoch nur begrenzt valide Rückschlüsse auf den Kanal möglich. 
Im Vergleich zwischen analogen Angeboten und ihren korrespondierenden 
Online-Angeboten widersprechen die vorliegenden Ergebnisse Seethalers 
(2015: 63) Befund, dass die »Objektivitätsnorm […] bei den Online-Medien 
an Bedeutung« verliert  –  im Gegenteil: Die Online-Angebote von ORF, 
Standard und Krone weisen hier sogar eine mitunter markant höhere Un-
parteilichkeit auf als die analogen. Das entkräftet Befürchtungen eines 
Qualitätsverlustes mit Abnehmen der Nutzung analoger Medien jeden-
falls bezüglich der Unparteilichkeit.

7.1.2	 Aushandlung von Unparteilichkeit entlang von 
Deutungsstrukturen

Inwiefern lässt sich das Ausmaß der Unparteilichkeit der Berichterstat-
tung durch die gegebenen Strukturen und die handelnden Akteur:innen 
im österreichischen Journalismus erklären? Das steht im Zentrum der 
Forschungsfragen FF1a, die nach den Faktoren fragt, welche die Unpartei-
lichkeit der Berichterstattung beeinflussen, und FF3a, die fragt, wie diese 
Einflüsse zum Tragen kommen bzw. wie Journalist:innen sie verhandeln. 
Zur Beantwortung von FF1a wurden, wie beschrieben (vgl. Kap. 6.4.1), Mehr
ebenen-Regressionsmodelle berechnet. Als abhängige Variable fungiert 
die im Rahmen der Inhaltsanalyse auf einer fünfstufigen Skala gemessene 
Unparteilichkeit der Berichterstattung, welche für diesen Zweck (zwischen 
den Ausprägungen vier und fünf) dichotomisiert wurde (vgl. Kap. 6.1.2). Als 
Prädiktoren im Rahmen der Deutungsstrukturen (vgl. Tab. 10) fungieren 
die Selbstangaben aus der quantitativen Befragung. Die Modelle drücken 
demnach aus, welche Faktoren aus der Arbeitsrealität der Journalist:innen 
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die Chance, dass ihre journalistischen Arbeiten ohne Parteinahme aus-
kommen (also gänzlich unparteilich bzw. wertneutral sind), erhöhen oder 
senken. Als Prädiktoren innerhalb journalistischer Rollenverständnisse 
fungieren eine unparteiische Beobachter:innenrolle, der Anspruch, In-
formationen zu vermitteln, die Menschen zu politischen Entscheidungen 
befähigen (vgl. Hanitzsch et al. 2019: 174; Hanitzsch/Lauerer 2019: 141) 
und das Ziel, das Funktionieren von Demokratie zu unterstützen (vgl. 
Köcher 1986: 55). Letzteres baut auf der Annahme, dass Journalist:innen 
in einer repräsentativen Demokratie ihren Beitrag zu Demokratie darin 
sehen könnten, unparteilich zu berichten, wie es normativ gefordert wird. 
Als Prädiktoren innerhalb politischer Einstellungen fungiert die Prozess-
dimension eines repräsentativen Demokratieverständnisses (vgl. Ferree 
et al. 2002a: 316) sowie die politische Orientierung (mit höheren Werten 
von links nach rechts). Nachdem Einflüsse auf Nachrichtenqualität nur in 
ihrer prozeduralen Aushandlung verstanden werden können, werden die 
Antworten auf FF1a (die anhand der quantitativen Daten zu beantworten 
ist) gemeinsam mit den Antworten auf FF3a (die anhand der qualitativen 
Daten zu beantworten ist) dargelegt.

Ermöglichung wohlinformierter (Wahl-)Entscheidungen von 
Bürger:innen

Wie Tabelle 10 zeigt, ist das journalistische Rollenverständnis, Informa-
tionen zu vermitteln, die Menschen zu politischen Entscheidungen befä-
higen, ein signifikanter Prädiktor für die Unparteilichkeit der Berichter-
stattung. Die anderen Prädiktoren zeigen keinen signifikanten Einfluss. 
Die Chance, dass Beiträge von Journalist:innen vollständig unparteilich 
sind, erhöht sich um den Faktor 1,4, wenn Befragte auf der fünfstufigen 
Skala dieser Rolle einen Skalenpunkt höher angeben. In der deskriptiven 
Betrachtung  –  welche natürlich nicht für andere Faktoren kontrolliert 
ist  –  bedeutet das, dass die Nachrichtenbeiträge von Journalist:innen, 
welche diesem Rollenverständnis »eher« oder »stark« zustimmen, zu 71 
Prozent vollständig unparteilich sind, während es bei den Journalist:innen, 
die dieser Rolle weniger stark zustimmen, nur 62 Prozent der Beiträge 
sind. Gleichzeitig stimmen dieser Rolle insgesamt 85 Prozent aller be-
fragten Journalist:innen »eher« oder »stark« zu (vgl. Tab. 5 in Kap. 6.2.3), 
sie nimmt also einen zentralen Stellenwert in der journalistischen Kultur 
Österreichs ein. Dieser Befund bestätigt die normative Erwartung: Jour-
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nalismus sollte in einem repräsentativen Verständnis eine Vermittlungs-
funktion zwischen Bürger:innen und politischen Funktionseliten leisten 
und vor allem Erstere durch unparteiliche Berichterstattung zu einer mög-
lichst wohlüberlegten Wahlentscheidung verhelfen  –  und exakt dieses 
Rollenverständnis der Ermöglichung politischer Entscheidungen ist es, 
welche die Unparteilichkeit journalistischer Nachrichtenbeiträge erklärt.

Tabelle  10 
Einfluss von Deutungsstrukturen auf die Unparteilichkeit 
politischer Berichterstattung

Exp(β) SE p

Kontrollvariablen
Gender (männlich) 0,750 0,220 0,192
Berufserfahrung im Journalismus (in Jahren) 0,985 0,010 0,125

Journalistisches Rollenverständnis
ein unparteiischer Beobachter zu sein 1,008 0,103 0,937
Informationen zu vermitteln, die Menschen zu politischen 
Entscheidungen befähigen

1,377** 0,112 0,004

das Funktionieren von Demokratie zu unterstützen 0,941 0,120 0,611
Politische Einstellungen
Repräsentatives Demokratieverständnis (Prozess): ge-
wählte Repräsentant:innen ihre verschiedenen politischen 
Ideen und Positionen einbringen

1,021 0,138 0,881

Politische Orientierung (rechts) 1,075 0,073 0,326
R2 (korrigiert)1 7,2% - 7,4%

Anmerkung: n=676 Nachrichtenbeiträge; Zusammenfassung von 10 Logit-GLMM nach Rubins 
(1987) Regeln; †p<0,1, *p<0,05, **p<0,01, ***p<0,001 (p-Werte approximiert); 1Range über die 
10 Einzelmodelle aller Imputationsdatensätze

Analog bildet sich die Intention, fundierte politische Entscheidungen 
von Bürger:innen zu ermöglichen, auch in den qualitativen retrospektiven 
Rekonstruktionen ab. Bei der Rekonstruktion eines wertneutral verfassten 
Textes gibt beispielsweise eine Journalistin eines Informationsmediums 
(J21)32 an, diesen Text als »jetzt journalistisch nicht so wahnsinnig an-
spruchsvoll« zu begreifen. Sie begründet dessen deskriptive Qualität jedoch 

32	 Für einen Überblick über alle befragten Journalist:innen der qualitativen Teilstudie (J1-24) 
vgl. Tab. 8 in Kap. 6.3.2.
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dezidiert mit einer Informationsfunktion gegenüber den Rezipient:innen 
bzw. Bürger:innen:

»[D]ie Aufgabe, die Journalismus hat, ist auch, den Leserinnen und Lesern eine Ent-

scheidungsgrundlage vorzulegen, auf Basis derer sie sich eine Meinung zu einem 

bestimmten Thema, vielleicht auch zu bestimmten Personen bilden können. […] 

[N]ormalerweise bemühe ich mich, […] eine möglichst vollständige oder möglichst 

breite Information zu liefern, wo die Leute dann sagen können: Ja, eigentlich am 

besten gefällt mir, was die Neos dazu sagen. Oder der Minister hat eh recht.« (J21)

Das Ziel politischer Informiertheit wird hier klar auf das Wissen um 
parteipolitische Positionen bzw. parteipolitisches Personal bezogen, wie 
es der Idee des demokratischen Repräsentationsprinzips und der Rolle 
von Journalismus zu dessen Ermöglichung entspricht. Journalist:innen 
koppeln dies an ein Verantwortungsgefühl gegenüber den Bürger:innen 
rück, das aus ihrer zentralen Rolle für öffentliche Meinungsbildungspro-
zesse erwächst. So argumentiert eine Journalistin (J14), »wenn ich schon 
die Chance habe, […] für so ein wichtiges Ressort zu schreiben, die Leute 
richtig zu informieren, […] will [ich], dass diese sich eine Meinung bil-
den können aufgrund der Berichterstattung«. Ähnlich empfindet eine 
Journalistin (J18) eines reichweitenstarken Mediums, dass »auch mit der 
Reichweite […] eine Verantwortung einhergeht«, von der sie denkt, dass 
Kolleg:innen anderer Medienhäuser ihr weniger verpflichtet sind, »[w]eil 
da nicht Millionen Zuseher dasitzen und sich informieren und möglicher-
weise ihre Entscheidungen jetzt durchaus [darauf] basieren, was sie sehen 
und hören und lesen«.

Unparteilichkeit als journalistische Rolle

Bezeichnend an dem dargelegten Befund ist, dass sich die empfundene Ver-
antwortung gegenüber der Informiertheit von Bürger:innen als Prädiktor 
durchsetzt, was mit der Rolle von Journalismus als Vermittlungsinstanz im 
repräsentativen Demokratiemodell korrespondiert, während eine rein an 
einer innerjournalistischen Logik orientierte neutrale Beobachtungsleis-
tung und eine rein an einer politischen Logik orientierte Unterstützung 
der Funktionsfähigkeit von Demokratie als Prädiktoren keinen Einfluss 
nehmen (vgl. Tab. 10). Dies betont die enge systemische Verschränkung der 
beiden Teilsysteme. Wie die qualitativen Rekonstruktionen zeigen, ist eine 
neutrale Vermittlungsleistung dennoch tief in der journalistischen Kultur 
verankert und wird als Teil der professionellen Identität begriffen. So erachtet 
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es ein Regionaljournalist (J16) als einen der »Grundpfeiler von der journa-
listischen Tätigkeit, dass man versucht, […] eine Geschichte neutral einfach 
anzupacken«. Eine Kollegin (J18) sieht es als ihr »Ziel, eine […] so objektiv wie 
mögliche Auseinandersetzung mit politischen Akteurinnen und Akteuren, 
deren Tun und den Menschen, auf die das Auswirkung hat«, zu realisieren. 
Journalist:innen verfolgen in ihrem Unparteilichkeitsstreben aber keinen 
›naiven Realismus‹ (vgl. Standaert et al. 2021: 928), sondern reflektieren 
die Grenzen der Erreichbarkeit eines intersubjektiven Verständnisses von 
Wertfreiheit und dessen diskursive Aufrechterhaltung mit:

»Von wem geht das aus, […] das allgemeine Verständnis von objektivem Journalis-

mus, von dem ich nicht mal weiß, ob es von innen oder von außen [kommt]? Also 

dieses seltsame irgendwie ›Image‹ der Journalisten, als wären sie irgendwelche 

Übermenschen, die absolut frei von Haltung und von Meinung und von Filter, wel-

cher Art auch immer, die Wirklichkeit übertragen in ihr Medium? […] Das ist halt 

eine Jahrzehnte tradierte Erzählung von beiden Seiten, die sich gerade jetzt in den 

letzten fünf Jahren total gegen die Journalisten wendet eigentlich selbst, weil sie […] 

selbst eingestehen müssen, dass es so was wie eine absolute Objektivität nicht gibt. 

Also ohne jetzt allzu philosophisch zu werden, sollte uns allen klar sein, dass das 

nicht sein kann« (J2).

Auch wenn die Grenze zwischen Wertfreiheit und -urteilen demnach als 
unscharf begriffen wird, ist sie spätestens dann erreicht, wenn Journalismus 
als Aktivismus empfunden wird. Dem wird  –  jedenfalls in der Breite  –  eine 
klare Absage erteilt. Ein leitender Redakteur (J15) gesteht zwar zu, »sicher 
wird die eigene politische Meinung eine gewisse Rolle spielen«, empfindet 
es aber als »ganz furchtbar, wenn Journalisten sozusagen fast irgendwie 
zu Aktivisten werden  –  in welcher Sache auch immer«. Der quantitativ 
ausbleibende Einfluss einer unparteilichen Beobachter:innenrolle auf die 
Unparteilichkeit der Berichterstattung mag also auch darin begründet 
sein, dass sie als tief in der journalistischen Kultur verankerte Rolle derart 
routiniert realisiert wird (und werden kann), dass sie deshalb auch kaum 
Varianz erklärt (vgl. Scholl/Weischenberg 1998: 179). Theoretisch lässt 
sich dies durch die dargelegte »Austauschbarkeit des sozialen Personals« 
(Schimank 2016: 51, Kursivsetzung weggelassen) bei rollenkonformem 
Handeln erklären. Empirisch spiegelt es sich darin wider, dass eine unpar-
teiliche Berichterstattung als unhinterfragter Standard und als Ergebnis 
unhinterfragter Routinen wahrgenommen wird  –  »das hätte jeder so ge-
schrieben«, wie eine befragte Regionaljournalistin (J6) in Bezug auf einen 
ihrer Texte vermutet.
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Nachrangigkeit eigener politischer Haltungen

Im Umkehrschluss zeigen in den quantitativen Modellen beide Prädikto-
ren, die eigene politische Einstellungen von Journalist:innen widerspie-
geln  –  ein repräsentatives Demokratieverständnis und die politische Orien-
tierung  –, keinen signifikanten Einfluss (vgl. Tab. 10). Die Unparteilichkeit 
der Berichterstattung hängt also in der Breite nicht systematisch davon 
ab, ob Journalist:innen eine bestimmte politische Haltung vertreten. Das 
entkräftet Befürchtungen, die vor allem im öffentlichen Diskurs dahinge-
hend vielfach geäußert wurden (vgl. Hoffmann 2021). Ihr professionelles 
Rollenverständnis und ihre private politische Einstellung konstruieren 
Journalist:innen auch in den Interviews als Gegensätze, die sie so gut 
wie möglich zu trennen versuchen. Die Nachrangigkeit ihrer politischen 
Haltungen gegenüber ihrer professionellen Rolle halten Journalist:innen 
mitunter für derart »natürlich« (J4), dass sie dies in den Interviews kaum 
für begründungswürdig erachten. »Ich glaube, die Stimme gibt man im 
Wahllokal oder per Briefwahl ab, die muss man jetzt nicht schreiben«, gibt 
ein Befragter (J17) an. Plastischer formuliert eine Kollegin (J10): »Meine 
politische Meinung ist nicht relevant. Es interessiert kein Schwein.« An-
dererseits verknüpfen sie diese Nachrangigkeit mit ihrer systemisch be-
dingten Rolle als Vermittler:innen, die unter journalistischen Wertungen 
leiden würde. So argumentiert ein Journalist (J15), »wenn sie jetzt da sich 
[…] sehr stark positionieren, […] glaube [ich], dass man dann jemanden 
schwer diese Moderationsfunktion […] abnimmt«.

Wenn in den rekonstruierten Texten eigene politische Einstellungen 
von Journalist:innen handlungsleitend wurden, dann  –  sofern das in-
nerhalb des engen Rahmens kollektiver und routinisierter journalisti-
scher Nachrichtenproduktion möglich ist  –  primär als Einfluss auf die 
Themenwahl. So führt ein Boulevardjournalist (J12) den Umstand, dass er 
aufgrund seiner Unzufriedenheit mit dem Agieren einer politischen Insti-
tution »selber einen Schleim gehabt habe«,33 als Grund an, warum er sich 
für eine Geschichte entschieden hat. Ein Kollege (J1) gibt an, das Agieren 
eines Politikers »stößt mir halt auf«, was er als Anlass für einen Text ge-
nommen hat. Ganz aktiv reflektiert eine andere Journalistin (J2) ihre the-
matische »Vorauswahl«: »Also natürlich gibt es objektive journalistische 

33	 Österreichisch umgangssprachlich für verärgert sein, Groll hegen.
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Werte, […] aber dann gibt es eben meine persönlichen Interessen und meine 
Meinung, […] ob mein Leser so was erfahren soll oder nicht« (J2). Diese 
Fälle eint, dass die jeweiligen Journalist:innen große Handlungsfreiheit 
außerhalb des ›Tagesgeschäfts‹ genießen. Außerdem steht der themati-
sche Fokus nicht im Zentrum des Erkenntnisinteresses. Dennoch verweist 
diese Beobachtung zum einen darauf, dass eigene politische Ansichten 
während des professionellen Agierens eine relevante Deutungsstruktur 
darstellen und dass die Aushandlung zwischen professionellen Rollen 
und der eigenen Haltung ein »Balanceakt« (J13) sein kann. Zum anderen 
zeigt der Befund, dass die qualitativen retrospektiven Rekonstruktionen 
als Methode entgegen der sozialen Erwünschtheit das Vermögen haben, 
derartige Dynamiken offenzulegen.

7.1.3	 Aushandlung von Unparteilichkeit entlang von 
Erwartungsstrukturen

Um die Frage zu beantworten, inwiefern die Unparteilichkeit der Be-
richterstattung mit den Erwartungsstrukturen zusammenhängt, denen 
Journalist:innen ausgesetzt sind, wurden erneut generalisierte lineare 
gemischte Modelle berechnet (vgl. Tab. 11). Als Prädiktoren fungieren die 
theoretisch als interne und externe normative Erwartungen argumentier-
ten Dimensionen. Das sind der wahrgenommene Einfluss medienrechtli-
cher Rahmenbedingungen, des Ehrenkodex des Österreichischen Presserats, 
der Blattlinie der eigenen Redaktion sowie von Publikumserwartungen.

Wie Tabelle 11 zeigt, fungieren medienrechtliche Rahmenbedingungen 
als signifikanter Prädiktor für die Unparteilichkeit der Berichterstattung, 
während die anderen Prädiktoren keinen signifikanten Einfluss zeigen. 
Die Chance, dass Beiträge von Journalist:innen vollständig unparteilich 
sind, erhöht sich um den Faktor 1,2, wenn Befragte auf der fünfstufigen 
Skala des Einflusses durch den rechtlichen Rahmen einen Skalenpunkt 
höher angeben. In der deskriptiven Betrachtung bedeutet das, dass die 
Nachrichtenbeiträge von Journalist:innen, welche medienrechtliche Rah-
menbedingungen in Österreich als »sehr« oder »extrem« einflussreich 
auf ihr journalistisches Arbeiten erachten, zu 75 Prozent vollständig un-
parteilich sind, während es bei den Journalist:innen, die diese als weniger 
einflussreich befinden, lediglich 64 Prozent der Beiträge sind. Gleichzeitig 
erachten mit 47 Prozent rund die Hälfte der Befragten Recht und Gesetz 
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als »sehr« oder »extrem« einflussreich für ihr journalistisches Arbeiten 
(vgl. Tab. 7 in Kap. 6.2.3).

Unparteilichkeit als öffentlich-rechtlicher Auftrag

Medienrechtliche Rahmenbedingungen mit Relevanz für Nachrichten-
qualität betreffen wie dargelegt in Österreich primär öffentlich-rechtliche 
Medien.34 Das bildet sich auch in den quantitativen wie qualitativen Da-
ten ab. Unter den öffentlich-rechtlichen Journalist:innen geben 79 Pro-
zent an, rechtliche Vorgaben als »sehr« oder »extrem« einflussreich zu 
befinden, während dies bei ihren privaten Kolleg:innen lediglich 25 Pro-

34	 Die vorliegenden quantitativen Analysen konnten aufgrund der dargelegten Herausforde-
rungen bezüglich des Sampleumfangs, der Nutzung von Einzelvariablen anstatt von Indizes 
als Prädiktoren und der daraus resultierenden Begrenztheit der statistisch modellierbaren 
Komplexität (vgl. Kap. 6.4.1 zur quantitativen Auswertungsstrategie) Organisationen nicht 
so spezifisch berücksichtigen, wie es im Sinne des Erkenntnisinteresses wünschenswert wäre, 
beispielsweise im Sinne einer zusätzlichen dritten Ebene in den Mehrebenenmodellen (vgl. 
Kap. 9.2 zu den Limitationen der Studie). Bei Erwartungsstrukturen, die auf Organisations-
ebene sehr unterschiedlich gelagert sind, beispielsweise den rechtlichen Rahmenbedingungen 
oder den redaktionellen Linien, kommt dies besonders zum Tragen, weil hier ein pauschaler 
Einfluss (oder dessen Abwesenheit) diese unterschiedliche Ausgestaltung verschleiert. Sofern 
auf valide Art möglich, wird im Folgenden deshalb versucht, dies durch qualitative Befunde 
aufzufangen.

Tabelle  11 
Einfluss von Erwartungsstrukturen auf die Unparteilichkeit 
politischer Berichterstattung

Exp(β) SE p

Kontrollvariablen
Gender (männlich) 0,939 0,228 0,782
Berufserfahrung im Journalismus (in Jahren) 0,995 0,010 0,619

Erwartungen
medienrechtliche Rahmenbedingungen in Österreich 1,243** 0,080 0,007
Ehrenkodex des Österreichischen Presserats 1,118 0,086 0,195
Blattlinie der Redaktion 0,895 0,099 0,264
Publikumserwartungen 1,038 0,100 0,706

R2 (korrigiert)1 7,7% - 8,3%

Anmerkung: n=676 Nachrichtenbeiträge; Zusammenfassung von 10 Logit-GLMM nach Rubins 
(1987) Regeln; †p<0,1, *p<0,05, **p<0,01, ***p<0,001 (p-Werte approximiert); 1Range über die 
10 Einzelmodelle aller Imputationsdatensätze
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zent sind. »Keinen Einfluss« sprechen ihnen im Gegenzug mit 60 Pro-
zent die weite Mehrheit der in privaten Medienunternehmen arbeitenden 
Journalist:innen zu, während dies beim ORF mit 1 Prozent eine kaum vor-
handene Minderheit ist (vgl. Wyss 2002: 376).35 Auch in den qualitativen 
Interviews kristallisiert sich heraus, inwiefern für öffentlich-rechtliche 
Journalist:innen der gesetzlich geregelte Rahmen »sozusagen im Hinter-
grund« mitschwingt bzw. »immer im Hinterkopf« (J24) ist. So beziehen 
sich die Journalist:innen des ORF  –  deren Berichterstattung signifikant 
unparteilicher ist, wie die Auswertung der Inhaltsanalyse ergeben hat (vgl. 
Kap. 7.1)  –  auf die gesetzlichen Grundlagen, wenn es um die Rahmenbe-
dingungen der Genese ihrer Arbeiten geht: »[U]nsere Arbeit ist […] durch 
sozusagen formale Niederschriften [geregelt], also es gibt das ORF-Ge-
setz, […] im Rahmen dessen man sich natürlich bewegen kann« (J4). Dass 
dieser Rahmen »andere Spielarten« (J23) für die konkrete Berichterstat-
tung impliziert, beziehen die befragten Journalist:innen konkret auf die 
Unparteilichkeit. So legt ein Radio-Journalist dar, er begreift sich »auch 
medienrechtlich […] zur Objektivität verpflichtet, oder zum Bemühen 
um Objektivität«, und macht klar: »Das ORF-Gesetz verpflichtet uns zu 
unparteiischer Berichterstattung.« Auch eine TV-Kollegin (J3) meint, im 
Rahmen ihrer Arbeit für ein öffentlich-rechtliches Medienunternehmen 
kann es nicht darum gehen, »dass man gezielt schreibt gegen jemanden 
oder für ein bestimmtes Thema, ja, sondern dass man sozusagen die per-
sönliche Betroffenheit da weglässt«.

Während der gesetzliche Rahmen für öffentlich-rechtliche Journa
list:innen damit theoretisch einschränkt, was normativ möglich oder ak-
zeptabel ist, wird er aber gleichzeitig auch als ermöglichend empfunden. Ein 
ORF-Redakteur (J4) begreift beispielsweise das Redakteursstatut des ORF, 
wie es auch gesetzlich geregelt ist (vgl. ORF-Gesetz 2022, § 33), als »eine 
Hilfe, weil dir niemand bei einem Beitrag reinreden darf«. Eine Kollegin 
(J18) sieht den Schlüssel zu Unabhängigkeit in der gesetzlich geregelten 
öffentlich-rechtlichen Finanzierung durch Gebühren, »weil es mir tatsäch-
lich eine Unabhängigkeit nicht nur vorgaukelt, sondern die tatsächlich 
auch da ist«. Zudem schafft die marktunabhängige Finanzierung in der 
Wahrnehmung der öffentlich-rechtlichen Journalist:innen einen hand-

35	 Ergänzende Auswertung, nicht in den Tabellen in Kapitel 6.2.3 zur Charakterisierung des 
Befragungssamples enthalten.



255

﻿Unparteilichkeit

lungsprägenden Rahmen, weil die Arbeit für ein öffentlich-rechtliches 
Unternehmen »ein vergleichsweise sicherer Job [ist] und das macht in der 
Arbeit natürlich auch freier, das muss man ganz ehrlich sagen« (J23). Nor-
menorientiertes Handeln im Einklang mit dem rechtlichen Rahmen und die 
»Erfüllung von Sollensvorgaben«  –  in diesem Fall die Realisierung einer 
unparteilicheren Berichterstattung als private Medien  –  erscheint den 
Journalist:innen damit auch erstrebenswert, weil sie im Gegenzug »in der 
sozialen Situation Erwartungssicherheit« (Schimank 2016: 49) erlangen.

Handlungsrelevanz des rechtlichen Rahmens in 
Akteur:innenkonstellationen

Der gesetzliche Rahmen ihres Handelns wird öffentlich-rechtlichen 
Journalist:innen einerseits in einem Prozess der professionellen Soziali-
sation in der Interaktion mit Vorgesetzten und Kolleg:innen vermittelt. 
Die Handlungsrelevanz von normativen Erwartungen kommt damit erst 
durch Akteur:innenkonstellationen zum Tragen. So gibt eine Journalistin 
(J3) an, »dass von Anfang an von den Vorgesetzten das gesagt wurde, man 
kann nicht […] einfach nur eine Sicht transportieren«. Deshalb erscheint 
ihr es selbst »logisch, […] dass man […] versucht möglichst neutral zu 
sein, wenn es irgendwie geht«. Eine Kollegin (J18) denkt, dass es »völlig 
wurscht [ist], ob da ein Auftrag und der ORF-Stempel darunter ist oder 
sonst irgendwas  –  da geht’s eigentlich mehr um die Menschen dahinter«. 
Auch wenn bzw. falls öffentlich-rechtliche Journalist:innen »nicht groß-
artig das ORF-Gesetz kenne[n]« (J19), werden dessen handlungsrelevante 
Prinzipien »learning by doing« (J19) in das eigene professionelle Reper-
toire übernommen und so »gelebte Kultur« (J19). Durch den Prozess der 
Sozialisation werden der normative Zielhorizont und normenkonformes 
Handeln eng mit dem eigenen Selbstverständnis verschränkt. In direkter 
Konsequenz begreift beispielsweise eine TV-Redakteurin (J18), dass »mein 
persönlicher Auftrag, der ist sehr ähnlich dem, den man auch dem ORF 
auferlegt hat«. Ähnlich äußert sich ein Radiokollege, »mein persönliches 
Interesse, […] deckt sich mit dem Interesse des ORF, […] aber auch mit dem 
ORF-Gesetz« (J19). Durch die Vermittlung von Normen im Prozess profes-
sioneller Sozialisation kann normenkonformes Handeln damit auch zu 
identitätsbehauptendem Handeln werden.

Andererseits findet die Aushandlung des gesetzlichen Rahmens öffent-
lich-rechtlicher Medien auch mit externen Akteur:innen statt. Aufgrund der 
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zentralen Stellung des ORF in der Medienlandschaft und aufgrund seines 
öffentlich-rechtlichen Auftrags sehen sich dort tätige Journalist:innen mit 
besonderen Erwartungen konfrontiert. »Der ORF wird anders gesehen und 
bewertet oder kritischer gesehen und bewertet als jetzt andere Medien«, 
schließt beispielsweise ein Journalist (J4). Es sind unter anderem politi-
sche Parteien, die ihre Erwartungen nach medialer Aufmerksamkeit und 
einer unparteilichen Darstellung an öffentlich-rechtliche Medien richten 
und mit deren gesetzlichem Auftrag begründen. Gleichzeitig dient der 
gesetzliche Rahmen den Journalist:innen als Richtschnur, um sich in die-
sen Interaktionen abzusichern. So argumentiert ein öffentlich-rechtlicher 
Journalist (J7), »es wird Parteien geben, die den ORF dafür kritisieren, weil 
sie glauben, dass sie immer schlecht wegkommen. Wir […] haben damit 
relativ wenig Probleme, wir versuchen das so zu machen, wie es, glaube 
ich, das Gesetz vorsieht«. Ähnlich äußert sich eine Kollegin (J24): »Kritik 
gibt es an unserer Arbeit natürlich von allen Seiten, aber wenn man dann 
im Hinterkopf hat, man hat diesen Auftrag und erfüllt den auch so gut es 
nur irgendwie geht, macht es das auch leichter seinen Kritikern und Kri-
tikerinnen zu antworten.« Die abstrakte Struktur rechtlicher Rahmenbe-
dingungen wird also nicht nur durch die interne Sozialisation handlungs-
leitend, sondern auch durch den Prozess der Aushandlung mit externen 
Akteur:innen, wo beide Seiten rechtliche Erwartungen als Untermauerung 
ihrer Position ins Feld führen können.

Entscheidend für die Handlungsrelevanz von normativen Erwartungen 
scheint weniger deren Kodifizierung, sondern der Modus der Aushandlung 
mit Bezugsgruppen zu sein. Im Umkehrschluss können Rechte und Gesetze 
nämlich auch nicht in ihrem intendierten normativen Sinne handlungsre-
levant sein, obwohl formale Sanktionsmöglichkeiten bestehen. So legt ein 
Boulevardjournalist (J22) bezüglich einer seiner Arbeiten dar, es ist »wie-
der mal mit mir durchgegangen […] und es ist auch eine Klage gekommen, 
die ich nicht gewinnen werde, weil das ist eindeutig ein Wertungsexzess 
gewesen«. Weil der rechtliche Rahmen für private Medienangebote wie 
dargelegt keine inhaltliche Einschränkung im engeren Sinne vorsieht, ist 
von Verletzungen von Persönlichkeitsrechten durch diese journalistischen 
Wertungen auszugehen. Obwohl hier eine formale Sanktion stattfinden 
kann bzw. wird, wird dies nicht zwingend als handlungsleitend empfun-
den: »Im Eifer des Gefechts schlägt man da natürlich manchmal über die 
Stränge, aber das war der gerechte Zorn, der mich da überkommen ist« (J22). 
Während der gesetzliche Rahmen des ORF nur durch den Möglichkeits-
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raum seiner Durchsetzung als handlungsleitend empfunden wird, wird 
es die Übertretung des deutlich freieren gesetzlichen Rahmens im Bou-
levard nicht zwingend. Der Unterschied scheint darin begründet zu sein, 
welche Bedeutung interne und externe Bezugsgruppen Recht und Gesetz 
als Erwartungsstrukturen zuweisen. Auch wenn die Regressionsmodelle 
wie dargelegt nicht nach Medienorganisationen differenzieren, so steht 
dieser qualitative Befund in Einklang mit der wahrgenommenen Relevanz 
rechtlicher Rahmenbedingungen in der quantitativen Befragung und der 
inhaltsanalytisch dargelegten Unparteilichkeit der Berichterstattung.

Ähnlich lässt sich auch der ausbleibende Einfluss des Ehrenkodex des 
Österreichischen Presserats erklären, von dem wie theoretisch dargelegt 
ein die Unparteilichkeit sicherndes Potenzial ausgehen sollte. Einerseits 
stellt er eine relative Leerstelle in den retrospektiven Rekonstruktionen dar, 
die laut Leitfaden anhand der Relevanzsetzungen der Journalist:innen für 
den spezifischen Prozess der Genese des rekonstruierten Textes struktu-
riert waren und nicht nach den theoretischen Prämissen möglicherweise 
einflussreicher Strukturen. In diesen Relevanzzuschreibungen durch die 
Journalist:innen spielt der Presserat kaum eine Rolle. Ähnliches stellte Wyss 
(2002: 372) fest, in dessen Studie Journalist:innen die »Handlungsrelevanz 
dieser berufskulturellen Normen in Bezug auf die journalistische Quali-
tätssicherung in Frage« stellten. Andererseits deuten die wenigen Bezüge 
zum Presserat darauf hin, dass die Auslegungen, was die informellen Sank-
tionen durch den Presserat in Konstellationen mit anderen Akteur:innen 
bedeuten, stark divergieren. So erachtet eine Boulevardjournalistin (J14) 
eine Verurteilung durch den Presserat als »ein massives Problem«, denn 
»für meinen Namen und meinen Arbeitssinn bedeutet es einen Imagever-
lust und das stört mich«  –  gleichzeitig gibt sie aber an, »andere Kollegen 
tragen […] sowas wie einen Orden vor sich her«. Im Fall des Presserats 
zeigt sich demnach eine klare Diskrepanz zwischen der starken abstrak-
ten Zustimmung zu seiner Relevanz (vgl. Tab. 7 in Kap. 6.2.3) und seiner 
weitgehenden Bedeutungslosigkeit der der praktischen Aushandlung.

Journalistischer Interventionismus durch boulevardeske 
redaktionelle Linie

Abgesehen von rechtlichen Rahmenbedingungen hat in der quantitativen 
Analyse keine Erwartungsstruktur signifikanten Einfluss auf die Unpar-
teilichkeit (vgl. Tab. 11). Dies muss jedoch kritisch reflektiert werden, da 
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wie dargelegt (vgl. Fußnote 33) quantitativ nur übergeordnete Einflüsse 
unabhängig von dem jeweiligen Medienoutlet berücksichtigt werden 
konnten, obwohl Erwartungsstrukturen gerade auf Organisationsebene 
divergieren. In der qualitativen Analyse kristallisieren sich demgegen-
über redaktionelle Linien als klar handlungsleitende Strukturen für die 
Realisierung unparteilicher bzw. parteilicher Berichterstattung heraus. 
So sprechen sich die Boulevardjournalist:innen bei der Rekonstruktion 
ihrer Arbeiten konsistent für redaktionell begründete standpunktbezo-
gene Praktiken aus, die zu einer kampagnenartigen Berichterstattung 
beitragen. So gibt eine Journalistin (J14) an, »wir haben schon ewig immer 
wieder Kampagnen mitgetragen«. Ein konkretes Beispiel dafür ist ein 
Volksbegehren, »wo wir als Zeitung von Vornhinein gesagt haben, das ist 
ein Volksbegehren, das wir unterstützen« (J14). Ein regional arbeitender 
Kollege (J12) legt bezüglich einer wirtschaftlichen Branche dar, »ja die 
[…] unterstützen wir momentan, wie soll ich sagen? Da sind wir momen-
tan sehr stark auf der Seite dieser Gruppen«. Ein anderer Kollege (J15) 
pflichtet bei, es »gibt schon Themen, wo wir uns sicher klarer positionie-
ren […], sicher einen überwiegenden Anteil eher, also sozusagen positive 
Berichterstattung über die gehabt haben«. Je nach thematischem Fokus 
haben diese durch standpunktbezogene Berichterstattung realisierten 
›Kampagnen‹ einen klaren gesellschaftspolitischen Impetus. Durch die 
Berichterstattung ist für Funktionseliten »natürlich ein gewisser Druck da, 
weil wir natürlich groß blasen würden, wenn da nichts passiert. […] Also 
das ist schon ein bisschen, wenn wir einen Schwerpunkt auf etwas legen, 
schon ein bisschen ein politisches Spiel« (J14). Ein solcher journalistischer 
Interventionismus kann dabei auch parteipolitische Logiken adressieren. 
So gibt eine Journalistin (J14) an, im Rahmen eines solchen Schwerpunkts 
»haben wir [eine Partei] dann natürlich auch hergewatscht«,36 weil sie aus 
Sicht der Redaktion inkonsistent agiert hat.

Diese kampagnenartige Berichterstattung geht über den individuellen 
Handlungsspielraum der Boulevardjournalist:innen klar hinaus: »So eine 
Kampagne kann ich nicht selbst als Redakteurin starten« (J14). Vielmehr 
werden publizistisch-politische Ziele in internen Abstimmungsprozessen 
implizit vermittelt. So erklärt ein Journalist (J15), es »ist nicht so, dass jetzt 
sozusagen das E-Mail kommt, ›das ist zu machen‹, aber […] es wird klar 

36	 Österreichisch umgangssprachlich für eine Ohrfeige verpassen.
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vermittelt, welche Themen sind uns wichtig«. Ähnlich gibt eine Kollegin 
(J14) an, »man kriegt es irgendwie mit […], das spürt man irgendwie ein-
fach«. Trotz dieser eher diffusen Wahrnehmung, wie redaktionelle Linien 
für die Journalist:innen greifbar werden, werden von den Journalist:innen 
ihre Vorgesetzten und von leitenden Journalist:innen wiederum andere 
Führungskräfte als Quelle ausgemacht. Diese Vermittlung findet z. B. in 
Redaktionskonferenzen statt, je nach Medium »sehr oft auch mit unserem 
Herausgeber, der da dabei ist« (J17). Wenngleich die Journalist:innen keine 
explizite Handlungsaufforderung empfinden, ist ihnen der publizistische 
Zielhorizont klar und es gibt für sie wenig Anlass, diesen infrage zu stellen.

Um Interferenzen zwischen diesen redaktionellen publizistisch-politi-
schen Zielen und den Deutungsstrukturen der Journalist:innen bzw. ande-
ren normativen Erwartungsstrukturen zu vermeiden bzw. mit ihnen umzu-
gehen, zeigen sich in den qualitativen Interviews verschiedene innerredak-
tionelle Strategien. Eine besteht darin, die von einzelnen Journalist:innen 
realisierte Berichterstattung so mit redaktionellen Zielen zu koordinieren, 
dass sie möglichst kongruent mit deren Deutungsstrukturen sind. Eine 
Abgrenzbarkeit zwischen professionellem und individuellem ›Wollen‹ 
weicht dabei auf. So erklärt eine Journalistin (J14), dass sie gar nicht in die 
»Lage kommen würde, dass ich da jeden Monat über etwas berichte, hinter 
dem ich gar nicht stehe«, denn »der Chefredakteur kennt ja seine Redak-
teure, wie die ticken und […] hat ja einen Riesenpool an Redakteuren zur 
Auswahl«, um eine möglichst starke Kongruenz zwischen redaktioneller 
Linie und dem ›Wollen‹ der Journalist:innen herzustellen. Scheitert dies, 
so »wäre [das] ein Führungsfehler, von dem ich nicht wüsste, dass der schon 
jemals passiert ist«. Agieren Journalist:innen wiederum in Übereinstim-
mung mit organisationalen Erwartungen, so wird ihnen im Boulevard ein 
redaktioneller Freiraum gewährt, der sich hinsichtlich journalistischer 
Wertungen von anderen Mediensektoren unterscheidet. So sagt eine Boule-
vardjournalistin (J10) über einen Kollegen, »der darf auch Sachen schreiben, 
wo viele sagen, das geht jetzt überhaupt nicht […], ich finde auch, dass er 
manchmal Grenzen überschreitet, aber [das Medienhaus] ist eben bekannt 
dafür, dass auch so was möglich sein muss«. Redaktionelle Linien werden 
hier also zu einer Handeln ermöglichenden Struktur  –  jedoch in Hinblick auf 
repräsentativ-demokratische Ideale im anormativen Sinne.

Darüber hinaus liefern diese Medienhäuser ihren Journalist:innen al-
ternative normative Deutungsangebote, die sie als Beitrag zu einem gesell-
schaftlichen Gemeinwohl heranziehen können. Das kann beispielsweise 
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das soziale Engagement einer Medienorganisation sein  –  »kein Problem 
ist uns zu klein, dass es nicht gelöst werden könnte, also wir […] helfen 
da wirklich ganz, ganz, ganz vielen Leuten« (J10)  –  oder eine andere Art 
des gesellschaftlichen Engagements, die »eine gute Sache ist, so wie Tier-
schutz« (J14), auf die sich die Journalist:innen in den Interview beziehen. 
Dabei stellt die redaktionelle Linie im Boulevard eine Struktur dar, die 
als Abgrenzungsmerkmal gegenüber anderen Medientypen herangezo-
gen wird. Boulevardjournalist:innen streichen hervor, dass »natürlich ein 
ganz anderer Anspruch und ganz eine andere Herangehensweise« (J15) in 
boulevardesken Medien herrscht. Diese sind »auch bei einer politischen 
Berichterstattung ziemlich klar zu ersehen« (J17). Sie betonen dabei nicht 
nur die Unterschiede gegenüber anderen Medien, sondern auch die Ge-
meinsamkeiten untereinander. Eine Boulevardjournalistin (J10) gibt an, 
dass sie sich »ich würde nicht sagen [dieser] Familie, aber […] diesem Team 
[…] so verbunden« fühlt. Ein anderer spricht explizit von einer »Familie« 
(J17). Zusammenfassend besteht also trotz des mit methodischen Proble-
men behafteten ausbleibenden quantitativen Einflusses von Blattlinien 
aufgrund der dargelegten qualitativen Befunde wenig Zweifel daran, dass 
die signifikant niedrigere Unparteilichkeit in den Boulevardmedien ent-
scheidend durch deren redaktionelle Linie mitverursacht ist.

7.1.4	 Aushandlung von Unparteilichkeit in 
Konstellationsstrukturen

Auch für den Einfluss aus Konstellationen mit den Bezugsgruppen von 
Journalist:innen auf Unparteilichkeit wurden generalisierte lineare ge-
mischte Modelle berechnet (vgl. Tab. 12). Dabei wurde der empfundene 
Einfluss von Eigentümer:innen, Vorgesetzten und Kolleg:innen als in-
terne sowie von Politiker:innen, Beamt:innen und Interessengruppen als 
externe Bezugsgruppen als Prädiktoren verwendet. Zusätzlich wurde der 
empfundene Einfluss abstrakter Einflussgrößen, die wie theoretisch argu-
mentiert mehrheitlich aus Konstellationsstrukturen hervorgehen, diesen 
aber in der Wahrnehmung der Journalist:innen nicht mehr zwingend zu-
geordnet werden können, berücksichtigt. Als Prädiktoren fungieren hier 
werbliche Überlegungen, Profiterwartungen, Ressourcen und Zeit sowie 
die inhaltliche Autonomie. Wie Tabelle 12 zeigt, erweist sich jedoch keiner 
der untersuchten Prädiktoren als signifikant.
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Tabelle  12 
Einfluss von Konstellationsstrukturen auf die Unparteilichkeit 
politischer Berichterstattung

Exp(β) SE p

Kontrollvariablen
Gender (männlich) 0,828 0,224 0,401
Berufserfahrung im Journalismus (in Jahren) 0,981† 0,011 0,070

Einfluss von Akteur:innen
Eigentümer:innen des Medienbetriebs 0,948 0,150 0,725
Vorgesetzte und leitende Redakteur:innen 1,009 0,144 0,950
Kolleg:innen im Unternehmen 1,028 0,145 0,849
Politiker:innen 0,883 0,180 0,491
Beamt:innen in Ministerien und anderen staatlichen 
Einrichtungen

0,717† 0,196 0,090

Interessengruppen wie NGOs und NPOs und politische 
Bewegungen

1,165 0,190 0,424

Abstrakte Einflüsse
Überlegungen in Bezug auf Werbung 0,805 0,206 0,295
Profiterwartungen ihres Betriebes 1,247 0,137 0,108
Verfügbarkeit von Ressourcen für die Berichterstattung 1,003 0,115 0,979
zeitlicher Druck 1,154 0,126 0,255

Autonomie
Entscheidungsfreiheit hinsichtlich der Betonung von 
Aspekten einer Geschichte

1,367 0,198 0,115

R2 (korrigiert)1 8,3% - 9,2%

Anmerkung: n=676 Nachrichtenbeiträge; Zusammenfassung von 10 Logit-GLMM nach Rubins 
(1987) Regeln; †p<0,1, *p<0,05, **p<0,01, ***p<0,001 (p-Werte approximiert); 1Range über die 
10 Einzelmodelle aller Imputationsdatensätze

Als lediglich signifikant auf einem Signifikanzniveau von 10 Prozent 
erweist sich der empfundene Einfluss von Beamt:innen. Die Stärke des 
empfundenen Einflusses von Beamt:innen hängt negativ mit der Unpar-
teilichkeit der Berichterstattung zusammen. Je stärker Journalist:innen 
denken, dass ihre journalistische Arbeit von Beamt:innen in Ministe-
rien und anderen staatlichen Einrichtungen abhängt, desto höher ist die 
Chance, dass in ihren Arbeiten journalistische Wertungen vorkommen. 
Auch wenn dieser Zusammenhang das gängigen Konventionen entspre-
chende Signifikanzniveau verfehlt, lässt er sich deskriptiv nachzeichnen: 



262

Journalistische Aushandlung professioneller Standards  
der Berichterstattung

Die Nachrichtenbeiträge von Journalist:innen, die »keinen Einfluss«37 
durch Beamt:innen in Ministerien und anderen staatlichen Einrichtungen 
wahrnehmen, sind zu 76 Prozent vollständig unparteilich, während bei 
jenen Journalist:innen, die einen solchen Einfluss jedenfalls grundsätzlich 
wahrnehmen, 63 Prozent der Beiträge wertfrei sind. Gleichzeitig wird dem 
Einfluss von Beamt:innen jedoch wenig Stellenwert beigemessen: 56 Pro-
zent der Journalist:innen nehmen gar keinen Einfluss wahr  –  nur 1 Pro-
zent halten die Beamt:innen für »sehr« oder »extrem« einflussreich (vgl. 
Tab. 7 in Kap. 6.2.3). In den retrospektiven Rekonstruktionen finden sich 
lediglich vereinzelte Hinweise auf einen Einfluss von Beamt:innen auf die 
Unparteilichkeit der Berichterstattung. So beschreibt ein Regionaljourna-
list (J15) den zentralen Stellenwert einer Quelle aus einem mit einem Lan-
desamt verbundenen öffentlichen Unternehmen für den Rechercheprozess 
eines standpunktbezogenen Artikels. Diese Interaktion begründet er mit 
dem inhaltlichen Wissen seiner Quelle, dass dieser Ansprechpartner, »also 
[…] nicht politisch zuständig ist, aber das Operative macht und die Details 
kennt«. Ähnlich beschreibt eine Journalistin (J14), dass Beamt:innen als 
Teil des eigenen Netzwerks mit entscheidend für die Bearbeitung bestimm-
ter Themen sind: »Wenn du […] einfach gute Kontakte in diesen Bereich 
oder in diesem Ministerium [hast] […], dann ist es klar, dass du diejenige 
Redakteurin bist, die mehr zum Thema […] schreibt«. Die quantitativen 
Daten deuten also eine Verbindung zwischen der Interaktion zwischen 
Journalist:innen und Beamt:innen, beispielsweise in Ministerien, und der 
Tonalität der Berichterstattung an, wie sie durch die qualitativen Daten 
zumindest plausibel erscheint. Ein belastbarer Nachweis erfordert aber 
eine über diese Daten hinausgehende, tiefergehende Auseinandersetzung.

Routinierter Umgang mit politischen Interventionen

Politiker:innen stellen eine Bezugsgruppe von Journalist:innen dar, bei 
denen von einem klaren Interesse an Berichterstattung mit einer ihnen 
oder ihrer Partei gegenüber positiven Tonalität auszugehen ist. Dennoch 
zeigen die quantitativen Modelle keinen signifikanten Einfluss auf die Un-
parteilichkeit (vgl. Tab. 12)  –  obwohl in der vorliegenden Studie mit knapp 

37	 Aufgrund erwartbar deutlich unterschiedlicher Verteilungen (vgl. Kap. 6.2.3) mussten die 
Skalen der Befragung für die deskriptive Illustration unterschiedlich dichotomisiert werden.



263

﻿Unparteilichkeit

5 Prozent der Journalist:innen, die Politiker:innen einen »extrem« oder 
»sehr starken« Einfluss zusprechen, ein stärkerer Einfluss wahrgenommen 
wird, als in früheren Befragungen (vgl. Tab. 7 in Kap. 6.2.3). Die qualita-
tive Teilstudie liefert zwei mögliche Erklärungen für den ausbleibenden 
Einfluss. Zum einen legen Journalist:innen, je nach Medium, Position und 
thematischem Fokus, einen mitunter sehr routinierten Umgang mit Inter-
ventionen von Politiker:innen oder ihren Sprecher:innen an den Tag. Dass 
derartige Versuche unternommen werden, ist für die Journalist:innen Teil 
ihrer Berufspraxis. So bezeichnet es eine öffentlich-rechtliche Journalistin 
(J3) als »natürlich«, dass Pressesprecher:innen im direkten Kontakt mit 
Journalist:innen »versuchen ihren Spin halt auch rüberzubringen«. Ähn-
lich gibt eine Boulevardjournalistin (J14) an, »jede politische Partei hat ja 
so [ihre] Interessen« und es kommt vor, dass ihres Erachtens von Parteien 
lancierte Themen »reine Anpatzgeschichten38 sind, aber einem ganz an-
ders verkauft [werden], als eigentlich die echte Geschichte dahinter ist«.

Eben weil solche Versuche routiniert erlebt werden, wird es auch als 
Routine erlebt, sich diesen Praktiken entweder in der direkten Aushand-
lung oder in weiterer Folge beim Verfassen oder Produzieren der Bericht-
erstattung zu verwehren. Dass sich Journalist:innen dabei auf ihren pro-
fessionellen Hintergrund beziehen können, unterstützt diesen Prozess. 
So begründet es eine Journalistin (J3) mit ihrer professionellen Erfahrung, 
dass sie Versuche der Einflussnahme »schon seit echt fast [einer zweistel-
ligen Zahl an] Jahren« kennt und deshalb, wenn nötig, sagt »Stopp, ich 
weiß eh, […] ich kenne dann das, was dann kommen wird«. Das Wissen um 
Einflussversuche führt in diesem Sinne auch dazu, dass die Berichterstat-
tung gezielt anders realisiert werden kann, als politische Akteur:innen in 
der Interaktion mit Journalist:innen dies implizieren. Aufgrund versuch-
ter Einflussversuche lässt beispielsweise eine Journalistin (J14) nicht nur 
»Geschichten öfter ein bisschen liegen, damit ich sie gescheit ausrecher-
chieren kann«, sondern »oft schreibe ich das Thema ganz anders, als es mir 
eigentlich verkauft wurde«. Ähnlich erklärt ein Kollege (J17) in Bezug auf 
die Darstellungslogik eines rekonstruierten Textes, primär »Politiker mit 
Zitaten vorkommen lassen«, wäre für ihn nicht denkbar, denn »dann gibt’s 
keine Facts mehr in der Geschichte, dann gibt’s wieder nur einen Spin«.

38	 Österreichisch umgangssprachlich für beschmutzen, verleumden. Gemeint sind ›Geschichten‹, 
die politische Gegner:innen in einem schlechten Licht erscheinen lassen.
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Der zweite Grund, warum sich der Einfluss von Politiker:innen  –  zu-
mindest systematisch und in der Breite  –  nicht auf die Unparteilichkeit aus-
wirkt, kann in einem strategischen Kalkül im Umgang mit Politiker:innen 
begründet liegen. Journalist:innen realisieren eine möglichst unparteili-
che Berichterstattung, um als Ansprechpersonen für Politiker:innen aller 
Parteien offenzubleiben. Eine Boulevardjournalistin bringt diese Idee 
auf den Punkt:

»Also ich denke mir, wenn man sehr stark meinungsgetrieben schreibt, gerade im 

Politikjournalismus, dann wird man vielleicht nur mehr von einer bestimmten Sei-

te mit Informationen beliefert […]. Wenn meine politische Haltung rechts wäre zum 

Beispiel und ich schreibe nur Geschichten, die sehr rechtslastig sind, dann werden 

nur Geschichten von der FPÖ zum Beispiel kommen, und das möchte ich halt nicht. 

Weil, warum sollten die Grünen mit mir reden oder die SPÖ, wenn ich punziert bin, 

dass ich halt eher rechts bin. Und umgekehrt, ich will auch nicht die Punzierung39 

haben, dass ich links bin, weil dann redet halt die ÖVP und die FPÖ nicht mehr mit 

mir. Also ich versuche so zu schreiben, dass alle Parteien mit mir reden und nicht so 

einen Stempel darauf haben, weil das bringt dann früher oder später eine Abhän-

gigkeit von einer Richtung, die man vermeiden möchte. Also ich zumindest« (J14).

Ähnlich formuliert ein Kollege (J22) die Sorge, dass im Falle einer zu 
standpunktbezogenen Berichterstattung »Manche gleich dann gar nicht 
mehr mit mir reden«. Eine öffentlich-rechtliche Journalistin (J23) möchte 
durch die Unparteilichkeit ihrer Berichterstattung im Gegenzug auch 
»niemandem etwas schuldig« sein und durch diese Unabhängigkeit »eben 
dann auch da jemandem sagen zu können, ich kann oder möchte darüber 
nicht berichten«. Damit realisieren Journalist:innen unparteiliche Bericht-
erstattung nicht nur in einem normenkonformen Sinne, wo sie im Sinne 
des Homo Sociologicus handeln, sondern auch nutzenkalkulierend, wie 
es dem Homo Oeconomicus entspricht. Die strategische Offenheit gegen-
über Quellen verschiedenster politischer Couleur ist dabei ein Balanceakt, 
weil sie auch von der Befürchtung seitens der Journalist:innen begleitet 
ist, durch politische Akteur:innen illegitime Sanktionen zu erfahren. So 
begründet die zitierte öffentlich-rechtliche Journalistin (J23) einen wert-
neutralen journalistischen Beitrag damit, dass sie »besonders heikle Ge-
schichten« auch besonders wertneutral anlegt, damit ihr nicht »nachher 
jemand einen Strick dreht […] und meint, ich hätte einen politischen Bias 

39	 Österreichisch umgangssprachlich für Vorurteil, Stigmatisierung.
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gehabt«. Obwohl eine solche Dynamik mitunter auch konstruktiv erlebt 
wird  –  »ich meine das wirklich positiv als Korrektiv, als wichtiges Korrek-
tiv in der Qualität des Journalismus« (J5) –, so besteht dennoch die Gefahr, 
in Richtung einer Selbstzensur zu wirken.

Aufweichen der Unparteilichkeitsmaxime durch politische Kultur

Auch wenn Politiker:innen durch diese beiden skizzierten Dynamiken 
keinen direkten Einfluss auf die Standpunktbezogenheit der Berichter-
stattung zu nehmen scheinen, so stellen sie sich in den qualitativen In-
terviews nicht als einflusslose Größe dar. Es zeichnet sich hier vielmehr 
eine weitere Dynamik ab, wie Politiker:innen vor allem den Prozess der 
Umsetzung einer unparteilich intendierten Berichterstattung mitprägen. 
So stehen Journalist:innen vor Herausforderungen, wenn sie eine neu-
trale Vermittlungsrolle einnehmen sollen und/oder wollen, politische 
Akteur:innen jedoch demokratische Werte und Prozesse mitunter nicht 
oder nur unzureichend anerkennen. So erklärt beispielsweise ein Politik-
journalist (J8) eine wertende Passage über Donald Trump damit, dass er in 
diesem Fall eine reine deskriptive Vermittlung der Geschehnisse für nicht 
mit seinem professionellen Selbstverständnis vereinbar hält. Er erkennt 
an, dass sein Text »sicher keine rein berichtende Form« aufweist, sondern 
»natürlich eine Bewertung« enthält, die er sich aber »erlaube in dem Fall«. 
Als Grund dafür ortet er »das Problem, wenn man das im ›XY sagt und YZ 
sagt‹-Stil erklärt, dass man dann bei einem Mittelpunkt landet, der einfach 
[…] den Tatsachen so nicht entspricht«. Um eine derartige False Balance (vgl. 
Prinzing 2023) zu vermeiden, entscheidet er sich für eine journalistische 
Wertung, die dem Gesagten widerspricht. Nachdem das mit seinem profes-
sionellen Rollenverständnis eigentlich nicht zu vereinbaren ist, bezieht er 
sich als handlungsleitende Richtschnur auf das, was er als demokratischen 
Konsens empfindet: »Es wäre eine unfaire Art die Wahl zu gewinnen nach 
Sicht der US-Demokratie der letzten 150 Jahre wahrscheinlich«, führt er 
an. Er hält seinen im Text angedeuteten wertenden Standpunkt »vor dem 
Hintergrund, was Beobachter, die Trump nicht kennen, vor zehn Jahren 
mit Blick auf die US-Geschichte gesagt hätten, [für] ganz sicher eine Ein-
ordnung […], die von 99 Prozent geteilt würde«. Wenn Journalist:innen 
die Umsetzung der Unparteilichkeitsnorm aufgrund der Verletzung von 
demokratischen Normen durch ihre Berichterstattungsobjekte nicht mehr 
möglich scheint, können sie in dieser Logik auf Suche nach als legitim 
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empfundenen Orientierungspunkten das heranziehen, was sie als demo-
kratischen Konsens wahrnehmen.

Im österreichischen Kontext trifft dieses Dilemma auch auf den Umgang 
mit rechten Parteien wie der FPÖ zu, die zum Zeitpunkt der Inhaltsanalyse 
in einer Regierungskoalition mit der konservativen ÖVP war, und welche 
die politikwissenschaftliche Forschung als ›rechtspopulistisch‹ (vgl. Hei-
nisch 2004: 257) bis ›rechtsextrem‹ (vgl. Weidinger 2021: 261) bezeich-
net. Im Fall der FPÖ argumentiert ein Regionaljournalist (J15), dass wenn 
es »ein Statement gibt, das nach meiner persönlichen Meinung, vielleicht 
grenzüberschreitend, vielleicht verhetzend oder so [ist], dass man das nicht 
nur neutral sagt ›FPÖ-Funktionär blablabla sagt‹, sondern das sozusagen 
irgendwie schon auch so […] kritisiert«. Eine solche Grenze sieht er »zum 
Beispiel ganz klar da, wo es darum geht, […] gegen Gruppen zu hetzen«. 
Ähnlich äußert sich eine öffentlich-rechtliche Journalistin (J18), die eine 
wertende Bezeichnung in einer ihrer Arbeiten als noch »im Rahmen« emp-
findet, weil es das Agieren der FPÖ in ihren Augen »ganz objektiv gesehen« 
treffend beschreibt. Wenn demokratische Grenzen überschritten werden, 
beispielsweise Äußerungen »ins Rassistische usw. gehen […], etwa, wenn 
von einer rechten Partei irgendein Ruf rausgeht und drei, vier, fünf Presse-
mitteilungen nach einem Mord etwa kommen, ›Ausländer raus, die gehören 
abgeschoben!‹«, wie ein Journalist (J16) anführt, geben Journalist:innen an, 
vor der grundsätzlichen Frage zu stehen, »diesen Personen […] eine Platt-
form bieten« zu wollen. Journalistische Wertungen werden hier als Mittel 
gesehen, einer journalistischen Vermittlungsfunktion nachzukommen und 
eine politische Öffentlichkeit herzustellen, gleichzeitig aber demokratische 
Grenzüberschreitungen und damit verbundene Verschiebungen politischer 
Kultur nicht als konsensual darzustellen. Die Frage, wann diese Grenzen 
überschritten sind, wird dabei als komplex und dilemmatisch empfunden. 
Exemplarisch eine Journalistin (J24): »Dieses viel zitierte, sich mit keiner 
Sache gemein zu machen‹,40 da ist schon was dran […]. Ich kann es nach-
vollziehen, aber ich kann auch die Kritik daran nachvollziehen, weil wer 
definiert, was eine gute Sache ist?«

40	 Vgl. das Zitat »Einen guten Journalisten erkennt man daran, dass er sich nicht gemein macht 
mit einer Sache, auch nicht mit einer guten Sache« des deutschen Journalisten Hanns Joachim 
Friedrichs, dessen Ursprung und Auslegung nicht unumstritten ist (Jungbluth 2021).
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Ein ähnliches Dilemma legt ein Journalist (J19) bezüglich einer Arbeit 
zum Thema Covid-19 offen, bei der er einerseits Öffentlichkeit für eine Viel-
falt der Perspektiven herstellen möchte, aber bei der Berichterstattung über 
umstrittene Figuren des damaligen öffentlichen Geschehens leichte jour-
nalistische Wertungen einfließen lässt, um andererseits eine False Balance zu 
vermeiden: »Das ist nicht leicht natürlich, weil wenn ich nur wiedergebe, 
was die sagen dort, ist es viel leichter.« Als Richtschnur versucht er sich 
daran zu orientieren, »was in unserer Demokratie, in unserer westlichen 
Demokratie, sozusagen Norm ist  –  und da gibt’s halt bei Corona keine 
eindeutige Norm, aber es gibt sozusagen eine Bandbreite, in der wir uns 
irgendwie bewegen«. Auch wenn hier nicht demokratische Normen durch 
Politiker:innen verschoben werden, wie zuvor thematisiert, so verdeutlicht 
es doch, dass es Journalist:innen in einem Umfeld, wo noch keine kollektiv 
geteilten demokratischen Normen existieren, als unzureichend empfinden 
können, einer neutralen Vermittlungsleistung nachzukommen.

7.1.5	 Zwischenfazit: relative journalistische Resilienz bei 
anhaltender Verschiebung kulturell-professioneller 
Grenzen

Journalistische Unparteilichkeit wird in der vorliegenden Studie als Nach-
richtenqualitätsstandard in einem repräsentativen Demokratieverständnis 
verstanden, in dem Journalismus wertfrei zwischen politischen Funktions
eliten und Bürger:innen vermitteln und vor allem Letzteren zu einer wohl-
überlegten Wahlentscheidung verhelfen sollte. Wie die Inhaltsanalysedaten 
zeigen, kommt der österreichische Journalismus dem vergleichsweise stark 
nach und die Mehrheit der Berichterstattung ist frei von journalistischen 
Wertungen. Im Vergleich der Medienangebote zeigen sich vor allem die 
Angebote des ORF als öffentlich-rechtlichem Anbieter in hohem Maße un-
parteilich, während die Berichterstattung der Boulevardmedien verstärkt 
journalistische Wertungen einfließen lässt. Zur Beantwortung der For-
schungsfragen, welche gemäß FF1a nach Einflüssen auf Unparteilichkeit 
und, daran anschließend, gemäß FF3a nach Dynamiken von deren journa-
listischer Aushandlung fragen, wurden zunächst getrennte Regressions-
modelle für die Erklärung von Unparteilichkeit in der Berichterstattung 
durch journalistische Deutungs-, Erwartungs- und Konstellationsstruk-
turen berechnet. Sie können insbesondere zeigen, wie sich die Faktoren 
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innerhalb einer Struktur als Prädiktoren gegenseitig kontrollieren. Wer-
den alle Faktoren in ein gemeinsames Modell übernommen (vgl. Tab. 35 
in Anhang I)  –  wo wie dargelegt aus statistischen Gründen die p-Werte 
nicht interpretiert werden (vgl. Kap. 6.4.1) –, bleiben die Effektstärken der 
in den Einzelmodellen identifizierten Prädiktoren relativ konstant. Es 
kann also davon ausgegangen werden, dass sie auch im Zusammenspiel 
systematischen Einfluss auf die Unparteilichkeit besitzen.

Hinsichtlich des ›Wollens‹ von Journalist:innen besteht ein signifi-
kant positiver Zusammenhang zwischen dem Anspruch, Informationen 
zu vermitteln, die Menschen zu politischen Entscheidungen befähigen, 
und der Unparteilichkeit ihrer Berichterstattung. Auch in den Interviews 
bildet sich analog ein hohes Verantwortungsgefühl für öffentliche Mei-
nungsbildungsprozesse, aber auch eine generell tiefe Verwurzelung eines 
Unparteilichkeitsstrebens in journalistischen Rollenorientierungen ab. 
Eigene politische Ansichten treten den professionellen Intentionen gegen-
über weitgehend in den Hintergrund, was bisher vor allem bezüglich der 
politischen Orientierung von Journalist:innen nicht empirisch bestätigt 
wurde. Bezüglich des ›Sollens‹ lässt sich ein signifikant positiver Einfluss 
von rechtlichen Rahmenbedingungen zeigen, welche in Österreich primär 
den ORF als öffentlich-rechtliches Medium adressieren, der ungleich stärker 
gesetzlichen Anforderungen unterworfen ist. Das ORF-Gesetz wird einer-
seits durch interne Sozialisation vermittelt. Andererseits bleibt es deshalb 
keine ›tote‹ Struktur, sondern wird für Journalist:innen handlungsleitend, 
weil dessen Bezug zur Unparteilichkeitsnorm in der Interaktion mit ex-
ternen Bezugsgruppen ausgehandelt wird. Der Ehrenkodex des Österrei-
chischen Presserats besitzt keinen signifikanten Einfluss. Er spielt analog 
aber auch in den Aushandlungsprozessen zwischen Journalist:innen und 
ihren Bezugsgruppen kaum eine Rolle. Die quantitativen Befunde, welche 
die Organisationsebene statistisch nicht berücksichtigen (können), wei-
sen zwar keinen Einfluss der Blattlinie nach. Angesichts des Umstands, 
dass Boulevardjournalist:innen offen über politische »Kampagnen« ih-
rer Medien sprechen  –  und Boulevardangebote signifikant parteilicher 
berichten  –  bleibt jedoch kein Zweifel an der Validität des qualitativen 
Befunds, dass boulevardeske Blattlinien die Unparteilichkeit der Bericht-
erstattung beeinflussen.

Hinsichtlich des ›Könnens‹, also des expliziten Einflusses von internen 
und externen Bezugsgruppen, zeichnet sich lediglich ein annährend si-
gnifikanter Einfluss von Beamt:innen auf die Unparteilichkeit ab. Durch 
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ihre sachliche Expertise sind sie relevante Ansprechpersonen für Hinter-
grundinformationen und es scheint die Gefahr zu bestehen, dass durch 
diese Kontakte auch Standpunkte in die Berichterstattung einfließen. Der 
Zusammenhang ist jedoch statistisch nicht abgesichert und bildet sich auch 
qualitativ nur in Andeutungen ab. Entgegen der Erwartung beeinflussen 
Politiker:innen die Unparteilichkeit der konkreten Berichterstattung je-
denfalls unmittelbar nicht systematisch. Die qualitative Teilstudie macht 
zwei Gründe dafür aus. Zum einen existieren explizite Einflussversuche 
zwar, sie sind aber ein bekannter Teil der Aushandlungsprozesse zwi-
schen Journalist:innen und Politiker:innen in Österreich geworden, sodass 
Journalist:innen sich diesen Versuchen routiniert und in Bezug auf ihre 
professionelle Rolle entziehen können. Sie weisen demnach eine relative 
Resilienz gegenüber expliziter Beeinflussung auf. Über dieses rollen- und 
normenkonforme Handeln hinaus gibt es für Journalist:innen jedoch auch 
eine nutzenmaximierende Motivation, unparteilich zu berichten. Sie sehen 
Unparteilichkeit als eine Strategie, um für Quellen verschiedener politi-
scher Couleur als Ansprechpartner:innen relevant zu bleiben.

Damit bleiben politische Akteur:innen jedoch keinesfalls komplett 
einflusslos gegenüber der Unparteilichkeit journalistischer Berichterstat-
tung. Österreichische Journalist:innen empfinden es als zunehmende He-
rausforderung, unparteilich über Funktionseliten zu berichten, die sich 
selbst nicht an demokratische ›Spielregeln‹ halten. Dass dies der Fall ist, 
belegt der eingangs zitierte Abfall Österreichs von einer vollumfänglichen 
Demokratie zu einer ›Wahldemokratie‹, in der Bürger:innen nicht verläss-
lich mit der transparenten politischen Durchsetzung von Rechten und 
Gesetzen rechnen können (vgl. V-Dem Institute 2022). Journalist:innen 
sind in einem Dilemma, Öffentlichkeit für die Standpunkte demokratisch 
legitimierter Funktionseliten herstellen zu wollen (und zu sollen), gleich-
zeitig aber über den Abbau demokratischer Prinzipien nicht wertneutral 
berichten zu wollen. Sie begegnen einer solchen Verschiebung kulturell-
professioneller Grenzen  –  also dem Umstand, dass der »Social Contract 
Between Democracy and Journalism« (Strömbäck 2005: 332) teilweise 
einseitig von politischer Seite aufgekündigt wird –, indem sie journalis-
tische Wertungen einfließen lassen, von denen sie glauben, dass sie einem 
demokratischen Konsens bzw. demokratischen Prinzipien entsprechen. 
Empirisch bleibt fraglich, inwiefern Journalist:innen unter diesen Um-
ständen ihre auf Unparteilichkeit ausgelegten Deutungsstrukturen auf-
rechterhalten und Diskrepanzen zwischen professionellen Rollen und 
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tatsächlicher Performanz hinnehmen, oder ob und wann diese Dynamiken 
Rollenverständnisse an sich verändern.

Theoretisch bleibt die Frage, welche Rolle Journalismus in ei-
nem repräsentativen Verständnis einnehmen sollte, wenn gewählte 
Repräsentant:innen demokratische Prinzipien aushöhlen und die demo-
kratische Gewaltenteilung nicht mehr ausreichend in der Lage ist, dies zu 
kontrollieren. Zwar wird auch in einem repräsentativen Verständnis die 
Legitimität eines kontrollierenden Watchdog-Journalismus angeführt 
(vgl. Strömbäck 2005: 341). Fraglich ist aber, ob dies punktuell in einer 
›Ära des Postfaktischen‹ (vgl. McNair 2017) ausreichend ist. Darauf gibt es 
keine abschließende Antwort. Die Journalist:innen dieser Studie versuchen 
sich auf ihren demokratischen ›Kompass‹ zu verlassen und demokratische 
Prinzipien als Richtschnur heranzuziehen, deren konsequente Umsetzung 
auch Wertungen in der Berichterstattung notwendig macht. Ähnlich plä-
dieren Carlson, Robinson und Lewis (2021: 177) für eine »Moral Voice« 
im Journalismus, und dafür, dass Journalismus seine enge Kopplung an 
ein Objektivitätsideal aufgeben und andere Wege einschlagen muss, um 
gesellschaftliche Relevanz zu behalten. Einerseits sollte dabei die soziale 
Konstruktionsleistung hinter der Berichterstattung stärker offengelegt 
und andererseits die erkenntnistheoretische Perspektive des Journalismus 
stärker in einer gesellschaftlich geteilten als in einer begrenzten profes-
sionellen Moral begründet werden (vgl. Carlson et al. 2021: 177ff.). Ob 
Bürger:innen in der Lage dazu sind, dies bei der Rezeption von journalis-
tischer Berichterstattung entsprechend zu reflektieren  –  wie es allen de-
mokratiefördernden Effekten vorausgeht –, bleibt jedoch eine offene Frage.

7.2	 Diskursivität

7.2.1	 Diskursivität journalistischer Berichterstattung

Bevor beantwortet wird, wie analog zur Unparteilichkeit der Berichterstat-
tung deren Diskursivität journalistisch verhandelt wird, wird ein Überblick 
darüber gegeben, wie stark der österreichische Journalismus einer sol-
chen, vom Ideal demokratischer Deliberation abgeleiteten Einordnungs-
leistung als Teil einer diskursiven Nachrichtenqualität (vgl. Tab. 1 in Kap. 2) 
überhaupt nachkommt. Für diesen Zweck wurde die durchschnittliche 
Diskursivität, die durch einen additiven Index mit Werten zwischen null 
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und sechs ausgedrückt wird (vgl. Kap. 6.1.2 zur Operationalisierung der 
inhaltsanalytischen Variablen), pro Medienoutlet berechnet (vgl. Tab. 13). 
Außerdem wurde der Index aus Gründen der Vergleichbarkeit mit den 
anderen normativen professionellen Standards z-standardisiert (vgl. Kap. 
7.1.1 für eine ausführlichere Erklärung). Wie für alle deskriptiven Analysen 
der Inhaltanalysedaten wurden sie auch für diese Berechnungen gewichtet 
(vgl. Fußnote 30). Einfaktorielle Varianzanalysen zeigen, dass sich diese 
Mittelwerte zwischen den Outlets signifikant unterscheiden.

Tabelle  13 
Diskursivität politischer Berichterstattung nach Medienoutlets

Diskursivität
MW 
z-std.

SD MW 
unstd.

n

ORF Zeit im Bild -0,007 0,977 1,98 359
ORF Ö1 Journale -0,179 0,906 1,73 80
Die Presse 0,127 1,043 2,18 381
Der Standard 0,292 1,072 2,42 356
Kronen Zeitung -0,330 0,862 1,50 426
Kleine Zeitung -0,105 1,028 1,83 407
Heute -0,093 0,932 1,85 136
Österreich -0,062 0,935 1,90 500
orf.at 0,121 1,033 2,17 535
derstandard.at 0,122 1,014 2,17 390
krone.at 0,211 1,046 2,30 426
Gesamt 0,000 1,000 1,99 3.996
F (df1, df2)1 F (10, 1094) = 13,467***

Anmerkung: Gesamt wurde auf Ebene der Medienoutlets anhand des Verhältnisses zwischen 
jeweiliger Stichprobengröße und Grundgesamtheit gewichtet; 1Da aufgrund signifikanter 
Levene-Tests fehlende Varianzhomogenität angenommen werden musste, wurden basierend auf 
den z-standardisierten Mittelwerten Welch-Tests berechnet; *p<0,05, **p<0,01, ***p<0,001

Allgemein weist die journalistische Berichterstattung in Österreich 
nur ein niedriges Niveau der Diskursivität auf. Im Durchschnitt werden 
pro Beitrag lediglich zwei der sechs möglichen Diskurskomponenten, also 
z. B. das Aufzeigen von Gründen oder Folgen eines Nachrichtenereignis-
ses, auch wirklich realisiert. Das Vermögen des österreichischen Journa-
lismus, deliberative Diskurse multiperspektivisch zu begleiten, ist damit 
limitiert. Trotz der signifikanten Unterschiede zwischen den Outlets be-
steht im Vergleich nur relativ wenig Varianz. Das deckt sich mit einer rund 
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fünf Jahre älteren und methodisch weitgehend vergleichbaren Erhebung 
von Seethaler (2015: 65), der feststellt, dass in Österreich »die analytische 
Qualität eher schwach ausgeprägt ist« und die meisten Angebote Werte 
unter der Skalenmitte aufweisen. Die am stärksten diskursfördernden 
Nachrichtenangebote in der vorliegenden Studie (vgl. auch Abb. 7) stel-
len Der Standard mit durchschnittlich 2,4 Diskurskomponenten pro Bei-
trag, krone.at mit im Schnitt 2,3 Komponenten sowie Die Presse, derstandard.
at und orf.at mit je einem Wert von 2,2 dar. Das Ende des Rankings bildet 
die Kronen Zeitung mit im Schnitt 1,5, die Kleine Zeitung mit 1,8 und die Ö1 
Journale mit 1,7 Diskurskomponenten. Die Zeit im Bild-Formate des ORF 
ordnen sich in der Mitte ein.

Abbildung  7 
Diskursivität nach Medienoutlets
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Im Vergleich der Medientypen weisen die überregionalen Tageszei-
tungen, im Einzelnen Der Standard, derstandard.at und Die Presse, analog wie 
digital die stärkste diskursive Einordnungsleistung auf. Das belegt deren 
Rolle als »Diskursforen« (Seethaler 2015: 76; vgl. Magin et al. 2023: 11), 
repliziert Seethalers (2015: 66) Befund von »stärker diskursorientierten 
Prestigezeitungen« und bildet sich auch in einer (mit geringen Einschrän-
kungen) vergleichbaren Analyse deutscher und Schweizer Nachrichtenange-
bote ab (vgl. Stark et al. 2021: 440). Insbesondere die führende Performanz 
von krone.at und die gleichzeitig schwächste Performanz der redaktionell 
getrennten Kronen Zeitung betonen jedoch, dass innerhalb desselben Ange-
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botstyps, in diesem Fall der Boulevardpresse, offenbar redaktionsspezifi-
sche Strukturen und Aushandlungsprozesse einflussreich sind, wenn es um 
diskursive Nachrichtenqualität geht. Innerhalb der öffentlich-rechtlichen 
Angebote weist orf.at als Online-Angebot ein deutlich stärker diskursför-
derndes Potenzial auf als die untersuchten Nachrichtenformate aus Radio 
und Fernsehen. Auch wenn dies durch das Ziel der audiovisuellen Ange-
bote, in begrenzter Zeit einen kompakten Nachrichtenüberblick zu geben, 
erklärbar scheint (vgl. Udris et al. 2023: 78), unterstreicht es, »wie wichtig 
ergänzende Onlineangebote sind, die […] tiefergehende Einordnung leisten 
können«, wie an anderer Stelle (vgl. Stark et al. 2021: 439) argumentiert. 
Im weiteren Vergleich der Medienkanäle besitzen die Online-Angebote, 
von derstandard.at abgesehen, eine höhere diskursive Qualität als ihre ana-
logen Pendants. Auch das repliziert Seethalers Diagnose einige Jahre zuvor 
(2015: 66), nach der die jeweilige »Internetversion stets eine etwas höhere 
Diskursqualität als die Print-Version aufweist«. Hier mag auch das online 
theoretisch unlimitierte Platzangebot eine Rolle spielen, das einer brei-
ten Einordnungsleistung entgegenkommt. Ob diese Textmengen auch 
rezipiert werden, wie es selbstredend entscheidend für die möglichen 
positiven Effekte demokratietheoretisch fundierter Nachrichtenqualität 
ist, bleibt jedoch offen.

7.2.2	 Aushandlung von Diskursivität entlang von 
Deutungsstrukturen

Welche Einflüsse und Dynamiken prägen die Diskursivität der Berichter-
stattung im österreichischen Journalismus? Darauf zielen die Forschungs-
fragen FF1b, welche systematisch einflussreiche Faktoren adressiert, und 
FF3b, welche die Formen der Einflussnahme und deren journalistische 
Aushandlung in den Blick nimmt, ab. In die zur Beantwortung aufgestell-
ten Regressionsmodelle wurden zunächst die Items einbezogen, welche 
die für die Erklärung der Diskursivität relevanten Deutungsstrukturen 
von Journalist:innen abbilden (vgl. Tab. 14). Unter den journalistischen 
Rollenverständnissen wurden der Anspruch, Erklärungen, Hintergründe 
und Kontext zu Themen zur Verfügung zu stellen (vgl. Hanitzsch/Vos 
2018: 153; Kelling/Thomas 2018: 406), sowie das Ziel, aktuelles Gesche-
hen einzuordnen und zu analysieren (vgl. Hanitzsch et al. 2019: 174; 
Hanitzsch/Lauerer 2019: 141), berücksichtigt. Zudem wurde aufgrund 
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der vergleichsweise hohen Bildungsbarriere für die Teilnahme an delibe-
rativen Diskursen (vgl. Eisenegger/Udris 2021: 96; Martinsen 2009: 
51; Seethaler/Beaufort 2017: 180), die Absicht, das Publikum zu bilden 
(vgl. Hanitzsch et al. 2019: 174; Hanitzsch/Lauerer 2019: 142) mit ein-
bezogen. Innerhalb der politischen Einstellungen von Journalist:innen 
fungieren ein deliberatives Demokratieverständnis (Prozessdimension) 
und die politische Orientierung (von links nach rechts) als Prädiktoren.

Einordnungsleistung als journalistischer Anspruch

Wie Tabelle 14 zeigt, wirkt sich unter diesen Prädiktoren die Absicht von 
Journalist:innen, Erklärungen, Hintergründe und Kontext zu Themen zur 
Verfügung zu stellen  –  wie sie eng mit der inhaltsanalytischen Messung 
der Diskursivität korrespondiert  –, signifikant positiv auf die diskursive 
Einordnungsleistung aus. Geben Journalist:innen beim Stellenwert dieser 
Rolle einen Skalenpunkt höher an, erwartet man eine positive Veränderung 
der Diskursivität von 0,5. Praktisch gesprochen bedeutet diese Verände-
rung  –  vergegenwärtigt man sich, dass die Diskursivität aus bis zu sechs 
kontextualisierenden Elementen besteht –, dass jeder zweite Beitrag eine 
Diskurskomponente mehr aufweist, also z. B. dass Journalist:innen auf die 
Folgen eines Ereignisses hinweisen, dessen kausale Ursachen offenlegen 
oder Entscheidungsbetroffene benennen. In der deskriptiven Betrachtung 
bedeutet das, dass die Nachrichtenbeiträge von Journalist:innen, welche 
dieser Rolle »stark«41 zustimmen, im Schnitt eine Diskursivität von 2,3 
aufweisen, während es bei den Journalist:innen, die dieser Rolle nur »eher« 
oder weniger stark zustimmen, ein Wert von 1,9 ist. Dem Rollenverständ-
nis, Erklärungen, Hintergründe und Kontext zu Themen zur Verfügung 
zu stellen, stimmen insgesamt 96 Prozent aller befragten Journalist:innen 
»eher« oder »stark« zu. Sie nimmt unter den abgefragten Rollen damit mit 
den höchsten Stellenwert ein (vgl. Tab. 5 in Kap. 6.2.3).

41	 Aufgrund erwartbar deutlich unterschiedlicher Verteilungen (vgl. Kap. 6.2.3) mussten die 
Skalen der Befragung für die deskriptive Illustration unterschiedlich dichotomisiert werden.
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Tabelle  14 
Einfluss von Deutungsstrukturen auf die Diskursivität 
politischer Berichterstattung

β 
(unstd.)

SE p

Kontrollvariablen
Gender (männlich) 0,304 0,311 0,330
Berufserfahrung im Journalismus (in Jahren) -0,018 0,014 0,188

Journalistisches Rollenverständnis
Erklärungen, Hintergründe und Kontext zu Themen zur 
Verfügung zu stellen

0,503* 0,232 0,031

aktuelles Geschehen einzuordnen und zu analysieren 0,088 0,276 0,751
das Publikum zu bilden 0,031 0,143 0,830

Politische Einstellungen
Deliberatives Demokratieverständnis (Prozess): politi-
schen Entscheidungen ein breiter Diskurs in der Öffent-
lichkeit vorausgeht

-0,162 0,194 0,405

Politische Orientierung (rechts) -0,080 0,110 0,470
R2 (korrigiert)1 12,8% - 13,1%

Anmerkung: n=785 Nachrichtenbeiträge; Zusammenfassung von 10 GLMM nach Rubins (1987) 
Regeln; †p<0,1, *p<0,05, **p<0,01, ***p<0,001 (p-Werte approximiert); 1Range über die 10 
Einzelmodelle aller Imputationsdatensätze

Dies spiegelt sich auch in den qualitativen retrospektiven Rekon
struktionen wider. Auch wenn die Diskursivität von Journalist:innen nicht 
zwingend als ein konsistentes Konstrukt mit spezifischen Teildimensionen 
aufgefasst wird, wie in der vorliegenden Studie konzipiert, so betonen die 
Befragten den Stellenwert der einzelnen Dimensionen als Ziel ihrer jour-
nalistischen Arbeit. Journalist:innen erkennen an, dass »keine politische 
Entscheidung ohne Kontext« (J23) geschieht, und zielen darauf ab, dies in 
ihrer Berichterstattung zu berücksichtigen. Eine Art einer solchen Kontex-
tualisierung ist das Aufzeigen nationalstaatlicher Kontexte. So argumentiert 
eine Journalistin (J10), »wenn Österreich sagt, das hat die Vorreiterrolle, 
dann bin ich natürlich gezwungen zu recherchieren«, wie der Vergleich 
zu anderen Ländern ausfällt, denn »diese Vergleiche und diese ja, die Ein-
ordnung ist wahnsinnig wichtig auch für die Leser«. Es kann aber auch 
ein geschichtlicher bzw. zeitgeschichtlicher Kontext sein, von dessen Be-
rücksichtigung ein Printjournalist (J11) sagt, »ich weiß, das klingt jetzt 
etwas hochtrabend, […] [aber] das gehört einfach zu einer tagesaktuellen 
Berichterstattung dazu«. Schließlich kann darunter auch ein organisatio
naler Kontext fallen, wobei ein Politikredakteur (J1) hinsichtlich eines 
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parteipolitischen Themas argumentiert, die Frage »in welcher Verfassung 
die Partei ist […] [kann] nicht losgelöst von Vorgeschichte, Nachgeschichte 
und dem, was hinter den Kulissen sich abspielt, sein«. Diese Beispiele eint, 
dass Journalist:innen Kontexte aufzeigen und Themen »in Relation setzen« 
(J15) wollen, um Berichterstattungsanlässe aus ihrer Sicht so zu vermitteln, 
dass sie möglichst umfassend verstanden werden können. In ähnlicher 
Weise begründen Journalist:innen die Wichtigkeit des Aufzeigens kausa-
ler Gründe bzw. Ursachen. So legt z. B. eine Regionaljournalistin (J6) dar, 
»es geht ja nicht nur darum was ist, sondern auch warum es ist«  –  »nicht 
immer beschreibst du eine Genese in Form einer Chronologie, sondern 
oft beschreibst du sie anhand eines Zustandes und der Dinge, die dazu ge-
führt haben«. Diese Logik beinhaltet auch das Aufzeigen von Folgen, denn 
es geht darum, »Ereignisse einzubinden in das Gesamtgeschehen: früher, 
jetzt und künftig« (J6). Auch von Folgen betroffene oder daran beteiligte 
Akteur:innen werden hier mitgedacht, denn es sollen »möglichst alle be-
troffenen Seiten, die irgendwie unter Auswirkungen zu leiden haben oder 
an Erfolgen beteiligt sind« (J5), in der Berichterstattung abgebildet werden.

Unter den in der vorliegenden Studie als Komponenten einer diskur-
siven Einordnungsleistung verstandenen Dimensionen nimmt das Auf-
zeigen unterschiedlicher Bewertungen einen besonderen Stellenwert in den 
Sinnstrukturen der Journalist:innen ein. Der Anspruch, »natürlich auch 
die Gegenseite zu Wort kommen zu lassen« (J4), erscheint in den quali-
tativen Rekonstruktionen als tief internalisierte Dimension und wird als 
»essenziell« (J13) begriffen. Begründet wird dies damit, dass die Berichter-
stattung »sonst […] unausgewogen« (J7) wahrgenommen wird, »das ganze 
Bild« (J5) gezeigt werden soll und Journalist:innen »der Wahrheit, wenn 
man es so nennen kann, ein bisschen näher zu kommen« (J16) versuchen. 
Teilweise wird das Aufzeigen von unterschiedlichen Positionen als derart 
selbstverständlicher »journalistischer Grundsatz« (J22) verstanden, dass 
er in sich nicht subjektiv begründungswürdig erscheint. Dies hat Impli-
kationen für den Rechercheprozess, wo Journalist:innen stark darauf ab-
zielen, Akteur:innen mit unterschiedlichen Positionen zu einem Thema 
zu finden. Insbesondere die jeweilige Gegenseite soll »auch die Möglich-
keit bekommen, sich dazu zu äußern« (J18). Scheitert dieser Versuch, die 
divergierenden Standpunkte konkreter Personen darzulegen, versuchen 
Journalist:innen vielfach jedenfalls »die Argumente, die dagegen oder 
dafür« (J3) sprechen, gegenüberzustellen. Trotz dieser tiefen Internali-
sierung des Aufzeigens unterschiedlicher Bewertungen werden auch Ar-
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gumente dagegen angeführt. So werden die divergierenden Standpunkte 
konkreter Quellen als rhetorisches Konstrukt identifiziert, denn für eine 
mögliche »Gegenposition […] wird sich sicher jemand finden« (J9), der sie 
vertritt. Das zwangsläufige Gegenüberstellen von mindestens zwei Seiten 
wird deshalb teilweise als Praxis, um »einen künstlichen Widerspruch 
aufzubauen […] nach dieser alten Schule« (J2) bezeichnet. Insbesondere 
bei Themen mit empirischer Evidenz  –  bei denen die Gefahr einer False 
Balance besteht  –  wird dies problematisiert, wenn ein automatisches »Pro 
und Contra […] inhaltlich keinen Sinn« (J21) macht.

Kontexte, Gründe, abweichende Bewertungen und Folgen zu Themen 
zur Verfügung zu stellen wird von den Journalist:innen als relevantes 
Ziel ihrer journalistischen Arbeit erachtet, weil sie damit versuchen, die 
Komplexität der sozialen und politischen Realität an ihr Publikum zu ver-
mitteln. Das professionelle Ziel wird darin gesehen, »Kompliziertes und 
Komplexes verständlich zu machen« (J24), »Zusammenhänge zu erklären« 
(J20) und »dort, wo es komplex und kompliziert wird, [zu] übersetze[n]« 
(J5). Damit entsteht ein direkter Konnex zwischen einer diskursiven Ein-
ordnungsleistung und der Verständlichkeit der Berichterstattung, weshalb 
sie als eigene Qualitätsdimension begriffen wird (vgl. Arnold 2016; Pött-
ker 2000; Voigt 2016). In diesem Sinne legt eine Journalistin (J24) dar, »je 
komplexer das Thema, desto stärker stelle ich mir die Frage, ist das, wo-
rüber ich berichte, auch verständlich«. Ähnlich begreift es eine Kollegin 
(J20) als Ziel ihrer Arbeit, »dass ich das so rüberbringe, dass etwas besser 
verständlich ist, auch komplexe Zusammenhänge«.

Initiierung von öffentlichen Diskursen über Einzelbeiträge hinweg

Über das Vermitteln komplexer Sachverhalte auf der Mikroebene hinaus 
zielen die Intentionen der Journalist:innen auch auf die Initiierung öffent-
licher Diskurse über Themenkomplexe auf der Makroebene ab. Einzelne 
journalistische Beiträge werden als ein Teil eines breiteren Diskurses ge-
sehen, der wiederum durch neue Berichterstattung erweitert und ergänzt 
wird. So argumentiert ein Journalist (J7), »also irgendjemand muss als 
erstes eine politische Idee mal ins Gespräch bringen  –  über das berichten 
wir«. Davon ausgehend begreift er die daran anknüpfende Berichterstat-
tung als einen »permanenten Strom von Beiträgen, Geschichten und In-
formationen«. Diskurse können aber auch eigeninitiativ journalistisch 
angestoßen werden, indem Journalist:innen »mal so ein bisschen was in 
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die Diskussion werfen« (J9) und ein journalistischer Beitrag »einen Ge-
schichtenkorridor öffnet« (J21), der mit weiteren Beiträgen fortgeführt wird. 
Diese Intentionen entsprechen sehr eng der Erwartung nach der Initiierung 
und Aufrechterhaltung öffentlicher Diskurse, welche ein deliberatives De-
mokratiemodell an Journalismus stellt. Ein Grund, warum die diskursive 
Einordnungsleistung in der Berichterstattung relativ niedrig ausfällt, ob-
wohl Journalist:innen die dahinterstehenden Intentionen stark verfolgen, 
kann im Aggregations- bzw. Abstraktionsniveau begründet sein, auf das 
Journalist:innen dabei abzielen: Während sich die Konzeptualisierung von 
Nachrichtenqualität  –  nah an der Realität der Rezeption  –  auf Ebene der 
Einzelbeiträge bezieht und dementsprechend dort eine unmittelbare dis-
kursive Einordnungsleistung erwartet, beziehen sich die Journalist:innen 
eher auf die Gesamtheit der Berichterstattung. Diese Gesamtheit der Be-
richterstattung kann sich beispielsweise auf Nachrichtensendungen be-
ziehen, wo eine multiperspektivische Sicht auf ein Thema durch mehrere 
Beiträge, die »sozusagen aufbauend« (J4) aufeinander gestaltet werden, 
erreicht werden soll. Im Printbereich kann es sich z. B. auf die Gestaltung 
einer Blattseite als »eine Gesamtkomposition« (J21) beziehen, wo »ein Ele-
ment in das andere übergreift« (J21). Zudem wird auf Ebene der Ausgaben 
von Tageszeitungen davon ausgegangen, dass sich unterschiedliche Pers-
pektiven in verschiedenen Artikeln und anderen journalistischen Texten 
gegenseitig ergänzen (J1, J5).

Auf dem höchsten Aggregations- bzw. Abstraktionsniveau sehen 
Journalist:innen einzelne Beiträge »in der Gesamtzusammenschau« als 
Teil eines »›Big Picture‹« (J20) der Gesamtberichterstattung zu einem 
Thema und erachten es damit auch nicht als zwingend notwendig, mög-
lichst viele Komponenten der Diskursivität in einem einzelnen journalis-
tischen Beitrag zu berücksichtigen. Einem solchen »Anspruch kann man 
glaube ich nicht gerecht werden, dass man immer alle Facetten in eine 
Geschichte reinbringt, das ist nicht machbar«, legt beispielsweise eine 
Print- und Online-Journalistin (J20) dar. Ähnlich argumentiert ein Radio
journalist (J7): »Man muss die Gesamtberichterstattung betrachten, also 
nicht nur einen einzelnen Beitrag am Tag X, sondern auch die folgenden 
Wochen oder vielleicht auch die Wochen davor« (J7). Eine solche Metaper-
spektive auf die Gesamtberichterstattung ist aber insofern problematisch, 
als dass kaum davon auszugehen ist, dass sie mit einer Rezeptionsrealität 
korrespondiert und Rezipient:innen tatsächlich derart intensiv die Bericht-
erstattung eines Medienangebots verfolgen, dass sie tatsächlich mit den 
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auf einzelne Beiträge verteilten diskursiven Elementen konfrontiert sind. 
Auch wenn Journalist:innen offensichtlich sowohl die Intention aufweisen, 
durch diskursive Elemente komplexe Sachverhalte einordnend vermitteln 
zu wollen, als auch gesamtgesellschaftliche Diskurse als einen »perma-
nenten Informationsstrom in der Öffentlichkeit« (J7) anstoßen zu wollen, 
so ist fraglich, ob diese Multiperspektivität auch als solche rezipiert wird.

7.2.3	 Aushandlung von Diskursivität entlang von 
Erwartungsstrukturen

Um herauszufinden, inwiefern sich die realisierte Diskursivität der Be-
richterstattung durch die Erwartungsstrukturen erklären lässt, mit denen 
Journalist:innen in ihrer Arbeit konfrontiert sind, wurden in einer weiteren 
Serie generalisierter linearer gemischter Modelle, äquivalent zu den Model-
len zur Unparteilichkeit, als Prädiktoren rechtliche Rahmenbedingungen 
sowie die Erwartungen durch den Presserat, redaktionelle Linie und das 
Publikum einbezogen (vgl. Tab. 15). Als alleiniger signifikanter Prädiktor er-
weisen sich von Journalist:innen empfundene Publikumserwartungen, wel-
che die diskursive Einordnungsleistung der Berichterstattung negativ beein-
flussen. Je stärker Journalist:innen Einflüsse durch Publikumserwartungen 
wahrnehmen, desto weniger diskursiv ist die von ihnen realisierte Berichter-
stattung. Geben Journalistinnen beim Stellenwert von Publikumserwartun-
gen einen Skalenpunkt höher an, erwartet man eine negative Veränderung 
der Diskursivität von 0,4. Praktisch gesprochen drückt diese Veränderung 
knapp ein Diskurselement, also z. B. Gründe oder Folgen eines Ereignisses, 
weniger in jedem zweiten Beitrag aus. In der deskriptiven Betrachtung be-
deutet das, dass die Nachrichtenbeiträge von Journalist:innen, welche es als 
»sehr« oder »extrem« einflussreich erachten, was das Publikum von ihnen 
erwartet, im Schnitt eine Diskursivität von 1,9 aufweisen, während es bei den 
Journalist:innen, welche den Einfluss von Publikumserwartungen nur als 
»relativ stark« oder schwächer empfinden, ein Durchschnittswert von 2,3 ist. 
Publikumserwartungen erachten 21 Prozent aller befragten Journalist:innen 
als »sehr« oder »extrem« einflussreich. Sie werden also als durchaus rele-
vante Einflussgröße im journalistischen Arbeitsalltag empfunden (vgl. Tab. 7 
in Kap. 6.2.3)  –  und besitzen, wie die Regressionsmodelle zeigen, offenbar 
auch eine handlungsleitende Relevanz.
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Tabelle  15 
Einfluss von Erwartungsstrukturen auf die Diskursivität 
politischer Berichterstattung

β 
(unstd.)

SE p

Kontrollvariablen
Gender (männlich) 0,219 0,314 0,486
Berufserfahrung im Journalismus (in Jahren) -0,022 0,013 0,107

Erwartungen
medienrechtliche Rahmenbedingungen in Österreich -0,095 0,102 0,355
Ehrenkodex des Österreichischen Presserats -0,012 0,120 0,918
Blattlinie der Redaktion 0,077 0,129 0,551
Publikumserwartungen -0,448 0,134 0,001***

R2 (korrigiert)1 12,7% - 13,0%

Anmerkung: n=785 Nachrichtenbeiträge; Zusammenfassung von 10 GLMM nach Rubins (1987) 
Regeln; †p<0,1, *p<0,05, **p<0,01, ***p<0,001 (p-Werte approximiert); 1Range über die 10 
Einzelmodelle aller Imputationsdatensätze

Ambivalentes Verhältnis zu Publikumserwartungen

Während eine diskursive Einordnungsleistung für das Publikum also 
durchaus im ›Wollen‹ der Journalist:innen angelegt ist, steht eine Orien-
tierung von Publikumserwartungen als Vorgabe des ›Sollens‹ in einem 
negativen Zusammenhang mit der Diskursivität. Die qualitative Analyse 
legt offen, dass Journalist:innen ein ambivalentes Bild von ihrem Publi-
kum haben, das diesen vermeintlichen Widerspruch erklärt. Auch wenn es 
der Intention von Journalist:innen entspricht, ihrem Publikum komplexe 
Sachverhalte multiperspektivisch zu vermitteln, so gehen sie von einem 
begrenzten Auffassungsvermögen und/oder einer begrenzten Aufmerk-
samkeit ihres Publikums als Rezipient:innen aus, wie es als limitierender 
Faktor erlebt wird. Ersteres wird zum einen dahingehend antizipiert, dass 
Journalist:innen von keinen inhaltlichen Vorkenntnissen ihres Publikums 
ausgehen. So führt sich ein Journalist (J1) bei der Rekonstruktion eines we-
nig diskursiven Textes sein Publikum als »Menschen, die keine Ahnung 
haben von einem Thema« vor Augen und versucht deshalb, »dieses Thema 
in möglichst einfachen Sätzen und Worten zu erklären«. Ähnlich gibt eine 
Kollegin (J3) an, ihr journalistisches Arbeiten wird vom Anspruch begleitet, 
»es müsste jetzt auch meine 80-jährige Mutter verstehen können«. Damit 
geht mitunter auch ein abwertendes Publikumsbild einher. Ein Printjour-
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nalist (J11) geht beispielsweise davon aus, »dass es natürlich viele Ignoran-
ten gibt, […] die mit der Information nicht umgehen wollen«, die er ihnen 
offeriert. Eine TV-Journalistin (J13) hat ebenfalls »das Gefühl, dass immer 
weniger erwartet wird«, wobei das Publikum in ihrer Wahrnehmung einer-
seits zum Teil »grundsätzlich kein Interesse« an politischer Berichterstat-
tung hat oder andererseits »die Leute [davon] möglicherweise überfordert 
sein könnten«. Ein zumindest antizipiert begrenztes Auffassungsvermö-
gen wird zudem an bestimmten Teilpublika festgemacht. Ein Beispiel 
dafür sind junge Rezipient:innen, bei denen ein Journalist (J22) annimmt, 
dass er »keine Texte machen [kann], die länger als ein durchschnittlicher 
Facebookeintrag sind«  –  gleichzeitig aber den Anspruch verfolgt, »dass 
ich Leute, die sonst teilweise gar keine Medien konsumieren würden, ein 
bisschen in den Medienkonsum hineinhole«. Andererseits wird von den 
Journalist:innen angenommen, dass ihr Publikum begrenzte Aufmerksam-
keitsressourcen besitzt. In Bezug auf die diskursive Einordnungsleistung 
ihrer Arbeiten legt eine Radiojournalistin dar:

»Kompliziertes und Komplexes verständlich zu machen, das ist so mein Hauptfo-

kus, und ich habe […] de[n] Leitsatz: Unterschätze nie die Intelligenz deines Zuhö-

rers, deiner Zuhörerin und überschätze nie deren Aufmerksamkeit. Ich glaube, das 

ist etwas ganz Wichtiges, sozusagen sein Publikum jetzt nicht für dumm zu halten, 

sondern auch immer daran zu denken: In welcher Situation hören die das?« (J24)

Ähnlich erwartet auch ein Printjournalist (J22) von seinem Publikum 
eine nur oberflächliche Auseinandersetzung mit seinen Arbeiten und geht 
davon aus, dass »einfach das Zeitbudget für eine großartige lange Lektüre 
eher die Ausnahme ist als die Regel«. Auch wenn das Publikumsbild zwi-
schen der Antizipation eines begrenzten Auffassungsvermögens und der An-
tizipation einer begrenzten Aufmerksamkeit divergiert, so eint beide, dass 
Journalist:innen annehmen, »dort wo es komplex wird im Politischen, 
müssen wir das auf eine Formel herunterbrechen, […] was möglicherweise 
komplexer strukturiert ist« (J5). Unter diesem ›Herunterbrechen‹ scheint 
die diskursive Einordnungsleistung der Berichterstattung zu leiden. Ob 
diese Wahrnehmungen der Journalist:innen in Einklang mit der empiri-
schen Realität stehen, ist wie dargelegt nicht die entscheidende Frage dafür, 
ob Publikumserwartungen als abstrahierte und simplifizierte Erwartung 
handlungsleitend werden. Sie decken sich jedoch mit dem Publikumsbild 
von US-Journalist:innen, die ihr Publikum auch als dem öffentlichen Leben 
gegenüber unbeteiligt und uninteressiert wahrnehmen (vgl. Vos/Wolf-
gang 2018: 774). Zudem entspricht der Befund eines negativen Einflus-
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ses von Publikumserwartungen auf die Diskursivität exakt dem Befund 
aus einem Vergleich von journalistischen Rollenorientierungen und Pu-
blikumserwartungen, wonach ein analytischer Anspruch gegenüber dem 
aktuellen Geschehen von Journalist:innen als wichtiger befunden wird, als 
er vom Publikum erwartet wird (vgl. Riedl/Eberl 2022: 1690).

Hintergründige Berichterstattung als Abgrenzungsmerkmal 
niedrigfrequenter Medienangebote

Neben den Publikumserwartungen wurden auch redaktionelle Linien als 
Ausdruck organisationsspezifischer Erwartungen innerhalb der Erwar-
tungsstrukturen verortet. In den quantitativen Modellen zeigt sich hier 
kein signifikanter Effekt auf Diskursivität (vgl. Tab. 15). Dies mag jedoch 
der unzureichenden Berücksichtigung der organisationalen Ebene in den 
Regressionsmodellen geschuldet sein (vgl. Fußnote 33). In der qualitativen 
Analyse zeigen sich dennoch Hinweise auf ein Diskursivität ermöglichen-
des Potenzial von redaktionellen Linien. So argumentieren die qualitativ 
befragten Journalist:innen  –  primär aus dem Printsektor –, dass die von 
ihnen realisierte Berichterstattung deshalb unter der Erwartung einer 
tiefergehenden, hintergründigen Einordnungsleistung steht, weil die 
Kerninformationen eines Nachrichtenereignisses »die Leute vorher schon 
27-mal über alle möglichen digitalen Kanäle« (J6) oder aber im tagesaktu-
ellen Fernsehen (J22) rezipiert haben. ›Langsamere‹ Medien können oder 
müssen daran anknüpfend nun »Hintergründe, Erklärstücke liefern« (J6), 
denn aufgrund der »Veränderung der Medien und der Plattformen und der 
Kanäle auch in der Taktung […], wird das erwartet«. Ähnlich argumentiert 
ein Tageszeitungsjournalist (J11): »Ich bin keine Nachrichtenagentur, ich 
verstehe mich als Vertreter eines Erklärmediums.« Dem schließt sich ein 
Kollege (J22) an, der meint »das bloße Herunterbeten von APA42-Texten 
wird einfach zu wenig sein«. Auch wenn diese Erwartungen auf Organi-
sationsebene divergieren, so zeigt dieser Befund, dass die mehrheitlich 
als negativer Einfluss auf einen diskursiven Journalismus verhandelte 
Beschleunigung des Journalismus (vgl. Kap. 4.3) für niedrigfrequentere 
Medienangebote auch ein Segment eröffnen kann, wo kontextualisierende 
Berichterstattung ein Abgrenzungsmerkmal darstellt.

42	 Austria Presse Agentur, die größte und bedeutendste Nachrichtenagentur Österreichs.
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7.2.4	 Aushandlung von Diskursivität in 
Konstellationsstrukturen

Zur Beantwortung der Teilfrage, inwiefern sich die Diskursivität der Be-
richterstattung durch den Einfluss der Bezugsgruppen von Journalist:innen 
bzw. abstrakten, damit verbundenen Einflüssen erklären lässt, wurden wie-
derum generalisierte lineare gemischte Modelle berechnet. Wie Tabelle 16 
zeigt, besitzt keiner der Prädiktoren einen signifikanten Einfluss. In wel-
chem Ausmaß Journalist:innen eine diskursive Berichterstattung reali-
sieren, hängt demnach nicht systematisch und unmittelbar davon ab, wie 
einflussreich sie ihre Bezugsgruppen empfinden. Als lediglich signifikant 
auf einem Signifikanzniveau von 10 Prozent erweist sich der Einfluss von 
Politiker:innen, der sich positiv auf eine diskursive Einordnungsleistung 
auswirkt. In der deskriptiven Betrachtung bedeutet das, dass die Nach-
richtenbeiträge von Journalist:innen, welche Politiker:innen als »sehr« 
oder »extrem« einflussreich auf ihr eigenes journalistisches Arbeiten er-
achten, im Schnitt eine Diskursivität von 2,4 aufweisen, während es bei 
den Journalist:innen, welche den Einfluss von Politiker:innen nur als »re-
lativ stark« oder schwächer empfinden, ein Durchschnittswert von 2,2 ist. 
Den Einfluss von Politiker:innen schätzen knapp 5 Prozent der befragten 
Journalist:innen als mindestens »sehr stark« ein (vgl. Tab. 7 in Kap. 6.2.3). 
Theoretisch ist ein solcher Einfluss damit zu erklären, dass Politiker:innen 
eine zentrale Quelle von für die Diskursivität nötigen (Hintergrund-)In-
formationen sind. Durch jedenfalls schwach ausgeprägten Klientelismus 
kann sich in Summe das argumentative Repertoire der Berichterstattung 
erhöhen, weil dadurch auch divergierende Argumente und Perspektiven 
Eingang in den Diskurs finden (vgl. Wessler 2008a: 7). In den qualitativen 
Interviews bildet sich ein solcher Zusammenhang ansatzweise ab, wenn 
Politiker:innen erwartungsgemäß als wichtige Quelle von (Exklusiv-)In-
formationen erachtet werden. »Es geht ja oft auch nicht so sehr um das 
direkte Zitat, das man hat, sondern es geht ja um die Information, die da-
hintersteckt, […] also das Off-Records Gespräch ist natürlich […] ein sehr 
wichtiges Instrument, unverzichtbar«, legt beispielsweise ein Journalist 
(J22) dar. Der positive Einfluss von Politiker:innen auf die Diskursivität der 
Berichterstattung lässt sich jedoch nicht als gesichert betrachten.
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Tabelle  16 
Einfluss von Konstellationsstrukturen auf die Diskursivität 
politischer Berichterstattung

β 
(unstd.)

SE p

Kontrollvariablen
Gender (männlich) 0,263 0,314 0,404
Berufserfahrung im Journalismus (in Jahren) -0,028* 0,014 0,049

Einfluss von Akteur:innen
Eigentümer:innen des Medienbetriebs -0,056 0,209 0,790
Vorgesetzte und leitende Redakteur:innen -0,022 0,210 0,915
Kolleg:innen im Unternehmen -0,295 0,210 0,162
Politiker:innen 0,404† 0,235 0,087
Beamt:innen in Ministerien und anderen staatlichen 
Einrichtungen

0,121 0,263 0,645

Interessengruppen wie NGOs und NPOs und politische 
Bewegungen

-0,125 0,270 0,644

Abstrakte Einflüsse
Überlegungen in Bezug auf Werbung -0,262 0,260 0,313
Profiterwartungen ihres Betriebes 0,040 0,192 0,836
Verfügbarkeit von Ressourcen für die Berichterstattung 0,008 0,149 0,956
zeitlicher Druck -0,118 0,170 0,486

Autonomie
Entscheidungsfreiheit hinsichtlich der Betonung von 
Aspekten einer Geschichte

-0,056 0,266 0,833

R2 (korrigiert)1 12,7% - 13,2%

Anmerkung: n=785 Nachrichtenbeiträge; Zusammenfassung von 10 GLMM nach Rubins (1987) 
Regeln; †p<0,1, *p<0,05, **p<0,01, ***p<0,001 (p-Werte approximiert); 1Range über die 10 
Einzelmodelle aller Imputationsdatensätze. 

Wahrnehmung von Zeit als hemmenden Faktor

Obwohl sich die Verfügbarkeit von Ressourcen und Zeit für die Bericht-
erstattung  –  von denen anzunehmen ist, dass sie sich stark aus den Kon-
stellationsstrukturen ergeben  –  in den quantitativen Modellen nicht als 
signifikanter Prädiktor erweist (vgl. Tab. 16), werden aktiv erlebte Inter-
ferenzen zwischen dem Ziel einer diskursiven Berichterstattung und den 
praktischen Möglichkeiten ihrer Realisierung in den qualitativen Inter-
views artikuliert. Vor allem Zeit erscheint den Journalist:innen dabei als 
begrenzende Ressource. Die Wahrnehmung von Zeitdruck, unter dem die 
Berichterstattung produziert wird, stellt dabei eher die Regel als die Aus-
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nahme dar. »Wir sind wirklich Sklaven der Zeit bei diesen Dingen und es 
bestimmt mitunter auch […], was auf Sendung geht«, legt beispielsweise 
eine TV-Journalistin (J13) dar. Unter diesem Zeitdruck wird das Potenzial, 
diskursive Berichterstattung zu leisten, als beschränkt erlebt. So beschreibt 
ein Radiojournalist (J7) in Bezug auf eine seiner Arbeiten, eine »Geschichte, 
die sämtliche Aspekte einbringt«, wäre in der Kürze der Zeit nicht möglich 
gewesen. Im Umkehrschluss erachtet ein TV-Journalist (J4) einen stark dis-
kursiven Beitrag als »jetzt vielleicht nicht unbedingt das Paradebeispiel, 
weil ich für das natürlich wahnsinnig viel Zeit hatte«. Ähnlich argumen-
tiert eine Printjournalistin (J2) in Bezug auf einen diskursiven Text: »Und 
damit ein Text so […] breit erfassbar ist […], muss viel mehr Vorarbeit ge-
leistet werden, finde ich, und das geht nicht jedes Mal und das geht nicht 
bei allen und das ist auch wieder diese Frage von Zeit«.

Konkret beziehen die Journalist:innen einen die Diskursivität einschrän-
kenden Zeitdruck stark auf die ihnen zur Verfügung stehende Recherchezeit. 
Einerseits wird diese als knappe Ressource erlebt, die jedoch entscheidenden 
Einfluss darauf hat, wie stark Journalist:innen die Kontexte und kausalen 
Einbettungen von Nachrichtenereignissen in Erfahrung bringen können. 
So argumentiert eine Journalistin (J23), mehr Recherchezeit eröffnet »viel 
mehr Möglichkeiten, dich mit Leuten zu treffen, Hintergrundgespräche 
zu führen, viel mehr aufzusaugen an Geschichten, besser einzuordnen […] 
und [ermöglicht, dass] dieses Hintergrundwissen auch dann in die Arbeit 
einfließt«. In dieser Einordnung liegt in ihren Augen der »Unterschied, ob 
du eine Woche recherchieren kannst oder jetzt zum Beispiel nur einen Tag«. 
Ähnlich gibt ein Printjournalist (J11) an, »ich schreibe ganz gern analytisch 
ja und ich bin auch jemand, der eher viel recherchiert, nur beklage ich, dass 
ich als Tageszeitungsjournalist einfach weniger Zeit zu recherchieren habe, 
als ich eigentlich gerne hätte, weil wir natürlich immer den tagesaktuellen 
Produktionszwängen unterliegen«. Die begrenzte Recherchezeit ist »na-
türlich ein Handicap, wenn man dabei ist, auf der anderen Seite gerade 
Hintergründe herauszuarbeiten«. Als besonders problematisch wird dies 
von Journalist:innen erlebt, wenn der Aufwand hinter zeitintensiv zu re-
cherchierenden Kontextinformationen am journalistischen Produkt selbst 
kaum nachzuvollziehen und damit zu legitimieren ist. »Vielleicht hätte 
nicht jemand anderer einen halben Tag dafür telefoniert für so einen kur-
zen Text«, mutmaßt beispielsweise eine Printjournalistin (J2). Eine Kolle-
gin (J10) beschreibt: »Das sind 1400 Anschläge, ich recherchiere [aber] […] 
zwei Stunden, um einfach die Fakten zu haben.«
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Eine Dimension von Diskursivität, die von den Journalist:innen als 
besonders zeitkritisch bewertet wird, sind unterschiedliche Positionen 
zu einem Thema und die dahinterstehenden Akteur:innen bzw. Quellen. 
Hier kommen insbesondere interne Deadlines bzw. ein möglicher Redak-
tionsschluss und die Schnelligkeit des Nachrichtenflusses zum Tragen. So 
argumentiert ein Journalist (J5), insbesondere »bei Geschichten, die nicht 
warten können, weil sie halt […] überall rausgehen«, kann es vorkommen, 
dass die Rückmeldung von Gegenpositionen nicht abgewartet wird, ob-
wohl »man dringend noch jemanden […] zu Wort kommen lassen will«, 
und im Zweifelsfall eine Position erst später veröffentlicht wird. Ähnlich 
hält es eine TV-Journalistin (J3) für unrealistisch, »dass man immer eine 
zusätzliche Person hat, weil in der Realität […] hat man dann auch nicht 
die Zeit sofort jemanden aufzutreiben«. Das setzt auch die angefragten 
Quellen unter Zeitdruck, denn »wenn ich jetzt da anrufe und sage, ich 
möchte von euch auch noch Stellungnahmen, […] müssen die zuerst mal 
recherchieren und blablabla« (J12). Dies bestimmt mit, welche Quellen un-
ter diesen Bedingungen ihre (Gegen-)Positionen in der Berichterstattung 
darlegen können. Damit erweist sich das allgemeine, aber vor allem für 
Recherchen zur Verfügung stehende Zeitbudget als Einflussdimension 
auf die diskursive Einordnungsleistung, die von den Journalist:innen als 
entscheidend wahrgenommen wird. Dass der empfundene Zeitdruck in 
den quantitativen Modellen keinen Einfluss hat, legt die Interpretation 
nahe, dass Zeit eine notwendige, aber keine hinreichende Voraussetzung für 
die Realisierung einer diskursiven Berichterstattung ist.

Stellenwert von eigener Informiertheit und (Vor-)Wissen

Eine mit der Verfügbarkeit von Zeitressourcen verbundene Dimension, die 
sich in den retrospektiven Rekonstruktionen als wichtig für die Realisie-
rung einer diskursiven Berichterstattung erweist, ist der themen- und sach-
spezifische Informationsstand und das Vorwissen, welches Journalist:innen 
besitzen bzw. sich unter den realen Bedingungen journalistischer Nach-
richtenproduktion aneignen (können). Die journalistisch vermittelte Ein-
bettung eines Themas wird dabei zwingend als nur ein Teilausschnitt des 
Wissensstands der Journalist:innen begriffen, die es bearbeiten. Eine regio
nale Printjournalistin erläutert:

»Da ist bei mir das oberste Gebot: Ich muss es erst mal selbst verstehen, sonst kann 

man es nicht vermitteln, meiner Meinung nach. […] Also, ich […] lasse mir die Sachen 
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erklären, hintergründig und das ist eigentlich der Hauptteil meiner Arbeit. Und 

dann, wenn ich selbst das zusammengetragen habe, dass ich sage, das ist für mich 

selbstverständlich, versuche ich das dann im Text zu vermitteln« (J20).

Ähnlich äußert sich ein Kollege (J11): »[I]ch blicke ganz gern hinter die Ku-
lissen, möchte ganz gerne möglichst viel wissen  –  also viel mehr als ich dann 
wirklich niederschreibe –, will ganz gern die Zusammenhänge verstehen«. 
Wissen erscheint hier als zentrale Ressource, die mitbestimmt, wie stark dis-
kursiv einordnend die Berichterstattung ist, die Journalist:innen umsetzen 
können. Dies wird auch darauf bezogen, dass es den Journalist:innen erst 
ein breites Kontextwissen ermöglicht, spezifische Schwerpunkte zu setzen 
und eine für die Vermittlung notwendige Verknappung zu leisten. So be-
zeichnet es eine TV-Journalistin (J13), als »eine unserer größten Künste, […] 
zu wissen, […] was kann ich weglassen, ohne, dass es etwas Essentielles ist«. 
Dabei gilt in ihren Augen: »Bei allen Dingen muss ich möglichst viel wissen, 
damit ich weiß, was ich weglassen kann.« Die Bedingungen, unter denen 
sich Journalist:innen derartiges Kontextwissen aneignen können, werden 
damit als entscheidende Voraussetzung gesehen. Sie sind besonders güns-
tig, wenn Journalist:innen die Möglichkeit haben, sich einen sachspezifi-
schen Erfahrungsschatz anzueignen: »[D]amit man einfacher jemandem 
ein Thema vermitteln kann, muss man viel Wissen über das Thema haben. 
[…] Journalismus ist ja keine irgendwie Kunst oder da braucht man keine 
große Begabung, […] das ist Handwerk und für das Handwerk braucht man 
Übung« (J2). Vielmehr nehmen die Befragten an »dieses Hintergrundwissen, 
das eignet man sich natürlich mit Erfahrung an« (J20). In den Rekonstruktio
nen stellen die Autor:innen diskursive Nachrichtenbeiträge in dieser Logik 
vielfach in eine Reihe mit thematisch verwandter Berichterstattung, welche 
sie geschrieben oder produziert haben. Ein Journalist (J4) begründet den 
einordnenden Hintergrund einer Arbeit damit, dass er »schon wahnsinnig 
viele Asylgeschichten gemacht« hat. Ein anderer (J5) gibt an, ein Thema »be-
gleiten wir als Redaktion und ich als Journalist jetzt seit Jahren« und folgert 
daraus die realisierte tiefgehende Einordnungsleistung. Ähnlich argumen-
tiert eine Journalistin (J24): »[I]ch beschäftige mich seit fünf Jahren damit 
ausschließlich […], also für mich ist das ganz klar  –  ich glaube aber, dass es 
für die Mehrheit der Menschen einfach nicht so klar ist«.

Nur durch die anhaltende bzw. wiederholte Beschäftigung mit einem 
Thema »weißt du auch vieles, was vorher geschah, was nachher geschah 
und […] kannst du bewerten, in welcher Weise […] [die jeweiligen Um-
stände] Einfluss auf das Geschehen genommen haben« (J6). Damit sehen 
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sich Journalist:innen, die Themenkomplexe länger und/oder intensiver 
begleiten, hinsichtlich der Diskursivität im Vorteil gegenüber Kolleg:innen, 
denen »die Zeit fehlt, dass man sich ein bisschen umfassender einarbeitet« 
(J15). Vor diesem Hintergrund erscheint die eigene Informiertheit und das 
eigene (Vor-)Wissen von Journalist:innen  –  wozu es wiederum Zeitressour-
cen für dessen Aneignung braucht (vgl. Picard 2000: 102) –, als günstige 
Voraussetzung für die Realisierung von diskursiver Berichterstattung. 
Ähnlich stellt dies Lorenz (2017: 53) in Bezug auf den »Wissensvorrat« von 
EU-Journalist:innen fest. Als inhärent themen- bzw. anlassbezogene Res-
source ist Informiertheit und Wissen jedoch schwer theoretisierbar und 
auf einer abstrakten Ebene kaum valide operationalisierbar.

Wahrnehmung von Platz als hemmenden Faktor

Eine starke Interferenz mit ihrer Intention, Nachrichtenereignisse kontext-
sensitiv und kausal einzuordnen, erleben Journalist:innen in textbasierten 
Medien zudem mit dem Platz, der ihnen für ihre Berichterstattung zur 
Verfügung steht, bzw. in audiovisuellen Medien mit der Sendezeit. Dieser 
Raum für die Berichterstattung spielt eine entsprechend große Rolle bei der 
Rekonstruktion der ›Leerstellen‹, also jenen Aspekten einer ›Geschichte‹, 
welche die Journalist:innen in ihren Arbeiten nicht realisieren konnten. »Also 
was mich schmerzt, ist das Weglassen vieler Aspekte«, betont beispielsweise 
eine Journalistin (J9). Die Journalist:innen problematisieren, dass sie der be-
grenzte Raum von der Realisierung einer diskursiven Einordnungsleistung 
abhält. Ein Regionaljournalist (J5) vergleicht beispielsweise das Kleinformat, 
für das er tätig ist, mit »Großformat-Qualitätszeitungen«, welche »ganz 
andere Textlängen und Wegstrecken für den Leser« bereithalten, welche 
»dort natürlich eine andere Tiefe im Text« erlauben. In dieser Logik stehen 
der Umfang der journalistischen Arbeiten und deren diskursive Qualität in 
einem direkten Verhältnis. Ein Tageszeitungsjournalist betont:

»Weil Platz ist nicht nur Quantität. Platz ist auch Qualität. Klingt jetzt eigenartig, 

aber es ist so. Sie können auf ganz wenig Raum […] keine Qualität machen. Das heißt, 

um Qualität zu produzieren, brauchen Sie Quantität. Sie müssen Räume haben, um 

Dinge zu erklären. Wir kämpfen […] jeden Tag mit dem Platz. […] [L]esen Sie um 40 

Zeilen mehr und ich verspreche Ihnen, das sind nicht nur Füllsätze. Da gibt es im-

mer noch Infos, Infos, Infos die man da reinlaufen [lassen] kann« (J11).

In Medientypen, welche umfangreichere Nachrichtenbeiträge zulas-
sen, wird dies demnach als günstige Bedingung für eine diskursive Be-
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richterstattung wahrgenommen. Eine Printjournalistin eines Informa-
tionsmediums (J20) vergleicht ihre Rahmenbedingungen mit jenen des 
Boulevardjournalismus und stellt fest, »die haben viel weniger Platz, wo 
sie Sachen transportieren können  –  das heißt, ich kann Geschichten auch 
anders denken«. Im Radiojournalismus wird die Sendezeit als besonders 
herausfordernd erlebt. Ein Journalist (J7) betont beispielsweise die Schwie-
rigkeit, ein Nachrichtenereignis »so rüber[zu]bringen, dass das Ganze in 
40 Sekunden auch noch […] den Kern der dort transportierten Aussagen 
übermitteln kann«. Darüber hinaus problematisieren die Journalist:innen, 
dass sie Nachrichtenereignisse durch ihre Recherchen zwar als multidimen-
sional einzuordnende Phänomene erleben, sie verschiedene Kontexte aber 
nicht in ihrer Berichterstattung unterbringen können. So gibt eine Jour-
nalistin (J9) in Bezug auf einen ihrer Texte an, »ich hätte ganz klar mehr 
Platz gebraucht […], da gab es noch ganz andere Aspekte, […] aber man 
muss sich immer aus Platzgründen auf ein oder zwei Aspekte beschrän-
ken.« Ähnlich stellt ein Journalist (J8) fest, »nachdem der Platz nicht vor-
handen sein würde«, sei es von Anfang an schwierig gewesen, einen Text 
wie intendiert »ein bisschen historisch aufzuziehen«.

Im Online-Sektor wird der Platz als limitierender Faktor im Umkehr-
schluss weniger einflussreich empfunden, »weil der Platz unendlich ist 
erstens mal  –  das heißt, alles kann vorkommen, was vorkommen möchte« 
(J6). Online-Berichterstattung wird als Raum gesehen, »wo wir uns leichter 
tun auch längere Texte zu schreiben« (J5). Einerseits kann analoge Bericht-
erstattung online ergänzt werden, um in diesem Sinne »online weiter die 
Geschichte auch auszubauen und auf diesem Weg auch Leser zu erreichen« 
(J16). Andererseits werden komplexe Themen von vornherein online ge-
plant. So gibt eine Regionaljournalistin an: »Es gibt viele Geschichten, wo 
ich weiß, die mache ich nur online, da ist der Platz de facto unendlich« (J20). 
Dies kann als Erklärung dafür gesehen werden, warum die Diskursivität der 
untersuchten Online-Beiträge durchgehend überdurchschnittlich ist (vgl. 
Kap. 7.2.1). Fraglich ist jedoch, ob die Wahrnehmung der Journalist:innen, 
dass das faktische Platzangebot die Einordnungsleistung ihrer Berichter-
stattung beschneidet, nicht die Realität der Rezeption verkennt. So geben 
zwar rund drei Viertel der Zeitungsleser:innen an, mindestens die Hälfte 
einer Zeitungsausgabe zu lesen (vgl. ZMG 2022)  –  eine Rezeptionsstudie 
zeigt jedoch, dass im Schnitt nur knapp 90 Sekunden in die Lektüre ei-
ner Zeitungsseite investiert wird (vgl. Bucher/Schumacher 2012: 193). 
Bei Fernsehen und Radio als klassische ›Nebenbeimedien‹ (vgl. Kuhl-
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mann/Wolling 2004) ist zudem von einer geringen konzentrierten bzw. 
sinnerfassenden Rezeption auszugehen. Ob das ›Mehr‹ an Platz, das sich 
Journalist:innen für eine umfassend diskursiv einordnende Berichterstat-
tung in analogen Medien wünschen bzw. in digitalen Medien begrüßen, 
auch tatsächlich rezipiert wird  –  wie es natürlich die Grundlage für einen 
tiefgehenden Informationsstand der Bürger:innen als argumentative Ba-
sis zur Teilnahme an deliberativen Diskursen ist –, bleibt demnach offen.

7.2.5	 Zwischenfazit: Streben nach diskursiver Einordnung 
trotz ambivalenter Publikumsrolle und empfundener 
Ressourcenknappheit

Die Diskursivität der Berichterstattung wurde theoretisch als Nachrich-
tenqualitätsstandard in einem deliberativen Demokratiemodell argumen-
tiert. Eine multiperspektivische Einordnungsleistung durch Kontexte, 
Gründe und Folgen sowie davon betroffenen bzw. in sie aktiv involvierte 
Akteur:innen soll Bürger:innen zu einem tiefergehenden Verständnis 
und größerem argumentativen Repertoire verhelfen und sie zur Teil-
nahme an deliberativen Diskursen befähigen. In der Inhaltsanalyse zeigt 
sich  –  übereinstimmend mit Vorgängerstudien (vgl. Seethaler 2015) –, 
dass der österreichische Journalismus dem in nur relativ geringem Um-
fang nachkommt und im Schnitt pro Nachrichtenbeitrag rund zwei der 
sechs Diskurskomponenten realisiert werden. Um Forschungsfrage FF1b, 
welche nach systematischen Einflüssen auf Diskursivität fragt, sowie FF3b, 
welche darauf aufbauend nach deren journalistischer Aushandlung fragt, 
zu beantworten, wurden analog zur Frage nach der Unparteilichkeit der 
Berichterstattung für die Deutungs-, Erwartungs- und Konstellations-
strukturen zunächst getrennte Modelle berechnet. Der Einbezug aller 
Faktoren in ein gemeinsames Modell (vgl. Tab. 36 in Anhang I) zeigt keine 
drastisch verminderten Effektstärken. Deshalb ist davon auszugehen, dass 
die identifizierten Prädiktoren auch im Zusammenspiel Relevanz besitzen.

Hinsichtlich des ›Wollens‹ der Journalist:innen besteht ein signifikant 
positiver Einfluss des journalistischen Rollenverständnisses, Erklärungen, 
Hintergründe und Kontext zu Themen zur Verfügung zu stellen, auf die 
Diskursivität. Journalist:innen in Österreich erachten diese Rolle nicht nur 
als fast durchgehend sehr wichtig. Sie schaffen es offenbar auch, einen ihr 
entsprechenden Handlungsimpetus in Form einer diskursiv einordnenden 
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Berichterstattung zu realisieren. In den qualitativen Interviews bestätigt sich 
der wichtige Stellenwert der einzelnen Diskurskomponenten. Vor allem das 
Aufzeigen unterschiedlicher Bewertungen zeigt sich als tief internalisierter 
Anspruch  –  der aber als Automatismus auch die Gefahr einer False Balance 
birgt und in diesem Sinne kritisch reflektiert wird. In den Sinnstrukturen 
der Journalist:innen wird das Aufzeigen von Kontexten, Gründen und Fol-
gen mit dem Ziel verknüpft, Bürger:innen die Komplexität der sozialen 
und politischen Realität verständlich zu machen. Darüber hinaus besteht 
in Bezug auf eine gesellschaftliche Ebene auch die Intention, durch journa-
listische Berichterstattung öffentliche Diskurse anzustoßen und zu beglei-
ten. Dieser Anspruch wird jedoch ungleich stärker auf die Gesamtheit der 
Berichterstattung bezogen als auf die multiperspektivische Einordnung 
innerhalb einzelner journalistischer Beiträge. Darin mag eine Erklärung 
liegen, warum die Diskursivität auf Ebene einzelner Beiträge relativ niedrig 
ausgeprägt ist, obwohl die Intention dazu stark im Journalismus verankert 
ist und als Rollenverständnis auch signifikant Varianz erklärt. Mit Blick auf 
die Rezeptionsrealität von Rezipient:innen ist jedoch kaum davon auszu-
gehen, dass diese eine sich erst durch die Gesamtheit der Berichterstattung 
erschließende Multiperspektivität auch wahrnehmen.

Während das Publikum also als Adressat einer diskursiven Berichterstat-
tung  –  die damit, mit dem Vokabular von Loosen (vgl. 2023: 281) gespro-
chen, eine einseitige Kommunikationsofferte in und für die Gesellschaft 
darstellt  –  mitgedacht wird, haben konkrete Publikumserwartungen als 
Ausdruck des ›Sollens‹ einen negativen Einfluss auf die Diskursivität. Je 
einflussreicher Journalist:innen die Erwartungen ihres Publikums erleben, 
desto niedriger ist die diskursive Einordnungsleistung ihrer Berichterstat-
tung. In den qualitativen Interviews legen die Journalist:innen offen, dass 
sie Grenzen des Auffassungsvermögens oder/und der Aufmerksamkeit ih-
res Publikums oder jedenfalls von Teilpublika erleben, dem sie vor diesem 
Hintergrund ein nur niedriges Maß an Komplexität zumuten wollen oder 
glauben zu können. Auch wenn diese abstrahierten und simplifizierten Pu-
blikumserwartungen nicht zwingend mit der empirischen Realität über-
einstimmen müssen, werden sie damit handlungsleitend. Dieser Befund 
hat auch Implikationen für die normative Theoriebildung an sich. Wenn 
Journalist:innen in ihrer Berufsrealität erleben, kommunikative Angebote 
zur Teilnahme an deliberativen Diskursen an die Breite ihres Publikums 
nicht stellen zu sollen oder zu können, so stellt dies konsequent weiterge-
dacht die grundlegende Idee von möglichst gleichberechtigten und ega-
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litären Diskursen abseits des politischen Zentrums infrage. Schon früh 
wurde am deliberativen Demokratiemodell kritisiert, dass diesem durch 
dessen kommunikative Ideale und der Idealisierung auf Konsens abzielen-
der Diskurse ein exkludierender Mechanismus gegenüber beträchtlichen 
Teilen der Bevölkerung inhärent ist (vgl. Fraser 1990; Young 1997). Der 
Befund, dass Journalist:innen die Komplexität der sozialen Realität als 
Teilen ihres Publikums nicht vermittelbar erachten, wirft die Frage auf, in-
wiefern journalistisch initiierte öffentliche Diskurse tatsächlich politische 
Entscheidungen generieren können, die den Interessen und Bedürfnissen 
unterschiedlichster Gesellschaftsmitglieder entsprechen.

Auf Ebene des ›Könnens‹ zeigen die quantitativen Modelle keine si-
gnifikanten Einflüsse auf die Diskursivität. Qualitativ artikulieren die 
Journalist:innen jedoch aktiv erlebte Interferenzen zwischen ihren Hand-
lungsintentionen und den Möglichkeiten ihres Handelns auf einer opera-
tiven Ebene. Vor allem die für die Nachrichtenproduktion zur Verfügung 
stehende Zeit wird als hemmender Faktor erlebt. Dies betrifft vor allem die 
Recherchezeit, wo insbesondere die Darlegung unterschiedlicher Positio-
nen beschnitten werden kann, weil Zeitdruck hier auch die Responsivität 
möglicher Quellen betrifft. Nachdem sich der empfundene Zeitdruck nicht 
in den quantitativen Modellen niederschlägt, erscheint Zeit als notwendige, 
aber nicht hinreichende Voraussetzung für die Realisierung einer diskursi-
ven Berichterstattung  –  was wiederum die Notwendigkeit entsprechen-
der Handlungsintentionen betont. Die Beschleunigung des Journalismus 
kann jedoch nicht nur negative Effekte für die Diskursivität haben. In den 
Interviews artikulieren die Journalist:innen auch, dass die Schnelligkeit 
des (digitalen) tagesaktuellen Journalismus ein Segment für hintergrün-
dige Berichterstattung eröffnet, wo eine diskursive Einordnungsleistung 
mit entsprechenden Erwartungsstrukturen resonieren kann. Als ähnlich 
notwendige Ressource wie Zeit kristallisiert sich in den retrospektiven 
Rekonstruktionen die Verfügbarkeit von Platz bzw. Sendezeit für die Be-
richterstattung heraus, die vor allem in den analogen Medien im Vergleich 
zu digitalem Journalismus als begrenzend wahrgenommen wird. Auch 
hier muss jedoch ein grundlegendes Spannungsverhältnis mit dem Re-
zeptionsverhalten des Publikums problematisiert werden, das die Frage 
aufwirft, inwiefern ein ›Mehr‹ an Berichterstattung auch tatsächlich rezi-
piert würde  –  und damit demokratiefördernde Effekte bewirken könnte.

Als abschließende Dimension des ›Könnens‹, bei der sich in den retro
spektiven Rekonstruktionen ein Konnex zur Diskursivität herausstellt, 
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ist die eigene Informiertheit und das (Vor-)Wissen von Journalist:innen. 
Journalist:innen begreifen die Einordnungsleistung ihrer Berichterstat-
tung nur als Teilausschnitt des Kontextwissens, das sie sich während der 
Recherche aneignen. Breites Wissen erscheint zudem als wichtige Vor-
aussetzung dafür, eine notwendige Verknappung leisten zu können. Ein 
Zusammenhang zur Verfügbarkeit von Zeitressourcen besteht insofern, 
als dass ein sachspezifischer Wissensvorrat das Ergebnis der anhaltenden 
bzw. wiederholten Beschäftigung mit einem Thema darstellt. Wissen er-
scheint damit als für die Realisierung diskursiver Nachrichtenqualität 
notwendige Ressource, wie sie jedoch von Journalismus- und Qualitäts-
forschung wenig beachtet wird. In Zeiten, in denen die Infragestellung 
von gesicherter Evidenz zunimmt und ein Verständnis gesellschaftlicher 
Dynamiken immer stärkeres Kontextwissen voraussetzt, erscheint das Wis-
sen von Journalist:innen und dessen nachvollziehbare Weitergabe jedoch 
eine wichtige Dimension, damit Journalismus gesellschaftliche Relevanz 
behält (vgl. Donsbach 2014; Gesualdo et al. 2020). In diesem Sinne gilt 
es aber auch die Rahmenbedingungen zu verstehen und zu sichern, unter 
denen Journalist:innen sich ein solches aneignen können.

7.3	 Konstruktive Emotionalität

7.3.1	 Konstruktive Emotionalität journalistischer 
Berichterstattung

Der dritte professionelle Standard journalistischer Berichterstattung, dessen 
Aushandlung im österreichischen Journalismus gemäß den Forschungsfra-
gen beleuchtet werden soll, ist die vom Ideal einer partizipatorischen De-
mokratie abgeleitete konstruktive Emotionalität der Berichterstattung als Teil 
einer aktivierenden Nachrichtenqualität (vgl. Tab. 1 in Kap. 2). Vor der Beant-
wortung der Forschungsfragen soll auch hier dargelegt werden, inwiefern 
der österreichische Journalismus diesem Anspruch gerecht wird. Für einen 
deskriptiven Überblick wurde zum einen der Anteil der Nachrichtenbei-
träge pro Medienoutlet berechnet, der überhaupt konstruktiv-emotionale 
Elemente aufweist (vgl. Tab. 17). Das bedeutet, dass nicht der niedrigste 
Code auf der fünfstufigen Skala der Emotionalität vergeben wurde, wonach 
Beiträge nicht vollständig sachlich-nüchtern sind, sondern eine erkenn-
bare emotionale Darstellung aufweisen. Gleichzeitig durften die Beiträge 
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keine Inzivilität beinhalten (vgl. Kap. 6.1.2 zur Operationalisierung der in-
haltsanalytischen Variablen). Zum anderen wurde die fünfstufige Skala der 
Emotionalität für die nicht inzivilen Beiträge z-standardisiert (vgl. Kap. 7.1.1 
für eine ausführlichere Erklärung). Wie für alle deskriptiven Analysen der 
Inhaltanalysedaten wurden sie auch für diese Berechnungen gewichtet (vgl. 
Fußnote 30). Ein Chi-Quadrat-Test zeigt, dass sich die Outlets hinsichtlich 
des Anteils konstruktiv-emotionaler Beiträge signifikant unterscheiden, 
wobei Cramer’s V einen kleinen bis mittleren Zusammenhang (vgl. Cohen 
1988) nachweist. Auch einfaktorielle Varianzanalysen zeigen, dass sich die 
Mittelwerte zwischen den Outlets signifikant unterscheiden.

Tabelle  17 
Konstruktive Emotionalität politischer Berichterstattung nach 
Medienoutlets

Konstruktive Emotionalität
MW 
z-std.

SD % der 
Beiträge1

n

ORF Zeit im Bild -0,283 0,704 27,1% 354
ORF Ö1 Journale -0,415 0,626 17,9% 78
Die Presse -0,059 0,846 39,2% 365
Der Standard -0,141 0,905 31,3% 342
Kronen Zeitung 0,199 1,230 44,6% 397
Kleine Zeitung -0,054 0,964 36,4% 385
Heute 0,241 1,255 46,9% 128
Österreich 0,030 0,934 43,1% 471
orf.at -0,242 0,810 26,9% 521
derstandard.at -0,001 1,050 37,0% 370
krone.at 0,507 1,193 61,9% 383
Gesamt 0,000 1,000 39,0% 3.794
F (df1, df2)2 F (10, 1051) = 20,350***

χ2 (df) χ2 (10) = 174,582***
Cramer’s V Cramer’s V = 0,215***

Anmerkung: Gesamt wurde auf Ebene der Medienoutlets anhand des Verhältnisses zwischen 
jeweiliger Stichprobengröße und Grundgesamtheit gewichtet; 1Die fünfstufige Skala wurde 
zwischen den Ausprägungen vier und fünf (der ursprünglich codierten Skala der Sachlichkeit) 
dichotomisiert; die dargestellten Prozentwerte weisen demnach jene Beiträge aus, die nicht als 
»sachlich-nüchtern« codiert wurden, also eine erkennbare emotionale Darstellung aufweisen; 
2Da aufgrund signifikanter Levene-Tests fehlende Varianzhomogenität angenommen werden 
musste, wurden basierend auf den z-standardisierten Mittelwerten Welch-Tests berechnet; 
*p<0,05, **p<0,01, ***p<0,001
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Insgesamt weist die analysierte Berichterstattung ein niedriges Maß 
an konstruktiven Formen von Emotionalität auf. Nur 39 Prozent, also ein 
gutes Drittel der Beiträge, beinhaltet zumindest gelegentlich emotionale 
Stilmittel und ist dabei gleichzeitig frei von inzivilen Elementen. Oder in-
vers formuliert: Mit 61 Prozent verzichten fast zwei Drittel der Beiträge 
gänzlich auf emotionale Elemente als aktivierendes Moment bzw. lassen 
nicht zu, dass medial repräsentierte Akteur:innen von der sozial anerkann-
ten Diskursregel der Sachlichkeit abweichen und z. B. ihre Betroffenheit 
auch emotional artikulieren. Ähnlich diagnostiziert Beaufort (2020: 192, 
Kursivsetzung weggelassen), dass im österreichischen Journalismus das 
»Zulassen eines emotional gefärbten Stils als partizipatorischen Gegen-
pol zur Sachlichkeit […] kaum beobachtbar« ist. Im Vergleich der Outlets 
variiert das Niveau  –  ähnlich wie beim professionellen Standard der Un-
parteilichkeit, aber im Gegensatz zur Diskursivität  –  jedoch deutlich. krone.
at weist mit 62 Prozent der Beiträge mit emotionaler Färbung das mit 
Abstand höchste Niveau auf und stellt damit das einzige Angebot dar, bei 
dem dies die Mehrheit der Beiträge betrifft. Danach folgen Heute mit 47 
Prozent konstruktiv-emotionalen Beiträgen und die redaktionell eigen-
ständige Kronen Zeitung in ihrer Printversion mit 45 Prozent. Das niedrigste 
Maß an Emotionalität  –  aus partizipatorischer Perspektive problematisch, 
umgekehrt im Sinne einer hohen Sachlichkeit aus Warte des repräsentati-
ven Demokratiemodells jedoch wünschenswert  –  weisen die öffentlich-
rechtlichen Angebote auf: am stärksten die Ö1 Journale mit 18 Prozent der 
Beiträge, die emotionale Elemente beinhalten, gefolgt von orf.at sowie den 
Zeit im Bild-Formaten mit je 27 Prozent.

Hinsichtlich der Medientypen ist der professionelle Standard der kon-
struktiven Emotionalität das trennschärfste Kriterium zwischen Informa-
tions- und Boulevardmedien: Die Performanz aller untersuchten Boule-
vardzeitungen und ihrer Online-Pendants liegt über dem Durchschnitt 
(vgl. auch Abb. 8), während alle analogen und digitalen Angebote der so-
genannten ›Qualitätspresse‹ sowie des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
hier unterdurchschnittlich rangieren. Dies bildet sich ähnlich auch in 
Deutschland und der Schweiz ab, wo in einer vergleichbaren Untersuchung, 
jedoch mit einer demokratietheoretisch dezidiert anderen Fundierung, 
die »Sachlichkeit als ein Indikator der Professionalität journalistischer 
Berichterstattung« (Stark et al. 2021: 44) herangezogen wurde. Der parti-
zipatorisch erwünschten Forderung nach konstruktiven Formen von Emo-
tionalität kommt in Österreich also einzig der Boulevard nach. Es scheint 
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Abbildung  8 
Konstruktive Emotionalität nach Medienoutlets
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Anmerkung: n=3.794 Nachrichtenbeiträge

in Einklang mit Friedrich und Jandura (2012: 415) so zu sein, dass auch in 
Österreich die »normativ [aus partizipativen Demokratietheorien] begrün-
deten Leistungsanforderungen an Boulevardjournalismus in der Realität 
tatsächlich umgesetzt« werden. Im Vergleich der Medienkanäle zeigt sich 
gemäß der These, dass im digitalen Wettbewerb einer Aufmerksamkeits-
ökonomie im Online-Journalismus stärker emotionale Elemente verwen-
det werden (vgl. Karlsson 2016: 150), eine Kluft zwischen digitalen und 
analogen Angeboten. Im direkten Vergleich weisen die Online-Angebote 
konstant und mitunter beträchtlich eine emotionalere Färbung auf als 
ihre analogen Pendants.

7.3.2	 Aushandlung von konstruktiver Emotionalität entlang 
von Deutungsstrukturen

Zur Beantwortung von Forschungsfrage FF1c, die nach den Faktoren fragt, 
welche die konstruktive Emotionalität von Nachrichtenbeiträgen syste-
matisch beeinflussen, sowie von FF3c, die daran anschließend fragt, wie 
Journalist:innen diese Einflüsse verhandeln, wurden zunächst analog zu 
den anderen abhängigen Variablen Regressionsmodelle berechnet, welche 
die Deutungsstrukturen von Journalist:innen beinhalten (vgl. Tab. 18). Als 
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abhängige Variable fungiert die auf einer fünfstufigen Skala gemessene 
Emotionalität der Berichterstattung, welche für diesen Zweck dichotomi-
siert wurde. Zudem wurden Beiträge ausgeschlossen, die Formen von Inzi-
vilität enthalten (vgl. Kap. 6.4.1 zur Operationalisierung der inhaltsanaly-
tischen Variablen). Die Modelle können demnach Faktoren identifizieren, 
welche die Chance erhöhen oder senken, dass Nachrichtenbeiträge eine 
erkennbare Form konstruktiver Emotionalität aufweisen. Als Prädiktoren 
fungiert das Rollenverständnis, Menschen zur Teilhabe am politischen 
Geschehen zu motivieren, wie es der normativen Erwartung entspricht. 
Zudem wurde die Rolle, Unterhaltung und Entspannung zu bieten, ein-
bezogen, welche einen möglichen Konnex zwischen Emotionalität und 
alltagsweltlichen Funktionen von Journalismus (vgl. Hanitzsch/Vos 2018: 
158) adressiert (vgl. Hanitzsch et al. 2019: 174; Hanitzsch/Lauerer 2019: 
142). Die Rolle, dem Publikum eigene Ansichten zu präsentieren (vgl. Wei-
schenberg/Malik et al. 2006: 111), trägt dem Befund Rechnung, dass Emo-
tionalität mit Standpunktjournalismus in Verbindung gebracht wird (vgl. 
Pantti 2010). Innerhalb der politischen Einstellungen von Journalist:innen 
wird ein partizipatorisches Demokratieverständnis (Prozessdimension) 
und die politische Orientierung (von links nach rechts) berücksichtigt.

Emotionalität als journalistische Wertung

Wie Tabelle 18 zeigt, hat innerhalb der Deutungsstrukturen der Journa
list:innen alleinig das Rollenverständnis, dem Publikum eigene Ansichten 
zu präsentieren, signifikant positiven Einfluss auf konstruktive Formen 
von Emotionalität. Die Chance, dass Beiträge von Journalist:innen Formen 
konstruktiver Emotionalität enthalten, erhöht sich um den Faktor 1,3, wenn 
Befragte auf der fünfstufigen Skala dieser Rolle einen Skalenpunkt höher 
angeben. In der deskriptiven Betrachtung bedeutet dies, dass die Nachrich-
tenbeiträge von Journalist:innen, welche dieser Rolle der Vermittlung eige-
ner Standpunkte »eher« oder »stark« zustimmen, zu 53 Prozent emotionale 
Elemente enthalten, während es bei den Journalist:innen, die dieser Rolle 
weniger stark zustimmen, nur 36 Prozent der Beiträge sind. Gleichzeitig 
stimmen dieser Rolle 18 Prozent aller befragten Journalist:innen »eher« oder 
»stark« zu. Von der überwiegenden Mehrheit wird sie also klar abgelehnt (vgl. 
Tab. 5 in Kap. 6.2.3). Die konstruktive Emotionalität der Berichterstattung 
zeigt sich also in den Sinnstrukturen österreichischer Journalist:innen  –  ent-
gegen der normativen Erwartung  –  nicht als Möglichkeit, Menschen zur 
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Partizipation zu bewegen, sondern vielmehr als Phänomen, das journalis-
tische Standpunkte begleitet.

Tabelle  18 
Einfluss von Deutungsstrukturen auf die konstruktive 
Emotionalität politischer Berichterstattung

Exp(β) SE p

Kontrollvariablen
Gender (männlich) 1,137 0,234 0,584
Berufserfahrung im Journalismus (in Jahren) 1,003 0,010 0,799

Journalistisches Rollenverständnis
Menschen zur Teilhabe am politischen Geschehen zu 
motivieren

0,990 0,094 0,912

Unterhaltung und Entspannung zu bieten 1,130 0,089 0,170
dem Publikum eigene Ansichten zu präsentieren 1,282** 0,090 0,006

Politische Einstellungen
Partizipatorisches Demokratieverständnis (Prozess): bei 
politischen Entscheidungen Betroffene und involvierte 
Bürger:innen ihre persönliche Sichtweise einbringen

1,078 0,119 0,528

Politische Orientierung (rechts) 1,034 0,073 0,651
R2 (korrigiert)1 12,5% - 12,7%

Anmerkung: n=746 Nachrichtenbeiträge; Zusammenfassung von 10 Logit-GLMM nach Rubins 
(1987) Regeln; †p<0,1, *p<0,05, **p<0,01, ***p<0,001 (p-Werte approximiert); 1Range über die 
10 Einzelmodelle aller Imputationsdatensätze

Die qualitativen retrospektiven Rekonstruktionen lassen dabei zwei 
Richtungen der Interpretation dieses Zusammenhangs zu: Einerseits, 
dass Journalist:innen emotionale Elemente heranziehen, um ihren Stand-
punkt zu unterstreichen. Andererseits, dass Journalist:innen, welche eigene 
Ansichten in ihrer Berichterstattung vermeiden wollen, auch Emotionalität 
vermeiden wollen. In ersterem Sinne beschreibt beispielsweise ein Boule-
vardjournalist (J12) einen stark wertenden Text, den er wie bereits thema-
tisiert aus einem Ungerechtigkeitsempfinden heraus verfasst hat  –  »weil 
ich selber einen Schleim43 gehabt habe« –, in für ihn logischer Konsequenz 
auch als »sehr emotional natürlich geschrieben, ist eh klar«, denn »da steckt 
ein Herzblut dahinter«. Dies lenkt den Fokus insbesondere auf negative 
Emotionen im Journalismus (vgl. Stupart 2022). Ähnlich nutzt ein Boule-

43	 Österreichisch umgangssprachlich für verärgert sein, Groll hegen.
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vardkollege (J22) emotionale Elemente in einem rekonstruierten Text »um 
einen [Standpunkt] zu ergreifen, natürlich ja  –  also standpunktlosen Jour-
nalismus halte ich für erstens schlecht und zweitens unmöglich«. Dabei 
wird nicht nur deutlich, dass Emotionen durchaus als Handlungsantrieb 
im Sinne des Akteur:innenmodells der Emotional Person wirken können. Sie 
zeigen auch auf, dass emotionale Stilmittel damit als notwendigerweise 
subjektives Moment begriffen werden. So legt eine Journalistin (J10) dar, 
sie wende solche Stilmittel an, »weil es meiner Persönlichkeit entspricht 
und weil es halt meine, ja, meine Marke geworden ist« (J10).

Aufgrund der engen Kopplung zwischen Emotion und Standpunkt-
bezogenheit  –  und der gleichzeitigen Unparteilichkeitsnorm im öster-
reichischen Journalismus (vgl. Kap. 7.1.2) –, wird Emotionalität teilweise 
nur bzw. zumindest besonders im dezidiert als solchen ausgewiesenen 
Meinungsjournalismus als angemessen erachtet. So legt eine Journalis-
tin (J2) aus einem Informationsmedium offen, dass sie in kommentieren-
den Formaten »versuch[t], die Leser auf einer persönlichen, eher vielleicht 
emotionaleren Seite anzusprechen«  –  diesen Modus aber auch nur dort 
als legitim erachtet. Sie führt aus:

»Wut, Empörung, Betroffenheit, glaube ich, sind […] für mich eine gute Inspiration 

für Texte und eine Möglichkeit die Menschen zu erreichen, sei es nur, dass sie es 

nicht gut finden, aber dann haben sie trotzdem darüber nachgedacht, ob sie sich 

doch nicht auch empören sollten wie ich oder weil ich eben Leute anspreche, die 

genauso fühlen wie ich. […] [I]ch habe kein Problem mit Emotionen  –  in Kommen-

taren oder in Kolumnen« (J2).

Dass Emotionen in solchen Text- und Darstellungsformen dargelegt 
werden (dürfen), wird als transparent nachvollziehbarer und damit auch 
sozial akzeptierter Umstand erachtet. So legt eine Regionaljournalistin (J9) 
dar, »in der Analyse ist sozusagen auch dieser Zugang gewünscht, dieser 
emotionale Zugang«. Im ausgewiesenen Meinungsjournalismus begreifen 
die Journalist:innen Emotionen als Mittel, ihren Aussagen Nachdruck zu 
verleihen. So reflektiert eine Printjournalistin aus einem Informations-
medium (J21), durch ihre in einem rekonstruierten Meinungsstück emo-
tionale »Schreibform kann ich klarer machen, was ich denke, als wenn 
ich sehr nüchtern heruntergeschrieben hätte  –  das hätte, glaube ich, den 
Kommentar weniger prägnant gemacht«.

Gleichzeitig konstruieren die Journalist:innen in den qualitativen 
Interviews den Konnex zwischen Emotionen und Wertungen, in Über-
einstimmung mit dem quantitativen Befund, auch dahingehend, dass 
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durch die Vermeidung von Emotionen auch Subjektivität vermieden wer-
den soll. »Nüchternheit [und] der Versuch, objektiv zu sein« (J7), werden 
dabei als tiefgehend miteinander verwobene Prinzipien begriffen, wie sie 
Journalist:innen stark internalisiert haben. Eine Vermeidung von Emotio
nalität bzw. eine Nüchternheit als dominanter Modus der Vermittlung 
von journalistischen Inhalten wird dabei insbesondere als Ausdruck von 
Professionalität gesehen. So erklärt eine Journalistin (J14), »das ist wie 
in jedem anderen Job: Ich glaube, man muss da nüchterner an die Sache 
rangehen, das muss ein OP-Arzt wie ein Journalist.« Ähnlich betont ein 
Journalist den Stellenwert von Sachlichkeit:

»Weil ich grundsätzlich schon das Gefühl habe, dass der Journalist zu einem Thema 

sozusagen einen Schritt zurückgehen sollte. Sollte es nicht zu nahe an sich heranlas-

sen. Sicher gibt’s Themen, die einen mehr bewegen als andere. Und sich vielleicht 

schwerer tut, nüchtern oder sachlich zu berichten. Aber ich glaube, das sollte der 

Anspruch noch sein, dass man das macht« (J15).

Emotionalität würde im Umkehrschluss die notwendige Distanz zwi-
schen Berichtenden und Berichterstattung aufgeben. Eine Radiojournalis-
tin (J24) nimmt an, mit emotionaleren Anklängen in ihren Arbeiten wäre 
sie »vielleicht […] dann mehr der Talkabout, aber das will ich nicht sein. 
Also ich will, dass es um meine Geschichten geht und nicht um mich als 
Person.« Die enge Verknüpfung zwischen Emotion und Standpunktbezo-
genheit geht so weit, dass in den retrospektiven Rekonstruktionen mit-
unter (Nach-)Fragen in Richtung der einen Dimension mit Ausführungen 
zur anderen beantwortet wurden (z. B. J20, J22).

Eben weil Nüchternheit ein derart kollektiv geteiltes Deutungsmuster 
darstellt, können in der Interaktion zwischen Journalist:innen und inter-
nen Bezugsgruppen Dynamiken der Abweichungsdämpfung (vgl. Schimank 
2016: 235) beobachtet werden. So berichtet eine Journalistin, in Bezug auf 
die Emotionalität ihrer Texte »hat mal jemand gesagt, ein Kollege, […] ob 
ich nicht mit ein bisschen weniger Schaum vor dem Mund schreiben kann« 
(J2). Ähnlich berichtet ein leitender Redakteur (J15), »wenn ich das Gefühl 
habe, dass ein Kollege oder eine Kollegin zu sehr in einem Thema schon ihre 
eigenen Emotionen reinpackt, dann versuche ich dann halt mit ihnen zu 
sprechen«. Zwar gehen diese Dynamiken nicht so weit, dass die Analyse sie 
als nennenswerten Einfluss innerhalb von Konstellationsstrukturen iden-
tifizieren könnte. Sie verdeutlichen jedoch, dass das Ideal einer nüchternen 
Berichterstattung im Journalismus derart internalisiert ist, dass im Kontext 
von Emotionalität eine Erinnerung an professionelle Identitätsbehauptung 
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als möglicher Ansatzpunkt für soziale Beeinflussung (vgl. Schimank 2016: 
272) im Sinne einer nüchternen Berichterstattung erachtet wird.

Abbildung  9 
Zusammenhänge zwischen Unparteilichkeit, Diskursivität und 
konstruktiver Emotionalität der Berichterstattung

 

Unparteilichkeit

Diskursivität konstruktive Emotionalität

r = 0,360*
(n = 3.655)

r = -0,313**
(n = 3.497)
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Anmerkung: Korrelationskoeffizient nach Pearson basierend auf bivariaten Korrelationen; 
gewichtet anhand des Verhältnisses zwischen jeweiliger Stichprobengröße und der durch den 
Suchstring erhobenen Grundgesamtheit; *p<0,05, **p<0,01, ***p<0,001

Der enge Konnex zwischen Emotionalität und journalistischer Partei-
nahme in den Sinnstrukturen der Journalist:innen spiegelt dabei auch den 
wissenschaftlichen Diskurs über Journalismus wider. Auch hier werden 
Nüchternheit als die Abwesenheit von Emotionen und Unparteilichkeit 
als die Abwesenheit von Wertungen eng verschränkt. So ordnet McQuail 
(vgl. 2010: 357; vgl. McQuail/Deuze 2020: 385) der Unparteilichkeit der 
Berichterstattung auch den Aspekt zu, emotionale Sprache oder Bilder zu 
vermeiden. Auch in einer Analyse journalistischer Lehrbücher (vgl. Hopper/
Huxford 2017) zeigt sich, dass »das Streben nach Objektivität auch den Ver-
such, Emotionen möglichst aus der journalistischen Arbeit auszuschließen« 
(Lünenborg/Medeiros 2023: 314) bedeutet. In den Deutungsstrukturen 
von Journalist:innen als Ausdruck teilsystemischer Orientierungen findet 
damit ein Konnex zwischen Emotionalität und Wertungen Widerhall, der 
auch in anderen Sphären der Aushandlung journalistischer Logiken per-
petuiert wird  –  obwohl beides theoretisch unterschiedliche Konzepte dar-
stellt. Schließlich bildet sich dieser Zusammenhang nicht nur in den Rele-
vanzsetzungen der Journalist:innen als Handelnde ab, sondern auch in der 
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Berichterstattung als das Ergebnis ihres Handelns. Auf Ebene der einzelnen 
Artikel korreliert die Unparteilichkeit und die konstruktive Emotionalität 
der Berichterstattung signifikant negativ (vgl. Abb. 9). Emotionalität und 
Standpunktbezogenheit werden demnach nicht nur nicht unabhängig von-
einander gedacht, sondern auch nicht unabhängig voneinander realisiert.

Marginale Anerkennung des aktivierenden Potenzials von 
Emotionalität

Wie dargelegt hat das Rollenverständnis, Menschen zur Teilhabe am politi-
schen Geschehen zu motivieren, keinen Einfluss auf die konstruktive Emotio-
nalität der Berichterstattung (vgl. Tab. 18). Ob und wie stark Journalist:innen 
diesen Anspruch verfolgen  –  54 Prozent stimmen dieser Rolle immerhin 
»eher« oder »stark« zu (vgl. Tab. 5 in Kap. 6.2.3)  –, steht also in keiner sys-
tematischen Beziehung dazu, wie stark die Journalist:innen konstruktiv-
emotionale Elemente in ihren Arbeiten realisieren. Die Anerkennung des 
aktivierenden Potenzials von Emotionalität, wie sie der partizipatorisch-
demokratischen Idee entspricht, ist innerhalb der retrospektiven Rekon
struktionen in den Sinnstrukturen der Journalist:innen jedoch nicht gänz-
lich abwesend. So gibt ein Journalist (J17) an, durch emotionale Anklänge 
in seinen Texten nicht »nur informieren, sondern auch vielleicht bewegen, 
zum Nachdenken anregen« bzw. »einfach mitreißen, sage ich jetzt mal, 
und zu einer Reaktion animieren« möchte, wie es der partizipatorischen 
Erwartung entspricht. Auch eine Kollegin (J2) hat das aktivierende Potenzial 
von Emotionen vor Augen, wenn sie angibt, »dass es so Themen gibt, die 
wir eigentlich mit noch viel mehr Schaum vor dem Mund behandeln müs-
sen  –  sonst bewegt sich überhaupt nichts weiter«. Dies wird damit begründet, 
dass Emotionen und Emotionalität als ein grundlegender Antrieb sozialen 
Handelns begriffen wird und damit auch politischem Handeln zugrunde 
liegt. Eine Printjournalistin führt in diesem Kontext aus:

»Weil letztlich ist alles eine Sache der Emotion. Weil wenn mich etwas emotional 

überhaupt nicht anspricht, das beginnt beim Wählen und hört auf keine Ahnung 

beim Einkauf, dann werde ich es nicht kaufen und dann werde ich nicht wählen und 

letztlich sind wir gefühlvolle Wesen und nicht Roboter, die nur Fakten wollen« (J10).

Die Anerkennung des aktivierenden Potenzials von Emotionalität ist 
dabei aber im doppelten Wortsinne marginal: Der quantitative Befund zeigt, 
dass die durchaus vorhandene Intention, Bürger:innen zur Partizipation 
zu bewegen, in der überwiegenden Mehrheit offenbar nicht in Form einer 
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Berichterstattung umgesetzt wird, die auch Emotionalität zulässt. Die 
dargelegten Beispiele eint zudem, dass sie von Journalist:innen artikuliert 
werden, die sich in ihren Wirkungsbereichen am Rande des Nachrichten-
journalismus auf unterschiedliche Weise weitgehend vom tagesaktuellen 
Geschehen emanzipiert haben. Dies verschafft ihnen überdurchschnittli-
chen Freiraum, in ihrem Arbeiten eigenen Maximen zu folgen.

Emotionen als Teil der erlebten Realität

Auch wenn die überwiegende Mehrheit der Berichterstattung auf Emotio-
nen verzichtet, so finden sich in einem guten Drittel der analysierten Arbei-
ten dennoch Formen konstruktiver Emotionalität. Deren Rekonstruktion 
mit ihren Urheber:innen fördert zu Tage, unter welchen Umständen  –  trotz 
der Rahmenbedingungen, die gegen sie sprechen  –  Intentionen für die Re-
alisierung von Emotionalität in der Berichterstattung handlungsleitend 
umgesetzt werden. Gemäß den Sinnstrukturen der Journalist:innen ver-
suchen sie Emotionen dann in ihre Berichterstattung einfließen zu lassen, 
wann sie als integraler Bestandteil der erlebten sozialen Realität angesehen 
werden, über die sie berichten. »Wenn ein politisches Thema daherkommt, 
das mit Emotionen verbunden ist, finde ich, ist es schon logisch, dass man 
das auch beschreibt«, legt beispielsweise eine Regionaljournalistin (J6) 
offen. Eine andere Journalistin erklärt die Verwendung emotionaler An-
klänge damit, dass »es Dinge gibt, die uns emotional bewegen  –  und die 
uns bewegen sollten, also man sollte [z. B.] bei Rassismus ruhig Gefühle 
haben, das kann man nicht rationalisieren« (J2). In diesem Sinne verfol-
gen die Journalist:innen mit Emotionalität keine konkreten Absichten (vgl. 
Schimank [2016: 33] nennt dies »Um-zu-Motive«, also Handlungsmotive, 
die auf einen bestimmten Zweck abzielen), wie dies beim Versuch der Fall 
wäre, Bürger:innen durch Emotionen zur Partizipation zu motivieren. Das 
Transportieren von Emotionen erscheint ihnen vielmehr als logische Folge 
des Anspruchs, die von ihnen erlebte Realität angemessen abzubilden (wie 
es analog einem »Weil-Motiv« entspricht). Eine Regionaljournalistin führt 
dies plastisch anhand der Berichterstattung über eine Demonstration aus:

»Das […] war ein emotional behaftetes Ereignis und zwar in jeder Hinsicht. Also die 

Leute, die dort runtergezogen sind, waren glücklich, dass sie dabei sein durften, be-

flügelt von der eigenen Kraft, sind zum Teil mit ihren Familien da Fähnchen schwen-

kend und sonst was durch die Lande gezogen, Transparente selbst gemalte und ge-

bastelte, es war eine unglaublich positive Stimmung von dem her, […] das hat diese 
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Leute ja tatsächlich auch emotional bewegt. Das heißt, so eine Veranstaltung ohne 

Emotionen zu schreiben, ja, das wäre eher widernatürlich, sage ich jetzt mal« (J6).

Dieses Abbilden von Emotionen als Teil der Realität bezieht sich primär 
auf Emotionen, welche die Quellen der Berichterstattung an den Tag le-
gen. Ein Journalist (J5) begründet die emotionale Darstellung einer Quelle 
damit, dass »das seine wichtigste Grundaussage war, in der Not, in der er 
steckt, und die Emotion ist in dem Fall durchgehend seine, nicht meine«. 
Ähnlich erklärt eine Journalistin (J18), in einer ihrer Arbeiten »transportie-
ren Emotionen mehr die anderen Menschen, die zu Wort kommen«. Für 
sie bedeutet das, »da kann ich mich zurücknehmen, quasi, wenn das eh 
andere transportieren«. Einem Teilaspekt, dem Journalist:innen in diesem 
Kontext besondere Bedeutung beimessen, sind Emotionen, die in ihrer 
Sicht wichtig für ein Verständnis des Handelns von Politiker:innen sind. 
So betont eine Journalistin (J10), nur durch das Darlegen von Emotionen 
wird »verständlich, warum ein Politiker so handelt, wie er handelt«, was 
letztlich die Grundlage dafür ist, dass Rezipient:innen diesen »Politiker 
besser einordnen und besser verstehen«. Ähnlich argumentiert eine Kolle-
gin (J13), sie wollte in einem Beitrag herausarbeiten wie »sich Trump und 
Putin vertragen« und muss dazu »ein bisschen was herausfühlen«. Die 
Journalist:innen nehmen an, im politischen Geschehen »spielen Emotio-
nen schon eine große Rolle« (J6) und werden »sehr oft dann handlungs-
leitend […] für diese Personen« (J6). Dadurch, dass Emotionen damit als 
entscheidend für die »Bewältigung auch von dann ganz objektiven Sach-
verhalten« (J6) innerhalb der politischen Sphäre werden, werden sie zu 
einem integralen Teil der zu berichtenden Realität. Durch diese Exter-
nalisierung der Quelle von Emotion können Journalist:innen wiederum 
Konformität mit dem Repertoire ihrer professionellen Rollen herstellen, 
ist doch der Anspruch »die Realität genauso abzubilden, wie sie ist« (Kal-
tenbrunner et al. 2020: 162; vgl. Weischenberg/Malik et al. 2006: 102) 
integraler Bestandteil einer hiesigen Journalismuskultur. Dieses Rollen-
verständnis wird aber üblicherweise als Ausdruck einer »erkenntnistheore-
tisch durchaus etwas naiven Idee« interpretiert (vgl. Hanitzsch/Lauerer 
2019: 140) und in die Nähe von distanzierter und möglichst uninvolvier-
ter Beobachtung gerückt (vgl. Hanitzsch/Vos 2018: 153). Der qualitative 
Befund, dass Journalist:innen Emotionen dann abbilden, wenn es ihnen 
als Ausdruck des Abbildens der Realität erscheint, erklärt damit nicht nur 
das rollenkonforme und interferenzfreie Realisieren einer emotionalen 
Berichterstattung. Es zeigt auch plastisch auf, inwiefern ein Role Making 
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als »spezifische und situative Rollenaushandlung« (Schimank 2016: 67) 
ein komplexer und durchaus kreativer Prozess sein kann.

7.3.3	 Aushandlung von konstruktiver Emotionalität entlang 
von Erwartungsstrukturen

Um zu beantworten, inwiefern Formen von konstruktiver Emotionalität 
von den Erwartungsstrukturen im Journalismus abhängen, wurde eine 
weitere Serie generalisierter linearer gemischter Modelle berechnet. Wie 
Tabelle 19 zeigt, haben rechtliche Rahmenbedingungen einen signifikant 
negativen Einfluss auf den Emotionalisierungsgrad der Berichterstattung. 
Geben die Befragten auf der fünfstufigen Skala des empfundenen Einflusses 
des rechtlichen Rahmens einen Skalenpunkt höher an, so vermindert sich 
die Chance, dass ein Nachrichtenbeitrag emotionale Anklänge enthält, um 
den Faktor 0,9. Deskriptiv gesprochen weisen die Nachrichtenbeiträge von 
Journalist:innen, welche medienrechtliche Rahmenbedingungen in Öster-
reich als »sehr« oder »extrem« einflussreich auf ihr journalistisches Arbeiten 
erachten, zu lediglich 36 Prozent emotionale Elemente auf, während es bei 
den Journalist:innen, die diese als weniger einflussreich befinden, 43 Prozent 
der Beiträge sind. Umgekehrt gedacht wirkt sich die Wahrnehmung rechtli-
cher Erwartungen signifikant positiv auf die Sachlichkeit bzw. Nüchternheit 
der Berichterstattung aus  –  wie sie aus partizipatorischer Warte zwar die 
normativ wünschenswerte Breite der journalistischen Darstellungslogiken 
beschneidet, aus repräsentativer Warte aber der normative Anspruch ist.

Sachlichkeit als rechtlich kodifizierte Erwartung

Obwohl die quantitativen Modelle wie dargelegt nicht angemessen zwi-
schen den unterschiedlichen organisationalen Kontexten differenzieren 
können, in denen Journalist:innen arbeiten (vgl. Fußnote 33), zeigt die 
qualitative Analyse, dass sich ein Konnex zwischen der Vermeidung von 
Emotionalität und rechtlichen Erwartungen primär bei Journalist:innen 
öffentlich-rechtlicher Medien abbildet. Wie angesprochen verpflichtet das 
ORF-Gesetz dort tätige Journalist:innen nicht nur zur Unparteilichkeit, 
sondern gemäß den gesetzlich geregelten Programmgrundsätzen haben 
öffentlich-rechtliche Medieninhalte auch »sachlich zu sein« (ORF-Gesetz 
2022, § 10, Abs. 7). Sachlichkeit als die Abwesenheit von Emotionen und 
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Tabelle  19 
Einfluss von Erwartungsstrukturen auf die konstruktive 
Emotionalität politischer Berichterstattung

Exp(β) SE p

Kontrollvariablen
Gender (männlich) 1,185 0,248 0,496
Berufserfahrung im Journalismus (in Jahren) 1,004 0,010 0,698

Erwartungen
medienrechtliche Rahmenbedingungen in Österreich 0,851* 0,075 0,033
Ehrenkodex des Österreichischen Presserats 0,895 0,091 0,226
Blattlinie der Redaktion 1,208† 0,097 0,051
Publikumserwartungen 0,953 0,098 0,622

R2 (korrigiert)1 11,6% - 12,0%

Anmerkung: n=746 Nachrichtenbeiträge; Zusammenfassung von 10 Logit-GLMM nach Rubins 
(1987) Regeln; †p<0,1, *p<0,05, **p<0,01, ***p<0,001 (p-Werte approximiert); 1Range über die 
10 Einzelmodelle aller Imputationsdatensätze. 

Unparteilichkeit als die Abwesenheit von Wertungen werden sowohl in den 
rechtlichen Rahmenbedingungen als auch in den Sinnstrukturen österrei-
chischer Journalist:innen eng miteinander verknüpft (vgl. Kap. 7.1.2). Vor 
diesem Hintergrund scheint der Prozess, in dem öffentlich-rechtliche Rah-
menbedingungen an Journalist:innen handlungsrelevant vermittelt werden 
(wie in Kap. 7.1.3 bzgl. der Unparteilichkeit eingehend dargelegt), auch auf 
beide dieser Dimensionen abzuzielen. In diesem Sinne orientieren sich die 
Sinnstrukturen öffentlich-rechtlicher Journalist:innen in den qualitativen 
Rekonstruktionen stark an einer Erwartungshaltung der »Nüchternheit«, 
wie es ein öffentlich-rechtlicher Radiojournalist (J7) bezeichnet. Ähnlich 
befindet eine öffentlich-rechtliche TV-Journalistin (J13), »Sachlichkeit ist, 
glaube ich, ein Anspruch, den wir an uns gesunderweise stellen«.

Emotionalität durch boulevardeske redaktionelle Linien

Ein ähnlicher Befund lässt sich für den Einfluss von redaktionellen Linien auf 
die Emotionalität feststellen. Hier verpasst in den quantitativen Modellen 
ein positiver Einfluss der redaktionellen Linie auf die konstruktive Emotio
nalität das übliche Signifikanzniveau und ist nur auf einem Niveau von 10 
Prozent signifikant (vgl. Tab. 19). In der deskriptiven Betrachtung zeigt sich 
dennoch, dass sich die Nachrichtenbeiträge von Journalist:innen, welche die 
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redaktionelle Linie ihrer Redaktion als »sehr« oder »extrem« einflussreich 
wahrnehmen, zu 46 Prozent emotionaler Stilmittel bedienen, während es 
bei den restlichen Journalist:innen, die diese als weniger einflussreich emp-
finden, 38 Prozent der Beiträge sind. Die qualitative Analyse legt nahe, dass 
dies  –  analog zur Unparteilichkeit (vgl. Kap. 7.1.3)  –  auf die als vergleichs-
weise prägnant empfundenen redaktionellen Linien der Boulevardmedien 
zurückzuführen ist. »Der Boulevard arbeitet mehr mit Emotionen insgesamt« 
(J10), das erscheint für die Boulevardjournalist:innen in den qualitativen In-
terviews ein kaum hinterfragenswerter Umstand. »Ich glaube, wenn man sich 
diese Marke aufgebaut hat oder diese Nische bedient, dann gibt es natürlich 
die Erwartung« in Richtung emotionalisierender Berichterstattung, wie eine 
Boulevardjournalistin (J10) ausführt. Dies wird auch als Abgrenzungsmerk-
mal gegenüber anderen Medien angeführt. »[W]ir sind jetzt nicht ›Der Stan-
dard‹ oder keine Ahnung«, führt ein leitender Boulevardjournalist (J12) bei 
der Rekonstruktion eines emotionalen Textes aus, und führt den Umstand, 
»dass man schon Emotionen reinbringen sollte«, als Abgrenzungsmerkmal 
an. Vor dem Hintergrund, dass die Emotionalität in der inhaltsanalytischen 
Betrachtung eine klar trennende Achse zwischen den Boulevardmedien und 
den Informationsmedien bzw. dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk darstellt 
(vgl. Kap. 7.3.1) und Boulevardjournalist:innen aktiv eine derartige Erwar-
tungshaltung artikulieren, erscheint dieser Zusammenhang auch ohne den 
quantitativen Nachweis der (die Organisationsebene nicht explizit berück-
sichtigenden) statistischen Modelle valide.

Ob boulevardeske Blattlinien jedoch konstruktive Formen von Emotio-
nalität evozieren, kann die Analyse nicht abschließend beantworten  –  es 
finden sich Hinweise in beide Richtungen. Einerseits bezeichnet sich bei-
spielsweise eine Journalistin (J10) als die »gefühlvolle Stimme« eines bou-
levardesken Medienangebots und möchte  –  nah an der normativ-partizi-
patorischen Erwartung  –  »die Themen fühlbar und auch verständlicher« 
vermitteln und so »quasi Themen ins Leben der Menschen hinein[holen], 
die sonst vielleicht gar keine Beachtung finden würden«. Andererseits be-
greift eine Kollegin (J14) ihren »unaufgeregt[en]« Schreibstil in ihrem Bou-
levardumfeld nahezu als Mangel und führt aus: »Ich kann das nicht so gut, 
so reißerisch schreiben […], obwohl ich da Kollegen teilweise darum beneide, 
die das teilweise so richtig gut können«. Auch wenn sie glaubt, dies kom-
pensieren zu können  –  »die Geschichten funktionieren so auch« –, betont 
sie die Bandbreite der Stilistiken ihres Medienangebots, bei dem manche 
»halt eher nüchterner, andere eher emotionaler und reißerischer« schrei-
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ben, was kaum für konstruktive Formen von Emotionalität spricht. Ähn-
lich erklärt ein Boulevardjournalist (J22), dass es ein »Korrektiv [braucht], 
um zum Beispiel jetzt beleidigende Untergriffe zu vermeiden, die einem 
vielleicht sonst aus der Feder fließen würden«. Auch wenn er angibt, dass 
es »der Zeitung auch guttut, wenn man nicht gar zu aggressiv wird«, so 
betont es, wie normalisiert inzivile Formen von Emotionalität im Boule-
vard begriffen werden. Boulevardeske redaktionelle Linien lassen sich zu-
sammenfassend also als ermöglichende Erwartungsstruktur beschreiben, 
welche Emotionalität in der Berichterstattung zulassen, wie sie in anderen 
Medientypen kaum interferenzlos realisiert werden könnte. Gleichzeitig 
lassen sie eine Bandbreite von emotionalen Anklängen zu, welche dem 
Kriterium der Konstruktivität bzw. Zivilität nicht nur keinen expliziten 
Wert beimisst, sondern dieses mitunter eklatant verletzt.

7.3.4	 Aushandlung von konstruktiver Emotionalität in 
Konstellationsstrukturen

Eine letzte Serie generalisierter linearer gemischter Modelle spannt den 
Rahmen für die Frage auf, wie konstruktive Emotionalität in der Berichter-
stattung in Konstellationsstrukturen verhandelt wird. Wie Tabelle 20 zeigt, 
erweist sich zwar keiner der von konkreten Akteur:innen ausgehenden Ein-
flüsse als signifikanter Prädiktor. Unter den davon abgeleiteten abstrakten 
Einflussgrößen besitzen jedoch Überlegungen in Bezug auf Werbung als 
Ausdruck einer ökonomischen Maxime einen signifikant positiven Ein-
fluss auf die Emotionalität. Je stärker Journalist:innen werbliche Überle-
gungen wahrnehmen, desto stärker realisieren sie emotionale Elemente 
in ihrer Berichterstattung. Geben Journalist:innen auf der fünfstufigen 
Skala des empfundenen Werbeeinflusses einen Skalenpunkt höher an, 
so erhöht sich die Chance auf emotionale Anklänge in einer journalisti-
schen Arbeit um den Faktor 1,6. In der deskriptiven Betrachtung bedeutet 
das, dass die Nachrichtenbeiträge von Journalist:innen, welche »keinen 
Einfluss«44 durch Überlegungen in Bezug auf Werbung wahrnehmen, zu 
30 Prozent emotionale Elemente enthalten, während es bei den verblei-

44	 Aufgrund erwartbar deutlich unterschiedlicher Verteilungen (vgl. Kap. 6.2.3) mussten die 
Skalen der Befragung für die deskriptive Illustration unterschiedlich dichotomisiert werden.
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benden Journalist:innen, welche einen solchen Werbeeinfluss zumindest 
grundsätzlich wahrnehmen, 49 Prozent der Beiträge sind. Werblichen 
Überlegungen sprechen 64 Prozent aller Befragten gar »keinen Einfluss« 
zu, und weitere 30 Prozent bezeichnen einen solchen als »relativ gering«, 
während in Summe nur 2 Prozent einen »relativ starken« bis »extremen« 
Werbeeinfluss verspüren (vgl. Tabelle 7 in Kap. 6.2.3). Sie nehmen also in 
der Wahrnehmung der Journalist:innen einen im Vergleich zu anderen 
Einflüssen nachrangigen Stellenwert ein. Dennoch besitzen sie offenbar 
handlungsleitende Relevanz und schlagen sich in der manifesten Bericht-
erstattung nieder.

Tabelle  20 
Einfluss von Konstellationsstrukturen auf die konstruktive 
Emotionalität politischer Berichterstattung

Exp(β) SE p

Kontrollvariablen
Gender (männlich) 1,311 0,230 0,240
Berufserfahrung im Journalismus (in Jahren) 1,013 0,010 0,224

Einfluss von Akteur:innen
Eigentümer:innen des Medienbetriebs 1,035 0,171 0,842
Vorgesetzte und leitende Redakteur:innen 1,081 0,139 0,578
Kolleg:innen im Unternehmen 1,076 0,141 0,602
Politiker:innen 1,216 0,188 0,301
Beamt:innen in Ministerien und anderen staatlichen 
Einrichtungen

0,906 0,217 0,650

Interessengruppen wie NGOs und NPOs und politische 
Bewegungen

0,771 0,191 0,177

Abstrakte Einflüsse
Überlegungen in Bezug auf Werbung 1,571* 0,225 0,049
Profiterwartungen ihres Betriebes 0,955 0,136 0,734
Verfügbarkeit von Ressourcen für die Berichterstattung 0,989 0,109 0,917
zeitlicher Druck 0,907 0,123 0,428

Autonomie
Entscheidungsfreiheit hinsichtlich der Betonung von 
Aspekten einer Geschichte

1,143 0,185 0,471

R2 (korrigiert)1 11,9% - 13,1%

Anmerkung: n=746 Nachrichtenbeiträge; Zusammenfassung von 10 Logit-GLMM nach Rubins 
(1987) Regeln; †p<0,1, *p<0,05, **p<0,01, ***p<0,001 (p-Werte approximiert); 1Range über die 
10 Einzelmodelle aller Imputationsdatensätze
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Emotionalität und ökonomisches Kalkül

In den qualitativ zugänglich gemachten Relevanzstrukturen der Journa
list:innen kommen werbliche Überlegungen auf explizite Art nicht vor, 
sondern stellen in den Interviews eine Leerstelle dar; schließlich waren die 
Rekonstruktionen, wie dargelegt, so aufgebaut, dass sie für bestimmte For-
men von journalistischer Qualität konstitutive Sinnstrukturen identifizie-
ren und nicht zwingend alle theoretisch in Betracht kommenden Einflüsse 
abdecken sollten. In den Rekonstruktionen wird von den Journalist:innen 
jedoch ein Konnex zwischen generellen ökonomischen Maximen und 
Emotionalität hergestellt. Emotionalität wird als probates Mittel gesehen, 
Aufmerksamkeit und Interesse für die Berichterstattung zu generieren. So 
gibt ein Printjournalist (J1) an, ein emotionaler Anklang in seinen Texten 
»findet sich sicher öfters, weil das ganz wichtig ist meiner Meinung nach, 
weil das den Leser in die Geschichte hineinzieht«. Eine TV-Journalistin (J3) 
meint in Bezug auf den Emotionalisierungsgrad eines Beitrags, »es geht 
schon auch drum, dass […] man die Zuschauer auch ein bisschen reinzieht«, 
denn »dass die sich nicht ein Bier holen während der Geschichte natürlich, 
wäre halt gut«. Dass Emotionalität dafür sorgt, dass die Berichterstattung 
»das Publikum interessiert« (J6), »animieren [soll], dass sie [einen] Text 
lesen« (J15) und dabei hilft, »die Leute dran zu halten« (J8), ist dabei je-
doch kein Selbstzweck. Das aufmerksamkeitsgenerierende Moment von 
Emotionalität wird  –  über die Medientypen hinweg  –  vielmehr an öko-
nomische Überlegungen geknüpft. So legt ein leitender Redakteur (J12) 
offen, »in Zeiten wie diesen, wo die Leserzahlen […] zurückgehen, glaube 
ich sehr wohl, dass man mit Emotionen arbeiten kann und soll«. Ähnlich 
argumentiert ein Regionaljournalist (J5), »wenn ich ihn nicht in der Ge-
schichte halte, werde ich ihn auf Sicht nicht als Leser halten können  –  also 
wenn ein Leser […] das Gefühl hat, das interessiert mich gar nicht, dann 
würde ich das für existenzgefährdend für einen Journalisten halten«. Ein 
Kollege aus dem Informationsjournalismus bringt dies anhand einer sei-
ner Arbeiten besonders plastisch auf den Punkt:

»Ein Rieseninteresse an dieser menschlich emotional berührenden, aber […] völlig 

belanglosen Kleinigkeit. […] Ein durchschlagender Erfolg so ein Artikel. […] Es ist 

vollkommen klar, wenn man die Leute emotional abholt und ja, ich habe es da auch 

versucht, weil ich es irgendwie im Hinterkopf immer habe, dass das auch sein muss 

[…]. Wir brauchen Leser und Leserinnen. Selbstverständlich. […] Wir brauchen ein-

fach die Aufmerksamkeit. Sie verstehen mich vollkommen richtig, […] das tue ich, 
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weil wir einfach Aufmerksamkeit erzeugen wollen. Also man darf nicht glauben, 

sozusagen, die Weitergabe purer Nachrichten kann eine Zeitung am Leben halten, 

das ist ein Unsinn, das wird nicht gehen. [..] [W]enn du die Leute emotional erreichst, 

hast du gewonnen« (J11).

Ähnlich wie mit dem Generieren von Aufmerksamkeit wird Emotiona-
lität auch mit anderen Dimensionen von Journalismus in Verbindung ge-
bracht, von denen angenommen wird, dass sie zu einer hohen Reichweite 
beitragen können. So wird beispielsweise ein Zusammenhang zwischen 
»Emotion und Spannung« (J9) angenommen. Außerdem führt beispiels-
weise ein Journalist (J12) aus, »ich bin ja […] zu einem gewissen Teil bin 
ich auch ein Unterhalter und unterhalten kann man eben mit Emotionen«. 
Obwohl der instrumentelle Charakter von Emotionen in der Berichterstat-
tung als Mittel zur Reichweitensteigerung wie dargelegt vielfach aktiv 
reflektiert und auch im ökonomischen Sinne unterstützt wird, kommt 
es dabei auch zu Interferenzen mit professionellen Selbstbildern, welche 
einer ökonomischen Maxime widersprechen. So führt eine überregionale 
Informationsjournalistin aus:

»Es gibt schon so Kämpfe manchmal, wo unsere Online-CvDs45 Titel verändern, 

zuspitzen, irgendwas  –  ich sage oft, bösartig ein bisschen, ich kenne das Spiel: Gib 

dem Affen Zucker! Ich weiß ja, mit welchen Wörtern im Titel ich die Leute online 

ködern kann. […] Also das ist, da kannst du dein Vermögen verwetten und das ist 

eine Dynamik, die ich eigentlich von meinem journalistischen Verständnis her nicht 

so goutiere, dieses zuspitzen Müssen, eben weil es online dann auf die Zugriffe so 

ankommt« (J21).

Ob diese durch ökonomische Maxime motivierten Formen von Emo-
tionalität in einem konstruktiven Sinne gedacht werden, erschließt sich 
in der qualitativen Teilstudie ebenfalls nicht und bleibt eine Leerstelle.

7.3.5	 Zwischenfazit: Absage an partizipatorische Potenziale 
unter dem Primat der Aufmerksamkeitsökonomie

Konstruktive Emotionalität stellt in der vorliegenden Studie einen Nach-
richtenqualitätsstandard gemäß einer partizipatorischen Vorstellung von 
Demokratie dar. Einerseits sollen Bürger:innen durch eine emotionale 

45	 Chef:innen vom Dienst, also leitende Journalist:innen.
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Ansprache aktiviert und zur Partizipation motiviert werden. Andererseits 
sollen emotional dargebrachte Perspektiven in der Berichterstattung zu-
gelassen werden, um nicht auf eine hegemoniale Weise Gesellschaftsmit-
glieder, die in Sachverhalte emotional involviert sind, von öffentlichen 
Diskursen auszuschließen. In der Inhaltsanalyse zeigt sich, dass öster-
reichische Medien konstruktive Formen von Emotionalität nur in einem 
vergleichsweise geringen Umfang realisieren und nur etwas mehr als ein 
Drittel der Beiträge solche aufweisen. Die Emotionalität stellt dabei eine 
trennende Achse zwischen den Boulevardmedien, die unisono überdurch-
schnittlich emotional berichten, und den Informationsmedien bzw. dem 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk dar. Außerdem finden sich in Online-
Medien mehr emotionale Elemente als in ihren analogen Pendants. Aus 
partizipatorischer Perspektive ist die geringe Ausprägung einer solchen 
aktivierenden Nachrichtenqualität als kritisch zu bewerten  –  aus reprä-
sentativer Perspektive im Sinne eines hohen Maßes an sachlich-nüchterner 
Berichterstattung jedoch als positiv. Um gemäß den Forschungsfragen 
FF1c und FF3c die Entstehungsbedingungen konstruktiver Emotionalität 
in der Berichterstattung zu verstehen, wurden zunächst getrennt für die 
Deutungs-, Erwartungs- und Konstellationsstrukturen Regressionsmodelle 
berechnet und Prädiktoren identifiziert. Werden alle Faktoren in einem 
gemeinsamen Modell berücksichtigt (vgl. Tab. 37 in Anhang I), so zeigt 
sich, dass die Effektstärken der einzeln identifizierten signifikanten Prä-
diktoren stabil bleiben. Sie besitzen also auch im Zusammenspiel Relevanz.

Hinsichtlich des ›Wollens‹ von Journalist:innen hat alleinig das Rol-
lenverständnis, dem Publikum eigene Ansichten zu präsentieren, signi-
fikanten Einfluss auf die Emotionalität der Berichterstattung. Die Ab-
sicht, Menschen zur Teilhabe am politischen Geschehen zu motivieren, 
besitzt  –  entgegen der normativen Erwartung  –  keinen systematischen 
Einfluss. Die qualitative Analyse differenziert den quantitativen Befund 
dahingehend, dass Journalist:innen einerseits emotionale Elemente ver-
wenden, um ihren Standpunkt zu unterstreichen und deshalb vielfach nur 
in dezidierten Meinungsformaten als angemessen erachten. Andererseits 
versuchen Journalist:innen, durch die Vermeidung von Emotionen auch 
Subjektivität zu vermeiden, wie es insbesondere als Maßgabe der Professio
nalität begriffen wird. Der negative Zusammenhang zwischen Emotiona-
lität und Unparteilichkeit bildet sich nicht nur in den Sinnstrukturen der 
Journalist:innen ab, sondern auch in ihrer Berichterstattung als Ergebnis 
journalistischen Handelns. Ein aktivierendes Potenzial von Emotionali-
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tät gemäß eines partizipatorischen Demokratieverständnisses wird unter 
österreichischen Journalist:innen nur marginal anerkannt  –  und wenn 
dann von Journalist:innen reflektiert, welche abseits des tagesaktuellen 
Informationsjournalismus tätig sind. Qualitativ zeigt sich zudem, dass 
Emotionen in der Berichterstattung dann realisiert werden, wenn sie als 
integraler Teil der erlebten Realität betrachtet werden, die es zu berichten 
gilt. Durch eine solche Externalisierung der Quellen von Emotionalität 
stellen die Journalist:innen wiederum Konformität mit ihrem Repertoire 
professioneller Rollen her. Gleichzeitig betont der Befund den kreativen 
und situativen Prozess der Rollenaushandlung. In den Sinnstrukturen von 
Journalist:innen ist zusammenfassend die Anwendung von Emotionalität 
als aktivierendes Moment nur schwach angelegt und interferiert mit ei-
nem der Mehrheitskultur entsprechenden Unparteilichkeitsstreben, das 
eng an Nüchternheit geknüpft begriffen wird. Das Zulassen von emotio-
nalen Perspektiven durch in der Berichterstattung zu Wort kommende 
Akteur:innen lässt sich für die Journalist:innen leichter in Übereinstim-
mung mit ihren Deutungsstrukturen bringen. Letzteres wird jedoch pri-
mär auf Akteur:innen des politischen Zentrums bezogen, wo Emotionalität 
als handlungsleitendes Moment als wichtig für ein Verständnis für deren 
Handeln begriffen wird, wie es einem partizipatorisch-demokratischen 
Ideal wiederum zuwiderläuft.

Hinsichtlich des ›Sollens‹, also der normativen Erwartungen, die an 
Journalismus gestellt werden, erweisen sich rechtliche Rahmenbedin-
gungen als negativer Prädiktor für die konstruktive Emotionalität bzw., 
invers formuliert, als positiver Prädiktor für die Sachlichkeit der Bericht-
erstattung. Die qualitative Analyse zeigt, dass sich dieser Einfluss primär 
auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk bezieht, wo  –  wie im Rahmen 
der Unparteilichkeit dargelegt  –  rechtliche Rahmenbedingungen durch 
Aushandlungsprozesse mit internen und externen Bezugsgruppen hand-
lungsleitend werden. Der rechtlich kodifizierte gesellschaftliche Auftrag 
an den öffentlich-rechtlichen Rundfunk, in dem Unparteilichkeit und 
Sachlichkeit miteinander verknüpft sind, erklärt als handlungsleitende 
Dimension damit auch beide Dimensionen in der manifesten Berichter-
stattung. Quantitativ besitzen innerhalb der Erwartungsstrukturen zudem 
redaktionelle Linien keinen signifikanten Einfluss. Qualitativ erweisen 
sich boulevardeske redaktionelle Linien jedoch als klar handlungslei-
tende Struktur und Journalist:innen artikulieren Emotionalität als de-
zidiertes Abgrenzungsmerkmal gegenüber anderen Medientypen, was 
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zudem eng mit den inhaltsanalytischen Befunden korrespondiert. Dabei 
finden sich qualitative Hinweise auf konstruktive und damit potenziell 
partizipationsfördernde Formen emotionaler Bezüge, aber auch auf klar 
destruktive und inzivile Formen von Emotionalität in der Berichterstat-
tungslogik des Boulevards.

Auf Ebene des ›Könnens‹ zeigen sich Überlegungen in Bezug auf Wer-
bung als Ausdruck einer ökonomischen Maxime als signifikanter Prädiktor 
für die Emotionalität der Berichterstattung. Werbevermarktung scheint 
zwar in den Sinnstrukturen der Journalist:innen nicht als explizite Di-
mension auf. Dennoch knüpfen die Journalist:innen Emotionalität als 
aufmerksamkeitsgenerierendes und damit reichweitensteigerndes Ele-
ment  –  über die Medientypen hinweg  –  dezidiert an ökonomische Erwä-
gungen. Auch wenn das dem normativ wünschenswerten konstruktiven 
Charakter von emotionaler Adressierung nicht zwingend zuwiderläuft, 
so kann nicht davon ausgegangen werden, dass Konstruktivität in dieser 
nutzenkalkulierenden Perspektive aktiv angestrebt wird. Die Aushandlung 
der konstruktiven Emotionalität der Berichterstattung erscheint zusam-
menfassend als differenzierter Prozess, in dem alle drei der theoretisch 
argumentierten Strukturebenen handlungsleitende Relevanz besitzen. 
Alle quantitativ wie qualitativ identifizierten Einflussfaktoren  –  das Rol-
lenverständnis, eigene Standpunkte zu transportieren, werbliche Überle-
gungen und boulevardeske Blattlinien als positive Einflüsse sowie recht-
liche Rahmenbedingungen als negativer Einfluss  –  zeigen jedoch, dass 
der österreichische Journalismus dem partizipatorischen, aktivierenden 
Potenzial emotionaler Formen von Journalismus eine weitgehende Absage 
erteilt. Emotionalität wird vielmehr unter dem Primat einer Aufmerksam-
keitsökonomie als Mittel eingesetzt, um Aufmerksamkeit zu erregen und 
in kommerziell nutzbare Reichweiten zu übersetzen.
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8.	 Journalistische Aushandlung 
der medialen Repräsentation von 
Akteur:innen

8.1	 Parteipolitische Akteur:innen

8.1.1	 Mediale Repräsentation von parteipolitischen 
Akteur:innen

Wem wird im politischen Journalismus eine Stimme gegeben und wessen 
Perspektiven prägen damit die durch Journalismus hergestellte Öffent-
lichkeit? Das ist die Kernfrage hinter der Analyse der Vielfalt medialer 
Repräsentation. Bevor gemäß den Forschungsfragen die journalistische 
Aushandlung medialer Repräsentation analysiert wird, wird deshalb auf-
gezeigt, wer im österreichischen Journalismus überhaupt in welchem Um-
fang zu Wort kommt. Den Anfang macht die Vielfalt von parteipolitischen 
Akteur:innen, deren mediale Repräsentation aus Sicht des repräsentativen 
Demokratiemodells normativ gefordert wird und einer deskriptiven Nach-
richtenqualität zugeordnet wurde (vgl. Tab. 1 in Kap. 2). Für diesen Zweck 
wurde der Anteil der Beiträge, in denen parteipolitische Akteur:innen min-
destens einmal codiert wurden (vgl. Kap. 6.1.2 zur Operationalisierung der 
inhaltsanalytischen Variablen) pro Outlet berechnet (vgl. Tab. 21). Wie für 
alle deskriptiven Analysen wurden die Inhaltanalysedaten auch für diese 
Berechnungen gewichtet (vgl. Fußnote 30). Ein Chi-Quadrat-Test zeigt, 
dass sich die mediale Repräsentation von parteipolitischen Akteur:innen 
signifikant zwischen den Outlets unterscheidet, jedoch laut Cramer’s V nur 
ein schwacher Zusammenhang (vgl. Cohen 1988) vorliegt. Die Artikula-
tionschancen von parteipolitischen Akteur:innen im Generellen hängen 
also nur mäßig stark vom jeweiligen Medienoutlet ab.
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Um zu überprüfen, inwiefern die mediale Repräsentation von partei-
politischen Akteur:innen einem Proporzgedanken entspricht, laut dem die 
mediale Repräsentation proportional den durch Wahlen ausgedrückten 
Bevölkerungspräferenzen entsprechen sollte, wurden pro Outlet die jewei-
ligen Abweichungen zwischen den Parteien aller medial repräsentierten 
Akteur:innen und dem Ergebnis der im Vergleich zur analysierten Bericht-
erstattung letzten Nationalratswahl 2017 (vgl. Bundeswahlbehörde 2017) 
aufsummiert. Ein niedriger Wert gibt demnach eine enge Entsprechung 
zum Proporzgedanken an. Um zu überprüfen, inwiefern die mediale Re-
präsentationsleistung dem Gedanken der Chancengleichheit entspricht, laut 
dem alle Parteien etwa im gleichen Umfang vorkommen sollten, wurden 
pro Outlet die jeweiligen Abweichungen zwischen den Parteien aller medial 
repräsentierten parteipolitischen Akteur:innen und einer Gleichverteilung 
der Parteien aufsummiert. Auch hier drückt ein niedriger Wert eine enge 
Entsprechung zum Prinzip der Chancengleichheit aus.46

Insgesamt lassen im Durchschnitt 23 Prozent der analysierten Nach-
richtenbeiträge parteipolitische Akteur:innen im engeren Sinne zu Wort 
kommen (vgl. Tab. 21 und Abb. 10). Politische Funktionseliten im weiteren 
Sinne kommen in der überwiegenden Mehrheit von 76 Prozent der Beiträge 
als zentrale Akteur:innen vor.47 Im Gegensatz dazu kommen im Schnitt 
in lediglich 13 Prozent der Beiträge Akteur:innen der Zivilgesellschaft 
(vgl. Tab. 25 in Kap. 8.2.1) und nur in 7 Prozent der Beiträge Bürger:innen 
und Marginalisierte (vgl. Tab. 29 in Kap. 8.3.1) zu Wort. Journalismus in 
Österreich schafft also eine klar elitenzentrierte Diskurssphäre mit stark 
höheren Artikulationschancen für Akteur:innen des politischen Zentrums. 
Aus Perspektive des repräsentativen Modells ist dies wünschenswert, weil 
damit davon auszugehen ist, dass sich Bürger:innen adäquat über das 
Handeln ihrer Repräsentant:innen informieren können und ihnen genü-
gend Informationen für ihre Wahlentscheidungen zur Verfügung stehen. 
Unter deliberativen und partizipatorischen Gesichtspunkten ist ein derart 
starker Fokus auf Akteur:innen des politischen Zentrums jedoch kritisch 

46	 Für diese beiden Berechnungen wurden im Sinne größerer Fallzahlen die Parteizugehörigkeit 
aller medial repräsentierten Akteur:innen herangezogen, nicht nur der im engeren Sinne in 
dieser Funktionsrolle codierten Akteur:innen.

47	 Wert nicht in Tabellen enthalten. ›Funktionseliten‹ meint Akteur:innen der Legislative, Ju-
dikative oder Exekutive auf Kommunal-, Landes-, Bundes- oder EU-Ebene (Codes 1001-4300 
laut Codebuch, vgl. im Anhang) sowie Parteien auf diesen Ebenen (Codes 7101-7400).
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zu bewerten. Der Vergleich der Medienangebote (vgl. auch Abb. 10) weist 
zwar einige Varianz in der medialen Repräsentation von parteipolitischen 
Akteur:innen auf  –  den höchsten Anteil liefert Die Presse mit 28 Prozent 
an Beiträgen mit parteipolitischen Positionen, den niedrigsten die Zeit im 
Bild-Formate des ORF mit 18 Prozent –, es zeigt sich jedoch kein stringentes 
Muster nach Medientyp oder -kanal.48

Im Vergleich der Logiken der medialen Repräsentation von Parteien 
zeigt sich, dass die beiden Online-Angebote derstandard.at und orf.at die 
stärkste Orientierung am Proporzgedanken aufweisen, also allen Parteien 
am ehesten gleich viel Platz einräumen. Im Gegensatz dazu weisen die 
Gratiszeitung Heute sowie die Nachrichtenformate des ORF in Radio und 
TV die stärkste Abweichung vom Proporzgedanken auf. Gleichzeitig weist 
Heute die im Schnitt kürzesten Beiträge auf und auch die ORF-Nachrich-
tenformate setzen auf vergleichsweise kompakte Information. Deshalb 
liegt die Interpretation nahe, dass der Proporzgedanke stark durch eine 
journalistische Priorisierung von Parteien angesichts begrenzten Raums 
der Berichterstattung eingeschränkt wird. Er wird rein rechnerisch schon 
dann beschnitten, wenn nicht alle Parlamentsparteien medial abgebildet 
werden, sondern beispielsweise nur über die Regierungsparteien und 
deren Positionen informiert wird. Dies deckt sich mit Befunden zu Wahl-
kampfzeiten in Österreich, wonach Parteien online, wo der Beitragsumfang 
weitgehend unlimitiert ist, höhere mediale Aufmerksamkeit bekommen 
(vgl. Jacobi et al. 2016: 731).

48	 An dieser Stelle muss kritisch angemerkt werden, dass die Samplinglogik der Studie institu-
tionalisierten Akteur:innen tendenziell eine höhere Wahrscheinlichkeit einräumt, codiert 
zu werden. Die Operationalisierung von politischer Berichterstattung erfolgte über einen 
Suchstring, dem mit Begriffen zu Institutionen, Organisationen und dem politischen Sys-
tem ein etabliertes Politikverständnis zugrunde liegt. Obwohl er auch Suchbegriffe im Sinne 
eines partizipatorischen Demokratieverständnisses (wie z. B. Bürgerinitiativen) enthält, sind 
alternative Auffassungen von politischer Ausgestaltung, die in einem partizipatorischen Ver-
ständnis beispielsweise fluider in vermeintlich private Themen übergehen, weniger klar ad-
ressierbar. Der absolute Vergleich zwischen parteipolitischen Akteur:innen, zivilgesellschaft-
lichen Akteur:innen und Bürger:innen unterliegt dieser Einschränkung  –  der im Zentrum 
der Analyse stehende relative Vergleich innerhalb dieser Gruppen zwischen den Medienange-
boten bzw. in den weiteren Auswertungen zwischen Journalist:innen mit unterschiedlichen 
Berufsrealitäten wird hiervon jedoch nicht tangiert.
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Tabelle  21 
Mediale Repräsentation von parteipolitischen Akteur:innen nach 
Medienoutlets 

% der 
Beiträge

n 
(Beiträge)

Entsprechung 
Proporz- 

gedanke1,2

Entsprechung 
Chancengleich-

heit1,3

n 
(Akteur- 
:innen)

ORF Zeit im Bild 18,3% 404 26,9%-Pt. 79,5%-Pt. 880
ORF Ö1 Journale 24,7% 81 26,8%-Pt. 67,0%-Pt. 171
Die Presse 28,0% 396 23,7%-Pt. 69,9%-Pt. 986
Der Standard 20,9% 362 19,3%-Pt. 70,5%-Pt. 858
Kronen Zeitung 18,6% 446 17,3%-Pt. 82,9%-Pt. 755
Kleine Zeitung 22,7% 467 20,5%-Pt. 88,9%-Pt. 976
Heute 25,4% 241 35,2%-Pt. 70,5%-Pt. 369
Österreich 21,8% 537 23,0%-Pt. 81,4%-Pt. 1.053
orf.at 20,9% 537 12,9%-Pt. 73,5%-Pt. 1.290
derstandard.at 27,5% 390 15,2%-Pt. 76,0%-Pt. 907
krone.at 26,5% 426 17,6%-Pt. 91,0%-Pt. 994
Gesamt 22,6% 4.287 15,7%-Pt. 79,3%-Pt. 9.239

χ2 (df) χ2 (10) = 26,447** --- --- ---

Cramer’s V Cramer’s V = 0,079** --- --- ---

Anmerkung: Gesamt wurde auf Ebene der Medienoutlets anhand des Verhältnisses zwischen 
jeweiliger Stichprobengröße und Grundgesamtheit gewichtet; *p<0,05, **p<0,01, ***p<0,001; 
1Basierend auf der Parteizugehörigkeit aller medial repräsentierten Akteur:innen, nicht nur 
der parteipolitischen Akteur:innen im engeren Sinne; 2Summe der jeweiligen Abweichungen 
zwischen den Parteien aller medial repräsentierten parteipolitischen Akteur:innen und dem 
Ergebnis der Nationalratswahl 2017 (Abweichung bzgl. ÖVP, SPÖ, FPÖ, Grüne, Liste Pilz, 
NEOS, KPÖ und, als Gruppe, anderer Parteien; Quelle Bundeswahlbehörde, 2017); 3Summe der 
jeweiligen Abweichungen zwischen den Parteien aller medial repräsentierten parteipolitischen 
Akteur:innen und einer Gleichverteilung der Parteien (ÖVP, SPÖ, FPÖ, Grüne, Liste Pilz, NEOS 
und KPÖ; andere Parteien nicht berücksichtigt)

Im Gegensatz dazu orientieren sich Der Standard, Die Presse, die Ö1 Journale 
des ORF sowie Heute am stärksten am Prinzip der Chancengleichheit, lassen 
also alle Parteien am ehesten gleichberechtigt vorkommen. Das Online-
Angebot des ORF, orf.at, nimmt gewissermaßen eine Sonderstellung ein, 
weil es am stärksten den Proporzgedanken widerspiegelt, aber gleichzeitig 
eines der Angebote ist, das auch vergleichsweise stark dem Anspruch der 
Chancengleichheit genügt. Es bestreitet also einen Mittelweg einer pro-
portionalen Abbildung der parteipolitischen Positionen bei gleichzeitiger 
Abschwächung der absoluten Unterschiede, wie es mit der Idee abgestufter 
Chancengleichheit korrespondiert. Am stärksten von der Chancengleich-
heit weichen krone.at und die regionale Kleine Zeitung ab. Nicht nur beim 
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Ausmaß der medialen Repräsentation von parteipolitischen Akteur:innen, 
sondern auch beim Verhältnis der Positionen der einzelnen Parteien findet 
sich kein konsistentes Muster nach Medientypen oder -kanälen. Ob, wann 
und welchen Parteien und ihren Positionen Raum in der Berichterstattung 
gegeben wird, scheint also das Ergebnis redaktioneller und journalistischer 
Entscheidungen zu sein, die der genaueren Analyse bedürfen.

Abbildung  10 
Mediale Repräsentation von parteipolitischen Akteur:innen nach 
Medienoutlets
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Anmerkung: n=4.287 Nachrichtenbeiträge; Gesamt wurde auf Ebene der Medienoutlets anhand 
des Verhältnisses zwischen jeweiliger Stichprobengröße und Grundgesamtheit gewichtet. 

8.1.2	 Aushandlung der medialen Repräsentation von 
parteipolitischen Akteur:innen

Um gemäß Forschungsfrage FF2a die Frage zu beantworten, welche Fakto-
ren die mediale Repräsentation von parteipolitischen Akteur:innen in po-
litischen Nachrichtenbeiträgen beeinflussen, bzw. gemäß Forschungsfrage 
FF4a zu beleuchten, wie diese Einflüsse journalistisch verhandelt werden, 
wurde in einem ersten Schritt wiederum eine Serie generalisierter linearer 
gemischter Modelle berechnet (vgl. Tab. 22). Als abhängige Variable fun-
giert die dichotome Unterscheidung, ob parteipolitische Akteur:innen in 
einem Nachrichtenbeitrag zu Wort kommen oder nicht. Als unabhängige 
Variablen wurden zunächst die Deutungsstrukturen einbezogen. Inner-
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halb der journalistischen Rollenverständnisse sind dies die identischen 
Variablen wie für die Modellierung von Einflüssen auf die Unparteilich-
keit (vgl. Kap. 7.1.2), die zusammen mit der medialen Repräsentation von 
parteipolitischen Akteur:innen eine deskriptive Nachrichtenqualität aus-
drücken. Unter den politischen Einstellungen von Journalist:innen wurde 
ebenfalls ein repräsentatives Demokratieverständnis berücksichtigt, hier 
jedoch in Bezug auf die Diskursteilnehmer:innen, die normativerweise 
prägend für die Öffentlichkeit sein sollten (vgl. Kap. 6.2.2 zur Operatio-
nalisierung der erklärenden Variablen). Außerdem wurde auch hier die 
politische Orientierung von Journalist:innen (von links nach rechts) als 
möglicher Prädiktor einbezogen.

Befähigung von Bürger:innen zu politischen Entscheidungen

Wie Tabelle 22 verdeutlicht, zeigt sich hier nur ein Zusammenhang ledig-
lich auf einem Signifikanzniveau von 10 Prozent, nämlich die Rolle, Infor-
mationen zu vermitteln, die Menschen zu politischen Entscheidungen 
befähigen, wie sie sich als signifikanter Prädiktor für die Unparteilich-
keit der Berichterstattung erwiesen hat (vgl. Kap. 7.1.2). Gemäß diesem 
Zusammenhang erhöht sich die Chance, dass ein Beitrag parteipoliti-
sche Positionen enthält, um den Faktor 1,3, wenn die Befragten bei die-
ser Rolle auf der fünfstufigen Skala einen Skalenpunkt höher angeben. 
In der deskriptiven Betrachtung bedeutet das, dass die Nachrichtenbei-
träge von Journalist:innen, welche diesem Rollenverständnis »eher« oder 
»stark« zustimmen, zu 23 Prozent die Perspektiven von parteipolitischen 
Akteur:innen auf kommunaler, regionaler oder nationaler Ebene abbilden. 
Bei den Journalist:innen, die dieser Rolle weniger stark zustimmen, sind 
es nur 11 Prozent der Beiträge. Der Rolle einer Informationsvermittlung 
als Basis für politische Entscheidungen an sich stimmen, wie bereits dar-
gelegt, eine klare Mehrheit von 85 Prozent aller befragten Journalist:innen 
»eher« oder »stark« zu (vgl. Tab. 5 in Kap. 6.2.3).

Auch wenn der Zusammenhang nicht auf einem üblichen Signifikanz
niveau signifikant ist, zeigt die qualitative Analyse, dass eine journalistische 
Informationsfunktion in der repräsentativen Demokratie Österreichs eng 
an parteipolitische Positionen geknüpft wird. So gibt ein leitender Regio-
naljournalist (J5) an, dass »unser Anspruch ist, dass alle auch zu Wort kom-
men, die dann auf einer Wahlliste stehen werden und die zur Wahl stehen«. 
Durch deren mediale Repräsentation soll »greifbar sein, wofür sie stehen 
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Tabelle  22 
Einfluss von Deutungsstrukturen auf die mediale 
Repräsentation von parteipolitischen Akteur:innen in politischer 
Berichterstattung

Exp(β) SE p

Kontrollvariablen
Gender (männlich) 0,699 0,248 0,149
Berufserfahrung im Journalismus (in Jahren) 0,992 0,011 0,480

Journalistisches Rollenverständnis
ein unparteiischer Beobachter zu sein 1,005 0,116 0,965
Informationen zu vermitteln, die Menschen zu politischen 
Entscheidungen befähigen

1,289† 0,143 0,076

das Funktionieren von Demokratie zu unterstützen 1,042 0,143 0,773
Politische Einstellungen
Repräsentatives Demokratieverständnis 
(Diskursteilnehmer:innen): politische Entscheidungen ein-
zig von gewählten Repräsentant:innen getroffen werden

0,948 0,102 0,601

Politische Orientierung (rechts) 1,073 0,095 0,460
R2 (korrigiert)1 8,5% - 9,1%

Anmerkung: n=786 Nachrichtenbeiträge; Zusammenfassung von 10 Logit-GLMM nach Rubins 
(1987) Regeln; †p<0,1, *p<0,05, **p<0,01, ***p<0,001 (p-Werte approximiert); 1Range über die 
10 Einzelmodelle aller Imputationsdatensätze

und was sie sagen und was sie denken und wohin sie gehen wollen, wenn 
sie das Mandat bekommen«. In eine ähnliche Richtung argumentiert  –  wie 
bereits im Kontext der Unparteilichkeit zitiert  –  eine Tageszeitungsjour-
nalistin (J21), dass sie es als ihr Ziel begreift, »möglichst vollständige oder 
möglichst breite Information zu liefern, wo die Leute dann sagen können: 
Ja, eigentlich am besten gefällt mir, was die Neos dazu sagen. Oder der 
Minister hat eh recht«. Ein solches Denken spiegelt exakt die normative 
Erwartungshaltung im repräsentativen Denken wider, wonach Journalis-
mus durch eine Informationsfunktion wohlüberlegte Wahlentscheidungen 
von Bürger:innen ermöglichen soll. Einen Konnex zwischen der Identifi-
kation mit einer Informationsfunktion durch Journalist:innen und den 
Positionen parteipolitischer Funktionseliten in der Berichterstattung zeigt 
die qualitative Analyse klar. Ob eine stärkere Identifikation auch zu einer 
stärkeren medialen Repräsentation von parteipolitischen Akteur:innen 
führt, kann die Analyse in Ermangelung eines signifikanten quantitativen 
Befunds aber nicht eindeutig zeigen.
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Vage Vorstellungen der Ausgestaltung von Parteienvielfalt

Darüber, wie parteipolitische Positionen journalistisch abgebildet wer-
den sollen, also welche Arten von Parteienvielfalt realisiert werden sol-
len, herrscht unter den qualitativ befragten Journalist:innen keine prä-
gnante und/oder einheitliche Vorstellung. Einerseits orientieren sich 
Journalist:innen an einem Proporzgedanken, demgemäß politische Par-
teien nach der Stärke ihres durch das Wahlergebnis ausgedrückten Rück-
halts in der Bevölkerung Zugang zur journalistischen Agenda finden soll-
ten. So meint ein leitender Regionaljournalist (J15), eine solche »Quote ist 
natürlich extrem wichtig«. Ein Boulevardjournalist begründet eine solche 
proportionale mediale Repräsentation mit einer empfundenen Fairness 
gegenüber seinem Publikum, deren (partei-)politische Präferenzen er als 
breit gestreut einschätzt:

»Das […] muss man glaube ich schon auch machen, fairerweise. Weil sozusagen, es 

verteilt sich ja auch meine Leserschaft ungefähr, schätze ich jetzt, proportional so, 

wie sich die Parteien verteilen, das heißt, ich werde auch sozusagen ein gerüttelt 

Maß an türkisen Lesern49 haben […]. Das ist sich heute nicht ausgegangen, aber muss 

man normalerweise schon machen und das wollen glaube ich auch die Leser. Weil […] 

wenn der ein Anhänger vom Blümel50 ist, dann will er ja wissen, was Blümel gesagt 

hat. Und das sollte man, wenn es irgendwie geht, versuchen zu bringen« (J22).

Andererseits orientieren sich Journalist:innen aber auch an der Idee der 
Chancengleichheit, gemäß der politische Parteien die gleiche bzw. ähnliche 
mediale Aufmerksamkeit bekommen sollten, um auch gleiche Chancen 
zur Darlegung ihrer Standpunkte zu haben. So erklärt in einer der Re-
konstruktionen ein TV-Journalist (J4), »deswegen war es mir auch wichtig 
sozusagen, zu jeder Partei irgendwie ein Satzl drin zu haben«. Ähnlich ar-
gumentiert ein Boulevardjournalist (J16), wie wichtig es ist, »dass man […] 
alle Parteien irgendwo abbildet, um […] auch keinen auszuschließen und 
auszugrenzen, sondern jeder die Berechtigung hat, auch vorzukommen«. 
Im Besonderen wird dies im Kontext von Wahlen betont. So begründet 
eine TV-Journalistin (J18) den Aufbau eines rekonstruierten Beitrags da-
mit, dass er als Teil einer Wahlserie »immer eine recht ähnliche« Struktur 

49	 Gemeint sind Anhänger:innen der ÖVP, die mit Sebastian Kurz anstatt traditionellerweise 
Schwarz die Farbe Türkis in ihr Corporate Design integriert hat.

50	 Gernot Blümel (ÖVP), Minister in beiden Regierungen unter Sebastian Kurz.
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zu Beiträgen zu anderen Parteien aufweisen sollte, um über die Parteien 
chancengleich zu berichten. Auch ein Regionaljournalist (J5) betont die 
Wichtigkeit dessen, dass »alle auch zu Wort kommen, die dann auf einer 
Wahlliste stehen«. Ein Grund, warum, wie in der Inhaltsanalyse gezeigt, 
die Art und Weise der Realisierung von Parteienvielfalt relativ unsystema-
tisch divergiert, kann also in den sehr unterschiedlichen Auffassungen einer 
adäquaten medialen Repräsentation von politischen Parteien unter den 
Journalist:innen liegen. Ein weiterer Grund, der sich in den qualitativen 
Rekonstruktionen offenbart, ist der, dass die letztliche Ausgestaltung von 
Parteienvielfalt als primär themen- und anlassbezogene Frage begriffen 
wird und weniger als grundlegender Zielhorizont. So gibt eine Journalistin 
(J23) an, »wir müssen nicht jedes Mal das Farbenradl51 machen« (J23). Eine 
Kollegin (J18) pflichtet ihr bei, »nur um des Vorkommens Willen kommt 
niemand vor  –  es muss schon eine Relevanz zum Thema haben«. Ähnlich 
äußert sich ein leitender Regionaljournalist:

»Das ergibt sich. Also […] ich würde jetzt nicht sozusagen zu einem Thema auto-

matisch alle  –  wir haben mittlerweile sechs Landtagsparteien in [Bundesland] –, ich 

muss jetzt nicht sozusagen jeder der Parteien ihr Statement abgeben. Sondern es 

muss schon eine Relevanz für das Thema haben sozusagen.« (J15)

Eine Dimension von Parteienvielfalt, die dennoch abstrakt und ex-
plizit in den Wollensstrukturen von Journalist:innen angelegt ist, ist ein 
hoher Stellenwert der Perspektive der parlamentarischen Opposition. Ihr 
Vorkommen im Zuge von themenbezogenen Diskursen wird als klares 
demokratisches Ideal empfunden. So bezeichnet es ein TV-Journalist (J4) 
als »prinzipiell […] natürlich auch wichtig, die Opposition vorkommen 
zu lassen«. Ein Radiojournalist (J7) legt dar, auch wenn dies nicht immer 
in der direkten Gegenüberstellung möglich ist, möchte er grundsätzlich 
im Laufe einer anhaltenden Berichterstattung »irgendwann die Opposi-
tionsparteien fragen, was die dazu sagen«. Ähnlich betont eine öffentlich-
rechtliche Journalistin (J18) die Wichtigkeit der ausgewogenen Darlegung 
der Perspektiven von Regierung und Opposition: »wenn jetzt eine Oppo-
sitionspartei Kritik an der Bundesregierung übt oder an einer Regierungs-
partei, dann […] lasse [ich] Kritik vorkommen, und ich lasse die Kritisierten 
vorkommen, das ist mal die Ausgewogenheit«. Auch wenn das Abbilden 

51	 Mit ›Farben‹ sind die Parteien gemeint. Gemeint ist also, dass nicht in jedem Beitrag die Po-
sitionen von allen Parteien dargelegt werden müssen.
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der Perspektive der Opposition teilweise mehr als tiefgehend routinisierter 
›Automatismus‹ denn als inhaltliche Erfordernis betrachtet wird  –  eine 
Printjournalistin (J21) nennt es »so dieses klassische ›Politiker/Politike-
rin spricht  –  Opposition sagt was dazu‹« –, so wird damit doch einer der 
grundlegenden Voraussetzungen einer demokratischen Öffentlichkeit in 
einem parlamentarischen System gedient.

Tabelle  23 
Einfluss von Erwartungsstrukturen auf die mediale 
Repräsentation von parteipolitischen Akteur:innen in politischer 
Berichterstattung

Exp(β) SE p

Kontrollvariablen
Gender (männlich) 0,705 0,252 0,166
Berufserfahrung im Journalismus (in Jahren) 0,994 0,011 0,563

Erwartungen
medienrechtliche Rahmenbedingungen in Österreich 1,018 0,084 0,829
Ehrenkodex des Österreichischen Presserats 1,004 0,098 0,965
Blattlinie der Redaktion 1,027 0,106 0,799
Publikumserwartungen 0,968 0,111 0,771

R2 (korrigiert)1 8,5% - 9,0%

Anmerkung: n=786 Nachrichtenbeiträge; Zusammenfassung von 10 Logit-GLMM nach Rubins 
(1987) Regeln; 1Range über die 10 Einzelmodelle aller Imputationsdatensätze

Während das Ausmaß und die Art der medialen Repräsentation von 
parteipolitischen Akteur:innen damit in Beziehung mit den Deutungs-
strukturen von Journalist:innen stehen, lässt sich deren mediale Reprä-
sentation nicht durch die Erwartungsstrukturen an Journalismus erklären. 
Wie Tabelle 23 zeigt, können die entsprechenden Regressionsmodelle, die 
äquivalent zu den Modellen zur Erklärung der professionellen Standards 
durch Erwartungsstrukturen aufgebaut sind (vgl. Kap. 7.1.3, Kap. 7.2.3 und 
Kap. 7.3.3), keine signifikanten Einflüsse identifizieren. Auch in der qua-
litativen Analyse bleibt ein solcher Zusammenhang eine grundlegende 
Leerstelle. Dies ist insofern verwunderlich, als dass Erwartungsstruktu-
ren entscheidend durch Medienorganisationen operationalisiert werden 
und diese wiederum in Österreich, aber auch darüber hinaus, bestimm-
ten politischen Milieus zuzuordnen sind (vgl. Haselmayer et al. 2017: 
367). Es steht aber im Einklang mit dem inhaltsanalytischen Befund, dass 
die mediale Repräsentation von parteipolitischen Akteur:innen und die 
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Parteienvielfalt wenig systematisch entlang von Medienorganisationen 
und -typen divergieren.

Berichterstattungsanlässe durch politische Eliten

Innerhalb der Modelle zur Erklärung der medialen Repräsentation von 
parteipolitischen Akteur:innen durch die Konstellationsstrukturen von 
Journalist:innen, wie sie ebenfalls äquivalent zu den Modellen zur Erklärung 
der professionellen Standards aufgebaut wurden (vgl. Kap. 7.1.4, Kap. 7.2.4 
und Kap. 7.3.4), erweist sich zunächst keine der Akteur:innen-Gruppen als 
signifikanter Prädiktor (vgl. Tab. 24). Als wie einflussreich Journalist:innen 
beispielsweise Politiker:innen auf ihre Arbeit erachten, steht in keinem sys-
tematischen Zusammenhang mit dem Umfang der medialen Repräsentation 
von parteipolitischen Funktionseliten in der letztlichen Berichterstattung. 
Dieser Befund steht im klaren Kontrast zu den qualitativen Rekonstruktio-
nen der Nachrichtenbeiträge. Erwartungsgemäß zeigen sich die Nachrich-
tenbeiträge rund um parteipolitische Funktionseliten (auch) als das Ergeb-
nis von deren Agenda-Building-Bemühungen (vgl. Pfetsch et al. 2016). Für 
einen Artikel und die darin repräsentierten Akteur:innen war »der Anlass 
[…] ganz einfach«, dass ein Politiker »eine Pressekonferenz abgehalten« 
(J1) hat. Akteur:innen kommen in der Berichterstattung über eine politi-
sche Veranstaltung vor, »weil sie auf der Bühne gesprochen haben« (J9). In 
anderen Fällen kommt »die Idee zu dem konkreten Artikel […] [durch] eine 
Presseaussendung« (J15), wird durch »das Hintergrundgespräch« (J20) einer 
Partei angestoßen oder Politiker:innen bekommen mediale Aufmerksamkeit, 
»weil der Informationsfluss einfach vom Finanzministerium ausgegangen 
ist« (J17). Davon ausgehend, dass sich die Kommunikationsaktivitäten von 
parteipolitischen Funktionseliten danach bemessen, ob Themen auch rele-
vant für demokratische Lösungsfindungsprozesse sind, ist dies aus reprä-
sentativer Perspektive nicht per se problematisch, versorgt Journalismus 
durch die Berichterstattung über diese Anlässe die Bürger:innen doch mit 
gesellschaftsrelevanten Informationen. Problematisch wird eine (zu) starke 
Orientierung an den Kommunikationsaktivitäten von parteipolitischen 
Funktionseliten dann, wenn der Elitenstatus als hinreichendes Argument für 
deren mediale Repräsentation erscheint. Darauf finden sich in den qualita-
tiven Rekonstruktionen verschiedene Hinweise.
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Tabelle  24 
Einfluss von Konstellationsstrukturen auf die mediale 
Repräsentation von parteipolitischen Akteur:innen in politischer 
Berichterstattung

Exp(β) SE p

Kontrollvariablen
Gender (männlich) 0,735 0,227 0,174
Berufserfahrung im Journalismus (in Jahren) 0,994 0,011 0,601

Einfluss von Akteur:innen
Eigentümer:innen des Medienbetriebs 1,090 0,148 0,561
Vorgesetzte und leitende Redakteur:innen 0,963 0,152 0,802
Kolleg:innen im Unternehmen 1,043 0,152 0,783
Politiker:innen 1,065 0,193 0,743
Beamt:innen in Ministerien und anderen staatlichen 
Einrichtungen

0,925 0,231 0,737

Interessengruppen wie NGOs und NPOs und politische 
Bewegungen

0,742 0,190 0,116

Abstrakte Einflüsse
Überlegungen in Bezug auf Werbung 0,997 0,204 0,989
Profiterwartungen ihres Betriebes 1,153 0,132 0,283
Verfügbarkeit von Ressourcen für die Berichterstattung 1,004 0,116 0,970
zeitlicher Druck 0,903 0,130 0,433

Autonomie
Entscheidungsfreiheit hinsichtlich der Betonung von 
Aspekten einer Geschichte

0,612* 0,200 0,014

R2 (korrigiert)1 8,2% - 8,9%

Anmerkung: n=786 Nachrichtenbeiträge; Zusammenfassung von 10 Logit-GLMM nach Rubins 
(1987) Regeln; †p<0,1, *p<0,05, **p<0,01, ***p<0,001 (p-Werte approximiert); 1Range über die 
10 Einzelmodelle aller Imputationsdatensätze

Einerseits entsteht in der qualitativen Analyse das Bild von journalis-
tischer Berichterstattung über von politischen Funktionseliten angesto-
ßenen Berichterstattungsanlässen als Automatismus. Eine Journalistin 
(J3) gibt beispielsweise an, »wenn […] Minister auftreten, wird zumindest 
meistens ein Journalist hingeschickt […], also bei Regierungsmitgliedern 
ist es sowieso so«. »[R]outinemäßig nehmen wir eigentlich die meisten Par-
teipressekonferenzen wahr«, ergänzt ein Kollege (J7). Das kann auch dazu 
führen, dass die dort dargelegten Perspektiven kaum um andere politische 
Sichtweisen ergänzt werden. »Grundsätzlich ist es bei Pressekonferenzen 
eigentlich so, […] dass man […] nicht gezwungen ist, eine Reaktion einzu-
holen«, betont beispielsweise ein Journalist (J19). Journalist:innen erleben 
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diese Orientierung an politisch initiierten Berichterstattungsereignissen 
mitunter in einem Ausmaß, das wenig Raum für die Recherche alternati-
ver Deutungsangebote lässt. So kritisiert eine erfahrene Journalistin (J23), 
ihre (vgl. jüngeren) »Kollegen kommen mitunter einfach gar nicht dazu, 
neben Pressekonferenzen was anderes zu machen, weil sie einfach in ei-
ner Dauerschleife drinnen sind«. Das macht ein Beitrag plastisch, dessen 
Anlass eine Pressekonferenz der Regierung zu einem ungewöhnlichen 
Zeitpunkt war, deren inhaltlichen Anlass ein Journalist (J4) nicht nach-
vollziehen konnte: »uns [war] nicht wirklich ersichtlich, warum es diese 
Pressekonferenz gegeben hat«. Obwohl die journalistische Relevanz nicht 
erkannt wird, findet dennoch Berichterstattung statt  –  denn, »wenn die 
Regierung […] [zu diesem Zeitpunkt] eine Pressekonferenz gibt, glaube 
ich, ist es schwierig zu argumentieren, warum man die Geschichte nicht 
macht […] und man halt nicht nein sagt, wenn man gefragt wird, ob man 
bei so einer Pressekonferenz dabei sein will«. Mitunter wird diese routini-
sierte Berichterstattung trotz des empfundenen Fehlens journalistischer 
Relevanz aktiv als Problem reflektiert. So gibt ein öffentlich-rechtlicher 
Journalist (J19) an, dass konkret beim Thema Covid-19 »schon viel Staats-
fernsehen gemacht wird und staatstragend agiert wird und das finde ich 
nicht unbedingt journalistisch«, weil seines Erachtens Kolleg:innen »mei-
nen, okay, wir müssen jetzt die Message so, wie es die Regierung transpor-
tiert, weitertransportieren, auch, wenn wir vielleicht da oder dort Zweifel 
haben könnten«.

Nicht nur durch Automatismen der Berichterstattung über die Kom-
munikationsanlässe von Funktionseliten werden deren mediale Artiku-
lationschancen erhöht, sondern auch durch die teilweise Entkopplung 
eines Elitenstatus von sachpolitischen Inhalten. So gibt ein Printjournalist 
(J11) an, »entscheidend« für die Berichterstattung über ein gesellschafts-
politisch relevantes Thema wäre der politische Status einer der zentralen 
Akteur:innen gewesen: »Die Prominenten haben da einfach Vorrang, das 
ist so.« Ähnlich äußert sich eine Printkollegin (J21) in Bezug auf einen ih-
rer Texte, »aufgewertet wurde diese Geschichte einzig und allein, einfach 
auch dadurch, dass [ein:e Minister:in] etwas dazu gesagt hat«. Dies kann so 
weit gehen, dass politische Funktionseliten von sachpolitischen Anlässen 
vollkommen entkoppelt mediale Aufmerksamkeit genießen. So erklärt 
ein Boulevardjournalist (J12), »wir machen zweimal im Jahr ein Interview 
mit dem Landeshauptmann«, denn »das hat der alte Chefredakteur noch 
eingefädelt«. Die damit ›gesetzten‹ Interviews »bekommt […] er zur Frei-
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gabe«, obwohl dies keinen Usus darstellt (»bei anderen gibt es das nicht, 
nein«). Ein solches »Privileg« (J12) erhöht damit die Artikulationschancen 
von Funktionseliten auf eine Art und Weise, wie sie weniger statusstarken 
Gruppen grundsätzlich verwehrt bleibt. Forciert wird dieser Umstand da-
durch, dass die Journalist:innen von routinierten Interventionen durch 
Politiker:innen nach der Berichterstattung  –  oder nach deren Ausblei-
ben  –  berichten. Als »am kritischsten« bezeichnet ein Journalist (J15) »die 
politischen Parteien an sich«, denn »die fühlen sich gleich einmal zu we-
nig, dass ihnen zu wenig Platz eingeräumt wird«. Ähnlich berichtet eine 
Journalistin (J20), dass einer ihrer Texte »im Nachhinein kritisiert wurde, 
weil [sich] die [Politikerin] bei mir beschwert hat, dass ich sie nicht vorkom-
men lassen habe […] und in dem Fall war die [Politikerin] sehr grantig«.52 
Während das Abbilden der Positionen von parteipolitischen Akteur:innen 
der Aufgabe von Journalismus im repräsentativen Demokratiemodell klar 
entspricht, können dennoch durch die aufgezeigten Dynamiken Auto-
matismen der von sachpolitischen Fragen entkoppelten journalistischen 
Orientierung an Eliten entstehen, wie sie in letzter Konsequenz die Eigen-
ständigkeit und Autonomie von Journalismus bedrohen.

Mediale Repräsentation von politischen Eliten durch verminderten 
Handlungsspielraum im Journalismus

Exakt dieser Zusammenhang bildet sich in den quantitativen Modellen 
ab. Unter den Konstellationsstrukturen als Prädiktoren für die mediale 
Repräsentation von parteipolitischen Akteur:innen (vgl. Tab. 24) erweist 
sich einzig die Autonomie von Journalist:innen als signifikant negativer 
Prädiktor. Je weniger Entscheidungsfreiheit Journalist:innen für ihre 
Arbeit empfinden, desto stärker kommen parteipolitische Akteur:innen 
in ihren Beiträgen zu Wort. Geben die Befragten einen Skalenpunkt hö-
her auf der fünfstufigen Skala der Autonomie an, sinkt die Chance, dass 
parteipolitische Funktionseliten vorkommen, um den Faktor 0,6. In der 
deskriptiven Betrachtung bedeutet das, dass die Nachrichtenbeiträge von 
Journalist:innen, welche »große« oder »volle Autonomie« hinsichtlich der 
journalistischen Schwerpunktsetzung empfinden, zu 20 Prozent parteipo-
litische Positionen enthalten, während es bei Medienschaffenden mit maxi-

52	 Österreichisch umgangssprachlich für verärgert, schlecht gelaunt.
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mal »etwas Autonomie« 37 Prozent der Beiträge sind. Insgesamt empfinden 
mit 86 Prozent der Befragten die weitaus meisten Journalist:innen »große« 
oder »volle Autonomie« (vgl. Kap. 6.2.3). Auch wenn Berichterstattung über 
die Positionen von Gewählten und Kandidat:innen und ihre Parteien ein 
integraler Bestandteil der Rolle von Journalismus in einem repräsentati-
ven Demokratiemodell ist und die weite Mehrheit der Journalist:innen 
sich als autonom empfindet, so lässt dieser Zusammenhang auf eine dys-
funktionale Beziehung zwischen Journalismus und institutionalisierter 
Politik in Österreich schließen. Journalist:innen berichten von verschie-
denen Dynamiken, die Teile der Berichterstattung über Funktionseliten 
als wenig beeinflussbare Automatismen identifizieren. Gleichzeitig führt 
eine eingeschränkte Handlungsfreiheit von Journalist:innen dazu, dass 
Akteur:innen des politischen Zentrums stärker zu Wort kommen, was 
wiederum automatisch zu verringerten Artikulationschancen für Stim-
men abseits des politischen Zentrums führt.

Erklären lässt sich dieser Umstand teilweise durch die Unterscheidung 
zwischen einem aktiven und einem passiven Zugang zu Informationen (vgl.  
Neuberger 2020). Während Journalist:innen passiv Informationen erhal-
ten, eben beispielsweise durch politische PR-Arbeit, bedürften aktiv ein-
zuholende Informationen der eigenständigen journalistischen Recherche. 
Der dargelegte negative Zusammenhang zwischen Autonomie und der me-
dialen Repräsentation von parteipolitischen Funktionseliten kann damit 
insofern erklärt werden, als dass diese durch eigene Kommunikationsak-
tivitäten in großem Umfang Informationen an Journalismus herantra-
gen. Akteur:innen der gesellschaftlichen Peripherie sind in Ermangelung 
solcher Ressourcen jedoch darauf angewiesen, dass Journalist:innen aktiv 
auf sie zukommen. Rational nutzenkalkulierend können journalistische 
Routinen in diesem Sinne darauf ausgelegt werden, möglichst einfach 
politische Informationen in Erfahrung zu bringen, was automatisch eta-
blierte und institutionalisierte politische Quellen strukturell bevorzugt 
(vgl. Reich/Barnoy 2020: 978). Es muss jedoch kritisch reflektiert werden, 
wann solche Dynamiken noch im Sinne des repräsentativ erwünschten In-
formationstransfers zwischen Eliten und Bevölkerung zu sehen sind und 
wann sie in einen »›Verlautbarungsjournalismus‹« abgleiten, wo grund-
sätzlich »offizielle Standpunkte und Ereignisse, die von einflussreichen 
Institutionen kontrolliert und inszeniert werden« (Neuberger 2016: 303), 
bevorzugt werden. Besonders problematisch an diesem Zusammenhang 
ist auch, dass (partei-)politische Versuche, die Freiheit von Journalismus 
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einzuschränken  –  in Österreich und darüber hinaus beispielsweise in 
Form von Angriffen auf öffentlich-rechtliche Medien durch rechte Par-
teien (vgl. Udris et al. 2023: 62)  –, für diese rational nutzenkalkulierend 
›sinnvoll‹ sind, weil sie ihnen offenbar erhöhte bzw. erleichterte mediale 
Aufmerksamkeit bescheren.

Entgegen des negativen Zusammenhangs zwischen journalistischer 
Handlungsfreiheit und medialer Repräsentation des politischen Zen
trums empfinden sich die Journalist:innen nicht nur quantitativ befragt, 
sondern auch in den qualitativen Interviews als sehr autonom in ihrem 
professionellen Handeln. Sie geben relativ unisono an, »einen sehr gro-
ßen Freiheitsgrad« (J21) zu genießen, »echt relativ freie Hand« (J15) zu 
haben, »in unserer Beitragsgestaltung relativ frei« (J4) zu sein, oder be-
tonen: »[D]as ist meine Angelegenheit und da redet mir keiner rein« (J6). 
Dieses Empfinden, große Handlungsfreiheit zu genießen, steht im Kon-
trast zu den Befunden der Automatismen bei der medialen Abbildung 
von politischen Eliten. Diese Diskrepanz mag darin begründet sein, dass 
solche Dynamiken derart internalisiert sind, dass sie als ›normale‹ Rah-
menbedingung journalistischer Arbeit begriffen werden (vgl. Sjøvaag 
2013: 159). Zudem muss bedacht werden, dass journalistische Autonomie 
zu einem gewissen Grad eine narrative Konstruktionsleistung (vgl. Ha-
nitzsch et al. 2019: 106; Örnebring/Karlsson 2019: 2) und damit ein 
Akt der professionellen Identitätsbehauptung ist, eben weil ein gewisses 
Maß an Autonomie konstitutiv für professionellen Journalismus ist (vgl. 
Lauerer et al., im Erscheinen).

8.2	 Akteur:innen der Zivilgesellschaft

8.2.1	 Mediale Repräsentation von Akteur:innen der 
Zivilgesellschaft

Der Frage, wie die mediale Repräsentation zivilgesellschaftlicher Akteur:innen 
in Österreich journalistisch ausgehandelt wird, geht die Frage voraus, wie 
medial präsent diese Gruppe im politischen Journalismus überhaupt ist. 
Ihr Stellenwert in öffentlichen Diskursen wird im Sinne einer deliberativen 
Vorstellung von Demokratie gefordert und stellt in der vorliegenden Stu-
die einen Teil einer diskursiven Nachrichtenqualität dar (vgl. Tab. 1 in Kap. 2). 
Um einen solchen Überblick zu leisten, wurde der Anteil an Nachrich-
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tenbeiträgen pro Outlet berechnet, in denen die Perspektive von zivilge-
sellschaftlichen Akteur:innen (vgl. Kap. 6.1.2 zur Operationalisierung der 
inhaltsanalytischen Variablen) medial abgebildet wird (vgl. Tab. 25). Wie 
für alle deskriptiven Analysen der Inhaltanalysedaten wurden sie auch für 
diese Berechnungen gewichtet (vgl. Fußnote 30). Ein Chi Quadrat-Test 
zeigt, dass sich die mediale Repräsentation der Zivilgesellschaft signifi-
kant zwischen den Outlets unterscheidet, jedoch laut Cramer’s V nur ein 
schwacher Zusammenhang (vgl. Cohen 1988) vorliegt.

Tabelle  25 
Mediale Repräsentation von Akteur:innen der Zivilgesellschaft 
nach Medienoutlets

% der 
Beiträge

n 
(Beiträge)

Bandbrei-
te1,2

Ausgewo-
genheit1,3

n  
(Akteur:innen)

ORF Zeit im Bild 15,6% 404 54,2% 0,28 880
ORF Ö1 Journale4 13,6% 81 --- --- 171
Die Presse 14,1% 396 45,8% 0,33 986
Der Standard 16,7% 362 54,2% 0,21 857
Kronen Zeitung 12,8% 446 58,3% 0,21 755
Kleine Zeitung 10,9% 467 54,2% 0,19 976
Heute4 4,0% 241 --- --- 369
Österreich 10,6% 537 54,2% 0,16 1.053
orf.at 16,4% 537 66,7% 0,21 1.290
derstandard.at 14,4% 390 79,2% 0,21 906
krone.at 12,2% 426 54,2% 0,22 994
Gesamt 12,8% 4.287 95,8% 0,20 9.237

χ2 (df) χ2 (10) = 34,272*** --- --- ---

Cramer’s V Cramer’s V = 0,089*** --- --- ---

Anmerkung: Gesamt wurde auf Ebene der Medienoutlets anhand des Verhältnisses zwischen 
jeweiliger Stichprobengröße und Grundgesamtheit gewichtet; *p<0,05, **p<0,01, ***p<0,001; 
1Basiered auf allen medial repräsentierten zivilgesellschaftlichen Akteur:innen; 2Anteil der 24 
der Zivilgesellschaft zugeordneten Subgruppen, welche jedenfalls einmal medial repräsentiert 
werden; 3Herfindahl-Hirschman-Index (Wertebereich: 0-1) anhand der Subgruppen innerhalb 
der medial repräsentierten zivilgesellschaftlichen Akteur:innen; 4Wert aufgrund zu kleiner 
Fallzahlen <50 (zivilgesellschaftliche Akteur:innen) nicht ausgewiesen.

Ergänzend wurde die Bandbreite zivilgesellschaftlicher Akteur:innen 
pro Outlet berechnet. Dazu wurde berechnet, wie viele der den zivilge-
sellschaftlichen Akteur:innen zugeordneten Subgruppen im Verhältnis 
zur Zahl aller Subgruppen im Untersuchungszeitraum pro Outlet min-
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destens einmal zu Wort kommen (vgl. Magin et al. 2023: 17f.).53 Außerdem 
wurde die Ausgewogenheit zivilgesellschaftlicher Akteur:innen pro Outlet 
berechnet. Für die Messung von Ausgewogenheit werden in kommunika-
tionswissenschaftlichen Studien oftmals Vielfaltsmaße herangezogen, die 
statistisch auf der Entropie basieren (wie z. B. Shannon’s H oder Simpson’s 
D, vgl. Loecherbach et al. 2020: 621). Diese wurden kritisiert, weil sie eine 
Gleichverteilung zugrunde legen, die theoretisch nicht immer begründ-
bar ist. Wenn ein solches Vielfaltsmaß beispielsweise über verschiedenste 
gesellschaftliche und politische Akteur:innen hinweg berechnet wird, 
drückt es aus, inwiefern alle gleichberechtigt zu Wort kommen  –  obwohl je 
nach theoretischer Perspektive spezifische Gruppen ein stärkeres Gewicht 
haben sollten. Noch greifbarer wird diese Problematik, wenn ein solches 
Vielfaltsmaß auf Themenvielfalt angewendet wird, wo sich eine normativ 
wünschenswerte Medienagenda zweifelsfrei nach Nachrichtenereignissen 
bestimmen sollte und nicht automatisch nach einem möglichst gleich-
verteilten Nebeneinander von Themen (vgl. Zaller 2003). Aus diesem 
Grund wird ein solches statistisches Maß nur innerhalb der Gruppe zivil-
gesellschaftlicher Akteur:innen berechnet, wo öffentlichkeitstheoretisch 
tatsächlich eine (relative) Ausgewogenheit von zivilgesellschaftlichen 
Akteur:innen normativ wünschenswert ist. Außerdem wird mit dem stan-
dardisierten Herfindahl-Hirschman-Index (vgl. HHI; vgl. Brell et al. 2014) 
ein Konzentrationsmaß berechnet, das rechnerisch zwar den diskutierten 
Vielfaltsmaßen ähnelt, konzeptionell aber nicht eine Gleichverteilung 
überprüft, sondern Konzentration  –  in diesem Fall der mediale Fokus auf 
eine oder wenige Gruppen innerhalb der Zivilgesellschaft  –  identifiziert. 
Der HHI kann in seiner standardisierten Variante Werte von 0 bis 1 anneh-
men, wobei unter 0,15 von keiner relevanten Konzentration, zwischen 0,15 
und 0,25 von moderater Konzentration und über 0,25 von starker Konzen
tration (vgl. Magin et al. 2023: 14; Naldi/Flamini 2014: 3) auszugehen ist.

Insgesamt sind zivilgesellschaftliche Akteur:innen im österreichischen 
Journalismus schwach medial repräsentiert  –  mit knapp 13 Prozent der Bei-
träge bildet nur rund jeder achte Beitrag die Sichtweise mindestens einer 
zivilgesellschaftlichen Gruppe oder Organisation bzw. ihrer Vertreter:innen 

53	 Insgesamt wurden die zivilgesellschaftlichen Akteur:innen über 24 Subgruppen operationa-
lisiert (vgl. Kap. 6.1.2). Wenn z. B. ein Outlet die Hälfte, also zwölf der Subgruppen im Unter-
suchungszeitraum mindestens einmal zu Wort kommen lässt, weist es eine Bandbreite von 50 
Prozent auf.
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ab. Das ist aus deliberativer Sicht die Kehrseite des diagnostizierten eli-
tenzentrierten Diskurses und bedeutet eine schwierige Ausgangsbasis 
für gleichberechtigte öffentliche Deliberationsprozesse. Davon, dass der 
mediale Diskurs das politische Zentrum verlässt und auch Akteur:innen 
der Peripherie angemessen einbindet, kann in Österreich deshalb kaum 
die Rede sein. Im Vergleich der Medienangebote (vgl. auch Abb. 11) stellt 
die mediale Repräsentation von zivilgesellschaftlichen Akteur:innen eine 
trennscharfe Achse zwischen den Informationsmedien bzw. dem öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk und den Boulevard- bzw. Regionalmedien dar: 
Erstere weisen konsistent überdurchschnittliche Werte auf, wobei Der 
Standard mit 16 Prozent sowie orf.at und die ORF Zeit im Bild-Sendungen mit 
je 15 Prozent der Zivilgesellschaft den größten medialen Raum eröffnen. 
Boulevardangebote haben durchgehend Prozentwerte unter dem Durch-
schnitt, wobei am stärksten die Gratiszeitung Heute mit abgeschlagenen 4 
Prozent zivilgesellschaftliche Akteur:innen nahezu vollständig ignoriert.

Abbildung  11 
Mediale Repräsentation von Akteur:innen der Zivilgesellschaft 
nach Medienoutlets
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Anmerkung: n=4.287 Nachrichtenbeiträge; Gesamt wurde auf Ebene der Medienoutlets anhand 
des Verhältnisses zwischen jeweiliger Stichprobengröße und Grundgesamtheit gewichtet.

Hinsichtlich der Bandbreite decken die untersuchten Medienangebote 
in Summe die Vielfalt der nach theoretischen Überlegungen ausgewählten 
24 zivilgesellschaftlichen Gruppen innerhalb des rund zweimonatigen 
Untersuchungszeitraums fast vollständig ab, sie bekommen je also zu-
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mindest punktuell mediale Aufmerksamkeit. Im Vergleich der Angebote 
differenziert sich das Bild jedoch: derstandard.at weist mit rund 80 Prozent 
die klar höchste Bandbreite auf, danach folgt orf.at mit 67 Prozent. Dies 
kann als Hinweis darauf gewertet werden, dass der im Schnitt online grö-
ßere Artikelumfang Akteur:innen der Peripherie zu mehr Aufmerksamkeit 
verhilft. Während das Gros der restlichen Medienangebote etwas über der 
50 Prozent-Marke rangiert, weist Die Presse mit 46 Prozent die niedrigste 
Bandbreite auf. Sie lässt also im Untersuchungszeitraum weniger als die 
Hälfte der definierten zivilgesellschaftlichen Gruppen und Organisatio-
nen zu Wort kommen und blendet Gruppen wie Interessenvertretungen 
im Bereich Kultur oder im Bereich Medien gänzlich aus.54

Auch die Ausgewogenheit der Vielfalt zivilgesellschaftlicher Akteur:in
nen muss kritisch gesehen werden: Insgesamt drückt der durchschnittli-
che HHI von 0,20 eine moderate Konzentration aus. Keines der Angebote 
berücksichtigt die verschiedenen zivilgesellschaftlichen Gruppen in einem 
so gleichberechtigten Verhältnis, dass ein Wert von 0,15 erreicht wird, wie 
er für keine nennenswerte Konzentration steht. Die höchste Ausgewo-
genheit weist die Berichterstattung der Gratiszeitung Österreich und der 
regionalen Kleinen Zeitung auf; dass beide gleichzeitig mit am wenigsten 
zivilgesellschaftliche Akteur:innen zu Wort kommen lassen, relativiert 
diesen Befund aber klar. Die niedrigste Ausgewogenheit  –  aber immer-
hin auf einem hohem Niveau der generellen Repräsentation zivilgesell-
schaftlicher Akteur:innen  –  weisen Die Presse und die Zeit im Bild-Formate 
des ORF auf. Bei beiden ist dies aufgrund einer überdurchschnittlichen 
medialen Repräsentation der Gewerkschaften der Fall.55 Auch wenn das 
quantitative Ausmaß der medialen Repräsentation von zivilgesellschaft-
lichen Akteur:innen zusammenfassend klar zwischen den jeweiligen Me-
dientypen divergiert, scheinen der Bandbreite und Ausgewogenheit von 
deren Vielfalt journalistische Entscheidungen zugrunde zu liegen, die der 
genaueren Analyse bedürfen.

54	 Zusatzauswertung, Werte nicht in Tabellen enthalten.
55	 Zusatzauswertung, Werte nicht in Tabellen enthalten.
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8.2.2	 Aushandlung der medialen Repräsentation von 
Akteur:innen der Zivilgesellschaft

Tabelle  26 
Einfluss von Deutungsstrukturen auf die mediale 
Repräsentation von Akteur:innen der Zivilgesellschaft in 
politischer Berichterstattung

Exp(β) SE p

Kontrollvariablen
Gender (männlich) 0,935 0,287 0,816
Berufserfahrung im Journalismus (in Jahren) 0,991 0,014 0,520

Journalistisches Rollenverständnis
Erklärungen, Hintergründe und Kontext zu Themen zur 
Verfügung zu stellen

0,998 0,221 0,992

aktuelles Geschehen einzuordnen und zu analysieren 1,208 0,277 0,496
das Publikum zu bilden 0,926 0,138 0,578

Politische Einstellungen
Deliberatives Demokratieverständnis (Diskursteilneh
mer:innen): zivilgesellschaftliche Gruppen wie NGOs und 
NPOs in politische Entscheidungen eingebunden werden

0,851 0,177 0,361

Politische Orientierung (rechts) 0,932 0,110 0,522
R2 (korrigiert)1 9,8% - 10,2%

Anmerkung: n=786 Nachrichtenbeiträge; Zusammenfassung von 10 Logit-GLMM nach Rubins 
(1987) Regeln; 1Range über die 10 Einzelmodelle aller Imputationsdatensätze

Welche Faktoren die mediale Repräsentation von zivilgesellschaftlichen 
Akteur:innen in politischen Nachrichtenbeiträgen vor diesem Hinter-
grund begünstigen oder gefährden, fragt Forschungsfrage FF2b. Darauf 
aufbauend fragt Forschungsfrage FF4b, wie diese Einflüsse journalistisch 
verhandelt werden. Zu ihrer gemeinsamen Beantwortung wurden zunächst 
wieder Regressionsmodelle berechnet, die zeigen, inwiefern journalisti-
sche Deutungsstrukturen die Wahrscheinlichkeit, zivilgesellschaftliche 
Akteur:innen journalistisch zu Wort kommen zu lassen, beeinflussen. Ana-
log zu den Modellen zur Erforschung der Diskursivität der Berichterstat-
tung (vgl. Kap. 7.2.1), der ebenfalls deliberativ-demokratische Überlegungen 
zugrunde liegen, wurden mehrere diskursive journalistische Rollenver-
ständnisse einbezogen. Zudem wurden ein deliberatives Demokratiever-
ständnis (Dimension der Diskursteilnehmer:innen) sowie die politische 
Orientierung (von links nach rechts) als Prädiktoren berücksichtigt. Wie 
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Tabelle 26 zeigt, besitzt keine dieser Variablen systematischen Einfluss auf 
die mediale Repräsentation von Akteur:innen der Zivilgesellschaft. Auch 
die qualitativen Rekonstruktionen bieten kaum Anhaltspunkte, dass die 
Abbildung von zivilgesellschaftlichen Akteur:innen im Allgemeinen den 
Wollensstrukturen der Journalist:innen in besonderer Weise entspricht.

Wichtiger Status von Gewerkschaften

Eine Gruppe wird vom niedrigen Stellenwert zivilgesellschaftlicher 
Akteur:innen ausgenommen, nämlich Sozialpartner:innen und dabei vor 
allem Gewerkschaften, deren medialer Abbildung Journalist:innen höhere 
Relevanz beimessen. »Also das ist mir schon wichtig, dass jetzt Interessen-
vertretungen vorkommen […] [und die/eine] Gewerkschaft«, gibt beispiels-
weise eine Journalistin (J14) an. Ähnlich meint eine Kollegin (J9), »dass die 
Sozialpartnerschaft im Zuge einer Krise ernsthaft gebraucht wird«. Das spie-
gelt sich auch in der Inhaltsanalyse wider, wo 41 Prozent der medial reprä-
sentierten zivilgesellschaftlichen Akteur:innen Gewerkschaften bzw. deren 
Vertreter:innen als eine einzige von 24 untersuchten zivilgesellschaftlichen 
Gruppen sind.56 Dieser inhaltsanalytische Befund deckt sich wiederum mit 
Befunden aus der Schweiz (vgl. Häussler 2018: 89). Sozialpartner:innen 
und Gewerkschaften werden dabei aber  –  und das ist aus deliberativ-demo
kratischer Perspektive problematisch  –  von den Journalist:innen als Eliten 
begriffen oder jedenfalls in deren Nähe gerückt. So nennt eine Boulevard-
journalistin (J14) »Gewerkschaft[en] und auch die Opposition« in einem 
Atemzug. Ein Regionaljournalist (J12) begreift »Sozialpartner [und] Landes-
regierung« auf einer »Ebene«. Ganz dezidiert mit dem politisch prägenden 
Stellenwert von Gewerkschaften als Sozialpartner:innen begründet eine 
Journalistin deren Relevanz in einer ihrer Arbeiten:

 »Ja ich finde, dass Sozialpartnerschaft wichtig ist und zwar, weil die österreichische 

Politik davon geprägt war, dass sehr viele Lösungen für Probleme auf Basis der Be-

troffenen erörtert wurden und die Betroffenen haben eine Stimme, das sind eben die 

Sozialpartner […]. Und die haben in der österreichischen Geschichte sehr maßgeb-

lich vorbereitet alles das, was später Gesetz geworden ist und der Gesetzgeber, also 

das Parlament hat sich auf Basis dessen, was an lösungsorientierten Vorschlägen ge-

kommen ist, damit befasst […] aber das Entstehen kam von dort, wo die Probleme 

56	 Zusatzauswertung, Werte nicht in Tabellen enthalten.
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entstanden sind. Und das war im Vorfeld dieser Veranstaltung war das ja ein breites 

Thema […]. Das war nach langer Zeit eigentlich wieder so ein Ereignis, wo die Sozi-

alpartnerschaft in ihrer alten Stärke wieder sichtbar geworden ist und zwar über die 

Parteigrenzen hinweg, also da hat es eben auch kein Löschblatt zwischen roten und 

schwarzen Sozialpartnern gegeben« (J6).

Neben politischen Funktionseliten sind Gewerkschaften in den retros-
pektiven Rekonstruktionen auch die einzige Gruppe, die qua ihres politi-
schen Gewichts in der Lage sind, durch eigene Kommunikationsaktivitäten 
Berichterstattungsanlässe zu schaffen. So erklärt eben zitierte Journalistin 
(J6) beispielsweise, ein Gewerkschaftler, »einer der mächtigsten Gewerk-
schafter überhaupt«, genießt besondere journalistische Aufmerksamkeit, 
denn »er ist sehr wortgewaltig, also da warten wir dann immer schon, was 
sagt er […], weil der hat immer ein zitables Zitat«. Vor diesem Hintergrund 
scheint fraglich, ob Gewerkschaften, die in die Nähe von politischen Funk-
tionseliten gerückt werden und deren damit verbundener Elitenstatus 
per se ihre Artikulationschance erhöht, noch der politischen Peripherie 
zuzuordnen sind. Aufgrund ihres Institutionalisierungsgrads und ihrer 
Verhandlungsmacht in Österreich als eine Demokratie mit starken korpo-
ratistischen Zügen (vgl. Czada 2000; Karlhofer 2012) ist die Frage, ob 
sie nicht vielmehr dem entsprechen, was Habermas (1992) als vermachtete 
Akteur:innen bezeichnet. Auch der Umstand, dass Gewerkschaften deshalb 
Aufmerksamkeit genießen, weil sie als formal »zivilgesellschaftlich[e] Ak-
teure ihr politisches Anliegen mediengerecht zu inszenieren vermögen« 
(Martinsen 2009: 53), stellt infrage, inwiefern ihre mediale Abbildung 
tatsächlich mit dem normativen Ziel korrespondiert, möglichst gleichbe-
rechtigte und sachpolitische öffentliche Diskurse zu ermöglichen.

Expertise von zivilgesellschaftlichen Organisationen

Ein konkreter Grund, warum Journalist:innen gezielt zivilgesellschaftliche 
Organisationen zu Wort kommen lassen, der sich in den retrospektiven Re-
konstruktionen offenbart, ist der, dass ihnen eine spezifische Expertise für 
bestimmte Themen zugesprochen wird. In diesem Sinne legt beispielsweise 
ein Printjournalist (J12) dar, die »hohe Informationsdichte« einer seiner Ar-
beiten bzw. »ganz viele Einordnungen, das kommt alles, die Infos kommen 
von [einer Umweltschutzorganisation]«. Ein TV-Kollege (J4) gibt an, eine 
NGO aus dem Bereich Menschenrechte »habe ich interviewt einfach, weil sie 
sozusagen von diesem Einzelschicksal weg ein bisschen auch die Situation 
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in Österreich beleuchten kann […] und die haben natürlich auch die Exper-
tise«. Eine andere Journalistin (J14) sieht den Umstand, dass »das so die Ex-
perten sind meistens« als entscheidend für die mediale Repräsentation von 
Interessenverbänden und NGOs. Die Auswahl eines Community-Vertreters 
als Interviewpartner begründet eine Journalistin (J3) damit, dass dieser als 
»Experte das auch ein bisschen einordnet«. Einerseits können zivilgesell-
schaftliche Organisationen damit auch dazu beitragen, dass Journalist:innen 
das benötigte Sachwissen und die nötige Expertise in Erfahrung bringen, 
wie es sich auch als Voraussetzung für die Realisierung einer diskursiven 
Berichterstattung erwiesen hat (vgl. Kap. 7.2.4). Andererseits wird Expertise 
klassischerweise aber als Maßstab des repräsentativen Demokratiemodells 
betrachtet, wonach Expert:innen einen hierarchischen Status genießen und 
primär Funktionseliten zu klugen Entscheidungen befähigen sollten (vgl. 
Ferree et al. 2002a: 292f.; Powers 2017: 1070f.), wodurch eben kein gleich-
berechtigter öffentlicher Diskurs intendiert ist.

Interaktionen mit Vorgesetzten als prägende 
Konstellationsstruktur

Wie im Falle der Deutungsstrukturen zeigen auch die Regressionsmodelle 
unter Einbezug der bekannten Prädiktoren aus der Gruppe der Erwartungs-
strukturen keinen signifikanten Effekt (vgl. Tab. 27). Die mediale Reprä-
sentation von Akteur:innen der Zivilgesellschaft hängt damit nicht syste-
matisch davon ab, mit welchen abstrakten Erwartungen Journalist:innen 
in ihrem Arbeitsalltag konfrontiert sind. In den Modellen zum Einfluss 
von Konstellationsstrukturen (vgl. Tab. 28) zeigt sich ein signifikant posi-
tiver Einfluss von Vorgesetzten und leitenden Redakteur:innen. Wenn die 
befragten Journalist:innen ihren Vorgesetzten auf der fünfstufigen Skala 
des empfundenen Einflusses einen Skalenpunkt mehr zusprechen, so er-
höht sich die Chance, dass ein journalistischer Beitrag zivilgesellschaftliche 
Akteur:innen zu Wort kommen lässt, um den Faktor 1,6. Deskriptiv gespro-
chen finden sich unter Nachrichtenbeiträgen von Journalist:innen, welche 
einen »sehr« oder »extrem starken« Einfluss durch ihre Vorgesetzten und 
leitenden Redakteur:innen angeben, in 17 Prozent der Fälle Akteur:innen der 
Zivilgesellschaft, während es bei den Journalist:innen, welche sie als maximal 
»relativ stark« einflussreich erachten, nur 12 Prozent der Beiträge sind. Mit 
29 Prozent empfindet gut ein Fünftel der Journalist:innen ihre Vorgesetzten 
als »sehr« oder »extrem« einflussreich auf ihr journalistisches Arbeiten (vgl. 
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Tab. 7 in Kap. 6.2.3). Sie stellen damit die mit Abstand einflussstärkste Gruppe 
dar. Obwohl sich dieser Zusammenhang inferenzstatistisch und deskriptiv 
klar abbildet, erschließt sich nicht intuitiv, wodurch er begründet sein könnte.

Tabelle  27 
Einfluss von Erwartungsstrukturen auf die mediale 
Repräsentation von Akteur:innen der Zivilgesellschaft in 
politischer Berichterstattung

Exp(β) SE p

Kontrollvariablen
Gender (männlich) 0,968 0,302 0,913
Berufserfahrung im Journalismus (in Jahren) 0,992 0,013 0,563

Erwartungen
medienrechtliche Rahmenbedingungen in Österreich 1,027 0,098 0,783
Ehrenkodex des Österreichischen Presserats 1,034 0,121 0,780
Blattlinie der Redaktion 0,979 0,135 0,875
Publikumserwartungen 1,057 0,137 0,684

R2 (korrigiert)1 9,9% - 10,2%

Anmerkung: n=786 Nachrichtenbeiträge; Zusammenfassung von 10 Logit-GLMM nach Rubins 
(1987) Regeln; 1Range über die 10 Einzelmodelle aller Imputationsdatensätze

Auch die qualitative Teilstudie kann hier nur bedingt Aufklärung leis-
ten. Primär repliziert diese den quantitativen Befund, dass die Konstel-
lation mit Vorgesetzten die für das journalistische Produkt prägendste 
Akteur:innenkonstellation darstellt bzw. vielfach die Abstimmung mit 
Vorgesetzten die einzige ist, die im Prozess der Produktion eines journa-
listischen Beitrags stattfindet. So spricht ein Journalist (J16) von einem 
»pausenlosen Austausch über Geschichten […] mit dem Chef vom Dienst 
[und] mit dem [Ressort-]Chef«. Ein Journalist (J7) gibt an, der Prozess 
hinter einer ›Geschichte‹ »konnte aber nur stattfinden, nachdem ich […] 
mit meinem Chef Rücksprache halte«. Ein selbst leitender Redakteur (J15) 
berichtet, er hat »natürlich besprochen, dass ich das Thema mache und 
der [Name], der Chef vom Dienst ist, der liest natürlich darüber« (J15). Als 
zentrale Ansprechpersonen für den journalistischen Produktionsprozess 
sind Vorgesetzte damit mitunter auch in die Entscheidungen involviert, 
zivilgesellschaftliche Akteur:innen als Akteur:innen der Peripherie zu Wort 
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Tabelle  28 
Einfluss von Konstellationsstrukturen auf die mediale 
Repräsentation von Akteur:innen der Zivilgesellschaft in 
politischer Berichterstattung

Exp(β) SE p

Kontrollvariablen
Gender (männlich) 0,851 0,302 0,592
Berufserfahrung im Journalismus (in Jahren) 0,996 0,014 0,778

Einfluss von Akteur:innen
Eigentümer:innen des Medienbetriebs 1,031 0,198 0,877
Vorgesetzte und leitende Redakteur:innen 1,584* 0,188 0,015
Kolleg:innen im Unternehmen 0,796 0,204 0,267
Politiker:innen 0,930 0,234 0,755
Beamt:innen in Ministerien und anderen staatlichen 
Einrichtungen

1,091 0,269 0,748

Interessengruppen wie NGOs und NPOs und politische 
Bewegungen

1,155 0,251 0,567

Abstrakte Einflüsse
Überlegungen in Bezug auf Werbung 0,943 0,280 0,835
Profiterwartungen ihres Betriebes 0,782 0,184 0,182
Verfügbarkeit von Ressourcen für die Berichterstattung 0,878 0,145 0,367
zeitlicher Druck 1,150 0,170 0,409

Autonomie
Entscheidungsfreiheit hinsichtlich der Betonung von 
Aspekten einer Geschichte

1,709* 0,252 0,034

R2 (korrigiert)1 10,6% - 11,3%

Anmerkung: n=786 Nachrichtenbeiträge; Zusammenfassung von 10 Logit-GLMM nach Rubins 
(1987) Regeln; †p<0,1, *p<0,05, **p<0,01, ***p<0,001 (p-Werte approximiert); 1Range über die 
10 Einzelmodelle aller Imputationsdatensätze

kommen zu lassen. In diesem Sinn berichtet beispielsweise eine Journalis-
tin (J3), »da habe ich mit der stellvertretenden Chefredakteurin darüber 
geredet, weil sie hat gesagt, sie will […] [dass es] jemand […] auch ein biss-
chen einordnet, der aus der Community kommt«. Warum der Einfluss von 
Vorgesetzten Stimmen aus der Zivilgesellschaft im Besonderen begüns-
tigen sollte, kann aber auch die qualitative Analyse nicht beantworten. 
Es drängt sich vielmehr die Frage auf, ob Vorgesetzte hier als ›Gefäß‹ für 
weitere, nicht berücksichtigte Einflüsse stehen. Demgemäß argumentiert 
Neuberger (2020: 9), dass manche Einflüsse »die Journalist/innen oft nur 
auf Umwegen erreichen, etwa über Vorgesetzte, sodass sie nicht mehr leicht 
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als solche erkennbar sind«. Welche Rahmenbedingungen es konkret sind, 
welche die Artikulationschancen von zivilgesellschaftlichen Akteur:innen 
erhöhen und offenbar von Vorgesetzten an Journalist:innen herangetragen 
werden, kann die vorliegende Analyse nicht abschließend beantworten.

Autonomie als Grundlage für Perspektiven jenseits des politischen 
Zentrums

Innerhalb der Modelle zur Identifikation von Einflüssen auf die mediale 
Repräsentation der Zivilgesellschaft durch Konstellationsstrukturen (vgl. 
Tab. 28) zeichnet sich ein weiterer signifikanter Zusammenhang ab: Die 
Autonomie im Sinne der Entscheidungsfreiheit hinsichtlich der Betonung 
von Aspekten einer Geschichte, welche Journalist:innen empfinden, wirkt 
sich signifikant positiv auf die Artikulationschancen von zivilgesellschaft-
lichen Akteur:innen aus. Wenn Journalist:innen auf der fünfstufigen Skala 
einen Skalenpunkt höher angeben, erhöht sich die Chance, dass in einem 
Beitrag mindestens eine Person oder ein Kollektiv aus der Zivilgesellschaft 
zu Wort kommt, um den Faktor 1,7. Deskriptiv enthalten die Nachrichten-
beiträge von Journalist:innen, welche »große« oder »volle Autonomie« 
genießen, zu 15 Prozent Akteur:innen der Zivilgesellschaft, während es 
bei Urheber:innen mit maximal »etwas« Autonomie 13 Prozent der Bei-
träge sind. Insgesamt empfindet, wie dargelegt, mit 86 Prozent die weite 
Mehrheit der Journalist:innen »große« oder »volle Autonomie« (Kap. 6.2.3).

Autonomie erscheint damit als die entscheidende Dimension für die 
Frage, ob Journalist:innen Akteur:innen des politischen Zentrums oder der 
Peripherie zu Wort kommen lassen. Während sich, wie im Kapitel zuvor 
(vgl. Kap. 8.1.2) dargelegt, die Stärke des Autonomieempfindens negativ auf 
die Artikulationschancen von parteipolitischen Funktionseliten auswirkt, 
wirkt sie sich positiv auf die Chancen aus, dass Journalist:innen der Zivil-
gesellschaft eine Stimme geben. Österreichische Journalist:innen ›nutzen‹ 
einen größeren professionellen Handlungsspielraum also offenbar dazu, 
Perspektiven jenseits des politischen Machtzentrums aufzuzeigen. Oder 
invers formuliert: Ein geringer Handlungsspielraum hält sie davon ab, zi-
vilgesellschaftlichen Deutungen der politischen Realität medialen Raum 
zuzugestehen. Dass dies nämlich in nur relativ geringem Umfang gelingt, 
belegt der inhaltsanalytisch gezeigte vergleichsweise niedrige Umfang der 
medialen Repräsentation von Akteur:innen der Zivilgesellschaft. Die qua-
litativen retrospektiven Rekonstruktionen zeigen, dass Akteur:innen des 
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politischen Zentrums auch deshalb medialer Raum gegeben wird, weil sich 
deren journalistische Abbildung zu tiefgehenden Routinen verfestigt hat. 
Führt man sich Routinen als »Reflexionsverzicht durch Kontingenzaus-
blendung« (Schimank 2016: 167) vor Augen, so muss problematisiert wer-
den, dass dieser Reflexionsverzicht offenbar auf Kosten der Akteur:innen 
außerhalb des politischen Zentrums geht und damit auch das Gelingen 
deliberativer demokratischer Aushandlungsprozesse gefährden kann.

Während sich verschiedene gesellschaftliche Akteur:innen grundsätz-
lich in einem Wettbewerb um mediale Aufmerksamkeit befinden, zeigt 
die qualitative Analyse auch, dass der Zugang zu bestimmten Gruppen in 
einem referentiellen hierarchischen Prozess geschehen kann. Konkret of-
fenbart sich, dass der journalistische Zugang zu zivilgesellschaftlichen Or-
ganisationen teilweise durch politische Funktionseliten eröffnet wird bzw. 
wiederum zivilgesellschaftliche Akteur:innen den Zugang zu individuellen 
Gesellschaftsmitgliedern und Marginalisierten gewährleisten. So zeigt sich 
beispielsweise in einer Rekonstruktion, dass eine Wohlfahrtsorganisation 
nur durch die Pressearbeit einer Partei journalistische Aufmerksamkeit be-
kommen hat. »Das war eine Pressekonferenz, […] da hat die [Partei] eingela-
den […] und haben auch gleich die [Leitung der Organisation] […] eingeladen 
gehabt, dass sie auch berichtet«, gibt eine Journalistin (J20) an. Mitunter 
wird eine mögliche Selektivität einer solchen Auswahl aktiv reflektiert. So 
problematisiert eine Journalistin (J3), »die Leute, die das Ministerium ein-
lädt, sind oft auch Menschen, die halt dann eher für das Ministerium oder 
für die Regierung sprechen«. Eine solche Dynamik erhöht zwar die realen 
Artikulationschancen von zivilgesellschaftlichen Gruppen. Ob es sich dabei 
durch die Vorselektion durch Funktionseliten aber um Akteur:innen handelt, 
die wirklich eigenständige und potenziell gegenhegemoniale Sichtweisen 
in den öffentlichen Diskurs bringen, ist jedoch fraglich. Eine ähnliche Dy-
namik findet sich bei der sehr wenig routinisierten (vgl. nachfolgendes Kap. 
8.3.2) Recherche von Bürger:innen, wo zivilgesellschaftliche Organisationen 
für einen Zugang sorgen können. So legt eine Journalistin (J24) beispiels-
weise offen, »gerade bei Sozialthemen ist das [der Zugang] schwierig […], das 
funktioniert in der Praxis dann am ehesten sozusagen ›über Bande‹, also das 
funktioniert über Organisationen«. Auch wenn sie in diesem Beispiel selbst 
reflektiert, dass ein solches Vorgehen »natürlich schon einen gewissen Fil-
ter bedeutet«, so findet auch hier ein hegemonial hierarchisch abgestufter 
Selektionsprozess statt, der die Wahrscheinlichkeit, dass Bürger:innen für 
sich selbst sprechen (können), vermindert.
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8.3	 Bürger:innen und Marginalisierte

8.3.1	 Mediale Repräsentation von Bürger:innen und 
Marginalisierten

Inwiefern kommt im österreichischen Journalismus auch die Bevölkerung, 
›einfache‹ Bürger:innen und marginalisierte Gruppen und Menschen zu Wort? Das ist 
die Frage, die an mediale Repräsentation aus Perspektive partizipatorischer 
Demokratietheorien zu stellen ist und die einer aktivierenden Nachrichten-
qualität zugeordnet wurde (vgl. Tab. 1 in Kap. 2). Bevor analysiert wird, wie 
diese Frage im Journalismus ausgehandelt wird, soll ein Überblick über die 
mediale Repräsentation dieser Gruppe gegeben werden. Für diesen Zweck 
wurde der Anteil an Beiträgen, in denen Bürger:innen und Marginalisierte 
mindestens einmal codiert wurden (vgl. Kap. 6.1.2 zur Operationalisierung 
der inhaltsanalytischen Variablen) pro Outlet berechnet (vgl. Tab. 29). Wie 
für alle deskriptiven Analysen der Inhaltanalysedaten wurden sie auch für 
diese Berechnungen gewichtet (vgl. Fußnote 30). Ein Chi-Quadrat-Test 
zeigt, dass sich die mediale Repräsentation von Bürger:innen und Mar-
ginalisierten signifikant zwischen den Outlets unterscheidet, jedoch laut 
Cramer’s V nur ein schwacher Zusammenhang (vgl. Cohen 1988) vorliegt.

Die mediale Repräsentation von Bürger:innen und Marginalisier-
ten  –  also von einzelnen Bürger:innen oder der Allgemeinheit, bestimm-
ten Bevölkerungsgruppen, nur lose organisierten Bürger:inneninitiativen, 
Demonstrant:innen, ehrenamtlich Tätigen oder Migrant:innen, die aktiv zu 
Wort kommen  –  ist in der österreichischen Berichterstattung sehr gering 
(vgl. Tab. 29): Mit rund 7 Prozent lässt nicht einmal jeder zehnte Beitrag 
eine der genannten Gruppen als Sprechende vorkommen. Insbesondere 
hinsichtlich der Akteur:innenvielfalt in der Berichterstattung ist Beaufort 
(2020: 191) demnach zuzustimmen, die »unter partizipatorischer Perspek-
tive […] in Österreich ein Generalversagen« diagnostiziert. Im Vergleich der 
Medienangebote (vgl. auch Abb. 12) finden sich klare Unterschiede zwischen 
den Informationsmedien sowie dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk und 
dem Boulevard: Alle untersuchten Boulevardangebote (mit Ausnahme von 
Heute) repräsentieren Bürger:innen überdurchschnittlich stark. Führend ist 
dabei die Tageszeitung Österreich mit 10 Prozent der Beiträge. In der ›Quali-
tätspresse‹ und in öffentlich-rechtlichen Angeboten werden Bürger:innen 
als statusschwache Akteur:innen kaum medial abgebildet. Derstandard.at 
markiert mit rund 3 Prozent der Beiträge das Schlusslicht.
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Tabelle  29 
Mediale Repräsentation von Bürger:innen und Marginalisierten 
nach Medienoutlets

% der Beiträge n (Beiträge)
ORF Zeit im Bild 6,9% 404
ORF Ö1 Journale 3,7% 81
Die Presse 6,5% 396
Der Standard 5,2% 362
Kronen Zeitung 8,3% 446
Kleine Zeitung 7,0% 467
Heute 6,2% 241
Österreich 10,1% 537
orf.at 4,9% 537
derstandard.at 3,4% 390
krone.at 9,6% 426
Gesamt 7,3% 4.287

χ2 (df) χ2 (10) = 29,022**
Cramer’s V Cramer’s V = 0,082**

Anmerkung: Gesamt wurde auf Ebene der Medienoutlets anhand des Verhältnisses zwischen 
jeweiliger Stichprobengröße und Grundgesamtheit gewichtet; *p<0,05, **p<0,01, ***p<0,001.

Abbildung  12 
Mediale Repräsentation von Bürger:innen und Marginalisierten 
nach Medienoutlets
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Anmerkung: n=4.287 Nachrichtenbeiträge; Gesamt wurde auf Ebene der Medienoutlets anhand 
des Verhältnisses zwischen jeweiliger Stichprobengröße und Grundgesamtheit gewichtet. 
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Auch wenn der Boulevard mit der engeren Bindung der Berichterstat-
tung an die Lebensrealität der Bürger:innen (vgl. Friedrich/Jandura 
2012) auch größere Potenziale für die Einbeziehung von Bürger:innen hat, 
muss das Marginalisieren ihrer Perspektiven in den anderen Medienange-
boten demokratietheoretisch problematisiert werden. Während Online-
Medien erhöhte partizipatorische Potenziale zugesprochen werden und 
das dort größere Platzangebot marginalisierten Perspektiven zugutekom-
men könnte, zeigt sich dies hier nicht: Die jeweiligen Online-Angebote 
geben Bürger:innen Outlet-abhängig mal mehr (krone.at im Vergleich zur 
Kronen Zeitung sowie orf.at im Vergleich zu den Ö1 Journalen), mal weniger 
(vgl. derstandard.at im Vergleich zur Der Standard sowie orf.at im Vergleich zu 
den Zeit im Bild-Formaten) Raum, sie zeigen also kein einheitliches Muster.

8.3.2	 Aushandlung der medialen Repräsentation von 
Bürger:innen und Marginalisierten

Um die Frage zu beantworten, welche Faktoren die mediale Repräsenta-
tion von Bürger:innen in politischen Nachrichtenbeiträgen begünstigen 
oder verhindern (Forschungsfrage FF2c) bzw. zu beleuchten, wie diese 
Faktoren im journalistischen Produktionsprozess verhandelt werden (For-
schungsfrage FF4c), wurde zunächst wiederum eine Serie generalisierter 
linearer gemischter Modelle berechnet, welche die Deutungsstrukturen von 
Journalist:innen beinhalten. Die entsprechenden journalistischen Rollen-
verständnisse wurden gemäß den Modellen zur Erklärung von konstruk-
tiver Emotionalität ausgewählt (vgl. Kap. 7.3.2), die ebenfalls einer aktivie-
renden Nachrichtenqualität im partizipatorischen Demokratieverständnis 
zugeordnet wurde. Analog zu den bereits vorgestellten Modellen zur Er-
klärung der medialen Repräsentation der anderen Akteur:innen-Gruppen 
wurden im Rahmen der politischen Einstellungen ein partizipatorisches 
Demokratieverständnis (Dimension der Diskursteilnehmer:innen) sowie 
die politische Orientierung (von links nach rechts) als Prädiktoren ein-
bezogen.

Wie Tabelle 30 zeigt, können die so aufgestellten Modelle mit einem R2 

von unter einem Prozent quasi keine Varianz in der medialen Repräsenta-
tion von Bürger:innen und Marginalisierten erklären, obwohl die analogen 
Modelle zu den anderen Dimensionen von Nachrichtenqualität dazu sehr 
wohl in der Lage sind. Dies mag zum einen daran liegen, dass aufgrund 
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Tabelle  30 
Einfluss von Deutungsstrukturen auf die mediale 
Repräsentation von Bürger:innen und Marginalisierten in 
politischer Berichterstattung

Exp(β) SE p

Kontrollvariablen
Gender (männlich) 1,449 0,327 0,258
Berufserfahrung im Journalismus (in Jahren) 0,978 0,015 0,143

Journalistisches Rollenverständnis
Menschen zur Teilhabe am politischen Geschehen zu 
motivieren

0,932 0,136 0,605

Unterhaltung und Entspannung zu bieten 0,989 0,137 0,937
dem Publikum eigene Ansichten zu präsentieren 0,788† 0,138 0,085

Politische Einstellungen
Partizipatorisches Demokratieverständnis 
(Diskursteilnehmer:innen): Bürger:innen in politische 
Gestaltungsprozesse eingebunden werden

1,146 0,179 0,446

Politische Orientierung (rechts) 0,995 0,115 0,967
R2 (korrigiert)1 0,4% - 0,6%

Anmerkung: n=786 Nachrichtenbeiträge; Zusammenfassung von 10 Logit-GLMM nach Rubins 
(1987) Regeln; †p<0,1, *p<0,05, **p<0,01, ***p<0,001 (p-Werte approximiert); 1Range über die 
10 Einzelmodelle aller Imputationsdatensätze

der niedrigen medialen Berücksichtigung von Bürger:innen eine stark 
verminderte Datenbasis für die Erklärung ihrer medialen Repräsentation 
vorliegt. Zum anderen zeigt der (ausbleibende) Befund jedoch auch, dass 
die Frage, ob, wann und wie Bürger:innen in der Berichterstattung zu Wort 
kommen, offenbar stärker eine situative Frage ist als eine, die unmittelbar 
vom generellen ›Wollen‹ der Journalist:innen abhängt.

›Sprachrohr‹ für Bürger:innen und Marginalisierte als Aufgabe von 
Journalismus

In den qualitativen Rekonstruktionen journalistischer Nachrichtenbeiträge 
zeigt sich zwar zunächst, dass die mediale Repräsentation von Bürger:innen 
und Marginalisierten durchaus in den professionellen Intentionen der 
Journalist:innen angelegt ist. So gibt ein TV-Journalist (J4) bei der Rekon-
struktion eines Beitrags über Menschen auf der Flucht an, sein professio-
nelles Ziel sei es, »nicht über die Leute zu reden, sondern mit den Leuten 
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zu reden und die Leute auch zu Wort kommen zu lassen«. Er möchte so 
»Leuten, die sonst auch in der medialen Berichterstattung keine Stimme 
haben, denen sozusagen zumindest in meinen Beiträgen eine Stimme [...] 
geben«, wie es der partizipatorischen Erwartung an Journalismus ent-
spricht. In den qualitativen Interviews erkennen die Journalist:innen an, 
dass die Perspektive von Bürger:innen und insbesondere Marginalisierten 
eine andere ist, als jene von politischen Akteur:innen. In diesem Sinne 
versucht eine TV-Journalistin (J3), betroffene Bürger:innen selbst aktiv zu 
Wort kommen zu lassen, weil sie reflektiert, dass »mein Blickwinkel oder 
der Blickwinkel jetzt auch der Politiker nicht der ist der Betroffenen«. Ähn-
lich möchte eine Printkollegin (J10) für »die Menschen« schreiben, denn 
»es gibt nichts Wichtigeres als die Menschen«. Sie argumentiert, »jeder 
einzelne Mensch ist immer stellvertretend für ganz, ganz viele« und emp-
findet es als »unsere ureigenste Aufgabe«, einer Multiperspektivität der 
Gesellschaftsmitglieder journalistisch Rechnung zu tragen.

Die mediale Repräsentation von ›einfachen‹ Bürger:innen wird dabei 
teilweise mit dem Zielhorizont eines anwaltschaftlichen Journalismus 
(vgl. Thomas 2018) begründet. In diesem Sinne geht es Journalist:innen 
um das Aufzeigen von Ungerechtigkeiten und einer öffentlichen Vertre-
tung jener, die von Ungerechtigkeit betroffen sind. So bekennt sich eine 
Journalistin (J2) dezidiert zu einer »Anwaltschaft für die Betroffenen«. 
Sie relativiert, »das klingt so romantisierend«, gibt als Kern ihrer journa-
listischen Arbeit aber an, »dass ich einfach schaue, okay wer ist jetzt am 
meisten eigentlich betroffen und wer leidet am meisten unter der Situation, 
unter dem Phänomen und wer ist die Leidtragende, und dann versuche 
ich diese Seite der Geschichte zu beleuchten«. In ähnlicher Weise geben 
andere Journalist:innen an, »wir hören denen zu, die sonst nicht gehört 
werden […] und bei uns schauen wir halt noch auf die, die gerade wieder 
unter die Räder [...] kommen« (J12) oder dass es der »Anspruch ist, dass 
man sozusagen auch ›dem kleinen Mann‹ Gehör gibt« (J15). Ein solcher 
anwaltschaftlicher Journalismus entspricht der normativen Erwartung 
des partizipatorischen Demokratiemodells zwar dahingehend, dass die 
Anliegen aller Gesellschaftsmitglieder unabhängig von ihrem sozialen 
Status öffentlich Gehör bekommen. Im Einzelfall ist jedoch fraglich, ob 
sie auf partizipatorische Art und Weise für sich selbst sprechen können, 
oder ob Journalist:innen mitunter paternalistisch für sie sprechen, wie es 
insbesondere bei auf komplexe Art und Weise marginalisierten Gruppen 
problematisch ist (vgl. Schubert 2022).
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Skepsis gegenüber ›einfachen‹ Bürger:innen

Obwohl damit ein Bekenntnis zum normativen Stellenwert der Perspektive 
aller Gesellschaftsmitglieder im österreichischen Journalismus vertreten 
ist, findet sich in der praktischen Auseinandersetzung auch eine Skepsis 
gegenüber ›einfachen‹ Bürger:innen. So wird die mediale Repräsentation 
von Bürger:innen vielfach alleinig mit Straßenumfragen in Verbindung 
gebracht, von denen sich Journalist:innen  –  vor allem jene mit Seniorität 
und einem höheren professionellen Status im journalistischen Feld  –  di-
stanzieren. So gibt ein erfahrener öffentlich-rechtlicher Journalist (J7) 
an, »ich mache keine Straßenumfragen oder so, […] deswegen könnte ich 
es Ihnen jetzt nicht sagen, wie jemand reagiert, auf den ich einfach mit 
dem Mikro zugehe, das habe ich schon seit, weiß nicht, 15 Jahren nicht 
mehr gemacht«. Auch ein leitender Regionaljournalist (J15) sieht die Per-
spektiven von Bürger:innen »bei drei Seiten Leserbriefe« aufgehoben 
oder »über Straßenumfragen« realisiert, »über deren Sinnhaftigkeit man 
schon diskutieren kann«. Ein Printjournalist (J22) findet es »in der Politik 
schwierig«, die Perspektiven von Bürger:innen einfließen zu lassen, und 
nennt ebenfalls Straßenbefragungen als (einzigen) Ausweg. Plastischer 
gibt eine Boulevardjournalistin (J14) an, »unsere Politikseiten sind jetzt 
sicher keine Plattform, dass ich jetzt rausgehe und eine Person XY frage«. 
Vielmehr betont sie, für »jetzt ganz einfache Bürger da haben wir andere 
Ressorts und unsere Leserbriefseiten«. Dem vorgeblichen abstrakten An-
spruch, Bürger:innen auf partizipatorische Weise zu Wort kommen zu 
lassen bzw. zumindest anwaltschaftlich ihre Anliegen journalistisch zu 
begleiten, steht also eine weitgehende Skepsis gegenüber Bürger:innen 
gegenüber, zu denen Journalist:innen eine Distanz wahren wollen und 
deren Artikulation auf Formate außerhalb der eigentlichen Berichter-
stattung ausgelagert wird. Wie die quantitativen Daten zeigen, scheint es 
auch in der Breite die Realität zu sein, dass Journalist:innen formal zwar 
den Anspruch begrüßen, Menschen zur Teilhabe am politischen Gesche-
hen zu motivieren, dies jedoch nicht mit einer erhöhten Repräsentation 
in der realisierten Berichterstattung korrespondiert.
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Stimmen von Bürger:innen als stilistisches Mittel

Tabelle  31 
Einfluss von Erwartungsstrukturen auf die mediale 
Repräsentation von Bürger:innen und Marginalisierten in 
politischer Berichterstattung

Exp(β) SE p

Kontrollvariablen
Gender (männlich) 1,474 0,334 0,246
Berufserfahrung im Journalismus (in Jahren) 0,974 0,014 0,067

Erwartungen
medienrechtliche Rahmenbedingungen in Österreich 1,035 0,116 0,765
Ehrenkodex des Österreichischen Presserats 1,110 0,132 0,428
Blattlinie der Redaktion 1,010 0,139 0,945
Publikumserwartungen 1,076 0,154 0,635

R2 (korrigiert)1 0,5% - 1,0%

Anmerkung: n=786 Nachrichtenbeiträge; Zusammenfassung von 10 Logit-GLMM nach Rubins 
(1987) Regeln; 1Range über die 10 Einzelmodelle aller Imputationsdatensätze

Ein weiteres Argument, das sich in den qualitativen Rekonstruktionen of-
fenbart und das gegen das Ausschöpfen partizipatorischer Potenziale im 
Journalismus spricht, ist, dass ›einfache‹ Bürger:innen in der Berichterstat-
tung als stilistisches Mittel und als Gestaltungselement begriffen werden. 
Die »Stimme des Volkes einzufangen«, bezeichnet eine Journalistin (J18) 
beispielsweise zwar als »wichtig«. Gleichzeitig legt sie aber offen, dass sie 
diese in einem rekonstruierten Beitrag primär als »Gestaltungselement«, 
als »einfach ein probates und stilistisch gutes Mittel« begreift. Als solches 
sind die Standpunkte von Bürger:innen inhaltlich stark im Hintergrund, 
denn »die qualifizierten Meinungen hole ich mir dann eben bei Leuten, 
die sich tatsächlich sehr mit dem Thema beschäftigen«. Ganz ähnlich äu-
ßert sich eine Regionaljournalistin (J6). In einem Text über ein politisches 
Event hat sie deshalb auch Bürger:innen vorkommen lassen, weil diese 
»wirklich Stimmung gemacht« und die Berichterstattung »sehr lebendig 
gemacht« haben. Vor allem im Bereich von Bewegtbildern argumentie-
ren die Journalist:innen, dass betroffene Bürger:innen »Farbe in die Ge-
schichte« bringen und sie »anschaulicher« machen (J3). Ein TV-Redakteur 
(J4) betont beispielsweise, »so eine Geschichte, um sie gut zu erzählen, 
braucht […] einen Protagonisten, eine Protagonistin«, was letztlich die 
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ausschlaggebende Motivation für eine zu Wort kommende marginalisierte 
Person in einer seiner Arbeiten gewesen ist. Die mediale Repräsentation von 
Bürger:innen ist damit zu Teilen dadurch motiviert, die Berichterstattung 
auf einer stilistischen Ebene greifbarer und anschaulicher zu gestalten. 
Vom partizipatorischen Ideal der selbstbestimmten und eigenständigen 
öffentlichen Artikulation entfernen sich diese Praktiken weit.

Hoher Zeit- und Ressourcenaufwand und Fehlen 
institutionalisierter Zugänge

Wie bereits bei den Deutungsstrukturen diagnostiziert, erklären auch die 
Modelle zu einem möglichen Einfluss von Erwartungsstrukturen, wie sie 
äquivalent zu den bereits dargelegten abhängigen Variablen aufgebaut 
wurden, nicht systematisch Varianz in der medialen Repräsentation von 
Bürger:innen und Marginalisierten (vgl. Tab. 31). Auch in den Modellen 
zur Identifikation von möglichen Einflüssen innerhalb der Konstellations
strukturen (vgl. Tab. 32) kann lediglich empfundener Zeitdruck als auf 
einem Signifikanzniveau von 10 Prozent signifikanter Zusammenhang 
identifiziert werden. Geben Journalist:innen auf der fünfstufigen Skala 
des zeitlichen Drucks einen Zahlenpunkt höher an, so vermindert sich die 
Chance, dass in einem Beitrag Bürger:innen oder Marginalisierte zu Wort 
kommen, um den Faktor 0,7. In der deskriptiven Betrachtung bedeutet das, 
dass Journalist:innen, welche »sehr« oder »extrem« starken Zeitdruck 
wahrnehmen, in nur 7 Prozent ihrer Nachrichtenbeiträge Bürger:innen 
oder Marginalisierten eine Stimme geben, während es bei den (wenigen) 
Journalist:innen, die maximal »relativ starken« Einfluss durch Zeitres-
sourcen verspüren, 12 Prozent der Beiträge sind. Insgesamt ist zeitlicher 
Druck der am stärksten empfundene unter den abgefragten Einflüssen: 
Mit 59 Prozent gibt die klare Mehrheit an, Zeitdruck »sehr« oder »extrem 
großen« Einfluss zuzuschreiben (vgl. Tab. 7 in Kap. 6.2.3). Auch wenn die-
ser Zusammenhang nicht auf dem konventionellen Signifikanzniveau 
von 5 Prozent signifikant ist, so korrespondiert er mit den Befunden der 
qualitativen Teilstudie. Bei der Rekonstruktion eines Textes mit Stimmen 
aus der Bevölkerung betont eine Journalistin (J3), dass sie »lang, lang, lang 
gesucht habe« und das üblich bei solchen Arbeiten sei. Sie konkretisiert 
dies am Beispiel eines gesundheitspolitischen Themas, wo sie angibt, »es 
ist wahnsinnig schwer natürlich, Klienten zu finden, Patienten zu finden, 
die sprechen«. Ähnlich berichtet ein Regionaljournalist (J16) von einem 
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»riesigen Rechercheaufwand von zwei, drei, vier Stunden« für das Ein-
holen einer Perspektive aus der breiten Gesellschaft, welchen er vor allem 
dann vermeidet, »wenn das [dann lediglich] ein Satz in der Zeitung ist«.

Tabelle  32 
Einfluss von Konstellationsstrukturen auf die mediale 
Repräsentation von Bürger:innen und Marginalisierten in 
politischer Berichterstattung

Exp(β) SE p

Kontrollvariablen
Gender (männlich) 1,371 0,354 0,373
Berufserfahrung im Journalismus (in Jahren) 0,968 0,016 0,045

Einfluss von Akteur:innen
Eigentümer:innen des Medienbetriebs 1,123 0,235 0,622
Vorgesetzte und leitende Redakteur:innen 1,143 0,222 0,549
Kolleg:innen im Unternehmen 1,274 0,242 0,319
Politiker:innen 1,104 0,276 0,721
Beamt:innen in Ministerien und anderen staatlichen 
Einrichtungen

0,754 0,362 0,438

Interessengruppen wie NGOs und NPOs und politische 
Bewegungen

0,751 0,279 0,304

Abstrakte Einflüsse
Überlegungen in Bezug auf Werbung 1,011 0,304 0,972
Profiterwartungen ihres Betriebes 1,177 0,227 0,476
Verfügbarkeit von Ressourcen für die Berichterstattung 0,980 0,168 0,903
zeitlicher Druck 0,712† 0,194 0,080

Autonomie
Entscheidungsfreiheit hinsichtlich der Betonung von 
Aspekten einer Geschichte

1,267 0,294 0,422

R2 (korrigiert)1 2,2% - 4,1%

Anmerkung: n=786 Nachrichtenbeiträge; Zusammenfassung von 10 Logit-GLMM nach Rubins 
(1987) Regeln; †p<0,1, *p<0,05, **p<0,01, ***p<0,001 (p-Werte approximiert); 1Range über die 
10 Einzelmodelle aller Imputationsdatensätze

In dieses Bild fügt sich auch der qualitative Befund, dass die Repräsen-
tation von Bürger:innen von anderen Ressourcen abhängt und durch das 
Fehlen institutionalisierter Zugänge geprägt ist, was beides ebenfalls mit 
Zeitressourcen zusammenhängt. Insbesondere personelle Ressourcen bzw. 
ein professionelles Netzwerk werden in diesem Kontext genannt. So argu-
mentiert ein Printjournalist (J22), dass die Recherche der Standpunkte von 
Bürger:innen »auch eine Personalressourcenfrage ist, weil da muss man doch 
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jemanden zwei, drei Stunden außer Haus schicken, bis er das zustande hat, 
und das dauert halt dann«. In Bezug auf einen TV-Beitrag zu einem gesell-
schaftspolitischen Thema begründet eine öffentlich-rechtliche Journalistin 
(J3), die Perspektive eines persönlich Involvierten hätte sie nur deshalb einbe-
ziehen können, weil dieser »zufällig« verfügbar, aber nicht vor Ort war, und 
sie »dann eine Kollegin aus [einem Bundesland] gebeten [hat], mit ihm das 
Interview zu führen«. Sie erklärt, »das geht ja auch nicht immer so easy, dass 
man jemanden bei der Hand hat, der dann sofort Zeit hat, das muss ja inner-
halb weniger Stunden realisiert werden«. Ähnlich führt eine ORF-Kollegin 
(J18) die Perspektiven von Bürger:innen in einem ihrer Beiträge auf den Um-
stand zurück, dass »die Kolleginnen, dankenswerterweise, in [Bundesland] 
[…] vor Ort waren und dort Stimmen eingefangen haben, für die Menschen«. 
Während auf ein solches regionales Netzwerk, vom ORF abgesehen, nur we-
nige Medien zurückgreifen können, erweist sich in den retrospektiven Rekon
struktionen auch die  –  ressourcen- und zeitabhängige  –  eigene lokale Mobi-
lität als Voraussetzung für die mediale Repräsentation von statusschwachen 
Gesellschaftsmitgliedern (vgl. Usher 2021). »Ich bin da hingefahren und habe 
mit Leuten gesprochen«, rekapituliert eine Journalistin (J18) lapidar in Bezug 
auf einen ihrer Beiträge  –  betont aber gleichzeitig, dass solche Freiräume im 
journalistischen Alltag selten sind. Ähnlich gibt ein Printjournalist an, dass 
in einem seiner Beiträge deshalb Bürger:innen ihre Perspektiven darlegen 
und ihre eigenen Problemwahrnehmungen ausführen können, weil er das 
Ergebnis einer regionalen Recherchereise ist:

»Also wir haben zum Beispiel im Vorfeld der Landtagswahl, also da sind wir wirk-

lich durch die Regionen gefahren, haben mit Menschen gesprochen, was sie bewegt 

und so. Und das habe ich schon interessant gefunden, weil man dort auch merkt, 

welch interessanten Menschen es sozusagen gibt, die aber vielleicht sehr leise sind 

und jetzt nicht so a la PR-Berater in die Medien drängen. Und die auch viel zu sagen 

haben, einen Standpunkt haben, eine Meinung zu etwas haben« (J15).

Vor dem Hintergrund des Ausbleibens statistisch abgesicherter quan-
titativer Zusammenhänge (vgl. Tab. 32), aber gleichzeitigen qualitativen 
Befunden, erscheinen Zeit und Ressourcen für Recherche und Produktion 
als notwendige, aber nicht hinreichende Voraussetzung, um Bürger:innen 
und Marginalisierten durch Journalismus eine Stimme zu geben.

Darüber hinaus erweist sich das Fehlen institutionalisierter Zugänge 
als im Bereich des ›Könnens‹ anzusiedelnder Grund, warum die mediale 
Repräsentation von ›einfachen‹ Bürger:innen scheitert. Dies zeigt sich da-
durch, dass die Rekonstruktion der Genese von Arbeiten mit Perspektiven 
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individueller Gesellschaftsmitglieder von persönlichen und/oder zufalls-
bedingten Zugängen der Journalist:innen geprägt ist. Eine Journalistin (J3) 
gibt an, auf der Suche nach in ein gesellschaftspolitisches Thema persön-
lich Involvierten »habe ich Kollegen gefragt, ob jemand einen […] kennt, 
ehrlicherweise, ja, und dann hat mir eine Kollegin gesagt, ja sie kennt 
einen«. Ähnlich erklärt ein Journalist (J4), bezüglich der Recherche nach 
Betroffenen, »da fragt man natürlich im Bekanntenkreis, […], also es kann 
manchmal mühsam sein, solche Menschen zu finden, aber die Suche lohnt 
sich meistens«. Auch der Zugang zu einer marginalisierten Person in einer 
seiner rekonstruierten Arbeiten hat sich durch einen persönlichen Kontakt 
ergeben, der »mir die Geschichte herangetragen hat, die hat quasi gesagt, 
hier es gibt ihn, das und das ist ihm passiert, magst du ihn mal anrufen und 
redet mal darüber«. Diese Beispiele zeigen, dass die mediale Repräsentation 
von individuellen Gesellschaftsmitgliedern stärker das Ergebnis situati-
ver kontingenter Umstände als ein Ausdruck professioneller Intentionen 
ist, für deren Erreichung ausreichende Routinen existieren. Sie besitzen 
damit kaum das Vermögen, die eigene Artikulation von Bürger:innen als 
integralen Bestandteil von Demokratie in einem partizipatorischen Ver-
ständnis auf Dauer und verlässlich sicherzustellen.

8.4	 Zwischenfazit: hegemoniale Hierarchie 
politischer Quellen zulasten weniger 
institutionalisierter Akteur:innen

Eine Vielfalt von unterschiedlichen Akteur:innen in der Berichterstattung 
wurde in der vorliegenden Studie als Nachrichtenstandard argumentiert, 
weil in verschiedenen Vorstellungen von Demokratie aufgrund ihrer un-
terschiedlichen gesellschaftlichen Verortung von Macht und ihren unter-
schiedlichen Arten von Entscheidungsfindung normativ auch verschiedene 
Gruppen die durch Journalismus hergestellte Öffentlichkeit prägen sollten. 
Die Inhaltsanalyse zeigt einen klar elitenzentrierten Diskurs in Österreich, 
in dem die Artikulationschancen von parteipolitischen Funktionseliten 
gegenüber zivilgesellschaftlichen Akteur:innen drastisch erhöht sind und 
vor allem die Perspektiven von Bürger:innen und gesellschaftlich ohnehin 
marginalisierten Gruppen und Gesellschaftsmitgliedern journalistisch 
weitgehend ausgeblendet werden. Während die mediale Repräsentation 
von parteipolitischen Akteur:innen zwischen den Medienangeboten eher 
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unsystematisch variiert, findet die mediale Artikulation von zivilgesell-
schaftlichen Gruppen und ihrer Vertreter:innen primär in Informations-
medien und dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk statt. Die Artikulations-
chancen von ›einfachen‹ Bürger:innen sind umgekehrt in den analogen 
und digitalen Boulevardmedien auf niedrigem Niveau signifikant höher. 
Wem warum und wie im politischen Journalismus eine Stimme gegeben 
wird, wird durch Dynamiken und Muster mitbestimmt, die für die mediale 
Repräsentation von parteipolitischen Funktionseliten, Akteur:innen der 
Zivilgesellschaft sowie Bürger:innen und Marginalisierte gleichermaßen 
von Bedeutung sind. Deshalb wird nach einem Fazit zu den drei unter-
suchten Gruppen ein gemeinsames Zwischenfazit für die journalistische 
Aushandlung der medialen Repräsentation von Akteur:innen gezogen.

Um Forschungsfrage FF2a, welche nach systematischen Einflüssen auf 
die mediale Repräsentation von parteipolitischen Akteur:innen fragt, so-
wie FF4a, welche nach deren journalistischer Aushandlung fragt, zu beant-
worten, wurden analog zur Erklärung der professionellen Standards der 
Berichterstattung für die Deutungs-, Erwartungs- und Konstellationsstruk-
turen zunächst getrennte Modelle berechnet. In ein gemeinsames Modell 
übernommen (vgl. Tab. 38 in Anhang I) verlieren die (wenigen) signifikan-
ten Prädiktoren kaum an Effektstärke. Sie besitzen also auch im Zusam-
menspiel weiterhin Relevanz. Innerhalb des ›Wollens‹ der Journalist:innen 
verpasst das journalistische Rollenverständnis, Bürger:innen zu Entschei-
dungen zu befähigen, knapp einen signifikanten Zusammenhang mit der 
medialen Repräsentation von parteipolitischen Akteur:innen. Der Konnex 
zwischen einer journalistischen Informationsfunktion und der Darlegung 
parteipolitischer Standpunkte in der Berichterstattung bildet sich qualitativ 
aber klar ab. Darüber hinaus weisen die Journalist:innen in den qualitati-
ven Rekonstruktionen unterschiedliche Konzeptionen von Parteienviel-
falt auf. Sie bewegen sich sowohl in die Nähe eines Proporzgedankens als 
auch der Chancengleichheit, wie es das unklare Muster in den inhaltsana-
lytischen Daten erklären kann. Ein weiterer Grund dafür liegt darin, dass 
Journalist:innen abstrakte Vorstellungen von Parteienvielfalt gegenüber 
dem jeweiligen Berichterstattungsanlass in den Hintergrund stellen. Ein-
zig der Stellenwert der Sichtweise der parlamentarischen Opposition wird 
als idealtypischer Ankerpunkt betrachtet. Innerhalb des ›Sollens‹, also der 
Einflüsse aus normativen Erwartungsstrukturen, kann die empirische 
Analyse keine relevanten Einflüsse identifizieren. Innerhalb der Konstel-
lationsstrukturen, die das ›Können‹ von Journalist:innen umreißen, legen 
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die retrospektiven Rekonstruktionen offen, dass die mediale Repräsenta-
tion von parteipolitischen Akteur:innen stark eine Folge davon ist, dass 
politische Eliten im Sinne eines Agenda Building Berichterstattungsan-
lässe selbst schaffen (können). Problematisch ist dabei, dass sich qualitativ 
Automatismen der medialen Abbildung von politischen Funktionseliten 
und eine teilweise Entkopplung eines Elitenstatus von sachpolitischen In-
halten zeigen. Dies korrespondiert mit dem quantitativen Befund, dass ein 
negativer Zusammenhang zwischen der Autonomie von Journalist:innen 
und der medialen Repräsentation von parteipolitischen Akteur:innen in 
ihrer Berichterstattung besteht. Auch wenn sich dieser Zusammenhang 
durch die im Vergleich zu anderen Gruppen ungleich größeren Kommu-
nikationsaktivitäten plausibilisieren lässt, lässt er dennoch auf ein teils 
dysfunktionales Verhältnis zwischen Journalismus und (institutionalisier-
ter) Politik in Österreich schließen, wo offenbar auch der eingeschränkte 
Handlungsspielraum von Journalist:innen die Artikulationschancen von 
politischen Funktionseliten erhöht. Die journalistische Aushandlung der 
medialen Repräsentation von parteipolitischen Akteur:innen zeigt sich 
zusammenfassend als von einer intentionalen Elitenorientierung geprägt, 
wobei gleichzeitig ein begrenzter Handlungsspielraum für demgegenüber 
alternative Deutungsangebote besteht.

Äquivalent zur journalistischen Aushandlung der medialen Abbil-
dung von parteipolitischen Akteur:innen fragen die Forschungsfragen 
FF2b und FF4b danach, welche Faktoren sich auf die mediale Repräsen-
tation von Akteur:innen der Zivilgesellschaft auswirken und wie sie im 
Spannungsfeld zwischen Strukturen und Handlungsmacht journalistisch 
verhandelt werden. Auch hier wurden getrennt für die Deutungs-, Er-
wartungs- und Konstellationsstrukturen Regressionsmodelle berechnet, 
wobei lediglich signifikante Prädiktoren innerhalb der Konstellations
strukturen ermittelt werden konnten. Deren Effektstärken bleiben auch in 
einem Gesamtmodell aller Einflussdimensionen relativ stabil (vgl. Tab. 39 
in Anhang I). Korrespondierend mit den quantitativen Modellen mit den 
Deutungsstrukturen als Prädiktoren, die keinen systematischen Einfluss 
identifizieren können, zeigt sich auch qualitativ, dass die mediale Abbil-
dung zivilgesellschaftlicher Akteur:innen im Allgemeinen keine expli-
zite Rolle im professionellen ›Wollen‹ österreichischer Journalist:innen 
einnimmt. Eine Ausnahme davon machen sozialpartner:innenschaftliche 
Verbände und Gewerkschaften, denen die Journalist:innen einen höheren 
Stellenwert zuschreiben und die, wie die Inhaltsanalyse belegt, massiv 
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höhere Artikulationschancen besitzen als andere zivilgesellschaftliche 
Kollektive und Personen. Zudem kristallisiert sich qualitativ die Exper-
tise von zivilgesellschaftlichen Akteur:innen als Grund heraus, warum 
Journalist:innen ihnen eine Stimme geben, auch wenn die Expertise-Norm 
eher einer repräsentativen Vorstellung von Demokratie zuzuordnen ist. 
Innerhalb der Erwartungsstrukturen, wie sie das ›Sollen‹ ausdrücken, mit 
dem Journalist:innen konfrontiert sind, konnte kein entscheidender Ein-
fluss identifiziert werden. Innerhalb der Konstellationsstrukturen, die das 
›Können‹ konturieren, zeigen die quantitativen Modelle einen positiven 
Zusammenhang zwischen dem empfundenen Einfluss von Vorgesetzten 
und leitenden Journalist:innen und der medialen Repräsentation von zi-
vilgesellschaftlichen Akteur:innen, wie ihn die qualitative Analyse jedoch 
nicht plausibilisieren kann. Die quantitative Analyse zeigt zudem, dass 
die empfundene Autonomie von Journalist:innen signifikant positiv dazu 
beiträgt, dass Journalist:innen Akteur:innen der Zivilgesellschaft in ihrer 
Berichterstattung Raum geben. Dies belegt eindrücklich den Stellenwert 
journalistischer Handlungsfreiheit als Voraussetzung dafür, dass öffentli-
che Diskurse das politische Zentrum verlassen und auf deliberative Weise 
Akteur:innen der Peripherie inkludieren.

Im partizipatorischen Sinne fragen die Forschungsfragen FF2c und FF4c, 
welche Faktoren aus der journalistischen Arbeitsrealität die mediale Reprä-
sentation von Bürger:innen und Marginalisierten erklären und wie diese 
im journalistischen Arbeitsprozess verhandelt werden. Die quantitativen 
Modelle zu Deutungs- und Erwartungsstrukturen können dabei  –  nicht 
zuletzt aufgrund der durch die niedrige mediale Sichtbarkeit von indivi-
duellen Gesellschaftsmitgliedern stark verminderte Datenbasis  –  keine 
Varianz erklären. Auch die Modelle zu den Konstellationsstrukturen kön-
nen nur einen assoziativ signifikanten und damit nicht statistisch abge-
sicherten Zusammenhang nachweisen. Dies macht die Überprüfung der 
Effektstärken in einem gemeinsamen Modell (vgl. Tab. 40 in Anhang I) 
gegenstandslos. Die qualitative Analyse zeigt, dass die mediale Repräsen-
tation von Bürger:innen durchaus als abstrakte Handlungsintention im 
›Wollen‹ der Journalist:innen angelegt ist und insbesondere als anwalt-
schaftlicher Impetus begriffen wir. Dem steht praktisch aber auf ambiva-
lente Weise eine Distanz und Skepsis gegenüber ›einfachen‹ Bürger:innen 
in politischer Berichterstattung gegenüber. Zudem werden die Stimmen 
von individuellen Gesellschaftsmitgliedern als rein stilistisches Mittel be-
griffen, wie es mit dem normativen Ideal einer partizipatorischen Selbst-
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ermächtigung von Bürger:innen durch öffentliche Sprechakte in Konflikt 
steht. Während auch die qualitative Analyse im Bereich des ›Sollens‹ keine 
relevanten Einflüsse aufdecken kann, zeigt sich im Bereich des ›Könnens‹, 
dass ein Mangel an Zeit und Ressourcen die Perspektiven von Bürger:innen 
beschneiden kann. Nachdem sich dies quantitativ bestenfalls assoziativ 
abzeichnet, scheinen Zeit und Ressourcen eine notwendige, aber nicht 
hinreichende Voraussetzung zu sein. Zudem erweist sich die mediale Re-
präsentation von individuellen Gesellschaftsmitgliedern als das Ergebnis 
situativer kontingenter Umstände, was auf das Fehlen institutionalisierter 
und routinisierter Zugänge zu Bürger:innen verweist.

Im Vergleich der drei untersuchten Gruppen zeigt sich vor allem qua-
litativ, dass der höhere soziale Status und Institutionalisierungsgrad von 
parteipolitischen Funktionseliten im Vergleich zu zivilgesellschaftlichen 
Akteur:innen und vor allem ›einfachen‹ Bürger:innen deren mediale Re-
präsentation erklärt. Dies bestätigt bisherige Studien, die zeigen, dass 
Journalist:innen versuchen, vor allem die »›big get‹« im Sinne von status-
starken politischen Akteur:innen mit realpolitischer Entscheidungsmacht 
zu bekommen (vgl. Vos/Wolfgang 2018: 771), zivilgesellschaftliche Grup-
pen nur als optionale zusätzliche Quellen neben diesen erachten (vgl. Hert-
zum 2022: 6) und statusstarke Quellen vor allem gegenüber Bürger:innen 
vorziehen (vgl. Reich/Barnoy 2020: 978). Dies lässt zwar den Schluss zu, 
dass die Nachrichtenentscheidungen hinter der Frage nach der medialen 
Repräsentation von Akteur:innen stärker durch Charakteristika des Bericht-
erstattungsanlasses  –  in diesem Fall dem sozialen Status der politischen 
Quellen  –  als durch generelle Strukturen und Handelnde im Journalismus 
geprägt werden (vgl. Reinemann/Baugut 2014b: 328). Im Umkehrschluss 
braucht es aber auch Strukturen, die eine solche Elitenorientierung mög-
lich machen bzw. Handelnde, die sie konkret umsetzen. Die vorliegende 
Studie zeigt dabei, dass die Handlungsfreiheit von Journalist:innen die 
entscheidende Dimension dafür ist, die Berichterstattung (bei niedriger 
Autonomie) eng an das politische Zentrum zu knüpfen oder aber (bei ho-
her Autonomie) auch stärker Perspektiven aus der politischen Peripherie 
zu berücksichtigen. Der vergleichsweise starke Fokus auf das politische 
Zentrum im österreichischen Journalismus wird dabei aus repräsentativ-
demokratischer Perspektive positiv bewertet, weil hier davon ausgegan-
gen wird, dass mit der Vielfalt parteipolitischer Positionen ohnehin die 
Vielfalt gesellschaftlicher Positionen weitgehend abgedeckt wird (vgl. Vos/
Wolfgang 2018: 774f.). Aus deliberativer und vor allem partizipatorischer 
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Perspektive erscheint eine solche Elitenzentrierung und die Faktoren und 
Dynamiken, aus welchen sie sich speist, jedoch defizitär.

Die Analyse offenbart dabei auch, dass sich verschiedene Akteur:innen 
aus Zentrum und Peripherie der Gesellschaft in einer Konkurrenzsituation 
um die begrenzte Ressource journalistischer Aufmerksamkeit befinden. 
Einerseits offenbart die Rekonstruktion der Genese der Berichterstattung, 
dass Journalist:innen routiniert jenen Akteur:innen den Vorzug geben, 
die ihnen ihre Kommunikationsanliegen möglichst niederschwellig und 
konform mit dem journalistischen Produktionsprozess aufbereiten, was 
zulasten der medialen Sichtbarkeit wenig organisierter und institutiona-
lisierter Quellen geht. Darüber hinaus bildet sich dieses Konkurrenzver-
hältnis auch alleine in den inhaltsanalytischen Daten ab, wo die mediale 
Repräsentation der drei Gruppen je signifikant negativ miteinander kor-
reliert (vgl. Abb. 13). Zwischen der Repräsentation von parteipolitischen 
Funktionseliten und organisierten Akteur:innen der Zivilgesellschaft 
besteht der stärkste negative Zusammenhang, zwischen zivilgesellschaft-
lichen Akteur:innen und Bürger:innen der schwächste.

Abbildung  13 
Zusammenhänge zwischen der medialen Repräsentation 
von parteipolitischen Akteur:innen, Akteur:innen der 
Zivilgesellschaft und Bürger:innen in der Berichterstattung

 

mediale Repräsentation von
parteipolitischen Akteur:innen

mediale Repräsentation 
von Akteur:innen der 

Zivilgesellschaft

mediale Repräsentation 
von Bürger:innen und

Marginalisierten

r1 = -0,431*** / r2 = -0,599**
(n = 1.664)

r1 = -0,313** / r2 = -0,428**
(n = 1.664)

r1 = -0,180** / r2 = -0,206**
(n = 1.664)

Anmerkung: Korrelationskoeffizient nach Pearson basierend auf bivariaten Korrelationen; 
gewichtet anhand des Verhältnisses zwischen jeweiliger Stichprobengröße und der durch den 
Suchstring erhobenen Grundgesamtheit; *p<0,05, **p<0,01, ***p<0,001; Basis: Beiträge mit min-
destens einer der Gruppen als zentrale Akteur:innen; 1basierend auf Zahl der Akteur:innen pro 
Beitrag (1-4), 2basierend auf dem dichotomen Vorkommen pro Beitrag
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Der Grundkonflikt scheint in diesem Sinne also zu sein, ob Journa
list:innen ihre Recherche für die gesellschaftliche Peripherie öffnen oder 
ob sie sie auf das politische Zentrum beschränken. Wie die vorliegende 
Analyse zeigt, ist im österreichischen Journalismus weitgehend Letzteres 
der Fall. Vor allem für die öffentliche Sichtbarkeit der Perspektiven von 
Bürger:innen ist dies problematisch. Aufgrund von »hohen massenmedi-
alen Zugangshürden« fordert beispielsweise Martinsen (2009: 57), sollten 
Medien »die strukturellen Voraussetzungen schaffen, um auf vielfältige 
Weise die Handlungsfähigkeit von Bürgern zu stärken«. Dies ist im ös-
terreichischen Journalismus kaum der Fall  –  eher im Gegenteil. Vielmehr 
werden partizipatorische Chancen der Teilhabe nicht genutzt, sondern 
gesellschaftliche Asymmetrien durch Journalismus eher perpetuiert. So-
ziale Ungleichheit wird in der Regel durch eine Vielzahl von sozialen, po-
litischen und kulturellen Praktiken reproduziert, problematisieren Ferree 
et al. (vgl. 2002a: 297). Die vorliegende Analyse zeigt, dass journalistische 
Nachrichtenproduktion in Österreich zumindest teilweise eine solche 
Praktik darstellt und sich  –  jedenfalls aus deliberativer und partizipato-
rischer Sicht problematischerweise  –  an einer hegemonialen Hierarchie 
politischer Quellen orientiert.
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9.	 Conclusio: Nachrichtenqualität 
als Herausforderung für 
Journalismus, Politik und 
Gesellschaft

9.1	 Fazit

Ziel und Vorgehen der Studie

Demokratie ist nichts »Fertiges oder Abgeschlossenes«, sondern beschreibt 
vielmehr »die Art und Weise, in der die Bürgerinnen und Bürger  –  ihrem 
Anspruch nach gleichberechtigt und selbstbestimmt  –  ihre ungewisse 
Zukunft gemeinsam gestalten« (Rasemann/Kneip 2022: 9). Was Demo-
kratie ist und sein soll, ist demnach Gegenstand ständiger gesellschaftli-
cher Aushandlung. Dies bedarf einer demokratischen Öffentlichkeit, die 
insbesondere sicherstellt, dass der Anspruch der Gleichberechtigung und 
Selbstbestimmtheit der Gesellschaftsmitglieder umgesetzt wird. Journa-
lismus ist nach wie vor die zentrale Instanz, die eine solche Öffentlichkeit 
herstellt. Er ist damit konstitutiv dafür, ob eine Gesellschaft  –  gegenwär-
tig konfrontiert mit massiven Herausforderungen (vgl. einleitend Kap. 
1)  –  Wege findet, eine solche ungewisse Zukunft erfolgreich gemeinsam zu 
gestalten. Die Unterschiedlichkeit demokratischer Ideen und Prinzipien 
war der Ausgangspunkt dieser Studie, um Nachrichtenqualität im Sinne 
einer demokratietheoretischen Neubewertung systematisch auf verschie-
dene Demokratietheorien als normative Basis zu beziehen (vgl. Kap. 2). In 
diesem Sinne erarbeitet sie eine Definition von Nachrichtenqualität als Aus-
druck differenzierter demokratiefördernder Potenziale von journalistischen Inhalten 
und argumentiert, welchen Ansprüchen journalistische Nachrichtenme-



361

﻿Fazit

dien in drei verschiedenen Demokratiemodellen gerecht werden sollten. 
Unter Bezug auf öffentlichkeitstheoretische Arbeiten (vgl. Ferree et al. 
2002a; Martinsen 2009; Strömbäck 2005) und bestehende theoretische 
Arbeiten zu Nachrichtenqualität (vgl. Eisenegger/Udris 2021; Jandura/
Friedrich 2014) schlägt sie eine Konzeptualisierung von Nachrichtenqua-
lität vor, die unterschiedliche demokratietheoretische Erfordernisse von 
Demokratie vergleichbar theoretisiert und damit vergleichend empirisch 
zugänglich macht. Nachrichtenqualität wird dabei auf zwei Achsen diffe-
renziert. Professionelle Standards adressieren das »Wie?« der Berichterstattung 
und drücken normativ erwünschte Kommunikationsstile aus. Die Vielfalt 
der medialen Repräsentation von Akteur:innen adressiert das »Wer?« in der Be-
richterstattung und drückt aus, welche Akteur:innen und Gruppen in un-
terschiedlichen Vorstellungen von Demokratie die Öffentlichkeit prägen 
sollten. Damit ergibt sich eine mehrdimensionale demokratietheoretisch 
fundierte Konzeption von Nachrichtenqualität (vgl. Tab. 1 in Kap. 2).

Im Sinne des repräsentativen Demokratiemodells betont eine deskrip-
tive Nachrichtenqualität den hohen Stellenwert der Unparteilichkeit der Be-
richterstattung, die Bürger:innen eine wohlüberlegte Wahlentscheidung 
ermöglichen soll. Dazu soll die durch Journalismus geschaffene Öffentlich-
keit als »Markplatz der Ideen« von einer Vielfalt parteipolitischer Funktions-
eliten geprägt sein, die dort ihre Standpunkte publik machen können. Als 
Ausdruck einer deliberativen Vorstellung von Demokratie steht im Sinne 
einer diskursiven Nachrichtenqualität die Diskursivität der Berichterstattung 
im Fokus, die durch eine kontextualisierende Einordnungsleistung das 
argumentative Repertoire von Bürger:innen vergrößern und sie damit 
zur Teilnahme an deliberativen Diskursen befähigen soll. Eine Vielfalt von 
Akteur:innen der Zivilgesellschaft soll sicherstellen, dass öffentliche Diskurse 
das politische Zentrum verlassen und vor allem zivilgesellschaftlichen 
Kollektiven Zugang zur Öffentlichkeit eröffnen. Von einem partizipato-
rischen Demokratiemodell lässt sich eine aktivierende Nachrichtenqualität 
ableiten. Journalismus sollte hier Formen konstruktiver Emotionalität in der 
Berichterstattung anwenden, um Bürger:innen zur direkten Partizipation 
zu motivieren, und diese zulassen, um nicht von gesellschaftspolitischen 
Umständen emotional Betroffene von Diskursen auszuschließen. Eine 
Vielfalt von Bürger:innen und Marginalisierten sollte in journalistischer Bericht-
erstattung selbst aktiv zu Wort kommen und Identifikationsangebote für 
andere Gesellschaftsmitglieder schaffen. Diese drei Formen von Nachrich-
tenqualität betonen, dass, je nach eingenommener demokratietheoretischer 
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Perspektive, die Performanz von Journalismus unterschiedlich beurteilt 
wird. Sie weisen zudem unterschiedlichen Medien und Medientypen auch 
unterschiedliche Funktionen zu, wodurch sie zu Demokratie beitragen 
können (vgl. Curran 2002: 239).

Um ein hochwertiges journalistisches Informationsangebot zu sichern, 
ist ein Verständnis des Zustandekommens verschiedener Formen von Nach-
richtenqualität essenziell. Dem wird die gegenwärtige, primär deskriptive 
Qualitätsforschung kaum gerecht. Forschung, die sich in einem weiteren 
Sinne mit demokratietheoretisch relevanter journalistischer Performanz 
beschäftigt, stützt sich dagegen  –  unter weitgehender Ausblendung der 
jeweils anderen Perspektive  –  auf mediensystemische Strukturen oder aber 
auf Journalist:innen als Handelnde als Erklärung für diese Performanz. Um 
beides angemessen zu berücksichtigen, zieht die vorliegende Studie die 
Akteur:innen-Struktur-Dynamik von Schimank (2005, 2007a, 2016) heran, die 
system-, handlungs- und institutionentheoretische Annahmen integrativ 
verbindet. Indem Journalismus als systembezogene Akteur:innenkonstellation (vgl. 
Neuberger 2004, 2016, 2022a) betrachtet wird, können systematisch Fak-
toren und Dynamiken innerhalb des Journalismus identifiziert werden, die 
journalistische Performanz beeinflussen  –  und damit auch für das Zustan-
dekommen von Nachrichtenqualität konstitutiv sind. Nachrichtenqualität 
erscheint so betrachtet als das Ergebnis handelnden Zusammenwirkens 
im Journalismus (vgl. Kap. 3). Indem Nachrichtenqualität gleichzeitig als 
demokratisches Erfordernis mit erwartbaren gesellschaftlichen Effekten 
und als Ergebnis des journalistischen Produktionsprozesses betrachtet 
wird, verbindet diese Studie eine normative und eine analytische For-
schungstradition.

Konkret argumentiert die Betrachtung von Journalismus als 
Akteur:innen-Struktur-Dynamik, dass Deutungsstrukturen als Ausdruck der 
Orientierungshorizonte im Teilsystem Journalismus das professionelle und 
individuelle ›Wollen‹ von Journalist:innen als zentral Handelnde darstellen. 
Erwartungsstrukturen, die jedenfalls zum Teil von Medienorganisationen in 
ihrer ›Scharnierfunktion‹ zwischen systemischen Orientierungshorizon-
ten und den Konstellationen handelnder Akteur:innen operationalisiert 
werden, geben als institutionelle Ordnungen das ›Sollen‹ vor. Konstellations-
strukturen als relativ stabile Interaktionen von Journalist:innen mit ihren 
Bezugsgruppen begrenzen ihr ›Können‹. Auf diesen drei Strukturebenen 
werden interne und externe Faktoren verortet, von denen anzunehmen ist, 
dass sie einerseits konstitutiv für den gegenwärtigen Journalismus sind, 
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und andererseits das Potenzial haben, Nachrichtenqualität zu beeinflussen 
(vgl. Abb. 2 in Kap. 3.2). Zusammen drücken diese Strukturen eine spezifi-
sche Logik der Situation aus, in der bestimmtes Handeln für Journalist:innen 
gemäß ihren jeweiligen Handlungsantrieben sinnvoll erscheint und damit 
wahrscheinlicher ist, als anderes Handeln. Aufgrund des Zusammenwir-
kens der Strukturdimensionen können Journalist:innen nur teilweise er-
reichen, was sie ›wollen‹, weshalb Handeln meist transintentional ist. Mit 
Blick auf den prozeduralen Charakter der Nachrichtenproduktion erscheint 
die Genese von Nachrichtenqualität als Verkettung strukturell überformter 
Logiken der Situation, wobei die Ergebnisse der vorgelagerten Situationen 
die nachgelagerten mitprägen. Zusammenfassend erscheint Nachrichten-
qualität damit als das Ergebnis (trans-)intentionalen journalistischen Handelns 
bzw. als das Ergebnis strukturell überformten, (trans-)intentionalen handelnden 
Zusammenwirkens zwischen Journalist:innen und ihren internen wie externen Bezugs-
gruppen. Dies stellt die zweite innerhalb der Studie erarbeitete Definition 
von Nachrichtenqualität dar. Sie betont, dass Interferenzen zwischen den 
Strukturen eine Aushandlung zwischen ›Wollen‹, ›Sollen‹ und ›Können‹ im 
Prozess der Nachrichtenproduktion notwendig machen.

Daran anschließend wird dargelegt, welche empirischen Befunde zu 
den jeweiligen Einflussgrößen in Österreich im Sinne von Potenzialen für 
Nachrichtenqualität vorliegen (vgl. Kap. 4). So werden Erwartungen formu-
liert, welche Interferenzen zwischen möglichen Einflüssen im spezifischen 
Kontext des österreichischen Journalismus zu erwarten sind, die die Reali-
sierung bestimmter Formen von Nachrichtenqualität komplikationsloser 
und damit wahrscheinlicher machen. Einer theoretischen Formulierung 
von Annahmen sind jedoch Grenzen gesetzt, weil zwar wahrscheinliche 
Einflussfaktoren benannt werden können, zu deren Zusammenspiel je-
doch nur begrenzt valide Vermutungen formuliert werden können. Des-
halb arbeitet die Studie mit explorativen Forschungsfragen (vgl. Kap. 5). 
Diese fragen einerseits danach, welche Faktoren aus der Arbeitsrealität von 
Journalist:innen auf den drei theoretisch argumentierten Strukturdimen-
sionen die jeweiligen Formen demokratietheoretisch fundierter Nachrich-
tenqualität beeinflussen. Im Sinne eines holistischen Verständnisses für die 
Genese von Nachrichtenqualität fragen sie zudem, wie Journalist:innen 
diese Einflüsse verhandeln. Um die Forschungsfragen zu beantworten, ar-
beitet die Studie mit einem dreiteiligen Mixed-Methods-Design (vgl. Kap. 6). 
Eine quantitative Inhaltsanalyse politischer Nachrichtenbeiträge aus den 
reichweitenstärksten Informations-, Boulevard- und Regionalmedien und 
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dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk (je analog und digital) zielt darauf 
ab, Nachrichtenqualität zu messen. Eine nachgelagerte quantitative Be-
fragung der Urheber:innen der Beiträge dient dazu, durch Kombination 
der beiden Datenquellen auf Ebene der einzelnen Beiträge Nachrichten-
qualität zu erklären. Qualitative retrospektive Rekonstruktionen, in denen 
die Entstehungsgeschichte von ausgewählten journalistischen Beiträgen 
aus dem Sample zusammen mit ihren Urheber:innen diskursiv de- und 
rekonstruiert wurde, dienen dazu, die Genese von Nachrichtenqualität 
tiefgehender zu verstehen.

Zentrale Befunde der Untersuchung

Die Ergebnisse zeigen, dass die Berichterstattung in Österreich hinsichtlich 
der professionellen Standards (vgl. Kap. 7) in hohem Maße dem Anspruch der 
Unparteilichkeit gerecht wird und die große Mehrheit der Nachrichten-
beiträge frei von journalistischen Wertungen ist. Schwächen offenbaren 
sich bei der Diskursivität der Berichterstattung, die nur auf niedrigem 
Niveau umgesetzt wird. Konstruktive Formen von Emotionalität werden 
nur in der Minderheit der Beiträge realisiert, die Mehrheit ist rein oder 
vorwiegend sachlich-nüchtern. Der österreichische Journalismus stützt 
damit primär ein repräsentatives Demokratieverständnis und leistet ei-
nen funktionalen Beitrag für die demokratische Willensbildung der Be-
völkerung. Dem Anspruch, durch eine diskursive Einordnungsleistung 
deliberative Diskurse zu unterstützen und durch konstruktive Formen 
von Emotionalität aktivierend Bürger:innen zur Partizipation zu motivie-
ren, wird er dagegen nur schwach gerecht. Im Vergleich der Medientypen 
zeigt sich, dass der professionelle Berichterstattungsstandard der Unpar-
teilichkeit maßgeblich durch den ORF als Rückgrat eines wertneutralen 
und distanzierten Journalismus aufrechterhalten wird. Die Diskursivität 
der Berichterstattung wird zudem maßgeblich, analog wie digital, durch 
die Informationsmedien geleistet. Die oft als ›Qualitätsmedien‹ bezeich-
neten, hier als ›Informationsmedien‹ benannten Angebote begründen 
ihren Qualitätsanspruch also in einer deliberativen und repräsentativen 
Logik. Eine konstruktive Emotionalität findet dagegen fast ausschließlich 
im Boulevard statt.

Die Analyse von Einflüssen auf die Unparteilichkeit belegt einen positiven 
Zusammenhang zwischen dem Rollenverständnis von Journalist:innen, 
Menschen durch Informationen zu politischen Entscheidungen zu befä-
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higen, und der Wertneutralität ihrer Berichterstattung. Ihre eigene po-
litische Einstellung gefährdet die Unparteilichkeit der journalistischen 
Arbeiten dagegen nicht. Die statistischen Modelle belegen zudem einen 
positiven Einfluss der Orientierung an rechtlichen Rahmenbedingungen 
auf die Unparteilichkeit von Nachrichten. Nicht nur treffen rechtlich kodi-
fizierte inhaltliche Vorgaben in Österreich nahezu ausschließlich auf den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk zu. Auch die qualitative Analyse zeigt, 
dass die Erwartung einer unparteilichen Berichterstattung primär den ORF 
betrifft. Sie wird intern durch Sozialisation und extern durch Aushand-
lungsprozesse mit Bezugsgruppen handlungsleitend an Journalist:innen 
vermittelt  –  und in Folge offenbar auch erfolgreich realisiert. Die qualita-
tive Analyse fördert zudem zutage, dass die überdurchschnittlich wertende 
Berichterstattung des Boulevards durch redaktionelle Linien erklärt werden 
kann, die von Journalist:innen entweder derart stark internalisiert werden, 
dass kaum Interferenzen mit ihren Rollenverständnissen auftreten, oder 
mögliche Interferenzen organisationsintern koordiniert werden. Explizite 
Einflussversuche durch externe Akteur:innen auf die Unparteilichkeit, bei-
spielsweise durch Politiker:innen, bleiben statistisch einflusslos und der 
österreichische Journalismus weist dahingehend  –  jedenfalls im unteren 
bis mittleren Hierarchiesegment, dem das Gros der Befragten zuzuordnen 
ist  –  eine relative Resilienz auf. Die Journalist:innen empfinden jedoch 
insofern eine Verschiebung kulturell-professioneller Grenzen, als dass sie 
die Umsetzung einer Unparteilichkeitsnorm aufweichen, wenn politische 
Funktionseliten selbst entgegen demokratischer Prinzipien handeln und 
sie dies ihrem Empfinden nach nicht unkommentiert lassen ›können‹.

Hinsichtlich der Diskursivität zeigt die Analyse, dass das Rollenverständ
nis von Journalist:innen, Erklärungen, Hintergründe und Kontext zu The-
men zur Verfügung zu stellen, die diskursive Einordnungsleistung ihrer 
Berichterstattung positiv beeinflusst. Den einzelnen Komponenten der 
Diskursivität  –  also beispielsweise dem Aufzeigen von Gründen, Folgen 
oder unterschiedlichen Bewertungen  –  wird auch qualitativ ein hoher 
Stellenwert beigemessen. Bei divergierenden Bewertungen wird aber auch 
die Gefahr einer False Balance reflektiert. Dabei haben Journalist:innen eher 
die gesamte mediale Berichterstattung als Einzelbeiträge im Blick, was die 
Diskrepanz einer starken Zustimmung zu deliberativen Ansprüchen bei 
gleichzeitig nur moderater diskursiver Performanz erklären kann  –  wahr-
scheinlich aber eine eher fragmentierte Nutzungsrealität überschätzt. Ne-
gativen Einfluss auf die Diskursivität besitzen die von Journalist:innen 
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empfundenen Publikumserwartungen. Je stärker Journalist:innen sich an 
diesen orientieren, desto weniger diskursiv einordnend ist ihre Berichter-
stattung. Die qualitative Analyse macht als Erklärung dafür ein von den 
Journalist:innen wahrgenommenes begrenztes Auffassungsvermögen und/
oder eine begrenzte Aufmerksamkeit des Publikums aus. Sie muss nicht 
zwingend mit der empirischen Realität korrespondieren, fügt sich aber 
schlüssig in die hohen intellektuellen Anforderungen des deliberativen 
Demokratiemodelles ein. Für die Theoriebildung wirft das die Frage auf, 
wie realistisch die Einbindung des Publikums in komplexe deliberative 
Aushandlungsprozesse vor diesem Hintergrund ist. Innerhalb der Kon
stellationen von Journalist:innen mit ihren Bezugsgruppen und ihnen zu-
zuordnenden abstrakten Einflüssen kann die Analyse keine quantitativen 
Einflüsse ausmachen. Qualitativ kristallisieren sich jedoch Interferenzen 
zwischen dem Ziel einer diskursiven Berichterstattung und der Verfügbar-
keit von (Recherche-)Zeit und Platz zum Darlegen kontextualisierender 
Information heraus. Zudem bildet sich ein Konnex zwischen der eigenen 
Informiertheit der Journalist:innen bzw. ihrem thematischen (Vor-)Wissen 
und der Diskursivität ab. Dies wurde theoretisch nicht berücksichtigt, lässt 
sich aber als (auch) durch organisationale Strukturen überformte Ressource 
begreifen. In Hinblick auf eine diskursive Nachrichtenqualität lenkt dies 
den Blick auf Arbeits- und Produktionsbedingungen, unter denen sich 
Journalist:innen solches Wissen aneignen können.

Die konstruktive Emotionalität der Berichterstattung lässt sich ebenfalls 
systematisch durch ein journalistisches Rollenverständnis von Journa
list:innen erklären  –  hier ist es jedoch keines, das einer normativen Er-
wartung entspricht, sondern die Rolle, dem Publikum eigene Ansichten 
zu präsentieren, die signifikant die Emotionalität der Beiträge erklärt. 
Die qualitative Analyse zeigt, dass Journalist:innen einerseits durch emo-
tionale Elemente ihre Standpunkte unterstreichen. Andererseits wollen 
Journalist:innen durch die Vermeidung von emotionalen Elementen in 
ihren Arbeiten auch Subjektivität vermeiden. Das in den Rollenverständ-
nissen durchaus vorhandene Ziel, Bürger:innen zu motivieren und zu akti-
vieren, wird nicht systematisch mit Emotionalität in der Berichterstattung 
in Verbindung gebracht. Den aktivierenden Potenzialen von konstrukti-
ver Emotionalität wird damit weitgehend eine Absage erteilt. Gemäß den 
Sinnstrukturen von Journalist:innen werden Emotionen in der Bericht-
erstattung jedoch dann realisiert, wenn sie als integraler Bestandteil der 
erlebten Realität begriffen werden. In diesem Fall können Journalist:innen 
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Kongruenz mit ihrem Repertoire professioneller Rollenverständnisse her-
stellen. Dies betont die Wichtigkeit der Analyse des durchaus kreativen 
und komplexen Prozesses der praktischen Umsetzung von Einstellungs-
konstrukten. Die quantitativen Modelle zeigen zudem, dass ein negativer 
Zusammenhang zwischen rechtlichen Rahmenbedingungen des Journa-
lismus in Österreich und der Emotionalität der Berichterstattung besteht. 
Wenn sich Journalist:innen stark am rechtlichen Rahmen orientieren, sind 
ihre Arbeiten weniger emotional  –  oder, invers formuliert, eher sachlich-
nüchtern. Qualitativ lässt sich das, eng verbunden mit den Befunden zur 
Unparteilichkeit, primär durch die in Konstellationen vermittelten Er-
wartungen an den öffentlich-rechtlichen Rundfunk erklären. Im Umkehr-
schluss zeigt sich qualitativ, dass redaktionelle Linien im Boulevard einen 
Möglichkeitsraum für emotionale Arten der Berichterstattung schaffen, 
der in anderen Mediensektoren verschlossen bleibt. Dies kann  –  in enger 
Entsprechung mit dem partizipatorischen Kerngedanken  –  durchaus mit 
der Intention geschehen, Bürger:innen in ihrer subjektiven Lebensrealität 
›abzuholen‹. Andererseits werden auch inzivile Praktiken gebilligt, die 
dem Inklusionsgedanken des partizipatorischen Modells eklatant zuwi-
derlaufen. Abschließend zeigt sich quantitativ, dass sich die Emotionalität 
in den journalistischen Arbeiten durch werbliche Überlegungen erklären 
lässt, die organisational an Journalist:innen vermittelt werden. Die kon
struktive Emotionalität der Berichterstattung ist zusammenfassend damit 
stärker Ausdruck einer Aufmerksamkeitsökonomie als des Versuchs, Ge-
sellschaftsmitglieder zu aktivieren und zu mobilisieren.

Hinsichtlich der Vielfalt medialer Repräsentation (vgl. Kap. 8) belegen die 
Inhaltsanalysedaten einen klar auf parteipolitische Funktionseliten zen-
trierten Diskurs, der verminderte Artikulationschancen für zivilgesell-
schaftliche Akteur:innen bedeutet und die Perspektiven von Bürger:innen 
und Marginalisierten weitgehend ausblendet. Damit entspricht die jour-
nalistische Performanz  –  wie auch im Fall der professionellen Standards 
der Berichterstattung  –  am stärksten einem repräsentativen Verständnis 
von Demokratie vor einem deliberativen und insbesondere vor einem par-
tizipatorischen Verständnis. Die Qualität politischer Nachrichten im ös-
terreichischen Journalismus korrespondiert damit wiederum mit der real
politischen Verfasstheit von Demokratie in Österreich, wo repräsentative 
Instrumente im Zentrum stehen, um deliberative Entscheidungsfindungs-
prozesse ergänzt werden und partizipatorische Formen des Einbezugs von 
Bürger:innen primär auf kleinräumige Kontexte beschränkt bleiben (vgl. 
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Rosenberger/Stadlmair 2014). Im Vergleich von Medien und Medienty-
pen variiert der vergleichsweise hohe Anteil von parteipolitischen Funkti-
onseliten kaum systematisch. Die Artikulationschancen von Akteur:innen 
der Zivilgesellschaft sind dagegen in den Informationsmedien und dem 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk höher. ›Einfache‹ Bürger:innen kom-
men primär im Boulevard zu Wort. Die mediale Repräsentation dieser 
drei Gruppen korreliert dabei negativ, wie es deren Konkurrenzverhält-
nis  –  vor allem zwischen dem politischen Zentrum und Peripherie  –  um 
die Ressource journalistischer Aufmerksamkeit ausdrückt.

In Bezug auf parteipolitische Funktionseliten weist die quantitative Analyse 
einen lediglich auf einem Signifikanzniveau von 10 Prozent signifikanten 
Zusammenhang zwischen dem Rollenverständnis von Journalist:innen, 
durch Information Menschen zu politischen Entscheidungen zu befähi-
gen  –  wie es auch die Unparteilichkeit erklärt –, und der medialen Re-
präsentation von parteipolitischen Akteur:innen nach. Er zeichnet sich 
jedoch qualitativ ab. Journalist:innen in Österreich weisen dabei aber 
eine unklare bzw. inkonsistente Vorstellung von einer angemessenen Art 
der Vielfalt bzw. einem angemessenen Verhältnis auf, in dem politische 
Parteien medial abgebildet werden sollen. Einzig die Perspektiven der 
parlamentarischen Opposition werden als grundsätzlicher Ankerpunkt 
betrachtet. Während die Erwartungen, die an Journalist:innen gestellt 
werden, in keinem systematischen Verhältnis zum Ausmaß der medialen 
Repräsentation von parteipolitischen Akteur:innen stehen, erklärt die Au-
tonomie von Journalist:innen deren mediale Abbildung negativ. Je weniger 
Handlungsfreiheit Journalist:innen besitzen, desto wahrscheinlicher bil-
den sie politische Eliten ab. Die qualitative Analyse legt zudem teilweise 
Automatismen der medialen Abbildung von Funktionseliten und eine 
damit einhergehenden Entkopplung von sachpolitischer Relevanz offen. 
Diese Befunde deuten auf ein teils dysfunktionales Verhältnis zwischen 
parteipolitischen Funktionseliten und Journalist:innen in Österreich hin, 
das auch aus Perspektive eines repräsentativen Demokratiemodells  –  das 
eine grundsätzliche Elitenzentrierung begrüßt  –  demokratischen An-
sprüchen zuwiderläuft.

Die mediale Abbildung von Akteur:innen der Zivilgesellschaft ist wenig 
explizit in den Sinnstrukturen österreichischer Journalist:innen veran-
kert und deren mediale Repräsentation lässt sich quantitativ auch nicht 
durch die professionellen Intentionen von Journalist:innen erklären. Eine 
Ausnahme davon machen Gewerkschaften als wichtiger Bestandteil der in 
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Österreich historisch tief verankerten Sozialpartner:innenschaft, die einen 
Löwenanteil der medialen Repräsentation von Akteur:innen der Zivilge-
sellschaft ausmachen und denen die Journalist:innen in den Rekonstruk-
tionen ihrer Arbeiten besondere Bedeutung beimessen. Ob sie aufgrund 
ihrer Gestaltungsmacht und ihres Institutionalisierungsgrads jedoch nicht 
im Habermas’schen (1992) Sinne vermachtete Akteur:innen darstellen, 
muss kritisch hinterfragt werden. Qualitativ offenbart sich zudem, dass 
Akteur:innen der Zivilgesellschaft aufgrund ihres Expert:innenstatus me-
diale Aufmerksamkeit bekommen, was jedoch eher eine Norm in einem 
repräsentativen Demokratieverständnis darstellt. Der stärkste quantitativ 
nachweisbare Einfluss auf die mediale Repräsentation von Akteur:innen der 
Zivilgesellschaft ist die empfundene Autonomie von Journalist:innen. Sie 
erklärt  –  umgekehrt zu den parteipolitischen Funktionseliten  –  positiv, ob 
Journalist:innen in ihrer Berichterstattung zivilgesellschaftliche Organisa-
tionen und deren Vertreter:innen zu Wort kommen lassen. Journalist:innen 
in Österreich ›nutzen‹ also einen möglichen professionellen Handlungs-
spielraum dafür, die Perspektiven von Akteur:innen abseits des politischen 
Zentrums zu gegenwärtigen Themen der Berichterstattung aufzuzeigen.

Beim Versuch der Erklärung der medialen Repräsentation von Bür
ger:innen und Marginalisierten kommt das quantitative Untersuchungsde-
sign aufgrund zu kleiner Fallzahlen  –  was wiederum eine direkte Folge 
von deren geringer Repräsentation ist  –  an seine Grenzen. Die quantita-
tiven Modelle können hier nicht signifikant Varianz erklären. Die qua-
litative Analyse zeigt, dass es durchaus den professionellen Intentionen 
von Journalist:innen entspricht, Bürger:innen zu Wort kommen zu las-
sen, insbesondere aus einem anwaltschaftlichen Impetus heraus  –  ihnen 
als statusschwache Gruppe im Kontext politischer Berichterstattung je-
doch auch Skepsis entgegengebracht wird. Zudem wird die Abbildung 
von Bürger:innen als Stilmittel begriffen bzw. auf solche reduziert. Dies 
wird  dem partizipatorischen Anspruch eines aktiven zu Wort Kommens 
als kommunikativer Akt der Selbstermächtigung kaum gerecht. Es zeigt 
sich darüber hinaus, dass die mediale Repräsentation von Bürger:innen 
eine Ressourcen- und Zeitfrage ist, wobei beides im redaktionellen Alltag 
einen Mangel darstellt. Die retrospektiven Rekonstruktionen legen offen, 
dass die mediale Repräsentation von ›einfachen‹ Gesellschaftsmitgliedern 
vielfach das Ergebnis situativer kontingenter Umstände ist und durch das 
Fehlen institutionalisierter und routinisierter Zugänge im österreichischen 
Journalismus kaum zuverlässig und auf Dauer gestellt geleistet wird. Im 
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Vergleich der Dynamiken, die der medialen Repräsentation der drei Grup-
pen zugrunde liegen, zeigt sich eine hegemoniale Hierarchie politischer 
Quellen zulasten weniger institutionalisierter Akteur:innen, welche Vielfalt 
in einem deliberativen und partizipatorischen Verständnis beschneidet.

Systematische Gegenüberstellung von Nachrichtenqualität und 
Einflussfaktoren

Stellt man alle erarbeiteten Dimensionen normativ fundierter Nachrich-
tenqualität und alle erarbeiteten (potenziellen) Einflussfaktoren im Sinne 
der Akteur:innen-Struktur-Dynamik schematisch gegenüber (vgl. Tab. 33), 
weitet sich der Blick für Kernbefunde über die journalistische Aushand-
lung der einzelnen Qualitätsdimensionen hinaus. So lassen sich einige 
Kernaussagen der vorliegenden Studie formulieren. Ein multidirektional 
komplexes Phänomen wie Nachrichtenqualität verunmöglicht einfache Kausalitäten. 
So kann ein Gesamtfazit lauten, das den auf komplexe Art und Weise zu-
sammenwirkenden Einflüssen auf verschiedene Formen von Nachrichten-
qualität gerecht wird. Multidirektional komplex ist das Konstrukt Nach-
richtenqualität insofern, als dass einerseits von komplexen Wirkungen auf 
Rezipient:innen und damit auf Gesellschaft ausgegangen werden kann 
(vgl. Albæk et al. 2017: 2) und andererseits ein komplexes Zusammenspiel 
von Einflüssen zu ihrer Entstehung beiträgt (vgl. Saxer 2009: 25). Was wie 
eine theoretische Mutmaßung klingen mag, stellt die vorliegende Studie 
auf eine empirische Basis: Wie die schematische Zusammenfassung der 
quantitativen Befunde in Tabelle 33 zeigt, besitzen Faktoren auf allen 
drei theoretisch argumentierten Strukturebenen systematischen Einfluss 
auf bestimmte Formen journalistischer Performanz. Nachrichtenqualität 
ist damit gleichzeitig Ausdruck des ›Wollens‹, ›Sollens‹ und ›Könnens‹ von 
Journalist:innen in den strukturellen Kontexten ihres Arbeitens. Sowohl 
die professionellen Orientierungshorizonte des Journalismus als auch 
dessen institutionelle Ordnungen sowie die Konstellationen zwischen 
Journalist:innen und ihren Bezugsgruppen bedürfen der Berücksichtigung, 
um die Genese von Nachrichtenqualität holistisch zu verstehen. Dass em-
pirisch systematische Einflüsse auf journalistische Qualität auf allen vor-
geschlagenen Einflussebenen identifiziert werden konnten, validiert den 
theoretischen Rahmen. Es betont, wie essenziell integrative Sozialtheorien 
für ein umfassendes Verständnis journalistischer Nachrichtenqualität sind 
(vgl. Arnold 2023: 98ff.).
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Wie die Analyse zeigt, inkludieren diese komplexen Kausalitäten so-
wohl journalismusinterne als auch -externe Dimensionen als systematische 
Einflüsse auf Nachrichtenqualität, Letztere vor allem im Sinne normativer 
Erwartungsstrukturen, die an Journalismus herangetragen werden. Die-
ser Befund korrespondiert mit der Frage, die Serong (2015: 143) aufwirft, 
nämlich ob nicht »Medienqualität eigentlich kein Problem des publizisti-
schen Systems […], sondern ein Problem der Systemumwelt« ist. Im Licht 
der vorliegenden Studie trifft beides zu. Einerseits sind es journalismusin-
terne Strukturen und Dynamiken, die die Qualität der Berichterstattung 
entscheidend prägen. Journalistische Medien sind demnach »in die Pflicht 
genommen angesichts des Wandels, in dem sich demokratische Gesellschaf-
ten gegenwärtig befinden, ihren Platz in der Gesellschaft (und nicht nur 
am Markt) selbst zu bestimmen und ihre Rolle gemäß den akzeptierten 
demokratischen Erfordernissen zu gestalten«, wie dies Seethaler (2015: 3) 
einfordert. Andererseits interagieren journalismusinterne Dimensionen 
vielfach mit externen Strukturen bzw. handeln Journalist:innen interde-
pendent mit externen Akteur:innen, was Konsequenzen für die Qualität 
von journalistischen Inhalten hat. Deshalb liegt die Sicherung von hochqua-
litativem Journalismus nicht alleine in den Händen von journalistischen 
Akteur:innen, etwa Medienmanager:innen, Entscheidungsträger:innen in 
öffentlich-rechtlichen Medien oder Journalist:innen selbst.

»Journalism cannot solve journalism’s problems«, stellt Örnebring 
(2019: 226) fest und argumentiert, dass gesamtgesellschaftliche Herausfor-
derungen, mit denen Journalismus konfrontiert ist, auch nur gesamtgesell-
schaftlich gelöst werden können. Vor dem Hintergrund der empirischen 
Befunde der vorliegenden Studie ist beim Thema Nachrichtenqualität 
konkret die Gesetzgebung in Österreich in der Pflicht. Denn sie umreißt 
die Rahmenbedingungen öffentlich-rechtlicher Medien, wobei sich deren 
Kernauftrag als handlungsleitende Maßgabe für Nachrichtenqualität er-
weist. Die politische Realität in Österreich ist derzeit jedoch mehr eine 
politische Schwächung als eine Stärkung der Qualitätsfähigkeit und Re-
levanz des gemeinwohlorientierten öffentlich-rechtlichen Rundfunks (vgl. 
Kap. 9.3). Vor dem Hintergrund der handlungsleitenden journalistischen 
Aushandlung von Nachrichtenqualität unter Einbezug von Erwartun-
gen des Publikums muss auch das »reflexiv[e] Verhältnis« (Loosen 2023: 
375) zwischen Journalismus und Publikum in Überlegungen einbezogen 
werden, wie ein hochwertiges journalistisches Informationsangebot si-
chergestellt werden kann. Journalismusseitig kann ein erster Schritt ein 
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engerer Abgleich simplifizierter Publikumserwartungen  –  die sich in der 
vorliegenden Studie negativ auf eine diskursive Qualität auswirken  –  und 
realen Publikumsbedürfnissen sein. Publikumsseitig kann die Förderung 
von Medienkompetenz dabei unterstützen, konstruktive Erwartungen an 
Journalismus zu entwickeln und zu fördern, die von Journalist:innen nicht 
als inkompatibel mit Qualitätszielen erlebt werden (vgl. Beaufort 2020: 
248; Voigt 2016: 274f.). Auch wenn Journalismus eben nicht alle Probleme 
des Journalismus (selbst) lösen kann, so kann er auf einer gesamtgesell-
schaftlichen Ebene Metakommunikation über Qualität im Journalismus 
betreiben und so Reflexionsprozesse anstoßen (vgl. Reineck 2018). Nach-
dem Medienjournalismus in Österreich kaum existiert (vgl. Eberwein et al. 
2022: 12), ist eine solche Metareflexion jedoch unwahrscheinlich.

Wer Nachrichtenqualität fördern will, muss journalistische Kultur fördern. So 
kann ein Gesamtfazit lauten, das insbesondere die journalistische Aus-
handlung der professionellen Standards  –  also das »Wie?« der Berichter-
stattung  –  in den Blick nimmt. In allen drei Fällen erweisen sich journa-
listische Rollenverständnisse, die integraler Bestandteil journalistischer 
Kultur sind (vgl. Hanitzsch 2007b), als signifikante Prädiktoren für die 
professionellen Standards von Nachrichtenqualität (vgl. Tab. 33). Im Fall 
des repräsentativen und deliberativen Modells sind sie das exakt im nor-
mativen Sinne, im Falle des partizipatorischen Modells entgegen einer nor-
mativen Erwartung. Die Qualität journalistischer Berichterstattung lässt 
sich also systematisch auf das professionelle ›Wollen‹ von Journalist:innen 
zurückführen. Journalistische Kultur spielt damit eine integrale Rolle für 
die Gewährleistung von Nachrichtenqualität im professionellen Journalis-
mus. Theoretisch ist das insofern konsistent, als das von einem »Primat des 
Wollens« (Lorenz 2017: 35) auszugehen ist. »Handlungen konstituieren 
sich im Zusammenspiel von Wollen, Sollen und Können«, legt Schimank 
(2005: 41) dar und argumentiert, dass das »Wollen und Können sich über-
haupt erst daran abschätzen lassen, was gewollt wird«. Das zeigt auch 
die vorliegende Studie, nachdem Deutungsstrukturen durchgehend sys-
tematischen Einfluss auf Nachrichtenqualität besitzen, während andere 
Einflüsse nur punktuell handlungsleitend werden.

Dieses Ergebnis steht damit aber im Kontrast zu anderen Befunden der 
Journalismusforschung, die ihrer These einer »assumed linear relationship 
between role conception and role enactment« (Tandoc et al. 2013: 552), also 
eines linearen Zusammenhangs zwischen journalistischen Rollen und In-
halten, eine Absage erteilen und damit das handlungsleitende Potenzial von 
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Rollen generell infrage stellen (vgl. z. B. Mellado/van Dalen 2014; Raemy 
et al. 2019). Neben methodischen Einwänden, etwa einer angemessenen 
Analysestrategie für kombinierte Befragungs- und Inhaltsanalysedaten, 
die immer eine Mehrebenenstruktur aufweisen (vgl. Kap. 6.4.1), lassen 
diese konträren Befunde zwei Schlussfolgerungen zu, die sich beide auf 
die Linearität eines Zusammenhangs zwischen Einstellungskonstrukten 
und Parametern der realisierten Performanz beziehen. Zum einen muss 
die konzeptionell unterschiedliche Natur von kognitiven Einstellungs-
konstrukten und manifester Berichterstattung berücksichtigt werden; 
inwiefern hier von einem linearen Zusammenhang ausgegangen werden 
kann, ist fraglich. Erkennt man beides in ihren unterschiedlichen konzep-
tionellen Kontexten theoretisch und empirisch an  –  journalistische Rol-
lenverständnisse als Ausdruck einer teilsystemischen Logik (vgl. Kap. 3.2.1) 
und journalistische Performanz als Ausgangspunkt demokratierelevanter 
gesellschaftlicher Effekte (vgl. Kap. 2), wie in dieser Studie vorgeschlagen  –, 
so lassen sich systematische Verbindungen zwischen beidem nachweisen. 
Zum anderen zeigt die qualitative Analyse, dass die praktischen Prozesse 
einer Rollenaushandlung und -umsetzung komplex und mitunter kreativ 
sind  –  ihr Ergebnis aber dennoch in den in Rollenverständnissen angeleg-
ten Handlungslogiken begründet ist. Journalistische Performanz ist damit 
nicht zwingend analog zu journalistischen Rollen, aber dennoch relational.

Während Nachrichtenqualität systematischer Ausdruck journalis-
tischer Kultur ist, bleiben individuelle politische Einstellungen von 
Journalist:innen durchgehend einflusslos. Im Prozess professioneller So-
zialisation erworbene Werte und Normen wiegen als handlungsleitende 
Deutungsstrukturen offenbar schwerer, als eigene politische Ansichten. 
Dass, die »Entscheidungen, die Journalisten im Rahmen ihrer täglichen 
Arbeit treffen, […] weniger von ihren persönlichen Werten und sozialen 
Dispositionen bestimmt [werden] als von Annahmen und Erwartungen 
hinsichtlich dessen, was als angemessene oder legitime Praxis gilt« (Ha-
nitzsch/Seethaler et al. 2019b: 5), ist natürlich eine Hypothese, die in 
der Forschung seit geraumer Zeit vertreten wird. Ein valider empirischer 
Nachweis im Vergleich von Einstellungskonstrukten und tatsächlicher Be-
richterstattung war dennoch ausständig. Bei der politischen Orientierung 
von Journalist:innen im Sinne einer Selbstverortung von links nach rechts 
mag der Einwand gelten gemacht werden, dass politische Werthaltungen 
»ein weitaus differenzierteres Bild« (Voltmer 1998: 186) darstellen, als eine 
solche eindimensionale Verortung nachzeichnen kann (vgl. Kepplinger 
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2011a: 129f.). Beim Demokratieverständnis war ein ausbleibender Einfluss 
weniger abzusehen, liefern qualitative Studien doch durchaus Anhalts-
punkte für dessen handlungsleitende Rolle im Journalismus (vgl. Vos/
Wolfgang 2018; Wolfgang et al. 2021).

Der dargelegte Konnex zwischen journalistischer Kultur und Nachrich-
tenqualität wirft die Frage auf, was eine fortschreitende »Entgrenzung 
des Journalismus« (Loosen 2007: 63; vgl. Carlson/Lewis 2015 2019) für 
die Gewährleistung eines hochwertigen Nachrichtenangebots bedeutet. 
Dies ist insbesondere der Fall, weil diese stark mit einer Entgrenzung 
von journalistischen Organisationsformen und -strukturen einhergeht 
(vgl. Hepp et al. 2021). Einerseits kann die vorliegende Studie zur Genese 
von Nachrichtenqualität im professionellen Journalismus methodisch 
nicht zweifelsfrei beantworten, inwiefern das professionelle ›Wollen‹ von 
Journalist:innen an den organisationalen Kontext rückgebunden ist (vgl. 
Kap. 9.2). Damit kann auch nicht abschließend geklärt werden, in welchem 
Ausmaß »Professionalität und Professionalitätsnormen als korrektive Ge-
gengewichte« (Held/Russ-Mohl 2005: 51) gegenüber Gefährdungen von 
Nachrichtenqualität organisational oder teilsystemisch bedingt sind  –  und 
damit, ob journalistische Deutungsstrukturen weiterhin entscheidend 
Nachrichtenqualität beeinflussen, wenn ein solcher organisationaler Rah-
men teilweise wegfällt. Empirische Befunde zeigen, dass Journalist:innen 
im Social Web, wo sie weniger organisationalen Einflüssen unterworfen 
sind, stärker ihren Rollenverständnissen folgen (vgl. Tandoc et al. 2019). 
Daraus lässt sich folgern, dass auch bei einer fortschreitenden Entgrenzung 
des Journalismus im Sinne der Qualität der Berichterstattung weiterhin 
die Frage zentral ist, welche Kommunikationsabsichten (semi-)professio-
nelle Kommunikator:innen verfolgen. Der handlungsleitende Charakter 
journalistischer Kultur lenkt den Blick auch darauf, wie künftige Her-
ausforderungen für den Journalismus vor dem Hintergrund bestehender 
journalistischer Werte ausgehandelt werden. Dies ist beispielsweise bei 
der Frage der Fall, inwiefern die Adaption von Technologien wie künst-
licher Intelligenz durch bestehende journalistische Kultur geprägt wird 
(vgl. Danzon-Chambaud/Cornia 2023).

Normative Erwartungen an den Journalismus können Nachrichtenqualität si-
chern, wenn sie an die aktive Aushandlung mit Bezugsgruppen rückgebunden sind. 
Ein solches Fazit lässt sich aus dem Vergleich der unterschiedlichen Ein-
flüsse folgern, die normative Erwartungsstrukturen auf die unterschiedli-
chen Formen journalistische Performanz ausüben (vgl. Tab. 33). So besitzt 
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der rechtliche Rahmen, innerhalb dessen Journalist:innen in Österreich 
agieren, systematischen Einfluss auf Nachrichtenqualität, während sich 
im Falle des Österreichischen Presserats kein qualitätsrelevanter Einfluss 
nachzeichnen lässt. Die qualitative Analyse liefert Hinweise darauf, dass die 
unterschiedlichen Effekte weniger in der verbindlichen Durchsetzbarkeit 
begründet liegen als in der Relevanz in Aushandlungsprozessen mit den Be-
zugsgruppen von Journalist:innen. Beim rechtlichen Rahmen ist Letzteres 
klar gegeben. Vor allem bei öffentlich-rechtlichen Journalist:innen  –  wie 
sie ungleich stärker rechtlichen Vorgaben unterworfen sind  –  kristalli-
siert sich heraus, dass die Bezugnahme auf Rechtsnormen sowohl ihnen 
als auch ihren Bezugsgruppen sozialen Einfluss verleiht (vgl. Schimank 
2016: 268). Ihnen selbst, weil sie journalistische Praktiken durch Bezug 
auf ihre öffentliche Aufgabe ausschlagen oder durchsetzen können. Ihren 
Bezugsgruppen wiederum, weil diese unter Verweis auf den öffentlich-
rechtlichen Kernauftrag bestimmte journalistische Leistungen einfordern 
können. Dies ist der Fall, obwohl die formalen Sanktionsmöglichkeiten des 
rechtlichen Rahmens bei weitem nicht ausgereizt werden. Bei Privatme-
dien finden sich qualitativ dagegen Hinweise, dass der rechtliche Rahmen 
selbst dann nicht handlungsleitend wird, wenn er durch formale Sanktio
nen durchgesetzt wird  –  beispielsweise wenn geklagt wird –, weil dies 
in journalistischen Teilmilieus sozial akzeptiert ist (vgl. Kap. 7.1.3). Beim 
Österreichischen Presserat kann die quantitative Analyse keine systema-
tischen Einflüsse auf journalistische Performanz nachweisen  –  er spielt 
jedoch, wie sich qualitativ offenbart und mit bestehenden Daten deckt (vgl. 
Lauk et al. 2014: 90), auch keine nennenswerte Rolle in den Interaktionen 
zwischen Journalist:innen und ihren Bezugsgruppen.

Diese Befunde deuten darauf hin, dass der handlungsleitende Charak-
ter von normativen Strukturen weniger von deren formalen Sanktions-
möglichkeiten abhängt als von den sozialen Bedeutungszuschreibungen, 
die sie in Aushandlungsprozessen erfahren. Theoretisch betont dieser 
Umstand, dass Einflüsse keine universale Größe sind, sondern es von den 
jeweiligen Konstellationen zwischen Akteur:innen abhängt, was, warum 
und wie als Einfluss geltend gemacht werden kann (vgl. Schimank 2016: 
279). Er verweist auf das klassische Argument, dass Strukturen erst durch 
Handlungen reproduziert werden (vgl. Giddens 1984/2009), und betont 
damit wiederum die Notwendigkeit sozialintegrativer Theorien für ein 
Verständnis der Genese journalistischer Performanz, weil Annahmen über 
die Wirkung von Strukturen offenbar handlungstheoretisch ergänzt wer-
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den müssen (vgl. Scholl 2023ff.). Praktisch gesprochen bedeutet das, dass 
im Sinne der Sicherung von Nachrichtenqualität Mittel und Wege gefun-
den werden sollten, interne wie externe normative Erwartungen an Jour-
nalismus möglichst eng an die Sinnstrukturen und an das Handeln von 
Journalist:innen rückzubinden. Das betrifft existierende Strukturen wie 
den Österreichischen Presserat als Instrument der Medienselbstkontrolle, 
wo eine formale rechtliche Durchsetzbarkeit im Sinne einer liberalen De-
mokratie bedenklich wäre (vgl. Pöttker 2003: 382). Hier könnte die Hand-
lungsrelevanz vielmehr ausgebaut werden, indem beispielsweise die staat-
liche Medienförderung an eine Mitgliedschaft im Presserat gebunden wird, 
wie es dessen branchenweiten Stellenwert erhöhen kann (vgl. Presseclub 
Concordia 2021). Die Notwendigkeit der Rückbindung von normativen 
Strukturen an konkrete Interaktions- und Aushandlungsprozesse betrifft 
aber auch zukünftige qualitätsbezogene Regulierungsfragen, bei denen 
aus demokratiepolitischen Gründen effektive Selbstregulierung staatli-
cher vorzuziehen ist, wie etwa beim Einsatz von künstlicher Intelligenz 
im Journalismus (vgl. Pierson et al. 2023).

Journalismus besitzt eine relative Resilienz gegenüber dem unmittelbaren Einfluss 
von externen Akteur:innen  –  sie können aber mittelbar auf inhaltsprägende Struktu-
ren einwirken. So lassen sich die quantitativen (vgl. Tab. 33) und qualitativen 
Kernbefunde zur Rolle von Akteur:innen aus benachbarten Teilsystemen 
für die Aushandlung von Nachrichtenqualität zusammenfassen. Quan-
titativ wirkt sich der empfundene Einfluss durch journalismusexterne 
Akteur:innen in keinem der Fälle systematisch auf Nachrichtenqualität 
aus. Damit mag auf den ersten Blick der Eindruck entstehen, die Genese 
der Qualität journalistischer Berichterstattung wäre nicht vom Einfluss 
durch beispielsweise Politiker:innen, Beamt:innen oder Interessengruppen 
abhängig. Die qualitative Teilstudie widerspricht dem. Zwar bestätigt auch 
sie, dass der österreichische Journalismus insofern eine relative Resilienz 
gegenüber direkten Interventionen aufweist, als dass Journalist:innen 
Routinen entwickelt haben, um diesen Versuchen unter Bezug auf ihre 
professionellen Ziele und Normen entgegenzutreten. Gleichzeitig empfin-
den die Journalist:innen es aber als zunehmende Herausforderung, insbe-
sondere hinsichtlich der Unparteilichkeit rollen- und normenkonform zu 
handeln, wenn politische Funktionseliten selbst demokratische Normen 
und Konventionen nicht respektieren. Dass dies geschieht, dokumentiert 
die Herabstufung Österreichs von einer liberalen zu einer reinen ›Wahl-
demokratie‹ (vgl. V-Dem Institute 2022: 14). Die Interaktionen zwischen 



378

Conclusio: Nachrichtenqualität als Herausforderung  
für Journalismus, Politik und Gesellschaft

Journalist:innen und Politiker:innen finden vor diesem Hintergrund auf 
einem »uncharted territory« (McNair 2017: 1330) statt, in dem professio-
nelle Rollen und Normen teils neu ausgehandelt werden.

Dass sich insbesondere Rollenverständnisse dabei verändern, ist des-
halb anzunehmen, weil Journalist:innen schon jetzt von einer relativen 
Diskrepanz zwischen ihrem ›Wollen‹ und dem ›Können‹ in Konstellatio-
nen berichten. Fraglich ist, wie lange sie eine solche Dissonanz akzeptie-
ren oder wann sie zu einer Veränderung von Deutungsstrukturen führt. 
Politiker:innen können damit zu einer Verschiebung von professionell-
kulturellen Grenzen beitragen  –  wobei sich journalistische Kultur in 
der vorliegenden Studie als integraler Einfluss auf Nachrichtenqualität 
erwiesen hat. Auch wenn externe Akteur:innen, zumindest in der Breite, 
nicht unmittelbar auf journalistische Inhalte einwirken, so treiben sie 
doch einen Wandel voran, der in letzter Konsequenz auch die Qualität 
des Journalismus verändern kann. In welche Richtung sich journalisti-
sche Kultur wandelt, müssen letztlich empirische Daten im Zeitvergleich 
beantworten. Der Wandel journalistischer Kultur verlagert zudem den 
Blick weg von der Frage, wie Strukturen das Handeln prägen  –  die im 
Zentrum der vorliegenden Studie steht  –  hin zur Frage, wie durch Han-
deln Strukturen aufrechterhalten, verändert oder geschaffen werden (vgl. 
Schimank 2016: 22; vgl. Kap. 9.3), was im Kontext von Journalismus und 
seiner Qualität ebenso hochrelevant ist (vgl. Arnold 2009; Donges 2002; 
Lauerer 2021; Wehmeier 1998).

Von einem vergleichenden Blick auf systematische Einflüsse auf ver-
schiedene Formen der Vielfalt medialer Repräsentation (vgl. Tab. 33)  –  also 
dem »Wie?« der Berichterstattung  –  lässt sich ein abschließendes Fazit ab-
leiten: Wer eine Vielfalt von Stimmen abseits des politischen Zentrums sicherstellen 
will, muss die Autonomie von Journalismus sicherstellen. Generell lässt sich die 
Vielfalt medialer Repräsentation als Dimension von Nachrichtenqualität 
schlechter durch die Strukturen und Handelnden im Journalismus erklä-
ren als die professionellen Standards der Berichterstattung. Das zeigt sich 
zum einen an der niedrigeren erklärten Varianz der entsprechenden Re-
gressionsmodelle, zum anderen daran, dass sich hier weniger signifikante 
Prädiktoren identifizieren lassen. Theoretisch lässt sich dies durch die 
Komplexität von Logiken der Situation als Ursprung des Handelns erklären. 
So argumentiert Schimank (2016: 25), dass diese »nur in geringem Maße 
theoretisierbar« sind, weil dem Versuch zu erklären, »wie spezifische Aus-
prägungen bestimmter sozialer Strukturen spezifische Ausprägungen des 
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Handelns verursachen«, durch die »Menge und Verschiedenartigkeit von 
strukturellen Bedingungen, die auf einen Handelnden in einer Situation 
einwirken«, Grenzen gesetzt sind. Dass das »Wie?« der Berichterstattung 
besser erklärbar ist, lässt sich damit auf den Umstand zurückführen, dass 
bestimme Kommunikationsstile eher unabhängig von den spezifischen 
Rahmenbedingungen eines Nachrichtenereignisses umgesetzt werden 
können als das ›Wer?‹ der Berichterstattung, wo situative Faktoren wie 
Nachrichtenereignisse oder die temporäre Verfügbarkeit von Quellen 
stärker zum Tragen kommen. Die schlechtere quantitative Erklärbarkeit 
der Vielfalt medialer Repräsentation validiert durch diese theoretische 
Erklärung das empirische Vorgehen der Studie.

Wenn sich die Vielfalt medialer Repräsentation durch Strukturen er-
klären lässt, so sind die relevanten Einflüsse ungleich stärker im Bereich 
des ›Könnens‹ zu verorten, während die professionellen Standards der 
Berichterstattung primär durch das ›Wollen‹ und ›Sollen‹ erklärt werden 
(vgl. Tab. 33). Dabei ist es die empfundene Autonomie von Journalist:innen, 
welche sich signifikant positiv auf die mediale Repräsentation von par-
teipolitischen Funktionseliten und signifikant negativ auf die mediale 
Repräsentation von Akteur:innen der Zivilgesellschaft auswirkt  –  und 
damit entscheidend mitbestimmt, ob öffentliche Diskurse auf das poli-
tische Zentrum beschränkt bleiben oder auch die Peripherie beinhalten. 
Insbesondere aus einer deliberativen Perspektive ist die Sicherung eines 
autonomen und freien Journalismus damit unerlässlich. Das wiederum 
lenkt den Blick auf journalismusinterne und -externe Faktoren, welche 
die Autonomie von Journalist:innen begünstigen oder gefährden. Deren 
Identifikation sprengt den Rahmen der vorliegenden Studie, sie sind aber 
üblicherweise in den politischen und ökonomischen Rahmenbedingun-
gen des Journalismus zu verorten (vgl. van Dalen 2019; Mills/Sarikakis 
2019; Sjøvaag 2013). Dabei muss beachtet werden, dass dieser Befund in 
Zeiten einer konservativ-rechten Regierungskoalition aus ÖVP und FPÖ 
entstanden ist, die insbesondere auf Informationsmedien und den öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk politischen und ökonomischen Druck ausübte 
(vgl. Kaltenbrunner 2021). Die Pressefreiheit in Österreich ist seitdem im 
freien Fall. Sie ist vom globalen Rang 11 im Jahr 2017 (vgl. RSF 2017), dem 
Jahr des Beginns der ersten Regierung unter Sebastian Kurz, auf Rang 31 im 
Jahr 2022 bzw. Rang 29 im Jahr 2023 abgerutscht (vgl. RSF 2023). Deshalb 
ist dieser Befund insbesondere als Gefahr zu interpretieren, dass Journa-
lismus in einen »[c]onservative advocacy journalism« (Fielding 2022: 1) 
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abrutscht, der gegenüber der Regierungslinie alternative Deutungsange-
bote ausblendet und so zur impliziten oder expliziten Führsprache für 
die Regierenden übergeht. Zudem macht dieses Ergebnis plastisch, dass 
Autonomie im Journalismus kein normativer Selbstzweck ist (vgl. Örne-
bring/Karlsson 2019: 2)  –  ein Eindruck, der in der Journalismusforschung 
entstehen kann, wo Autonomie mehrheitlich als ›Unabhängigkeit von‹ 
bestimmten Einflussgrößen begriffen wird und weniger als ›Unabhän-
gigkeit für‹ nachgelagerte Ziele (vgl. Örnebring/Karlsson 2022: 9). Der 
dargelegte Befund macht jedoch deutlich, dass journalistische Autonomie 
eine Grundvoraussetzung dafür ist, dass Journalismus der Sicherstellung 
einer Vielfalt von Perspektiven im öffentlichen Diskurs nachkommen kann.

9.2	 Limitationen

Theoretische Limitationen

Wie jede Studie hat auch die vorliegende Limitationen, unter denen die Er-
gebnisse betrachtet werden müssen. Einerseits lassen sich theoretische Li-
mitationen benennen. So wäre zunächst die Wahl der Demokratiemodelle 
erweiterbar und/oder spezifizierbar. Das repräsentative und das partizipa-
torische Modell stellen zwar zwei »Basisform[en]« (Beaufort 2020: 63) von 
Demokratie und das deliberative Modell eine der wichtigsten Denkschulen 
für den zentraleuropäischen Kontext dar  –  sie vereinen unter dem gemein-
samen Dach eines Modells jedoch durchaus divergierende Vorstellungen. 
So problematisiert Warren (vgl. 2017: 39), dass Demokratiemodelle dazu 
einladen, idealtypische Merkmale von Demokratie zu übergeneralisieren 
und auch Bennett und Pfetsch (2018: 246f.) warnen vor einem »continued 
use of concepts based on poorly specified assumptions about textbook de-
mocracies«. Für die erstmalige Verbindung einer normativ-demokratiethe-
oretischen Tradition zur Ableitung von Nachrichtenqualitätsstandards und 
einer analytischen Tradition zum Verstehen der Genese von journalistischer 
Performanz schien der Anspruch, grundlegend unterschiedliche demokrati-
sche Ideen heranzuziehen, gerechtfertigt. Die demokratischen Erfordernisse 
unterschiedlicher Vorstellungen von Demokratie ließen sich jedoch in allen 
Fällen weiter spezifizieren. Das muss bei der Interpretation der Ergebnisse 
bedacht werden, die damit nicht für alle Demokratievorstellungen, die ge-
meinhin unter einem Modell subsumiert werden, gleichermaßen gelten.
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Auch die Wahl der von den Demokratiemodellen abgeleiteten Qualitäts-
standards kann kritisch reflektiert werden. Die professionellen Standards 
und die Vielfalt der medialen Repräsentation von Akteur:innen decken 
nicht erschöpfend alle Anforderungen an Journalismus ab, welche die 
ihnen zugrunde liegenden Demokratiemodelle stellen. Ferree et al. (vgl. 
2002a: 317) unterscheiden etwa zusätzlich nach der Art des öffentlichen 
demokratischen Aushandlungsprozesses und seinem Ergebnis; Eiseneg-
ger und Udris (vgl. 2021: 95) ziehen zusätzlich normativ wünschenswerte 
Themensetzungen heran, um nur zwei Beispiele zu nennen. Auch in-
nerhalb der gewählten Qualitätsdimensionen ließen sich die jeweiligen 
Standards kritisch diskutieren, beispielsweise im repräsentativen Modell, 
ob Sachlichkeit nicht ebenso wichtig wäre wie Unparteilichkeit (vgl. See
thaler 2015), oder im partizipatorischen Modell, ob eine Interaktivität 
(vgl. Engesser 2013) nicht Priorität gegenüber der Erweiterung der Dis-
kurspalette um emotionale Komponenten haben sollte. Dennoch stellen 
die beiden gewählten die trennschärfsten sowie am besten vergleichbare 
Dimensionen dar. Zudem wurden damit Qualitätsstandards gewählt, die 
empirisch auf Produktebene operationalisiert werden können, denn nur 
dadurch können sie mit den journalistischen Rahmenbedingungen ihrer 
Entstehung systematisch in Beziehung gesetzt werden. Andere Untersu-
chungskontexte können es aber erfordern oder erlauben, spezifischere, 
andere oder weitere Standards heranzuziehen.

Zudem kann limitierend eingewandt werden, dass sie sich die vorlie-
gende Definition demokratietheoretisch fundierter Nachrichtenqualität 
rein auf politische Nachrichten im engeren Sinne bezieht (vgl. Kap. 2)  –  ob-
wohl Journalismus selbstredend über die enge Nachrichtenberichterstat-
tung hinaus elementare demokratische Funktionen erfüllt (vgl. z. B. fög 
2022). Problematisch wird das vor allem in einem partizipatorischen De-
mokratieverständnis, wo die Grenzen zwischen dem Politischem und dem 
Privaten und deren Stellenwert in öffentlichen Aushandlungsprozessen 
besonders schwer zu ziehen sind (vgl. Klaus 2001). In diesem Sinne kann 
die vergleichsweise schwache partizipatorische Performanz des österreichi-
schen Journalismus auch darin begründet liegen, dass sie eher in Bereichen 
des Journalismus stattfinden, die sich der vorliegenden Studie entziehen.

Auch die Theoretisierung von Journalismus als Akteur:innen-Struktur-
Dynamik, welche die Grundlage der Erklärung von journalistischer Per-
formanz darstellt, unterliegt Einschränkungen. Der theoretische Zugang 
lässt dabei weitere Dimensionen im Dunkeln, die potenziell konstitutiv 
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für Nachrichtenqualität sein können. Das trifft auf Technologien zu, die 
transformativ für den Journalismus sein können (vgl. Hanusch et al. 2019), 
in der Akteur:innen-Struktur-Dynamik aber schwer zu verorten sind (vgl. 
Karidi 2017: 201). In ihrer basalsten Form sind dies unterschiedliche Dis-
tributionskanäle, die, wie die Inhaltsanalyse zeigt, die Qualität der Be-
richterstattung mitprägen und, wie die qualitative Analyse zeigt, Teil der 
journalistischen Aushandlungsprozesse von Qualität sind. In komplexeren 
Formen sind dies Technologien, die Recherche- und Produktionsprozesse 
automatisieren und damit unmittelbar auf Inhalte einwirken (vgl. Haim 
2019: 29ff.). Künftige Qualitätsforschung steht hier vor der Herausforde-
rung, Technologien handlungs- und strukturtheoretisch rückzubinden. 
Gleichzeitig gibt es in der Komplexität und Vielschichtigkeit der Bezüge 
innerhalb des Journalismus und zu angrenzenden Systemen bekannte 
Akteur:innen, die in der vorliegenden Studie nicht betrachtet werden 
konnten  –  wie beispielsweise andere Medien und ihre Handlungsabsich-
ten (vgl. Reinemann/Baugut 2014a)  –, sowie ›neue‹ Akteur:innen, die das 
journalistische Feld betreten und transformativ auf dieses einwirken kön-
nen, wie etwa ›periphere‹ Journalist:innen (vgl. Maares/Hanusch 2022b).

Limitierend wirkt zudem die übergeordnete Frage, inwieweit Dynami-
ken zwischen Strukturen und Handelnden überhaupt theoretisierbar sind. 
Schimank (2016: 220) spricht in diesem Kontext einerseits von geschlossenen 
Strukturdynamiken, bei denen eine »fortdauernde kausale Wechselwirkung« 
zwischen Strukturen und Handeln besteht, wie es sich »zu einem abstrak-
ten Modell […] verallgemeinern« (Schimank 2016: 220f., Kursivsetzung im 
Original) lässt. Ihnen stehen offene Strukturdynamiken gegenüber, bei denen 
nur retrospektiv festgestellt werden kann, »dass die kausalen Determinan-
ten der strukturellen Effekte unabhängig voneinander wirkten, ihr Zusam-
menwirken also koinzidenziellen Charakter besaß« (Schimank 2016: 217). 
Empirisch sind offene und geschlossene Dynamiken ineinander verwoben 
und können sich konsekutiv abwechseln (vgl. Schimank 2007a: 230). Auf 
den Untersuchungsgegenstand der Erklärung von Nachrichtenqualität 
übertragen bedeutet das, dass das vorliegende Modell niemals alle relevan-
ten Einflüsse auf Nachrichtenqualität theoretisch erfassen kann, weil das 
kein Modell kann. Ein Beispiel für koinzidenzielle Einflüsse sind die in ei-
nem bisher ungekannten Ausmaß  –  mutmaßlich  –  erfolgten Einflussver-
suche auf Medien durch politische Akteur:innen in Österreich, die aktuell 
Gegenstand von Ermittlungen sind. So wird gegenwärtig (im Mai 2023) ge-
gen die Herausgeber:innen oder Eigentümer:innen aller untersuchten Bou-
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levard- bzw. Gratismedien wegen Bestechung oder Untreue ermittelt (vgl. 
Thalhammer/Melichar 2023). Je ein Chefredakteur eines untersuchten 
Informationsmediums und des ORF sind zudem aufgrund von belastenden 
Chats mit politischen Eliten zurückgetreten (vgl. RSF Österreich 2023). 
Solche Vorkommnisse waren zwar nicht zwingend zu erwarten  –  unter den 
strukturellen Bedingungen aber gleichsam offenbar möglich. Der theoreti-
schen Auseinandersetzung bleibt daher nur die Analyse der Bedingungen, 
die einen solchen »Cournot-Effekt« (Schimank 2016: 218) zufallsbedingter 
Dynamiken (un-)wahrscheinlicher machen. Im Beispiel sind dies rechtliche 
Rahmenbedingungen der Inseratenpolitik, die ökonomisch-politische Zu-
griffe auf Medien zulassen (vgl. Kaltenbrunner 2021).

Eine abschließende theoretische Limitation liegt in der nur impliziten 
Berücksichtigung von Nachrichtenthemen und -ereignissen. Theoretisch 
ist davon auszugehen, dass sowohl Charakteristika der journalistischen 
Produktionsrealität als auch die jeweiligen Nachrichtenanlässe in die 
Ausgestaltung der Berichterstattung einfließen (vgl. Reinemann/Baugut 
2014b: 328)  –  gleichzeitig sind Letztere durch eine Situativität geprägt, 
die einer abstrakten Charakterisierung Grenzen setzen. Eine explikative 
Qualitätsforschung steht hier vor einem Dilemma. Einerseits möchte sie 
eben gerade innerhalb der »uncontrollable environment« (Sjøvaag 2013: 
164), mit der Journalist:innen konfrontiert sind, »vereinfachende und 
genau dadurch auch verallgemeinerbare Kausalzusammenhänge und 
Ablaufmuster« (Schimank 2016: 345) herausarbeiten. Andererseits prägt 
die Nachrichtenlage selbst journalistische Qualität entscheidend mit (vgl. 
Fahr 2001; Zerback 2013: 213–224). Die vorliegende Studie bestreitet hier 
einen Mittelweg. Theoretisch berücksichtigt sie zwar nur die journalisti-
sche Arbeitsrealität ungeachtet der jeweiligen Nachrichtenereignisse. Sie 
verknüpft den theoretischen Rahmen aber mit einem empirischen Zugang, 
der durch sein exploratives Moment die Grenzen abstrakter Theoretisier-
barkeit aufzeigen kann (wie dies beispielsweise bei der Parteienvielfalt der 
Fall war). Nichtdestotrotz führt diese theoretische Limitation dazu, dass 
die identifizierten Zusammenhänge für verschiedene Nachrichtenthemen 
unterschiedlich starke Gültigkeit besitzen.

Methodische und methodologische Limitationen

Methodische Limitationen der Studie sind zunächst in der Messung von 
Nachrichtenqualität zu verorten. So wurde die Inhaltsanalyse rein anhand 
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von Texten durchgeführt, bei audiovisuellen Inhalten anhand von Tran-
skripten. Dies trägt dem Anspruch Rechnung, dass verschiedene Medien-
angebote vergleichbar analysiert werden sollten (vgl. Lacy/Rosenstiel 
2015: 53). Dem entgegen steht das Argument, dass bestimmte Qualitätsdi-
mensionen in besonderer Weise durch visuelle Komponenten ausgedrückt 
werden, wie etwa Emotionalität (vgl. Steiner 2020: 247), die aber nicht 
untersucht wurden. Einschränkend muss zudem an dieser Stelle betont 
werden, dass mehrere Variablen der Inhaltsanalysedaten stark schief verteilt 
sind und deutlich weniger Varianz aufweisen (vgl. Kap. 6.1.2) als vergleich-
bare Daten (vgl. fög 2022; Kösters 2020; Seethaler 2015). Dies kann die 
Folge eines breit angelegten Erkenntnisinteresses eines ländervergleichen-
den Verbundprojekts und eines entsprechend komplexen Codebuchs mit 
mehreren Codierebenen und Variablen verschiedenster Codierlogiken (vgl. 
Riffe et al. 2005) sein. Auch wenn durch die Berechnung von logistischen 
Modellen diesem Problem jedenfalls teilweise begegnet worden konnte, 
so ist dies für das Vorhaben, Varianz in der Performanz systematisch zu 
erklären, dennoch eine schwierige Ausgangsbasis.

Die Erklärung journalistischer Performanz durch die Arbeitsreali-
tät von Journalist:innen ist zudem mit Limitationen verbunden, die in 
der Wahrnehmbarkeit von relevanten Einflussgrößen im Journalismus 
liegen. Einerseits gehen Studien davon aus, dass Journalist:innen in der 
Lage sein sollten, Einflüsse auf ihre Arbeit auch adäquat wahrzunehmen, 
und erforschen auf Basis dieser Wahrnehmungen die Einflussstärken ver-
schiedener Dimensionen bzw. Ebenen (vgl. Hanitzsch et al. 2010 2019; 
Hanitzsch/Mellado 2011; Hughes et al. 2017; Lauerer/Keel 2019). Ob 
sich diese Einflüsse aber letztlich systematisch auf journalistische In-
halte auswirken, können sie nicht beantworten. Die vorliegende Studie 
kann dies, indem sie die wahrgenommenen Einflüsse systematisch mit 
der tatsächlichen Performanz verknüpft, worin eine ihrer entscheiden-
den Stärken liegt. Dennoch ist die Messung von Einflüssen nach wie vor 
an die Perzeption von Journalist:innen gekoppelt  –  zwar nicht zwingend 
in eine bestimmte Einflussrichtung, in einer grundsätzliche Wahrnehmung als 
generelle Einflussquelle jedoch schon. Theoretisch lässt sich das damit ar-
gumentieren, dass es über bestimmte Strukturen die »knowledgeability of 
the relevant agents« (Giddens 1984/2009: 368)  –  also die Kenntnis seitens 
der Akteur:innen  –  braucht, damit Strukturen handlungsleitend werden. 
Mit Schimank (vgl. 2016: 226) gesprochen braucht es die Wahrnehmung 
von Interferenzen, damit Akteur:innen ihr intendiertes Handeln relatio-
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nal zu Strukturen anpassen. Dennoch können Einflüsse so stark interna-
lisiert werden, dass sie als derart ›natürlicher‹ Teil journalistischer Arbeit 
wahrgenommen werden (vgl. Sjøvaag 2013: 159), dass sie nicht mehr als 
expliziter Einfluss befunden werden. Solche Einflüsse können in der vor-
liegenden Studie empirisch unterschätzt werden.

Die statistischen Modelle unterliegen, wie bereits angesprochen (vgl. 
Kap. 7.1.3), Limitationen, die der Datenstruktur geschuldet sind. Die Zahl 
jener Beiträge der Inhaltsanalyse, deren Urheber:innen transparent gekenn-
zeichnet sind, war (trotz vorheriger Überprüfung an bestehendem Daten-
material, vgl. Seethaler 2015) kleiner als erhofft. Zudem ließen sich die 
abgefragten Einstellungs- und Wahrnehmungskonstrukte (trotz der Verwen-
dung erprobter Skalen, vgl. Hanitzsch/Hanusch et al. 2019; Hanitzsch/
Seethaler et al. 2019a) kaum zu konsistenten Indizes zusammenfassen. 
Deshalb musste mit Einzelvariablen gerechnet werden, was die realisier-
bare Komplexität der Mehrebenenmodelle zusätzlich begrenzt (vgl. Kap. 
6.4.1). Eine Folge davon ist, dass journalistische Organisationen  –  trotz ih-
res theoretischen Primats in einer »Organisationsgesellschaft« (Schimank 
2010: 33)  –  nicht derart spezifisch berücksichtigt werden konnten, wie dies 
erstrebenswert wäre. Wünschenswert wäre eine zusätzliche dritte Ebene 
in den Mehrebenenmodellen gewesen. So könnte differenziert werden, in-
wiefern Zusammenhänge nur für bestimmte Medien bzw. Sektoren gültig 
sind, was besonders bei teilweise durch Organisationen operationalisier-
ten Deutungsstrukturen wichtig wäre. Beim vorliegenden Design ist die 
Frage der Kausalität hinter den Zusammenhängen weniger fraglich als 
bei Analysen basierend auf nur einer Datenquelle, weil kaum zu erwarten 
ist, dass sich die von Journalist:innen realisierte Performanz (unmittelbar) 
auf ihre Wahrnehmungen auswirkt. Die unzureichende Berücksichtigung 
der Organisationsebene kann aber einen Kausalzusammenhang verunkla-
ren. So ist es denkbar, dass beispielsweise ein bestimmtes journalistisches 
Rollenverständnis nicht kausal die Performanz beeinflusst, sondern dass 
Journalist:innen in bestimmten organisationalen Kontexten gleichzeitig 
ähnliche Rollen aufweisen und eine ähnliche Berichterstattung realisieren. 
Performanz und Einstellungen bzw. Wahrnehmungen können damit eher 
gleichermaßen Ausdruck eines organisationalen Einflusses sein als kausal 
verbundene Dimensionen. Wann immer möglich wurde versucht, solche 
organisationalen Dynamiken anhand der qualitativen Daten einzuordnen.

Als Ergebnis der theoretischen wie methodischen Limitationen können 
die Regressionsmodelle mit maximal 13 Prozent vergleichsweise wenig 
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Varianz erklären. Dies ist die Folge der komplexen Datenkombination 
von Inhaltsanalyse- und Befragungsdaten. Hier ist kaum mit einer ähn-
lich hohen Varianzerklärung wie etwa in reinen Befragungsstudien zu 
rechnen und sie unterscheidet sich kaum von methodisch vergleichbaren 
Studien (vgl. Raemy et al. 2019; Steindl 2021; Tandoc et al. 2019). Positiv 
interpretiert kann argumentiert werden, dass die Studie trotz des hoch-
komplexen Prozesses der Genese von Nachrichtenqualität signifikante 
Einflüsse identifizieren konnte, welche die Qualität der Berichterstattung 
systematisch mitprägen. Negativ interpretiert bleibt auch trotz des auf-
wendigen Designs das Gros der Varianz unerklärt.

9.3	 Ausblick

Wissenschaftlicher Ausblick

Die vorliegende Studie besitzt zahlreiche Implikationen für die weitere 
wissenschaftliche Beschäftigung mit Nachrichtenqualität. Ein Anknüp-
fungspunkt ergibt sich aus dem rekursiven Verhältnis zwischen Handeln 
und Strukturen im Journalismus. Im Zentrum der vorliegenden Studie 
stand im Sinne der Erklärung von Nachrichtenqualität durch die Arbeits-
realität von Journalist:innen »die Erklärung von Handlungswahlen« bzw. 
deren Ergebnis in Form journalistischer Performanz. Das Gegenstück, 
nämlich »die Erklärung von strukturellen Effekten des handelnden Zu-
sammenwirkens« (Schimank 2016: 27) ist aber ebenso relevant, ist bei-
des doch zirkulär verbunden (vgl. Abb. 1 in Kap. 2). Konkret verweist das 
einerseits auf Forschungsbedarf der Wirkungen, die Nachrichtenqualität 
auf die sie rezipierenden Bürger:innen und in weiterer Folge auf die Ge-
sellschaft hat. Trotz vereinzelter Studien (vgl. z. B. van der Wurff et al. 
2016) braucht es die systematische Verschränkung angebotsseitiger Pa-
rameter und publikumsseitiger Dimensionen, um zu verstehen, ob die 
normativen Forderungen an die Berichterstattung auch zu demokratie-
fördernden Effekten führen (vgl. Beaufort 2020; Hasebrink et al. 2021; 
Vogler et al. 2022). Ein solches Forschungsprogramm muss den komple-
xen Wirkungen von hoch- oder niedrigqualitativem Journalismus unter 
Einbezug von Publikumserwartungen, Mediennutzung und Medienkom-
petenz gerecht werden und insbesondere das Verhältnis zwischen einer 
Mikro- und Makroebene theoretisieren und erforschen, wie dies auch der 
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Anspruch der vorliegenden produktionsseitigen Studie war. In hybriden 
Medienumgebungen steht die Forschung zudem vor der Herausforderung, 
die unterschiedlichen Rahmenbedingungen, unter denen die Rezeption 
journalistischer Inhalte erfolgt, zu berücksichtigen, beispielsweise deren 
Ergänzung um Publikumsfeedback im Social Web (vgl. z. B. Lu et al. 2023).

Das rekursive Verhältnis zwischen Handeln und Strukturen wirft auch 
die Frage auf, inwiefern die für die Erklärung von Nachrichtenqualität 
herangezogenen Einflussdimensionen in journalistischen Aushandlungs-
prozessen selbst verändert oder aufrechterhalten werden bzw. neue Struk-
turen geschaffen werden. Dies ist für alle Arten von Strukturen denkbar 
und kann sowohl eine Folge von Interferenzen im Prozess der Produktion 
journalistischer Inhalte als auch eine Folge dieser Inhalte sein, wie dies im 
theoretischen Rahmen der vorliegenden Studie nur angedeutet wurde (vgl. 
die gestrichelte Linie in Abb. 2 in Kap. 2). Angesprochen wurde dies bereits 
für den Wandel journalistischer Rollenverständnisse, wo die Aushandlung 
als adäquat empfundener Berichterstattungsstandards Aushandlungspro-
zesse anstößt, die in letzter Konsequenz Rollenverständnisse selbst verän-
dern können. Aufschlussreich ist aber auch die Veränderung normativer 
Erwartungsstrukturen, etwa rechtlicher Rahmenbedingungen, die auf 
die Ausgestaltung konkreter Berichterstattung  –  beispielsweise auf neue 
Formen der Normenverletzung, wie z. B. Hate Speech im Internet (vgl. 
Hong 2018)  –  reagieren (müssen) und dabei adaptiert werden. Schließlich 
betreten durch veränderte journalistische Performanz neue Akteur:innen 
das Feld, etwa Fact Checker:innen als Reaktion auf Desinformation (vgl. 
Graves 2016), was Konstellationsstrukturen transformiert. Während die 
vorliegende Studie untersucht hat, welche Einflüsse auf journalistische 
Performanz zu einem singulären Zeitpunkt im Querschnitt wirken, benö-
tigt es einen Längsschnitt über die Zeit, wenn man solche zirkulären und 
iterativen Zusammenhänge konsequent zu Ende denkt. Die Arbeitsrealität 
von Journalist:innen wird vergleichsweise gut im Zeitverlauf erforscht (vgl. 
Johnstone et al. 1976; Kaltenbrunner et al. 2008 2020; Karmasin 1996, 
2005; Scholl/Weischenberg 1998; Seethaler et al. 2019; Weaver et al. 
2019; Weischenberg/Malik et al. 2006). In der Qualitätsforschung wird 
ein kontinuierliches Monitoring im deutschsprachigen Raum jedoch nur 
in der Schweiz geleistet wird (vgl. fög 2010, 2022).

In Hinblick auf künftige Forschung versteht sich die vorliegende Studie 
zudem als Plädoyer, normative und analytische Zugänge zur Untersuchung 
von journalistischer Performanz in beiderseitigem Interesse eng zu ver-
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schränken. An bestehender Forschung wurde einerseits ein »Theorieman-
gel« (Serong 2015: 132) kritisiert, insbesondere hinsichtlich der konsistenten 
theoretischen Herleitung von Qualitätsstandards. So arbeitet beispielsweise 
ein Gutteil der Vielfaltsforschung mit rein operationalen Definitionen oder 
beschränkt sich auf metaphorische Referenzen (vgl. Loecherbach et al. 
2020: 616), obwohl Vielfalt ohne eine Theoretisierung, wer oder was denn 
(wie) vielfältig sein sollte, aussagelos ist. Andererseits wurde an normativer 
Forschung ein ›konterfaktischer Idealismus‹ kritisiert, wie es beispielsweise 
Nielsen (2017) tut. Aufbauend auf Schudsons (vgl. 2008: 11ff.) Liste von »[s]ix 
or seven things news can do for democracy« argumentiert er, dass zu hohe 
normative Anforderungen an den Journalismus nicht nur unrealistisch sind, 
sondern den Blick auf die empirische Realität verstellen. Er plädiert für einen 
›demokratischen Realismus‹ und identifiziert »one thing journalism just 
might do for democracy« (Nielsen 2017: 1251)  –  nämlich die Bevölkerung 
mit korrekter, verständlicher, vielfältiger, relevanter und aktueller Infor-
mation über das öffentliche Geschehen zu versorgen.

Im Licht der vorliegenden Studie ist das zu verkürzt. Nielsen ist si-
cherlich zuzustimmen, wenn er (2017: 1251) argumentiert »[w]e do not 
get more from journalism simply by wishing for more«  –  das ist aber 
auch nicht der Fall, wenn normative Standards, die an den Journalismus 
zu stellen sind, von Anfang an niedrig sind. Zum einen ist die Frage, von 
wem Journalismus welche Informationen bezieht und wie er sie seinem 
Publikum vermittelt, schon mit Annahmen verbunden, die konsequent zu 
Ende gedacht immer auch normativ sind. Eine solche Normativität muss 
reflektiert, offengelegt und vor allem differenziert werden. Zum anderen 
gehen Herausforderungen, mit denen Demokratie derzeit konfrontiert ist, 
vielfach mit Beschneidungen der Rechte und Möglichkeiten gesellschaft-
licher Teilhabe von Menschen einher, wie es den eingangs zitierten An-
spruch an Demokratie, dass alle Gesellschaftsmitglieder »gleichberechtigt 
und selbstbestimmt« (Rasemann/Kneip 2022: 9) agieren können müssen, 
verletzt. Öffentlichkeit für diese Gruppen herzustellen ist eine Aufgabe, 
die primär in den Händen des Journalismus liegt. Um  –  und hier trifft 
sich die Argumentation wieder mit Nielsen  –  nicht irrelevant zu werden, 
muss die Forschung ihre normativen Annahmen jedoch systematisch an 
die Realität journalistischer Nachrichtenproduktion rückbinden. In die-
sem Sinne ist zukünftige Qualitätsforschung in der Pflicht, normative 
Standards präzise und differenziert zu argumentieren, sie aber gleichzei-
tig eng mit der empirischen Realität abzugleichen.
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Ein Forschungsfeld, auf das die notwendige enge Verschränkung nor-
mativer Annahmen und empirischer Zugriffe im Besonderen zutrifft, ist 
die Automatisierung der Analyse journalistischer Performanz, der sich auch 
die Qualitätsforschung stellen muss bzw. teilweise bereits stellt (vgl. Udris 
et al. 2022). Sie ermöglicht die schnelle und vergleichbare Untersuchung 
großer Medienkorpora, wie es im besonderen Interesse der Qualitätsfor-
schung liegt. Gleichzeitig besteht die Gefahr, in eine »theoretische Sack-
gasse« (Boczek/Hase 2020: 119) zu geraten, wenn theoretisch-normative 
Fragen zugunsten methodischer zu stark in den Hintergrund rücken. Ähn-
liches trifft auf die wissenschaftliche Untersuchung der Automatisierung 
von Nachrichtenproduktion zu (vgl. Carlson 2018), wo beispielsweise die 
automatisierte Distribution von Nachrichten anhand inhaltlicher Parame-
ter (vgl. Moeller et al. 2023) direkte Konsequenzen für das demokratische 
Potenzial von Journalismus hat.

Praxisbezogener Ausblick

Auch wenn sich die Qualitätsforschung im Grad ihres »Steuerungsopti-
mismus« (Wyss 2016c: 265) unterscheidet, steht sie stets unter der überge-
ordneten Frage, wie Qualität verbessert oder zumindest gesichert werden 
kann. In diesem Sinne werden abschließend Implikationen für die Praxis 
formuliert. Sie können als Folge des Befunds, dass journalismusinterne 
wie -externe Strukturen und Akteur:innen Nachrichtenqualität entschei-
dend mitprägen, nicht nur den Journalismus betreffen. Die Sicherung 
und Förderung von Nachrichtenqualität stellen  –  wie der Titel des ab-
schließenden Fazits der vorliegenden Studie ausdrückt  –  vielmehr eine 
gemeinsame Herausforderung für den Journalismus, die Politik und die 
ganze Gesellschaft dar. Die Verantwortung für Qualität im Journalismus 
kann, wie Meier (2019: 5) es formuliert, nicht alleine ›auf den Schultern‹ 
des Journalismus lasten, sondern es bedarf der praktischen Zusammen-
arbeit verschiedener gesellschaftlicher Akteur:innen und Institutionen.

Eine konkrete Implikation hat die vorliegende Forschung für die Siche-
rung öffentlich-rechtlicher Medien. Der ORF, das zeigt die Inhaltsanalyse, 
ist ein Rückgrat des österreichischen Journalismus, was das repräsentative 
und deliberative Verständnis von Nachrichtenqualität angeht. Er sichert 
nicht nur die Unparteilichkeit und diskursive Einordnungsleistung der 
Berichterstattung, sondern ermöglicht die mediale Repräsentation von 
Akteur:innen der Zivilgesellschaft. Das ist, wie die quantitative und quali-
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tative Analyse zeigen, maßgeblich auf seinen Funktionsauftrag zurückzu-
führen, der in der Aushandlung mit internen und externen Bezugsgruppen 
für Journalist:innen handlungsleitend wird. Thomaß’ (2023: 100) eindring-
liches Plädoyer in Bezug auf öffentlich-rechtliche Medien, »›Verteidigt die 
Institutionen!‹«, ist deshalb  –  nicht aus einem rein normativen Impetus 
heraus, sondern basierend auf den empirischen Befunden der vorliegen-
den Studie  –  zuzustimmen.

Öffentlich-rechtliche Medien als qualitätsfördernde Strukturen gilt es 
in diesem Sinne zu erhalten und zu fördern. Dem kommt die österreichi-
sche Politik derzeit in eingeschränktem Maße nach. Einerseits erweitert 
sie in gegenwärtigen Reformplänen die Möglichkeiten des ORF, Online-
Formate zu betreiben  –  schränkt aber gleichzeitig orf.at als meistgenutzte 
Nachrichtenseite (vgl. ÖWA 2023) durch eine Obergrenze wöchentlicher 
Nachrichtenbeiträge ein (vgl. Fidler 2023). Damit schafft sie eine Kluft 
zur Nutzungsrealität, sind doch analoge Medien nur noch für die über 
45-Jährigen eine zentrale Anlaufstelle, während fast zwei Drittel der 18- bis 
24-Jährigen und rund die Hälfte der 25- bis 44-Jährigen Online-Medien 
(inklusive Social Media) als Hauptnachrichtenquelle nutzen (vgl. Gadrin-
ger et al. 2022: 45). Aus einer Qualitätsperspektive ist das fatal, kann ein 
noch so hochwertiges Angebot doch nur dann Demokratie fördern, wenn 
es auch rezipiert wird (vgl. Weiss et al. 2016: 34).

Eine abschließende praxisbezogene Implikation hat die Studie für die 
Sicherung journalistischer Kultur. »Qualitätskulturen sind kontinuierlich 
hege- und pflegebedürftig« (Held/Russ-Mohl 2005: 51), das zeigen auch 
die vorliegenden Ergebnisse, wo professionelle Standards der Berichter-
stattung durchgehend in einem systematischen Verhältnis zu journalisti-
scher Kultur stehen. In Österreich kann davon derzeit jedoch keine Rede 
sein  –  das Gegenteil ist der Fall. Vom rechten Rand des Parteienspektrums 
finden gezielte Attacken auf einzelne Journalist:innen statt (vgl. Udris 
et al. 2023: 62). Die aktuelle Regierung plant eine politikferne Sozialisa-
tion von Journalist:innen zu untergraben, indem sie eine staatlich betrie-
bene  –  und der parlamentarischen Kontrolle entzogene  –  Journalist:innen-
Ausbildung etablieren möchte, deren budgetäre Ausstattung eine schnelle 
Monopolstellung wahrscheinlich macht (vgl. Mark 2023). Die dargelegten 
Ermittlungen gegen Medieneigentümer:innen und Herausgeber:innen 
wegen ihrer mutmaßlichen Verstrickung in Absprachen mit der Politik 
stellen deren Interesse an einer Demokratie im Wortsinne infrage (vgl. 
Thalhammer/Melichar 2023).
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Es ist unwahrscheinlich, dass dies an der journalistischen Kultur in 
Österreich spurlos vorübergeht  –  wodurch in letzter Konsequenz ein 
hochwertiges journalistisches Nachrichtenangebot zur Disposition steht. 
Dem gilt es deshalb entschieden entgegen zu lenken. Dazu braucht es An-
strengungen des Journalismus und insbesondere journalistische Medienor-
ganisationen, die sich ihrer demokratischen Verantwortung bewusst sein 
müssen, der Politik, die Journalismus den dazu notwendigen Freiraum 
zugestehen muss, und der Gesellschaft, die ihren demokratischen Pflichten 
nachkommt, aber auch ihre Rechte einfordert. Es bleibt zu hoffen, dass 
dies gelingen kann.
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gleichend  –  ergründen und erläutern.
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